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Vorwort 

Auch dieser Band bedarf eines Vorworts. 
i\ Ich habe die mir im Vorworte des ersten Bandes gezogene 
Grenzlinie eingehalten und das vorliegende Werk mit dem Frieden 
von Bukarest (August 1913) abgeschlossen. Seither hat sich auf 
dem Balkan allerdings so manches ereignet, was ich gern in diese 
Darstellung miteinbezogen hätte ; aber ich mufite dieser Versuchung 
widerstehen, so verlockend es auch gewesen wflre, die Geschichte 
der Balkanereignisse bis auf die unmittelbarste Gegenwart fort- 
zufahren. Ich mufite es vor allem aus Granden des Raums und 
der Zeit. Die ungeheure Falle des Stoffes hat mich ohnehin ge- 
nötigt, den mit dem Verlag urspranglich vereinbarten Rahmen 
des Werks zu erweitem und damit auch die Frist bis zur Ausgabe 
des Bandes hinauszuschieben. Der Verlag ist mir dabei in der 
liebenswardigsten Weise entgegengekommen : er hat mir aus freien 
Stacken eine Erweiterung des Umfangs um 6 Bogen angeboten 
und den Ausgabetermin vom Frahjahr auf den Spätsommer verlegt. 
Wenn ich nun auch die Balkan-Ereignisse vom August des Vor- 
jahrs bis heute mit in Betracht hätte ziehen wollen, so wäre eine 
abermalige Erweiterung des Umfangs und Verschiebung der Aus- 
gabe notwendig geworden ; das aber wollte ich weder dem Verlage 
noch auch mir selber zumuten. 

Hievon abgesehen, wollte ich den Band doch mit einem be- 
stimmten Abschnitte schließen; hiezu schienen mir aber die Er- 
eignisse vom Bukarester Frieden bis heute wenig geeignet, denn 
sowohl die albanesische als die serbische Frage, die diesen Zeitraum 
hauptsächlich fallen, sind in emer Entwicklung begriffen, die noch 
keinen Ruhepunkt bietet und diese Ereignisse daher auch far den 
Abschluß einer Geschichte der Balkanpolitik Österreich-Ungarns 
nicht gut verwendbar erscheinen läfit. Allerdings hätte die Tragödie 
von Serajevo einen erschattemden Schlufiakkord abgegeben ; aber 
ich denke, man hat in ihr vielmehr den tragischen Auftakt zu einer 
neuen Phase dieser Geschichte zu sehen, zur bedeutsamsten von. 
allen. 



VIII Vorwort 

So meine ich recht getan zu haben, daß ich das Werk mit 
<iem Frieden von Bukarest abschloß, — 

Besondere Aufmerksamkeit habe ich in meiner Darstellung 
den Beziehungen der Monarchie zu Italien zugewendet, soweit sie 
die Balkanpolitik betreffen, und sie ohne Beschönigung rückhaltslos 
so dargestellt, wie sie tatsächlich sind, nicht in dem künstlichen 
Rampenlichte, wie sie die führende Tagespresse ihren Lesern zu 
zeigen liebt. Daraus aber etwa zu folgern, ich hätte dies aus 
Abneigung gegen die Italiener getan, wäre unrichtig. Ich habe 
nicht nur keine Antipathie gegen sie, sondern ich hielte es im 
Gegenteil für sehr wünschenswert, wenn das Verhältnis zwischen 
<ler Monarchie und Italien so wäre, wie es unter Verbündeten 
sein sollte und auch sein könnte, sofern man sich jenseits der 
Alpen nur einmal dazu verstehen wollte, das alte Kriegsbeil mit den 
eiQgeätzten Namen Triesi und Trient für immer zu vergraben. 
Von der Monarchie hat Italien nichts zu besorgen, denn sie will 
nichts von ihm, was man leider nicht auch umgekehrt behaupten 
kann. Wenn aber der eine oder andere Leser vielleicht findet, 
meine Tonart bei der Behandlung dieses Themas sei nicht bundes- 
freundlich genug, so erwidere ich darauf, daß die überzarte Rück- 
sicht, die man hierzulande Italien gegenüber zu beobachten für 
angezeigt hält, dort nicht die geringste Erkenntlichkeit findet und 
die italienischen Publizisten in Presse und Literatur nie abgehalten 
hat, ihrer Abneigung, ja ihrem Hasse gegen Osterreich nach Herzens- 
bedarf Luft zu machen, und zwar in einem ganz andern Tone, 
als ich ihn hier angeschlagen habe. — 

Raum- und Zeitrücksichten waren es auch, die mich nötigten, 
mich ausschließlich auf die äußere' Politik der Monarchie zu be- 
schränken, so wünschenswert ein gelegentliches näheres Eingehen 
auf die innere auch gewesen wäre. Aus diesem Grunde mußte 
ich auch, ungern genug, darauf verzichten, die südslawische Frage, 
soweit sie zur innem Politik der Monarchie gehört, in den Bereich 
meiner Darstellung zu ziehen. Eine gründliche Behandlung dieses 
Themas hätte auch die erweiterten Grenzen des Bandes beträchtlich 
überschritten. 

An dieser Stelle will ich auch Herrn Dr. Heinrich Friedjung 
für die interessanten Mitteilungen danken, die er mir in liebens- 
würdigster Weise aus seinem Verkehre mit dem Grafen Ährenthal 
gemacht und die zu benutzen er mir ganz spontan anheimgestellt 
hat. Wenn ich von dieser nicht alltäglichen Generosität auch nur 
sparsamen Gebrauch gemacht habe, weil es meines Erachtens 
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doch in erster Linie ihm selber zukommt, diese Dinge zu ver- 
öffentlichen, so sind sie mir doch für die Charakteristik Ährenthals 
wertvoll gewesen. Um einer Mißdeutung vorzubeugen, muß ich 
aber gleich dazusetzen, daß die scharfen Einwände, die ich in 
meinem Buche gegen die Politik dieses Staatsmanns erhoben habe, 
nicht durch die Mitteilungen Dr. Friedjungs veranlaßt worden sind. 

Dieser Verdacht läge nämlich ziemlich nahe, denn Graf Ähren- 
thal hat durch sein Verhalten in der bekannten Prozeßangelegen- 
beit diesem Historiker wahriich keinen Grund gegeben, seiner 
besonders freundlich zu gedenken. Ein solcher Schluß wäre jedoch 
durchaus falsch, denn Dr. Friedjung hat sich in seinem Urteil Aber 
Ährenthal durch seine bittere Erfahrung mit ihm keineswegs beinen 
lassen und mir gegenüber von dessen staatsmannischen Fähigkeiten 
im Gegenteile mit höchster Anerkennung gesprochen; einer An- 
erkennung, die ich in nur sehr beschränktem Maße zu teilen ver- 
mag. Diese der Objektivität und dem Charakter des berühmten 
Historikers zur besondem Ehre gereichende Objektivität hier aus- 
drücklich festzustellen, halte ich nicht für überflüssig. — 

Schließlich will ich auch noch eines Buchs gedenken, das mir 
während meiner Arbeit vom Anfang bis zum Ende ein treuer Be- 
gleiter und veriäßlicher Wegweiser auf den nicht immer gebahnten 
Wegen der Geschichte des türkischen Reichs gewesen ist. Ich 
meine die „Geschichte des Machtverfalls der Türkei" von Carl 
Ritter von Sax. Ich sage ihrem mir persönlich nicht bekannten 
Verfasser hier meinen aufrichtigen Dank und glaube diesem am 
besten Ausdruck zu geben, wenn ich das treffliche Werk als Nach- 
schlagbuch allen empfehle, die sich für die Geschichte der Türkei 
interessieren, und ganz besonders denen, die darüber etwas zu 
sagen haben. 

Während ich diese Zeilen schreibe, strömen Österreich- 
Ungarns waffenfähige Söhne, bartlose Jünglinge und reife Männer, 
aus allen Teilen des weiten Reichs zu den Fahnen. Der Kaiser 
hat sie gerufen. Eine mächtige Bewegung hat die Völker der 
Monarchie erfaßt, und der widrige Zank, der sie sonst zerklüftet, 
ist mit einem Male verstummt. Sie alle fühlen wieder, daß sie 
doch zusammengehören, trotz allem, und daß das alte, von ihnen 
so oft verkannte Habsburgerreich doch ihre Heimat ist. Die 
Hoffnungen der Feinde dieses Reichs — der äußern wie der 
innem — auf seinen Zerfall, den sie schon so nahe glaubten, 
sind von ihrer Erfüllung, scheint es, weiter entfernt denn je. 
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Angesichts des nahenden Krieges hat Österreich-Ungarn sich 
selbst wiedergehinden. Endlich, endlich hat es seine übermensch- 
liche Langmut über Bord geworfen und sich zu mannhafter Tat 
aufgerafft Scharf wie sausender Stahl hat das »Halt" geklungen, 
das es dem dreisten, mordgierigen Feinde zugerufen, und aus dem 
ehernen Munde der Kanonen wird diesem »Halt* ein tausend- 
fach donnerndes Echo folgen. Freilich hat das Reich erst seinen 
Thronfolger verlieren müssen, den die meuchlerische Kugel eines 
serbischen Mordbuben hingerafft hat und der, auch im Tode mit 
seiner treuen Gattin vereint, als tragisches Opfer einer Propaganda 
gefallen ist, deren verbrecherische Umtriebe man in unverzeihlicher 
Verblendung und Nachlässigkeit verkannt und geduldet hat. 

Jetzt, in dieser grofien Stunde, da das alte Habsburgerreich 
sich mit seinen schlachtenerprobten Waffen gürtet und seine Völker 
um sein ruhmbekränztes Banner schart, sei auch dieses Mannes 
gedacht, der es als die hohe Aufgabe seines Lebens angesehen, 
das Heer und die Flotte für diese Stunde vorzubereiten. Es sollte 
ihm nicht vergönnt sein, sie auch zu erleben. Aber was dem 
Lebenden nicht beschieden gewesen, der Tote hat es erreicht 
und den so lange säumigen Zeiger der historischen Uhr des 
Reichs bis zur Stunde der Entscheidung gerückt. 

Möge diese grofie Stunde auch große Männer finden! 

Wien, 27. Juli 1914, 
am Vorabend der Kriegserklärung an Serbien 

Der Verfasser 
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Einleitung 

Nach dem Berliner Kongresse 

Der Berliner Vertrag hatte die von Rufiland diktierten ein- 
seitigen Bestimmungen von San Stefano zwar abgeändert und für 
eine gerechtere Verteilung der den Türken abgenommenen Gebiete 
gesorgt; aber zufriedengestellt hatte er die dabei interessierten 
Staaten und Völker keineswegs. 

DaB Rufiland diesen Vertrag als eine schwere und be- 
schämende Niederlage empfinden mufite, war klar, und nicht 
minder, dafi infolgedessen die ohnedies nur oberflächlich ver- 
heilten Wunden aus der Krimkriegszeit wieder aufbrachen und 
die alten Rachegedanken gegenüber Österreich erwachten. Der Ge- 
bietszuwachs , den Rufiland vom Berliner Kongresse nach Hause 
getragen hatte, vermochte diese Niederlage nicht wettzumachen, 
diese Erbitterung nicht zu beschwichtigen. 

Ebensowenig konnte Rumänien mit dem Ergebnisse des Kon- 
gresses zufrieden sein, denn es war, ungeachtet der namhaften 
Erfolge, die es im letzten Krieg errungen hatte, mit keinem terri- 
torialen Zuwachs bedacht worden, sondern mufite sich mit einem 
Ländertausche begnügen, der, wiewohl das ihm zugeteilte Gebiet 
umfangreicher war als das abgetrennte, doch keinen Gewinn be- 
deutete : die unwirtliche, von einer aus Rumänen, Türken, Tataren 
und Bulgaren bunt zusammengewürfelten Bevölkerung bewohnte 
Dobrudscha konnte nicht als vollwertiger Ersatz für das zumeist 
sehr fruchtbare, vorwiegend von Rumänen bewohnte Bessarabien 
angesehen werden. 

Aber auch die Länder, die durch den Berliner Vertrag ent- 
schiedene Vorteile erlangten, waren damit keineswegs zufrieden: 

So hatte Bulgarien zwar erreicht, dafi es von den Mächten 
als ein besonderes Staatswesen anerkannt wurde, während es bisher 
blofi eine türkische Provinz gewesen war ; aber die Grenzen waren 
ihm in Berlin weit enger gesteckt worden als in San Stefano, und 
darum empfand es die Bestimmungen des Berliner Vertrags als 
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Einscfafjtjiiüng und die ihm abgesprochenen Gebiete als Verlust, 
o>.Wj)hl es sie tatsächlich noch gar nicht besessen hatte. 
;'./•. '-Ganz so verhielt es sich mit Montenegro: war es jetzt auch 
''weit grOfier als vor dem Kriege, so war es doch viel kleiner als 
nach den Bestimmungen von San Stefano. 

Auch die Türkei fühlte sich dem Berliner Kongresse keines- 
wegs zu Dank verpflichtet, trotzdem er sie vor der Zertrümmerung 
bewahrt hatte. Ihren frühem Besitz hatte er ihr aber doch nicht 
zurückgegeben, und wenn dieser auch schon lange nur mehr leerer 
Schein gewesen war, so empfand sie seinen Verlust nichtsdesto- 
weniger als schweres Unrecht. Und das war in ihrem Fall auch 
sehr begreiflich, denn der Berliner Vertrag — dessen von San 
Stefano nicht zu gedenken — nahm sich wie bitterster Hohn auf 
die Bestimmungen des Pariser Friedens aus, der ihre territoriale 
Unantastbarkeit für Europa zum politischen Dogma gemacht 
hatte. 

Durchaus ungerechtfertigt war dagegen die Unzufriedenheit 
Serbiens, das sich, obschon es in Berlin durch Verwendung 
Österreich-Ungarns mehr Land zugewiesen erhalten hatte als in 
San Stefano, doch so gebürdete, als wäre ihm schweres Unrecht 
widerfahren, und zwar gerade durch die Monarchie. 

Es hatte sich nämlich in der ganz unbegründeten Hoffnung 
gewiegt, daß ihm Bosnien zufallen werde, und sich so tief in diese 
Illusion verrannt, dafi es deren Zerstörung wie einen wirklichen 
Gebietsverlust empfand und Österreich-Ungarn gegenüber eine 
Erbitterung an den Tag legte, als hätte dieses an ihm weifi Gott 
welche Gewalttat verübt. 

Eine ganz ähnliche Begriffsverwirrung zeigte sich auch in 
Griechenland. Dieses sah sich durch den Beriiner Kongrefi eben- 
falls in seinen Hoffnungen enttäuscht. Es hatte allein von allen 
Balkanstaaten am Kriege gegen die Türkei nicht teilgenommen, 
daher auch nicht den geringsten Anspruch auf eine territoriale 
Siegesbeute, wie sie die übrigen Staaten zu veriangen ein gewisses 
Recht hatten. Aber was scheinbar ein Grund gegen territoriale 
Forderungen ihrerseits war, erschien den Griechen als ein solcher 
für sie, denn sie fanden, daß die Mächte sie für ihre Enthaltsam- 
keit belohnen müßten. Zudem machten sie für ihre Ansprüche die 
durch den Berliner Vertrag geförderte Ausbreitung des slawischen 
Elements auf dem Balkan geltend, die das Griechentum bedrohe 
und gegen die daher ein Gegengewicht durch Vergrößerung des 
griechischen Staates geschaffen werden müsse. Zu diesem Zwecke 
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sollten Thessalien und der Epinis an Griechenland fallen. In San 
Stefano hatte man diese Ansprüche einfoch ignoriert; in Berlin 
war man zwar viel geneigter gewesen , sie zu berücksichtigen, 
und hatte dem Vorschlage des französischen Delegierten Wad- 
dington zugestimmt, der sich für sie einsetzte und eine Erweiterung 
der griechischen Nordgrenze bis an die Flüsse Kalamas und Salam- 
vria vorschlug, wonach die Städte Janina und Larissa an Griechen- 
land fallen sollten: aber anderseits waren die Mächte im Hin- 
blick auf das ohnehin so reichliche und schwierige Material, das 
dem Kongresse vorlag, daselbst bestrebt gewesen, ihre Arbeit durch 
die Einbeziehung auch dieser Angelegenheit nicht noch mehr zu 
komplizieren, und hatten Griechenland auf direkte Verhandlungen 
mit der Pforte verwiesen. Da diese jedoch zu keinem Ergeb- 
nisse führten und zu einem bewaffneten Konflikte zwischen den 
beiden Staaten auszuarten drohten,glaubten die Mächte, sich Griechen- 
lands, das ihre Hilfe verlangte, annehmen zu müssen und schickten 
sich mit souveräner Geringschätzung des PariserVertrags an, seine 
Ansprüche tunlichst zu befriedigen. Zu diesem Zwecke gingen 
sie miteinander zu Rate, welches Stück sie der Türkei aus dem 
ohnedies schon so arg verstümmelten Leibe schneiden sollten; 
derselben Türkei, für deren territoriale Integrität sie in Paris die 
Garantie übernommen hatten I 

Am meisten Anlafi, mit dem Berliner Vertrage unzufrieden zu 
sein, hatten entschieden die Albanesen, denn ihnen nahm er ein 
Stück Landes weg, ohne dafür irgendwelchen Ersatz zu bieten. 
Dafi dieses Stück kleiner war als das ihnen in San Stefano ab- 
gesprochene Gebiet — es umfaßte die Distrikte von Gusinje und 
Plava — , vermochte an der Tatsache der ersatzlosen Einbuße nichts 
zu ändern und ihre Erbitterung nicht zu beruhigen. 

Was die Albanesen aufier der von ihnen verlangten Gebiets- 
abtretung noch erbosen mußte — und vielleicht noch mehr als 
diese — , war die Zurücksetzung, die sie darin sahen, dafi alle 
Völker auf der Balkanhalbinsel sich zu besondem und, bis auf 
Bulgarien, ganz selbständigen Staatswesen emanzipiert hatten und 
als solche anerkannt wurden, nur sie nicht. 

Schon einen Monat nach Schluß des Berliner Kongresses 
(13. Juli 1878) stand ganz Albanien in hellem Aufruhr. Ein Ver- 
such der Pforte, ihn zu unterdrücken, mißlang vollständig und 
führte zur Ermordung ihres ins Aufstandsgebiet entsandten Emissärs, 
des Marschalls Mehemed Ali-Pascha, 27. August 1878. Die Be- 
wegung dehnte sich auf alle von Albanesen bewohnten Gebiete aus 
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und nahm eine nationale Tendenz an, die die Schaffung eines 
selbständigen albanesischen Staates zum Ziele hatte. 

Da die Pforte in dem Schwächezustande , in dem sie sich 
nach dem Kriege befand, aber nicht die Kraft besaß, des Aufstandes 
Hen zu werden, und wohl auch nicht den ernsten Willen dazu 
— sollte sie. doch bei einer Amputation am eigenen Leibe assi- 
stieren I — , so fühlten sich die Mächte bemüfiigt, gleich der griechi- 
schen auch die albanesische Angelegenheit in die Hand zu nehmen, 
was eine Komplizierung und Verschleppung auch dieser Frage 
zur Folge haben mufite. 

Nach alledem hatte der Berliner Vertrag seinen eigentlichen 
Zweck : auf dem Balkan Ordnung und Ruhe zu schaffen, nur sehr 
unvollkommen erreicht, ja teilweise sogar das Gegenteil bewirkt: 
Verwirrung und Aufruhr. Die Mächte hatten wahrlich keine Ursache, 
sich auf ihr Werk etwas zugute zu tun. 



I 
Andrässy als Angeklagter 

1 

Ein einziger Staat besaß — so schien es wenigstens — zu- 
reichenden Grund, mit dem Ergebnisse des Berliner Kongresses 
zufrieden zu sein: Österreich-Ungarn. Es hatte durch ihn einen 
sehr ansehnlichen Gebietszuwachs erhalten, ohne diesen gleich den 
andern beteiligten Ländern durch territoriale Abstriche oder ent- 
täuschte Erwartungen bezahlen zu müssen, und es hatte zugleich 
einen entschiedenen diplomatischen Sieg davongetragen, der um 
so rühmlicher war, als er unter sehr ungünstigen Umständen 
errungen worden: Grund genug, hätte man meinen sollen, sich 
dieses Erfolges zu freuen. 

Tatsächlich war man aber in der Monarchie sehr weit davon 
entfernt; der Berliner Vertrag rief vielmehr auch hier heftige Un- 
zufriedenheit hervor. Dem blutigen Kampfe mit Pulver und Blei, 
den man soeben glücklich beendet hatte, folgte ein zwar unblutiger, 
aber darum nicht minder erbitterter mit Zunge und Feder. Die 
Gegner der Okkupation diesseits und jenseits der Leitha, darüber 
erbost, daß sie nicht imstande gewesen waren, sie zu verhindern, 
suchten nun in kindischem Trotz und kleinlicher Rechthaberei den 
Berliner Vertrag zu bekämpfen, weil dieser abgeschlossen worden 
war, ohne früher den Pariamenten zur Genehmigung vorgelegt 
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worden zu sein, worin sie eine Verletzung der Verfassung zu sehen 
erklärten. Daß ein Rückgfingigmachen dieses Vertrags tatsächlich 
undenkbar war und den Kaiser, ja die ganze Monarchie vor aller 
Welt in unerhörter Weise bloßgestellt hätte, darflber gab sich wohl 
niemand unter seinen Gegnern Illusionen hin. Aber diese Er- 
kenntnis vermochte sie in ihrem Widerstände keineswegs zu beirren. 
Konnten sie die Okkupation auch nicht mehr ungeschehen machen, 
so war es ihnen doch möglich, den Regierungen — in Osteneich 
wie in Ungarn — allerlei Schwierigkeiten zu bereiten, um sich 
an ihnen für die angebliche Verfassungsverletzung zu rächen und 
vielleicht sogar den ihnen so verhaßten Leiter der äußern Politik 
zu Falle zu bringen. Das war es vor allem, was sie anstrebten, 
denn sie konnten und wollten es ihm nicht verzeihen, daß er Aber 
ihre Köpfe hinweg die Okkupation ins Werk gesetzt hatte. Die 
Optimisten unter ihnen gaben sich vielleicht sogar der Hoffnung 
hin, es werde gelingen, die baldige Rückberufung der Truppen 
aus dem Okkupationsgebiete durchzusetzen. 

So wurde denn der Kampf gegen Andrässy und die beiden 
Kabinette, in Wien und Budapest, die man für seine Politik mit- 
verantwortlich machte, auf der ganzen Linie eröffnet. 

War es den Gegnern der Okkupation darum zu tun, den 
Organismus der Monarchie zu stören und in seine Funktionen 
Verwirrung zu bringen, so gelang ihnen das vollauf. 

In Osterreich hatte das Kabinett Auersperg schon am 4. Juli, 
also noch vor Abschluß des Berliner Vertrags, seine Demission 
gegeben. Sie war vom Kaiser zwar angenommen worden, aber 
mit dem Bedeuten, daß es die Regierungsgeschäfte bis zur Bildung 
eines neuen Kabinetts noch fortführen solle. Als die Versuche, ein 
solches unter dem Vorsitze des bisherigen Finanzministers Baron 
Pretiszu bilden, jedoch mißlangen, hauptsächlich durch die feindselige 
Haltung Dr. Herbsts, wiederholte das Kabinett Auersperg seine vor 
drei Monaten gestellte Bitte um Entlassung, mußte aber auf Wunsch 
des Kaisers auch diesmal noch bis auf weiteres im Amte bleiben. 

In Ungarn gab der Finanzminister Koloman v. Szill am 
26. September 1878 seine Demission,^) worauf die andern Minister 

1) Nach £. V. Wertheimer, .Andrässy', Bd. m, S. 170 ff., wäre der 
eigenUiche Qrund für den Rücktritt Sz^Us nicht, wie man allgemein glaubte, 
dessen Gegnerschaft gegen die Politik Andrässys gewesen, sondern seine Ab- 
neigung gegen die von den militärischen Kreisen betriebene, auf Saloniki 
zielende Eroberungspolitik, deren finanzielle Polgen er nicht verantworten zu 
können glaubte. 
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seinem Beispiele folgten und nach Annahme der Demission» 
4. Oktober, Tisza mit der Leitung des Finanzministeriums betraut 
wurde. 

In Zis und Trans wurde somit nur provisorisch regiert oder 
vielmehr „fortgewurstelt"", wie Graf Taaffe später einmal diese Art 
des „Regierens" bezeichnete, die in Österreich schon lange im 
Schwange war, bevor dieses treffende Wort fflr sie geprägt wurde. 

Mit dem Sturze der beiden Kabinette und dem Entstehen 
eines Provisoriums war den Okkupationsgegnem aber nicht ge- 
dient: sie wollten den Kopf Andrässys haben. 

Da sie nun bef flrchteten , diesem werde es gelingen, seine 
Politik vor dem Forum der Delegationen zu rechtfertigen, war es 
ihnen sehr darum zu tun, ihm diese Gelegenheit zu entziehen und 
den Beriiner Vertrag, ehe er vor die Delegationen kam, vor die 
beiden Parlamente zu bringen, um den verhaßten Minister hier 
sozusagen in contumaciam zum Tode zu verurteilen und es da- 
durch den Delegationen, die doch nur einen Ausschuß der Parla- 
mente darstellten, unmöglich zu machen, seiner Politik nachher im 
Gegensatze zu den Parlamenten ihre Zustimmung auszusprechen.^) 

Diese Absicht fand auch in der Adresse an den Kaiser Aus- 
druck, die, von Dr. Kopp angeregt, am 22. Oktober 1878 im öster- 
reichischen Parlament zustande kam und deren Zweck es war, 
den Monarchen in nachdrücklichster Weise wissen zu lassen, wie 
wenig Vertrauen das Haus zum Minister des Äußern habe. 

Die Verfasser der Adresse beschwerten sich darin tlber die 
Unaufrichtigkeit der gemeinsamen Regierung, die im krassen 
Widerspruche zu ihren friedlichen Versicherungen die Okkupation 
durchgeführt habe, „bevor die VertretungskOrper den Berliner 
Friedensvertrag der verfassungsmäßigen Behandlung unterziehen 
konnten'' und „ohne daß Österreichs Bevölkerung von der Re- 
gierung auch nur mit einem einzigen Worte darüber aufgeklärt 
worden sei". Sie verlangten darin ferner, der Kaiser möge be- 
fehlen, daß die gemeinsame Regierung »wenigstens jetzt noch 
eine offene und bestimmte Erklärung über die Tendenzen und 
Ziele der auswärtigen Politik und namentlich über jenes unvorher- 
gesehene Ereignis abgebe, welches die kriegerische Okkupation 
Bosniens und der Herzegovina als unabweislich nötig erscheinen 
läßt". Der Kaiser möge auch anordnen, daß der Berliner Vertrag 
dem Reichsrate baldigst vorgelegt werde. 

^) E. V. Wertheimer, .Andrissy', Bd. m, S. 168. 
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So gerechtfertigt die Beschwerden der Adresse Aber die Unauf- 
richtigkeit Andrässys an sich auch waren, so wenig war es die Klage 
darüber, daß der Berliner Vertrag dem Parlament nicht vor der Okku- 
pation vorgelegt worden war. Abgesehen davon, daß diese An- 
gelegenheit in die Machtsphäre des Monarchen gehörte, wflre 
es von der gemeinsamen Regierung geradezu unverantwortlich 
töricht gewesen, wenn sie den Vertrag erst den beiden Parla- 
menten vorgelegt hatte, ehe sie an seine Ausführung schritt, denn 
sie hatte sich damit der Gefahr ausgesetzt, dafi man sie daran 
hinda'e und dadurch in untilgbarer Weise bloßstelle, zumindest 
aber die Okkupation verzögere, was die schlimmsten Folgen nach 
sich gezogen hätte. 

Die scharfe Kritik, die Graf Hohenwart über diese Adresse 
fällte, als sie im österreichischen Parlament zum Gegenstand 
einer Debatte gemacht wurde, war darum keineswegs ungerecht- 
fertigt Er sagte unter anderem: 

.Eine Adresse, die in diesem Moment Seiner Majestät nichts anderes zu 
sagen weifi als Klagen Aber foraielle Gebrechen in der Regieningsalction , um 
dann in dem Schlußworte zu gipfeln: wir fürchten uns; eine solche Adresse 
ist einer Vollcsvertretung entschieden nicht würdig und wenig geeignet, das 
Ansehen derselben in der Bevölkerung zu heben. Zerreißen Sie dieses Papier 
und richten Sie eine Adresse an Seine Majestät, in welcher Sie aussprechen, 
dafi wir bereit sind, das Wort einzulösen, das im Namen Österreichs gegeben 
wurde, wenn es auch schwere Opfer von uns heischen mag.' ^) 

So wie Graf Hohenwart dachten mehr oder weniger alle 
Deutschkonservativen und Slawen, die Polen inbegriffen. Nur 
zwei Mitglieder des Polenklubs, die Abgeordneten Hausner und 
Wolski, erklärten sich als Gegner der Okkupation und gaben ihre 
Stimmen daher zugunsten der Adresse ab. Ihre Beweggründe 
waren aber wesentlich triftigerer Art als die der Deutschliberalen. 
Hausner brachte fflr sein Votum folgende Erklärung vor: 

.Die einzelnen Leistungen der Truppen waren glorreich, die Unter- 
nehmung war es nicht, denn sie hat alle Voraussetzungen ihres Unternehmens 
zuschanden gemacht. Nicht mit zwei Bataillonen, wie die Rodomontade lautete, 
nicht mit drei Divisionen, mit denen der Anfang gemacht wurde, sondern mit 
fflnf Armeekorps ist sie durchgeführt worden . . . Ohne Eroberung, ohne Rechts- 
titel, ohne Kriegsfall und ohne Provokation durchgeführt, bedeutet die Okku- 
pation ein schweres Unrecht, einen Lflnderraub, den ich als österreichischer 
Staatsbürger miBbilligen müßte, den ich aber als Pole verabscheue. Auf die- 
selbe Art, ohne Rechtstitel, ohne Kriegsfall und ohne Provokation wurde mein 
Vaterland geteilt und vernichtet. Meiner Ansicht nach darf daher ein Pole 
nicht die Hand zu einem Ähnlichen Verfahren bieten, und beträfe es auch ein 

^) G. Kolmer, »Parlament und Verfassung', S.448. 
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Volk des asiatischen Stammes, der mohammedanischen Religion und einer 
niedrigen Kultur ... Ich werde für die Adresse stimmen, nicht nur als öster- 
reichischer Staatsbürger, welcher den Frieden, das Gedeihen und die wahren 
Interessen der Monarchie aufs Spiel gesetzt sieht; ich werde für die Adresse 
stimmen als Pole, weil ich die Zukunft meiner Nation, weil ich die autonomen 
Institutionen meines Kronlands durch einen Bund mit Rufiland in erster Linie 
für bedroht ansehe."^) 

So wenig dieser Protest auch dem Interesse des Gesamt- 
reichs entsprach und sich mit dessen Großmachtstellung in Ein- 
klang bringen ließ, so war er vom polnischen Standpunkt aus 
sehr begreiflich und erhob sich in ethischer und logischer Hin- 
sicht turmhoch über die engherzigen und kurzsichtigen Motive, 
die ftlr die Stellung der Deutschliberalen maßgebend waren. 

Die Adresse wurde am 5. November mit 160 gegen 70 Stimmen 
angenommen, was die Spannung zwischen dem Throne und den 
freiheitlichen Deutschen natürlich noch schärfer machte. 

2 

An demselben Tage forderte die Opposition im ungarischen 
Parlament die Versetzung des Ministeriums Tisza in den Anklage- 
zustand, weil es während der Orientkrise die Verfassung verletzt 
habe. Doch wurde dieser Antrag mit 179 gegen 95 Stimmen 
abgelehnt.^) Immerhin kam auch hier eine Adresse der Oppo- 
sition an den Henscher zustande, in der die Orientpolitik An- 
drässys verurteilt und eine Abkehr von ihr verlangt wurde. Selbst 
die Regierungspartei machte in ihrer Adresse aus ihren Bedenken 
und Einwänden gegen diese Politik kein Hehl und spiegelte darin 
die Beunruhigung der Stimmung im Lande wider. 

Wie groß die von gewissenlosen Hetzern genährte Erregung 
gegen Andrässy gestiegen war, zeigte sich darin, daß sie sich so- 
gar in Drohbriefen an seine Adresse Luft zu machen suchte.*) 



*) O. Kolmer, „Parlament und Verfassung", S. 448f. 

«) E. V. Wertheimer, „Andrässy", Bd.m, S. 178. 

8) Anfang November 1878 erhielt Andrässy einen Brief folgenden Inhalts: 

Euer Exzellenz! 
Wenn Sie nicht Anstalten treffen, dafi die Truppen aus Bosnien und der 
Herzegovina zurückberufen werden, so werde ich, einer Ihrer gröfiten Feinde, 
keine Gelegenheit vergehen lassen, Sie zu vernichten. 

Ihr ergebenster Diener 

A. Steinhof. 

Der Verfasser war ein Kommis, dem die Preflhetze augenscheinlich zu 
Kopfe gestiegen war. — .Neue Freie Presse* vom 3. November 1878. 
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Was das magyarische Publikum gegen Andrässy besonders 
aufbrachte, war die weitverbreitete Meinung, er mache eine 
russophile Politik; eine Meinung, die sich im Hinblick auf den 
Berliner Kongrefi fast grotesk ausnahm und ebensoviel Kurz- 
sichtigkeit als Kritiklosigkeit voraussetzte. 

Diese Ansicht zu widerlegen, war denn auch Tiszas eifriges 
Bemahen; drohte sie doch nicht nur Andrässy, sondern auch ihm 
selber den in Ungarn doppelt gefährlichen Fluch der Unpopularität 
zuzuziehen.^) Mit der Wahrheit nahm er es dabei allerdings nicht 
immer genau.*) 

Die Hoffnung der Okkupationsgegner, über den Berliner Ver- 
trag vorerst in den beiden Parlamenten zu Gericht sitzen zu 
können und dadurch den Delegationen gewissermaßen eine ge- 
bundene Marschroute zu geben, sollte sich nicht erfüllen. Zwar 
wurde ihnen der Vertrag vorgelegt, am 2. November dem ungari- 
schen , am 4. dem österreichischen ; aber schon für den 7. No- 
vemt>er wurden die Delegationen einberufen, womit der gegen 
Andrässy geplante Schlag wirksam pariert und die tückische 
Absicht, ihm die Gelegenheit zur Verteidigung seiner Orientpolitik 
zu entziehen, zuschanden gemacht war. 

Mit welcher Wut das Mifilingen dieses Anschlags die Gegner 
Andrässys erfüllte, geht aus dem Tone hervor, in dem die 
»Neue Freie Presse" die bevorstehende Rechtfertigung Andrässys 
glossierte : 

.Die Besorgnis des Grafen Andrässy, daß er verurteilt werden könne, 
ohne gehört worden zu sein , ist also jedenfalls unbegrfindet. Im Gegenteil, 
es ist leider nahezu schon gewiß, dafi er nicht verurteilt werden wird, ob- 
gleich man ihn hören wird.'*) 

Aber seine Gegner gaben sich noch lange nicht besiegt und 
holten zu einem neuen Streich aus: 

^) E. v. Wertheimer, .Andrässy-, Bd. III, S. 173. 

*i So erklärte er in der Reichstagssitzung vom 2. November 1878 .in 
aller Klarheit und Bestimmtheit, daß weder ein Vertrag noch auch vertrags- 
mäßige Feststellungen von Reichstadt existieren"; ein Dementi, das nur bei 
sophistischer Deutung als wahr bezeichnet werden kann, denn wenn die Ab- 
machungen von Reichstadt auch kein Vertrag im juridischen Sinne sein mochten, 
so waren sie es doch sicher im ethischen. Den Gegnern Andrässys, die er durch 
dieses Dementi beruhigen wollte, kam es ja nicht darauf an, ob es gerade ein 
Vertrag war, der in Reichstadt zwischen Österreich-Ungarn und Rufiland ab- 
geschlossen worden war. Woran sie Anstofi nahmen, war, daß man dort über- 
haupt Vereinbarungen mit Rufiland getroffen hatte. 

•) .Neue Freie Presse* vom 23. November 1878. 
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Als der Delegation am 21. November ein Nachtragskredit 
von 41720000 Gulden zu den schon bewilligten 60 Millionen für 
die Okkupation vorgelegt wurde , stellte Dr. Herbst als Bericht- 
erstatter des Budgetausschusses den Antrag, die Delegation solle 
über die Regierungsvorlage zur Tagesordnung fibergehen, da der 
Reichsrat noch nicht in der Lage gewesen sei, sie verfassungs- 
mäßig zu behandeln. 

Damit glaubte Herbst und mit ihm sein zahlreicher Anhang, 
Andrässy nun doch die Gelegenheit, sich zu verteidigen, entzogen 
zu haben, worauf es ihnen vor allem ankam. 

Indes auch dieser Schlag sollte nicht die erhoffte Wirkung 
haben, denn Andrässy gab die Partie noch durchaus nicht verloren. 
Zuerst versuchte er die Delegierten der Verfassungspartei durch 
Vermittlung der Minister Auersperg und Pretis zu bewegen, den 
Okkupationskredit unter Vorbehalt der Genehmigung durch den 
Reichsrat zu votieren. Als ihm dies nicht gelang, wurde in einem 
unter dem Vorsitze des Kaisers abgehaltenen Ministerrate beschlossen, 
die Voriage einstweilen zurückzuziehen und sie den Delegationen 
erst nach der Erledigung des Berliner Vertrags im Reichsrate 
wieder zu unterbreiten. Um sich aber die ersehnte Gelegenheit 
zur Rechtfertigung zu verschaffen, ließ Andrässy das Budget des 
Auswärtigen Amts auf die Tagesordnung setzen und durchkreuzte 
damit den Plan seiner Gegner. 

Am 30. November endlich konnte er im Finanzausschusse 
der Osterreichischen Delegation für seine Orientpolitik eintreten, 
was er mit Temperament und Geschick tat und wobei er mit 
stolzer Genugtuung auf das Ergebnis des Berliner Kongresses als 
seines Werks hinwies. 

Das hielt seine Gegner aber keineswegs davon ab, den Be- 
richt über diese Sitzung des Budgetausschusses so zu verfassen, 
dafi dessen Annahme, die mit 12 gegen 6 Stimmen erfolgte, ein 
unzweifelhaftes Mißtrauensvotum für Andrässy bedeutete. 

Wenn sie daran aber etwa die Hoffnung geknüpft hatten, sie 
würden ihn hierdurch nötigen, von seinem Platze zu weichen, so 
erlebten sie neuerdings eine Enttäuschung, denn er blieb und kämpfte 
weiter, und er beschränkte sich dabei durchaus nicht blofi auf die 
Verteidigung, sondern ging, erbittert, wie er durch die fortge- 
setzten Gehässigkeiten seiner Gegner war, wiederholt auch seiner- 
seits zum Angriff über und setzte ihnen scharf zu, so namentlich 
in seiner großen Rede vom 6. Dezember. 

Am Tage nach dieser Rede kam der Voranschlag des außer- 
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ordentlichen Heereserfordemisses für die Okkupation im Jahre 1879 
zur Verhandlung. Da diese Vorlage im Zusammenhange mit der 
andern Vorlage stand , über die der Finanzausschuß zur Tages- 
ordnung gegangen war, so glaubte dieser, auch sie nicht in Ver. 
handlung ziehen zu können. Das wäre soweit nur folgerecht ge- 
handelt gewesen; aber die Besorgnis, sich unpopulär zu machen, 
bewog die Herbst-Leute zu einer argen Inkonsequenz: sie be- 
willigten trotz dieser Weigerung für die Truppen im Okkupations- 
gebiet eine Summe, die ungefähr der Hälfte der von der Regie- 
rung verlangten Summe von 33 560 000 Gulden entsprach, nämlich 
15 Millionen; eine Summe, die dann auf Vorschlag des Delegations- 
mitgliedes Grafen Widmann auf 20 Millionen erhöht wurde. 

3 

Nach der dritten Lesung des gemeinsamen Budgets für 1879 
trat in den Sitzungen der österreichischen Delegation eine Pause 
ein, denn sie konnten nicht geschlossen werden, bevor der 
Berliner Vertrag im Reichsrat verhandelt worden war. Diese Ver- 
handlungen begannen am 10. Dezember und gaben den Gegnern 
Andrässys reichlich Gelegenheit, ihrer Erbitterung Luft zu machen, 
da sie bis zum 27. Januar dauerten. Andrässy bekam dabei 
Ober seine Politik sehr unangenehme Dinge zu hören und dar- 
unter auch manches treffende Wort. So z. B. war es durchaus 
gerechtfertigt, als ihm der Liberale Freiherr v. Walterskirchen vor- 
hielt, daß er eine Komödie des Scheinkonstitutionalismus aufge- 
führt habe, die, auf Unwahrheit und Täuschung beruhend, schlimmer 
gewesen sei als offener Absolutismus; ein Vorwurf, der den 
„Liberalismus'* Andrässys arg blofistellte und den krassen Wider- 
spruch aufdeckte, der zwischen seiner politischen Parteizugehörig- 
keit und seiner Handlungsweise klaffte: hatte er doch die Parla- 
mente, anstatt sie über die Absichten und das Ziel seiner Orient- 
politik aufzuklären, wie dies seine verfassungsmäßige Pflicht ge- 
wesen wäre, geflissentlich getäuscht und bis zum letzten Moment 
im unklaren gelassen; für einen ehemaligen Achtundvierziger 
und eifrigen Verfassungsfreund, als der er sich zu geben pflegte, 
seltsam genug. 

Aber trotz dieser Angriffe gestaltete sich die Debatte über den 
Berliner Vertrag für ihn doch nicht ungünstig, denn kam seine 
Politik dabei auch übel weg, so war dies mit der der Herbst-Leute 
noch mehr der Fall, und diese mußten — wieder eine Ironie des 
Schicksals — die bittere Erfahrung machen, daß ihnen gerade 
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aus den Reihen ihrer Parteigenossen die entschiedensten Gegner 
erstanden, deren Argumente um so schwerer ins Gewicht fielen, 
als sie gegen den Vorwurf reaktionärer oder slawophiler Ge- 
sinnung gefeit waren. B. v. Cameri, Professor Suefi und besonders 
E. V. Plener, durchweg Männer von bewährt freisinniger Über- 
zeugung, übten an der einseitig negativen Politik der Opposition 
eine scharfe Kritik und tadelten es, daß sie kein Verständnis für 
die historische und politische Mission der Monarchie habe. So 
hielt ihr Plener in seiner großen Rede vom 21. Januar 1879 vor, 
daß Bosnien und die Herzegovina, wenn Österreich-Ungarn das 
ihm auf dem Berliner Kongresse übertragene Amt zurückgewiesen 
hätte, wie es die Gegner der Okkupation haben wollten, von den 
Serben und Montenegrinern unfehlbar aufgeteilt worden wären, denn 
diese beiden Länder seien bei ihrer innem Zerklüftung völlig außer- 
stande, sich selber zu verwalten. Dann aber hätte Österreich-Ungarn 
an seiner Grenze zwei ihm übelwollende südslawische Staaten 
gehabt, die für Dalmatien eine beständige Gefahr gewesen wären. 
Ebenso töricht wäre die von einigen besonders fanatischen Gegnern 
der Okkupation veriangte Rückberufung der Truppen aus dem 
Okkupationsgebiete. Dafür sei ein warnendes Beispiel vorhanden, 
die Okkupation der Donaufürstentümer während des Krimkriegs: 

.Auch damals gingen wir militärisch ins Land hinein, schlössen prin- 
zipiell jede Annexion aus, gaben unglaubliche Summen aus, hatten gar kein 
politisches Ziel über die Festsetzung unserer Macht in jenen Ländern , ver- 
darben es darum mit allen dortigen Parteien, mufiten zuletzt ausmarschieren 
und hatten für Osterreich alle Sympathien für lange Zeit verscherzt. Die 
Herren der Minorität machen sich nicht die geringste Mühe, darüber nachzu- 
denken oder wenigstens darüber etwas zu sagen, was denn mit den Lilndem 
geschehen soll, wenn im Laufe einiger Jahre herausmarschiert wird. Sie be- 
gnügen sich heute damit, eine zeitliche Beschränkung vieUeicht für etliche 
Jahre in Aussicht zu stellen ; also gerade in jenem Zeitpunkte, wenn die größten 
Kosten von Osterreich aufgewendet sein dürften, wenn vielleicht das Land 
einige selbständige Erträgnisse zu liefern imstande sein wird, sollen wir hin- 
ausmarschieren 1 Und was soll dann mit dem Lande geschehen? Sollen wir 
es der türkischen Regierung wieder überlassen ? Kann denn überhaupt jemand 
glauben, dafi man zwei solche Provinzen, nachdem man sie von dem türki- 
schen Joche befreit hat, wieder der Paschawirtschaft überliefern könne?* i) 

In derselben Rede wies Plener den Okkupationsgegnern die 
widersinnige Inkonsequenz nach, mit der sie den Kredit für das 
Jahr 1878 verweigert» den für 1879 aber bewilligt und sich somit 
selber ad absurdum geführt hatten: 



») „Reden", S. 104. 
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.Die Herren haben nun das erreicht, was sie wollten: der Berliner Ver- 
trag ist dem Hause vorgelegt, und er wird von Ihnen selbst genehmigt werden ; 
damit wird die ganze Okkupation, die Sie so sehr verdammen, von Ihnen selbst 
legalisiert . . . Wären die Herren von der Opposition ebenso zielbewufit als 
leidenschaftlich gewesen, so hätten Sie die Vorlage des Berliner Vertrags gar 
nicht verlangen sollen; Sie hätten sich sagen müssen, die Regierung hat den 
Vertrag auf eigene Verantwortung abgeschlossen, möge sie selbst die Ver- 
' antwortung tragen." 

Mit feinem Spotte zog Plener femer in seiner Rede gegen 
eine Sünde zu Felde, die für die Österreicher im allgemeinen und 
für die Liberalen im besondem geradezu typisch ist: 

„Nun weiß ich, dafi es viele gibt, die, wenn man von Prestige und An- 
sehen des Staates nach außen spricht, mit einem gewissen Hohn die Achsel 
zucken und fflr uns solche Dinge nicht gelten lassen wollen. Es ist aber 
eigentamlich, dafi Jene, welche diese Anschauung vertreten, bei jeder Gelegen- 
heit, wenn ein anderer Staat, wenn England irgend etwas für 
seine Machtstellung tut, in Bewunderung ausbrechen...; wenn 
aber Osterreich versucht, etwas fflr sein Prestige, für seine 
Machtstellung zu tun, wird jeder Versuch als Torheit, als 
etwas Unmögliches bezeichnet und zugleich in demselben 
Atem darüber geklagt, daß wir unsern Einfluß seit Jahren 
verloren haben. Diese Herren bewundem fremde Erfolge, beklagen 
eigene Mißerfolge, wollen aber nie die Hand dazu bieten, daß wir selbst 
Erfolge erreichen. Ich glaube, all die Elemente, die im mnern des Reichs 
berufen sind, eine leitende und führende Stellung einzunehmen, können sich 
der Verantwortung nicht entschlagen, auch für die Machtstellung des Reichs 
nach außen einzutreten, und müssen dafür auch dieselbe Verantwortung auf 
sich nehmen, die sie für die innere Entwicklung der Dinge tragen! Sollen 
denn wir Osteneicher gar keinen Beruf und keine Fähigkeit haben, in jenen 
Ländern zu herrschen?" 

So scharf Plener aber die Fehler der Herbst-Liberalen kriti- 
sierte, SO weit war er doch anderseits davon entfernt, die von 
ihnen angefeindete Orientpolitik Andrässys gutzuheißen. Wenn 
er in der Okkupation für die Monarchie auch eine unausweich- 
liche Notwendigkeit sah, so tadelte er doch, dafi man sich nicht 
schon früher zu ihr entschlossen hatte, da die Verhältnisse weit 
günstiger gewesen seien, als zu dem Zeitpunkte, zu dem sie tat- 
sächlich vorgenommen wurde. ^) 

So stellte Pleners Rede ein vollständiges Resum6 der Okku- 
pationsangelegenheit dar, das durch strenge Logik und unpartei- 
liche Abwägung der vorhandenen Für und Wider die Zustimmung 
aller unbefangenen Zuhörer hätte finden müssen. 

^) Siehe auch S. 273 im ersten Bande dieses Werks, wo der Wortlaut 
dieser Stelle der Rede Pleners angeführt ist. 
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So hervorragend diese Rede an sich aber auch war und so 
treffende Worte überhaupt in dieser Debatte gesprochen wurden: 
im Grunde war diese doch etwas Überflüssiges , denn das End- 
ergebnis konnte doch schon von Anbeginn nicht zweifelhaft sein : 
der Berliner Vertrag mufite genehmigt werden, wenn man nicht 
eine Krise heraufbeschwören wollte , die unfehlbar zur Sistierung 
der Verfassung geführt hätte. Durch die Nichtgenehmigung des 
Berliner Vertrags hätte man ja nicht blofi Andrässy desavouiert, 
sondern den Kaiser selber, und das wagte denn doch niemand, 
nicht etwa aus Loyalität — die war unter den Deutschliberalen 
zu jener Zeit geradezu verpönt — , sondern aus Furcht, weil man, 
und mit gutem Grunde, besorgte, daß ein solches Experiment 
übel ausgehen könnte und daß dabei gerade die zu Schaden 
kommen würden, die es veranstalteten. 

So war denn die ganze Debatte über den Berliner Vertrag 
im Grunde nichts anderes als ein Zugeständnis an den parlamen- 
tarischen Formalismus, der rechthaberisch auf seinem Scheine be- 
stand, wiewohl dieser keinen reellen Wert mehr besaß. 

Am 27. Januar erfolgte die Genehmigung des Vertrags. 

Genau einen Monat später traten die Delegationen neuerdings 
zusammen, um die seinerzeit von der Regierung zurückgezogene 
Vorlage zu beraten, die den Nachtragskredit für die Okkupation im 
Betrage von 41720000 Gulden für das abgelaufene Jahr (1878) 
betraf. Sie bewilligten ihn nicht nur, sondern erhöhten ihn noch 
um 5 Millionen, die für die Monate November und Dezember 1878 
von der Regierung nachträglich noch beansprucht wurden. Ferner 
bewilligten sie zu den 20 Millionen , die sie schon am 24. No- 
vember genehmigt hatten, noch 10 Millionen dazu. 

Nachdem auch das ungarische Parlament dem Berliner Ver- 
trage seine Zustimmung gegeben hatte, wurde er am 30. März 1879 
im Reichsgesetzblatte veröffentlicht 

So durfte denn Graf Andrässy die Anklagebank, auf die ihn 
seine Gegner gezerrt hatten, nach einem mehr als viermonatigen 
hochnotpeinlichen Verfahren als Sieger verlassen. Aber es war 
ein Pyrrhussieg, das empfand niemand deutlicher als er selber. 
Er besaß einen viel zu scharfen Blick, um nicht klar zu erkennen, 
daß auf die Dauer seines Bleibens nicht mehr sein werde. Mit 
der Opposition im ungarischen Reichstage wäre er wohl noch 
fertig geworden; nicht so aber mit den Verhältnissen im öster- 
reichischen Reichsrat, wo er unversöhnliche Gegner hatte, die, was 
ihnen an Zahl abging, dadurch wettmachten, daß ihnen das einfluß- 
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reichste Blatt der Monarchie zur Seite stand, die „Neue Freie 
Presse*. Diese Gegnerschaft allein, so gefährlich sie auch war, 
hatte ihn jedoch vielleicht noch nicht abgeschreckt, denn an 
Mut fehlte es ihm keineswegs ; aber er besafi im ganzen Reichs- 
rate keine einzige Partei, auf die er auch nur mit einiger Zuver- 
sicht zählen durfte« Die in der verflossenen Krise zu ihm ge- 
halten hatten, waren ja seine einstigen erbitterten Gegner, die 
Konservativen und die Slawen; auf ihre Unterstützung auch fflr 
die Zukunft zu zählen, wäre töricht gewesen. Er mufite im Gegen- 
teil damit rechnen, dafi sie nun, da ihr Wunsch, die Besetzung 
Bosniens und der Herzegovina, erfflUt war, wieder in ihre frühere 
Oppositionsstellung zurückkehren würden. Er stand somit allein 
dem ganzen Reichsrate gegenüber und, damit nicht genug, hatte 
er auch die Militärkreise gegen sich. Gegen eine so mächtige 
Koalition aber fühlte er sich selbst durch die Gnade des Kaisers 
nicht genügend geschützt. So glaubte er denn seine Stunde ge- 
kommen , und^ da er nicht einer der Kurzsichtigen und Schwer- 
hörigen war, die den Zeiger nicht sehen und den Stundenschlag 
nicht hören wollen, so war er entschlossen, zurückzutreten, sobald 
er sein Werk ganz getan hatte. 
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Novibazar 

1 

Mit der Okkupation Bosniens und der Herzegovina hatte 
Österreich-Ungarn den Artikel XXV des Berliner Vertrags noch 
nicht ganz durchgeführt, denn noch blieb die Angelegenheit des 
Sandschaks Novibazar zu regeln. Die Monarchie hatte sich zwar 
bloB das Recht vorbehalten, dieses Gebiet zu besetzen, nicht auch 
die Pf licht dazu übernommen, aber Andrässy gedachte von diesem 
Recht unbedingt Gebrauch zu machen, denn er schätzte die 
politische Bedeutung des Sandschaks hoch ein. In seinen Augen 
war dieser für Bosnien das, was der Bosporus für das Schwarze 
Meer war: .ein Ausfallstor nach dem Orient", das sich die Monarchie 
unbedingt offen erhalten mufite; aus mehrern Gründen, über die 
er sich m einem Schreiben an den Herzog Wilhelm von Württem- 
berg, den Gouverneur des Okkupationsgebietes, eingehend äufierte. 

Eine Aufteilung des Sandschaks zwischen Serbien und Monte- 
negro, die bei der Schwäche der Türkei kaum zu vermeiden gewesen 

Sotnotky, Die BiUuinpollük Ötterrelch-Uoffanii. 0. 2 



18 Erster Abschnitt 

wäre, hatte seiner Ansicht nach Österreich-Ungarn auf das schwerste 
schädigen können: »Bosnien wäre aus einer Position, die zu politi- 
schem und militärischem Einfluß im Orient führen sollte, zu einer 
Sackgasse geworden. Wir wären militärisch von feindlich gesinnten 
Nachbarn umklammert, handelspolitisch lahmgelegt gewesen. Denn 
jede Eisenbahn, jede Fahrstraße, die unsem Handel nach dem Meere 
tragen sollte, hätte von dem guten Völlen Serbiens und Monte- 
negros abgehangen. Die Türkei wäre, von uns gänzlich isoliert, 
kaum imstande gewesen, ihre Stellung in Albanien zu halten, und 
der größte Teil dieser Provinz wäre naturgemäß Montenegro zu- 
gefallen. Schließlich hätten unvorhergesehene Dinge oder der 
natürliche Lauf der Dinge zu einer Vereinigung der benachbarten 
Fürstentümer unter einer Dynastie führen und damit einen slawi- 
schen Großstaat schaffen können, der naturgemäß expansive Wirkung 
nach Bosnien und Dalmatien entwickeln mußte/ ^) 

Für die Besetzung des Sandschaks war Andrässy demnach 
vor allem dasselbe Motiv bestimmend, das ihn dem russischen 
Plan, ein großbulgarisches Reich zu schaffen, hatte opponieren 
lassen: die Sorge vor der Entstehung eines großen slawischen 
Staates auf dem Balkan. 

Das war jedoch nicht der einzige Grund, der ihn hierzu bewog : 
er wollte auch »für den Fall, als die Türkei doch zusammenbrechen 
sollte" — eine Möglichkeit, mit der er rechnen zu müssen glaubte 
— »in nächster Nähe des Schauplatzes sein, um auch einer 
solchen Eventualität gegenüber unser Interesse wahren zu können*. 
Daß er dabei nicht etwa bloß an ein unbestimmtes allgemeines 
Interesse dachte, sondern an ein ganz bestimmtes besonderes, 
daran ist wohl nicht zu zweifeln, denn diese Annahme liegt zu 
nahe. Und zwar scheint er dabei sogar ein sehr bedeutendes Ziel 
im Auge gehabt zu haben, nämlich die ganze westliche Hälfte der 
Balkanhalbinsel. Wenigstens soll er sich in Privatgesprächen 
wiederholt in diesem Sinne geäußert haben. So einmal auch zu 
Ernst V. Plener: »Wenn wir Bosnien bekommen, ist das ganz gut, 
das nehmen wir so mit; aber das ist nicht das Ziel und die 
letzte Aufgabe unserer orientalischen Politik. Unsere 
Aufgabe geht viel weiter. Die Erwerbung Bosniens ist ein 
Polizeimittel, das wir benötigen, um der Aufstände an der Grenze 

^) Aus einem ungedruckten, vom 6. August 1879 datierten Briefe Andrissys 
an den Herzog Wilhelm von Württemberg, den E.v. Wert heimer als sehr 
wertvolles historisches Dokument in seiner Andrässybiographie zum ersten Male 
der Offentiichkeit miUeilt. Bd. m, S. 276. 
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Herr zu werden; aber das Ziel unserer Politik gebt dabin, die 
westlicbe Hälfte des Balkans — ich will sie nicbt er- 
obern — dauernd unter unsern Einflufi zubekommen."^) 

Andrässy scheint dabei die Aufteilung der Türkei in zwei 
Einflußsphären vorgeschwebt zu sein, wie sie in der „Convention 
additionnelle" vom 18. März 1877 zwischen ihm und Nowikow ver- 
einbart worden war. Ob er dabei auch an Saloniki gedacht hat 
oder nicht, ist aus dieser Äußerung nicht zu entnehmen. Dfr er- 
wähnten Konvention zufolge sollten Timok und Vardar die Grenz- 
linie zwischen der östeneichisch-ungarischen und der russischen 
Sphäre bilden. Da nun Saloniki jenseits des Vardar liegt, so hätte 
es, strenge genommen, nicht zu der von Andrässy beanspruchten 
.westlichen Hälfte des Balkans" gehört. Es ist aber kaum anzu- 
nehmen, daß Andrässy gerade diese fflr die Monarchie so wichtige 
Stadt in seine Absichten nicht miteinbezogen haben sollte. Sei 
dem nun wie immer : jedenfalls steht es außer Frage, daß Andrässy 
die Erwerbung Bosniens und der Herzegovina nur als eine Etappe 
seiner Orientpolitik ansah und nicht daran dachte, hierin den 
Abschluß ihrer territorialen Bestrebungen zu sehen, wie dies sein 
Biograph Wertheimer glauben machen will. Wären seine Absichten 
wirklich nicht über diese zwei Länder hinausgegangen, so hätte er 
auf die Besetzung des Sandschaks Novibazar sicherlich nicht so 
großes Gewicht gelegt.*) 

Aber so sehr dies auch der Fall war, so wollte er sich doch 
nur in friedlichem Einverständnis mit der Pforte in den Besitz dieses 
Schlüssels zum Agäischen Meere setzen, wie das im Artikel XXV 
des Beriiner Vertrags vorgesehen war, demzufolge sich östeneich- 
Ungam und die Pforte über die Einzelheiten dieser Angelegenheit 
miteinander verständigen sollten. 

Mit dieser Verständigung aber war es nach Durchführung der 
Okkupation recht übel bestellt. Der gute Wille Andrässys stieß 
bei der Pforte nämlich auf zähen Widerstand, denn, weit davon 
entfernt, ihn anzuerkennen, legte sie Österreich-Ungarn gegenüber 

^) Ernst Freiherr v. Plener Im Herrenhause am 27. Juni 1913. Mitgeteilt 
von Dr. Heinrich Kretschmayr in seinem Aufsatz über Wertheimers Andrissy- 
biographie in der» Osterreichischen Rundschau' vom 7. August 1913. 

^ Ursprünglich schien er die Bedeutung des Sandschaks allerdings nicht 
so hoch angeschlagen zu haben, denn sowohl in der Reichstädter Konvention 
als in der .Convention additionneUe' zog er noch die Möglichkeit in Betracht, 
dafi die Grenzen Serbiens und Montenegros bis an den Lim ausgedehnt 
werden. 
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eine Erbitterung und Abneigung an den Tag, die bis zu offen- 
kundiger Feindseligkeit ging. 

Sie hatte hierzu sicherlich keinen berechtigten Grund, denn 
sie dankte es der Monarchie allein, dafi sie nicht längst schon 
zwischen dieser und Rufiland aufgeteilt worden war; und sie 
dankte es ihr vor allem, daß der Berliner Vertrag die im Frieden von 
San Stefano geplanten Amputationen an ihrem Leibe einschränkte. 
Alleit} am Bosporus dachte man nicht daran, hierfür erkenntlich zu 
sein. Man sah nur den Verlust Bosniens und der Herzegovina und 
beurteilte die Politik der Monarchie bloß von diesem Standpunkt 
aus. Österreich-Ungarn hatte der Türkei die zwei Provinzen gegen 
deren Willen weggenommen, also war es ihr feind : so schloß die 
kurzsichtige Logik der Pforte. Daß die Abtrennung dieser Länder 
für sie in Wahrheit gar keinen Verlust bedeutete sondern eher 
einen Gewinn, weil sie damit von einem Herde des Aufruhrs be* 
freit wurde, dessen verderblichen Brand zu löschen sie völlig außer 
Stande war: das wollte sie nicht einsehen. 

Was auch dazu beitragen mochte, die gereizte Stimmung der 
Pforte gegen die Monarchie zu verschärfen, war die Erinnerung 
an deren Verhalten in der Hafenfrage von Kiek: 

Als im Juli 1876 der Krieg zwischen der Pforte einer-, Serbien 
und Montenegro anderseits ausbrach, hatte Österreich-Ungarn den 
Hafen von Kiek für türkische Kriegskontrebande gesperrt. Das 
bedeutete für die Türkei einen schweren Schlag, denn sie wurde 
hierdurch gezwungen, ihre Truppen und deren Bedarf statt auf dem 
raschem Seewege auf dem zeitraubenden, weil einer Bahnverbin- 
dung entbehrenden Landwege nach dem Schauplatze der Insurrek- 
tion zu befördern. Befand sich die Monarchie bei dieser Sperre 
auch in ihrem Rechte, so hatte es die Pforte doch als eine sie 
erbitternde Einschränkung ihrer Freiheit empfunden, daß es ihr 
auf ihrem eigenen Grund und Boden — denn das war die Enklave 
von Kiek — verwehrt war, Truppen und Kriegsmaterial auszu- 
schiffen. Und sie hatte sich durch diese Maßnahme Österreich- 
Ungarns um so härter getroffen gefühlt, als die Insurgenten auf 
dem Gebiete der Monarchie eine Zuflucht fanden, was den An- 
schein erweckte, als hielte es diese mit den Feinden der Pforte.^) 



1) Die Angelegenheit von Kiek hatte im Juli 1876 zu einem lebhaften 
und gereizten Depeschenwechsel zwischen dem k. u. k. Ministerium des Aufiera 
und der Hohen Pforte geführt. Siehe die Noten 547, 548, 554, 555, 559, 566, 
572, 573, 575, 576, 580, 589 und 594 im Rotbuch von 1878. 
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Waren seither auch schon zwei Jahre verflossen, so hatte man 
diese vermeintliche Feindseligkeit Osteneich-Ungams am Goldenen 
Hom anscheinend doch noch keineswegs vergessen. Jedenfalls 
legte die )A^der5penstigkeit der Pforte gegenüber der Monarchie 
diesen Schlufi nahe. 

Dieser Antagonismus hatte sich schon während der Okkupa- 
tionskflmpfe gezeigt , bei denen das Verhalten der Pforte nichts 
weniger als einwandfrei gewesen war. Hatte sie doch nicht nur 
nichts getan, die Okkupation friedlicher zu gestalten, wie das 
gemäfi ihrer offiziellen Zustimmung zum Berliner Vertrag ihre 
Pflicht gewesen wäre, sondern im Gegenteile den Okkupations- 
tnippen die Arbeit wesentlich erschwert. Anstatt den Behörden 
in Bosnien und in der Herzegovina über ihr Verhalten gegen jene 
klare Befehle zu erteilen , hatte sie ruhig zugesehen , wie ottoma- 
nische Offiziere und Truppen an der Seite, ja selbst an der Spitze 
der Insurgenten gegen die k. k. Armee kämpften, und es ist wohl 
mehr als wahrscheinlich, dafi der Widerstand gegen diese von der 
Pforte heimlich sogar gefördert worden ist. 

Noch unverhflllter zeigte sich die Feindseligkeit der Tflrkei 
gegen die Monarchie in dem verieumderischen Rundschreiben 
vom 8. Oktober 1878, in dem sie sich bei den Signatarmächten 
flt>er die Ausschreitungen der k. k. Truppen beschwerte, denen 
darin verbrecherische Ausschreitungen aller Art, wie Morde, Brand- 
l^ungen und Schändungen, zur Last gelegt wurden; Beschuldi- 
gungen, die sich gerade im Munde der Türken seltsam ausnahmen, 
da sie all das, dessen sie jetzt die Soldaten Österreich-Ungarns 
ziehen, reichlichst selber verbrochen hatten, zumal zwei Jahre 
vorher in Bulgarien. 

Der offensichtliche Zweck dieser Anschwärzung Österreich- 
Ungarns bei allen Mächten war natflrlich der: gegen die Mon- 
archie eine allgemeine Mißstimmung zu erregen und ihr Gegner 
zu schaffen, die sie daran hindern sollten, sich des ungestörten 
Besitzes der okkupierten Provinzen zu freuen und auf dem Balkan 
weiter vorzudringen, was die Pforte allein zu tun sich gänzlich 
aufier stände sah. Diese dürfte dabei vor allem an Rußland und 
Italien gedacht haben, denn dort empfand man den Berliner Ver- 
trag als schwere Demütigung, und hier weckte er Gelüste nach 
, Kompensationen'', wobei man an Triest und Trient dachte. Die 
Spekulation der Pforte war also keineswegs ganz aussichtslos, und 
wenn das Zirkular auch ohne die erhoffte Wirkung blieb, da wohl 
niemand diesen aufgellen Verleumdungen der k. k. Armee ernstlich 
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Glauben schenkte» so gab sie ihren Widerstand darum doch 
nicht auf und verlegte sich auf die ihr so geläufige Verschleppungs- 
taktik » in der Absicht, Zeit zu gewinnen und die Besetzung 
des Sandschaks hierdurch vielleicht ganz hintanzuhalten. 

Angesichts dieses hartnäckigen Widerstands wäre es wahrlich 
kein Wunder, sondern nur sehr begreiflich gewesen, wenn Öster- 
reich-Ungarn so gehässigen Verleumdungen gegenüber endlich die 
Geduld verloren und zur Pforte in einer andern Tonart gesprochen 
hätte als bis dahin; lag es doch ganz bei ihm, die Okkupation 
angesichts dieser hartnäckigen Feindseligkeit in eine Annexion 
umzuwandeln. Niemand hätte es daran hindern können. Es fehlte 
auch keineswegs an Stimmen — namentlich aus Armeekreisen — , 
die dies Graf Andrässy nahelegten, und die gewichtigste darunter 
war wohl die des Grafen Schuwalow, der ihm die Proklamierung 
der Annexion nachdrücklich empfahl: keine Macht werde gegen 
diese etwas einzuwenden haben, die Konjunktur sei so günstig, 
dafi Österreich-Ungarn sie sich nicht en^ehen lassen dürfe. Sie 
sei auch vom russischen Standpunkt erwünscht, weil damit den 
panslawistischen , auf die Verdrängung Östeneich-Ungams aus 
Bosnien hinzielenden Wühlereien der Boden entzogen würde.^) 
Graf Andrässy hätte diesem Rate um so eher folgen können, als es 
ja nur seine Rücksicht auf die Empfindlichkeit und den Stolz der 
Türken gewesen war, die ihn davon abgehalten hatte, sich von 
allem Anfang an durch die Berliner Konferenz die Annexion 
Bosniens übertragen zu lassen. Da er für diese Rücksicht von 
Seiten der Pforte aber so gar keine Anerkennung fand, so bestand 
für ihn nicht der geringste ethische Grund mehr, sie noch weiter 
zu beobachten ; er hatte vielmehr jetzt einen vollauf gerechtfertigten 
Anlafi, aus dem unklaren und darum bedenklichen Zustande der 
Okkupation den klaren, jede Zweideutigkeit ausschließenden Zu- 
stand der Annexion zu machen. 

Allein er tat es nicht, ungeachtet des Grolls und Widerspruchs, 
den er hierdurch im k. k. Offizierskorps hervorrief, ungeachtet des 
befremdeten Kopfschütteins seiner auswärtigen Berufsgenossen, 
ungeachtet selbst der boshaften Genugtuung, die man darüber auf 
der Hohen Pforte empfinden mufite, weil man dort in der Okkupa- 
tion immer noch ein Hintertürchen zu finden hoffte, durch das 
man in die okkupierten Provinzen wieder eindringen konnte. 

Von der Absicht, solche Hoffnungen zu erfüllen, war nun 

— • — 

E. V. Wertheimer, .AndrAssy-, Bd. 111, S. 158. 
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Andrässy freilich weit entfernt, denn die Okkupation, wie er sie 
verstand, sollte fflr immer dauern, war also im Grunde nichts 
anderes als Annexion. Dafi er so dachte, konnte er öffentlich 
freilich nicht sagen, aber im Ministerrate vom 24. August 1878 
tat er dies mit vollster Deutlichkeit : «Wenn wir selbst erklaren, 
dafi Dalmatien und Kroatien sichergestellt seien, dafi die Reformen 
zur Verbesserung des Loses der Bevölkerung in Bosnien und der 
Herzegovina durchgeführt, alle wirtschaftlichen Konsequenzen aus 
diesem Verhältnis durch die Handelsverträge usw. für uns gezogen 
seien — wenn w i r dies alles tun und die Pforte Bürgschaften dafür 
bietet, dafi sie diese Provinzen nach ihrer Obemahme nicht wieder 
deterioriert, dann, d. h. niemals, kann von dem Ende der 
Okkupation die Rede sein.*^) 

Diese sophistische Interpretation des Wortes , Okkupation ** 
entsprach ganz dem zweideutigen, unaufrichtigen Charakter von 
Andrässys Orientpolitik, und man kann nur staunen, dafi er den 
Mut hatte, im Anschlufi an diese Ausführungen zu erklären, dafi 
dies eüie .offene, klare, rechtschaffene, auf dem inter- 
nationalen Rechtsboden stehende Politik sei* ; eine Erklärung, die 
wie blutige Selbstironie klingt. 

Was ihn davon abhielt, die Okkupation in Annexion umzu* 
wandeln, war also nicht etwa der naive Gedanke an eine nur 
provisorische Besetzung Bosniens, sondern etwas ganz anderes: 
die Soige vor Komplikationen, vor allem vor der dauernden Etablie- 
rung Rufilands auf dem Balkan; denn wenn Östeneich-Ungam 
auf diesem zu bleiben erklärte, dann konnte auch Rufiland dies 
tun, und in diesem Falle trat just das ein, was er von allem 
Anfang an hatte vermeiden wollen: die Parallelaktion mit Rufi- 
land und das Ende der Türkei.*) 

Erwägungen ähnlicher Art waren es auch, die ihn abhielten, 
von seinem Recht auf die Besetzung des Sandschaks Gebrauch 
zu machen, bevor er sich mit der Pforte darüber in Güte ver- 
ständigt hatte. Er nahm daher die Besetzung des Sandschaks 
nicht im unmittelbaren Anschlufi an die Okkupation Bosniens und 
der Herzegovina vor, was doch am nächsten zu liegen schien 
und wohl von aller Welt erwartet wurde, sondern er gebot den 
Okkupationstruppen vorläufig Halt. 

Diese viel zu weit gehende Rücksicht auf die feindselige 
Stimmung in der Tü rkei entsprach allerdings dem Grundsatze 

^) E.V. Wertheimer, .Andrüssy', Bd.m, S.158. 
*) Ebenda, Bd. m, S. 157 f. 
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seiner Orientpolitik : das ottomaniscbe Reich tunlichst lange zu ex* 
halten, somit alles zu vermeiden, was zu einem bewaffneten Kon- 
flikte mit ihm ftlhren konnte. Allein in diesem Falle kamen noch 
andere Gründe dazu, die, wenigstens in seinen Augen, schwer ins 
Gewicht fielen: vor allem die Besorgnis, die Monarchie könne in 
einen großen Krieg verwickelt werden. Und diese Besorgnis war 
keineswegs ganz unbegründet, denn es war nichts weniger als 
ausgeschlossen, da& sich Österreich-Ungarn, wenn es die Besetzung 
des Sandschaks gegen den Willen der Pforte vornahm, aufier 
dieser nicht auch noch andern Feinden gegenübersah; Feinden, 
die dies nicht etwa aus Freundschaft für die Türkei waren und 
sie gegen die Monarchie verteidigen wollten, sondern die die 
Gelegenheit zu benützen gedachten, an dieser ihr Mütchen zu 
kühlen und, die Hauptsache, sich ein tüchtiges Stück aus deren 
Fleische zu reißen. Diese Feinde waren vor allem Italien und 
Rußland, dann aber auch Serbien und Montenegro. Diesen beiden 
war es um Bosnien und die Herzegovina zu tun, Rußland um die 
Revanche für den Berliner Vertrag, und Italien um die vorhin er- 
wähnten .Kompensationen* für die Erweiterung der Grenzen der 
Monarchie nach dem Balkan hin. Namentlich in Italien war die 
Stimmung gegen diese ganz besonders gereizt und machte sich 
in Kundgebungen Lufl, deren Gehässigkeit an den Gefühlen, die 
man jenseits der Alpen für Osterreich hegte, nicht den geringsten 
Zweifel übrig ließ. Insultierungen der k. u. k. Konsularämter 
und antiösterreichische Demonstrationen häuften sich in bedenk- 
licher Weise. 

Welche Stimmung zu jener Zeit in Italien gegen die Mon- 
archie herrschte, dafür zeugt folgende Schilderung des damaligen 
Militärattache bei der k. u. k. Botschaft beim Quirinal, des General- 
stabsobersten Aloys Ritter v. Haymerle : 

.Zu diesem Zwecke (der Aufhetzung gegen die Monarchie) wurden lUe 
Hebel in Bewegung gesetzt; die Presse mußte mit Hochdruck arbeiten^ das 
Vereins- und Versammlungsrecht wurde über die Grenzen des Erlaubten hinaus 
in Anspruch genommen, um Haß und Feindschaft gegen den benachbarten 
Kaiserstaat wachzurufen; die unter .österreichischem Joche stehenden italieni- 
schen Brüder' seien aller Bürger- und Menschenrechte beraubt, sie würden ge- 
peinigt, gemartert, in Fesseln geschlagen — wahrlich ein Seitenstflck zu der 
an den Klerikalen so verlachten Fabel vom eingekerkerten Papste I Keine 
Schmflhung blieb unserem Staatswesen erspart; wir wurden als die Henker der 
Völker bezeichnet, als blutrünstige Wüteriche gebrandmarkt, als Geißel der 
Menschheit dem Fluche der Geschichte überantwortet usw. — , es wäre schwer, 
das Maß nationaler und internationaler Ungebärdigkeit nur annähernd wieder- 
zugeben, welches da zutage trat Und vollends, als die politischen Ereignisse 
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im Oriente uns die Okkupation Bosniens und der Herzegovina aufzwangen, da 
wurden alle Elemente entfesselt und, mittels Presse und Volksversammlungen, 
eine zu den Waffen rufende Agitation gegen Osterreich inszeniert, welche durch 
die bis zur Verletzung der Gastfreundschaft an den Vertretern des Kaisers ge- 
triebene Oröblichkeit der Exzesse das einstimmige Verdammungsurteil des ge- 
samten Europa hervorrief.* 

. Im Hinblick au! diese Osterreich feindlichen Stimmungen im 
Auslande trugAndrässy Bedenken, die Besetzung des Sandschaks 
ohne Zustimmung der Pforte vorzunehmen und sowohl dieser als 
den übelgesinnten Mächten hierdurch einen Vorwand zu geben, 
die Monarchie einer Verletzung des Berliner Vertrags zu beschul- 
digen, was gefahrliche Folgen hätte nach sich ziehen können. 

, Da Osterrdch-Ungam das herausfordernde Betragen der Pforte 
aber anderseits doch nicht einfach hinnehmen konnte, ohne sich 
in ihren Augen eine bedenkliche BlOfie zu geben, die sie in ihrem 
Widerstände nur bestärkt hätte, wurde die Mobilisierung von drei 
Armeekorps angeordnet; eine Mafinahme, die wohl alle Welt den 
Vormarsch .au delä de Mitrovitza" erwarten liefi. Allein dieser 
Vormarsch erfolgte nicht; es blieb nur bei der Demonstration. 

Was Andrässy dazu bewog, sich mit dieser zu begnügen, 
waren übrigens aufier den erwähnten Besorgnissen noch andere 
Bedenken: der herannahende Winter, der gerade in dem rauhen, 
unwirtlichen Gebiete des Sandschaks einen Feldzug zu einem 
äuBerst beschwerlichen und opferreichen Unternehmen gemacht 
hätte; femer die durch den Okkupationsfeldzug schon arg mit- 
genommenen Staatsfinanzen und nicht zum wenigsten die bedenk- 
liche Verworrenheit der innem Verhältnisse der Monarchie. 

2 

So verging der Winter von 1878 auf 1879, ohne daß die 
Sandschakangelegenheit indessen ins reine gekommen wäre. Erst 
im Frühjahr, als die Parlamente in Wien und Budapest den Berliner 
Vertrag genehmigt hatten, hielt es Andrässy für angezeigt, der 
Pforte gegenüber nachdrücklicher aufzutreten und sie zu einer 
Vereinbarung betreffs des Sandschaks zu veranlassen. Aber auch 
jetzt noch blieb sie hartnäckig. Namentlich ein Punkt war es, 
über den er sich mit ihr lange nicht einigen konnte und der die 
Verhandlungen zum Scheitern zu bringen drohte : das war ihr Ver- 
langen, ebenso wie in der geheimen Abmachung vom 13. Juli 
auch in der den Sandschak betreffenden Konvention ausdrücklich 

») .Itaücae res-, Wien 1879, S. 10. 
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ZU erwähnen, dafi die Okkupation nur provisorischen Charakter 
habe. Ein zweites Mal aber ging ihr Andrässy nicht in die Falle. 
Er erklärte die Äubiahme dieses Passus in die zu treffende Ver- 
einbarung vielmehr fflr völlig ausgeschlossen. Die Verhandlungen 
liefen dadurch Gefahr abzureißen, und erst die Drohung mit dem 
Abbruche der diplomatischen Beziehungen vermochte die Pforte 
schließlich zur Einwilligung zu bewegen. Ober die Schwierig- 
keiten, die die Konvention noch knapp vor dem Abschlüsse fast 
zum Scheitern brachten , erzählt L. v. Przibram folgende Einzel- 
heiten : 

.Es kam noch in den letzten Stunden vor, dafi, als Oraf Zichy zum Ab- 
schlufi der bisherigen Abmachungen bei Karatheodory erschien, man plötzlich 
in das Kabinett des Ministers eine Stafette des Sultans brachte, welcher die 
Unterzeichnung aufzuschieben befahl. Oraf Zichy wufite sich nicht anders zn 
helfen, als dafi er dem Minister das grofiherrliche Telegramm vor die Ffifie 
warf, stehenden Pufies zum Qrofivesir eilte und diesem erklärte , er reise ab, 
ohne Abschied zu nehmen. Darüber begab sich Chaireddin stracks ins Palais, 
um dem Sultan vorzustellen, dafi der erzürnte Botschafter alle Protokolle der 
bezüglichen Verhandlungen mit sich nähme, deren Veröffentlichung in Europa 
riesigen Skandal machen würde. Die Pfortevertreter scheinen dem Wiener 
Kabinett nämlich auch angeboten zu haben, ihm auf Kosten Serbiens, Bulgariens 
und Ostrumeiiens einige Gegenleistungen zu machen, wobei sie freilich das 
Fell eines noch unerlegten Bären zerstückelten. Auf solche Weise gelang es 
endlich, die Sanktionierung des Sultans zu erzwingen.*^) 

Was die Pforte aber vielleicht noch mehr als diese Drohung 
dazu veranlaßt hatte, endlich nachzugeben , war ihre ungünstige 
Lage. Angesichts der bedenklichen Schwierigkeiten, die ihr aus 
dem Aufstande der Albanesen und den territorialen Ansprüchen 
der Griechen erwachsen waren, mochte es ihr denn doch nicht 
ratsam erscheinen, sich mit der Monarchie ernstlich zu verfeinden 
und dadurch eine neue Gefahr heraufzubeschwören. Zudem mufite 
sie sich doch sagen, daß die Konvention für sie so günstig war, 
als sie unter den gegebenen Verhältnissen überhaupt sein konnte ; 
denn hatte ihr Graf Andrässy in dem wichtigsten Punkt auch 
kein Zugeständnis gemacht, so nahm er im übrigen auf ihre 
Wünsche doch weitgehende Rücksicht. In der am 21. April 1879 
unterzeichneten Konvention wurde der Sultan nämlich ausdrücklich 
als Souverän der okkupierten Provinzen anerkannt; die ottoma- 
nische Flagge sollte auf den Minaretts nach wie vor gehifit, der 
Name des Sultans als des Kalifen in das Gebet der Mohammedaner 
eingeschlossen bleiben, denen die unbehinderte Ausübung ihrer 

^) .Erinnerungen', Bdll, S. 97. 
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Rdigion zugesichert wurde. Auch die tflrkischen MOnzen sollten 
ihre Geltung beibehalten. Nur die Verwaltung behielt sich Oster- 
rddi-Ungam vor, aber mit der Einschränkung, dafi die Steuer- 
einnahmen blofi fflr die okkupierten Länder verwendet werden 
sollten. ^) 

Was den Sandschak Novibazar im besondem betraf, so kam 
Graf Andrässy der Pforte auch in dieser Frage weit entgegen, 
denn er verzichtete auf das der Monarchie zustehende Recht, den 
ganzen Sandschak zu besetzen, und begnügte sich mit dem west- 
lich vom Limflusse liegenden Teile, in dem Österreich-Ungarn 
blofi drei Garnisonen unterhalten sollte: in Priboi, Prepolje und 
Bjelopolje. Der flbrige Teil des Sandschaks aber sollte von tür- 
kischen Truppen besetzt bleiben, so dafi die Okkupation dieses 
Gebietes demnach eine gemeinsame sein sollte ; ein Zugeständnis, 
das der Pforte das Einvernehmen wesentlich erleichtern mufite. 

In Konstantinopel hätte man demnach alle Ursache gehabt, 
mit dieser Konvention zufrieden zu sein; nicht so in der Mon- 
archie. Hier erregte sie allgemeines Unbehagen und war ganz 
und gar nicht danach angetan, die ohnehm arg zusammen- 
geschmolzenen Sympathien, die Graf Andrässy noch besafi, zu 
stärken und seine zahlreichen Gegner zum Schweigen zu bringen. 
Ein zeitgenössischer Bericht gibt aus jenen Tagen nachstehendes 
Stimmungsbild : 

.General Horst fahrte bittere Klage, dafi sein Ministerium (fflr Landes- 
verteidigung) ohne Jede Detailkenntnis über die geplante Obereinkunft und 
überhaupt unter der ungeklärten Situation und unaufrichtigen Politik AndrAssys 
sehr zu leiden habe. Ein dem hohen Richterstande angehörlger Staatsmann 
bezeichnete den an die Spitze der Konvention gestellten Satz, dafi die Tat- 
Sache der Okkupation die Hoheitsrechte des Sultans nicht beeinträchtige, als 
einen jener Widersprüche, die sich die chrisUiche bona fides dem Türken 
g^enflber erlauben kann, die aber sonst Im europaischen Verkehr noch keine 
Anerkennung fanden. In Bosnien rief die Sache Verwirrung und Beunrahigung 
hervor. Man hatte von Wien aus mit der Kurie Verhandlungen angeknüpft, 
um die Stellung der katholischen Hierarchie in Bosnien zu regulieren. Kaum 
dafi man im Vatikan Kenntnis vom Abschlüsse der Konvention erlangte, als 
man sich weigerte, weiter zu verhandeln, vorgebend, dafi der Sultan Ja seine 
Souveränität beibehalten habe und daher die Kompetenz des Wiener Hofes 
nicht unanfechtbar sei. Ein christlicher Beg, der spontan nach Wien gekommen 
war, um im Ministerium vorzusprechen, erklärte auf eine Frage ganz unumwunden, 
er trage einen Fez, weil er durch Ablegung desselben seinen Kopf nicht ris- 
kieren wolle, wenn, was ja unausbleiblich, die Osterreichische Herrschaft in 
Bosnien wieder der türkischen das Feld räumen würde. ' *) 

^) A.Fournler, .Wie wir zu Bosnien kamen', S. 81. 
*) L. V. Przibram, .Erinnerungen', Bd. II, S. 99. 
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Derselbe Gewährsmann teilt auch eine Äufierung Andrässys 
mit» aus der hervorgeht, dafi dieser selber der Forderung der 
Pforte nach Anerkennung der Souveränität des Sultans ursprflng- 
lieh nicht nachzugeben gewillt war. Kurz vor Abschluß der Kon- 
vention liabe er zum Chef der Militärkanzlei des Kaisers, Feld- 
marschalleutnant Baron Beck, gelegentlich eines Spazierrittes in 
den Prater die Äufierung getan: »In Konstantinopel wollen sie 
mir da ein Wort einschieben wegen der Souveränität des Sultans ; 
aber ich werde das nie unterzeichnen/^) 

Wenige Tage später hatte er es doch unterzeichnet! 

Auch nachdem die Sandschakfrage endlich ins reine ge- 
bracht worden war, konnte sich Andrässy noch nicht entschließen, 
die Besetzung dieses Gebietes zur Tat zu machen. Was ihn 
noch immer zögern liefi, waren offenbar nicht die militärischen 
Vorkehrungen, die getroffen werden mußten — zu denen hatte 
man ja wahriich Zeit im Überflüsse gehabt — sondern war viel- 
mehr der Wunsch, vorerst den Abzug der russischen Truppen 
aus dem Balkangebiete durchgeführt zu wissen. 

Dieser sollte laut § 22, Absatz 2 des Berliner Vertrags neun 
Monate nach diesem vollzogen sein, und Andrässy hatte in opti- 
mistischer Zuversicht auf die Loyalität der russischen Regierung 
erklärt, man könne Gift darauf nehmen, daß am 3. Mai der letzte 
Russe Bulgarien verlassen haben werde.') 

Aber der 3. Mai kam und nach ihm noch mancher andere 
Tag, und die Russen waren noch immer dort. Nur zögernd, mit 
sichtlichem Widerwillen begannen sie die Räumung der von ihnen 
besetzten Gebiete. Es wurde Juli, bis sie ihre Truppen aus Ost- 
rumelien gezogen hatten, und August, bis sie endlich Bulgarien 
verließen; drei Monate später, als sie es dem Berliner Vertrage 
zufolge hätten tun sollen. Jetzt erst erfolgte die Besetzung des 
Limgebietes durch Österreich-Ungarn. Der Ausmarsch der Russen 
war gleichsam das Signal zum Einmärsche der k. k. Truppen, 

Dieser erfolgte in zwei Kolonnen. Die nördliche — 4 Batail- 
lone, Vi Eskadronen, 1 Gebirgsbatterie mit 4 Geschützen und 
1 technische Kompagnie unter Generalmajor Joseph Obadich 
nahm ihren Weg über >n§egrad— Uvac— Priboj; die südliche 
Kolonne — 7 Bataillone, ^Z« Eskadron, 2 Gebirgsbatterien mit 
8 Geschützen und 1 technische Kompagnie unter Generalmajor 



^) L. v. Przlbram, .Erinnerungen', Bd. II, S. 99. 
') Ebenda. 
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Nikolaus KiUi(^ — rflckte über Cajnica auf Plevlje vor. Die Starke 
des gesamten Expeditionskorps betrug rund 7000 Mann mit 
1200 Pferden und 1200 Tragtieren. Außerdem standen 15 Batail- 
lone, 1 Eskadron als Reserve für alle Fälle in äajnica» Fo^^» 
Goraida und ViSegrad bereit. Zur Leitung des Unternehmens 
war der Feldzeugmeister Herzog V^lhelm von Württemberg er- 
sehen, dem man nicht nur die hierzu erforderliche militärische Be- 
fähigung zutraute, sondern auch, was in diesem Falle noch wich- 
tiger war, den notwendigen politischen Takt. Bei der Anwesenheit 
türkischer Truppen war ja die Möglichkeit eines blutigen Zu- 
sammenstoßes keineswegs ausgeschlossen, und ein kleiner Verstoß 
konnte schwere und weittragende Folgen nach sich ziehen. 

Der Herzog rechtfertigte dieses Vertrauen in vollstem Maße, 
und ebenso führten seine Unterkommandanten ihre heikle Auf- 
gabe in glücklichster Weise durch, so daß sich die Besetzung der 
drei Gamisonsorte Priboj (8. September), Plevlje (10. September), 
das nachträglich statt Bjelopolje gewählt worden war, und Prje- 
polje (14. September) ohne jeden Zwischenfall vollzog und es 
zwischen den k. k. Truppen und den türkischen Soldaten nicht 
nur nicht zu Reibungen kam, sondern zu einem freundnachbar- 
lichen Einvernehmen. 

Jetzt erst war der Artikel XXV des Beriiner Vertrags voll- 
ständig durchgeführt. 

Der die Einverleibung Spizzas betreffende Absatz 2 des 
Artikels XXIX war schon vier Monate vorher, am 1 1 . Mai, durch- 
geführt worden, ebenfalls ohne auf Widerstand zu stoßen. Ein 
einziges k. k. Feldjägerbataillon (Nr. 24) hatte dazu genügt. 



III 

Der Aufstand vom Jahre 1882 

im Okkupationsgebiet und in Süddalmatien 

Es bedurfte geraumer Weile, bis die Lage auf dem Balkan 
sich notdürftig klärte. Der von der albanesischen Liga geschürte 
Aufstand in Albanien und die von der panhellenischen Idee diktierten 
Ansprüche Griechenlands gaben den Mächten viel zu schaffen. 

Da der AMderstand der Albanesen gegen die Abtretung von 
Gusinje und Plava nicht zu überwinden war, verfiel man auf die 
Idee, diese Distrikte durch andere zu ersetzen, die von den katho- 
lischen Stämmen der Hotti, Klementi, Kastrati und andern bewohnt 
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waren. Aber diese wollten natürlich ebensowenig davon wissen, 
an Montenegro ausgeliefert zu werden, wie die Mohammedaner 
von Gusinje und Plava, und widersetzten sich so hartnäckig, dafi 
die Machte auch von diesem Plan abkamen und sich schliefilich auf 
die Abtretung der Stadt und der Umgebung von Dulcigno einigten. 
Da sich die Albanesen aber auch gegen diese Verfügung auf- 
lehnten und die Türkei sich begreiflicherweise nicht beeilte, g^;en 
sie für Montenegro Partei zu ergreifen und gegen die eigenen 
Glaubensgenossen zu kämpfen, so zog sich die Sache in die Länge, 
und es bedurfte eines energischen Nachdrucks der Mächte in Form 
einer Flottendemonstration vor Dulcigno, um ihrem Beschluß 
endlich Geltung zu verschaffen und die Türken zu veranlassen, 
den Albanesen gegenüber vollen Ernst zu machen und sie zur 
Abtretung des strittigen Gebietes zu zwingen, 23. November 1880. 

Noch länger schleppte sich die griechische Angelegenheit 
hin, die nach schier endlosen Verhandlungen erst am 2. Juli 1881 
mit einer Konvention endete, durch die Griechenland ein Gebiet 
von 13400 Quadratkilometern mit rund 300000 Einwohnern erhielt, 
ohne trotzdem befriedigt zu sein. 

Wurde Österreich-Ungarn von diesen Vorgängen auch nicht 
unmittelbar in Mitleidenschaft gezogen, so fühlte es sich, durch 
die Okkupation auch zu einem Balkanstaate geworden, von ihnen 
doch näher berührt als die andern Mächte und zu größerer Auf- 
merksamkeit gezwungen, besonders durch den Aufstand in Albanien. 
Wiewohl dieses Land aber zur Einflußsphäre der Monarchie ge- 
hörte und seine katholischen Bewohner in den nördlichen Be- 
zirken unter ihrem Protektorate standen, trat sie nie aus dem 
Konzerte der Mächte heraus, um eine Sonderaktion vorzunehmen 
und dieses Verhältnis nachdrücklicher zur Geltung zu bringen. 

Wenn man in Österreich-Ungarn gehofft hatte, mit der Bei- 
l^ung der albanesischen und der griechischen Angelegenheit 
— die freilich offensichtlich nur eine vorläufige war — , werde 
nun endlich, wenigstens für die nächste Zeit, auf dem Balkan 
Ruhe eintreten, so sollte man eine bittere Enttäuschung erleben. 
Das friedliche Kulturwerk Österreich - Ungarns wurde, kaum be- 
gonnen, auch schon wieder ernstlich bedroht. 

1. Die Ursache des Aufstandes 

Man war in den okkupierten Ländern mit dem neuen Regiment 
unzufrieden und feindete es an. Besonders im orthodoxen Lager, 
wo man für die von auswärts kommenden Einflüsterungen, und 
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wohl auch für klingende Argumente, sehr empfänglich war und 
in den neuen Landesherren die Unterdrücker der südslawischen 
Solidarität sah und hafite. In den untern Schichten der ortho- 
doxen Bevölkerung war es aber weniger das nationale als vielmehr 
das soziale Moment, was sie gegen Osteneich-Ungam anstachelte. 
In ihrer naiven Unwissenheit hatte sich die »Rajah* der Hofhiung 
hingegeben, das neue Regiment werde als christliches ihre Partei 
g^en die Mohammedaner ergreifen und sie von den drückenden 
Abgaben befreien, die sie den türkischen Begs zu leisten hatte. 
Als sie aber zur Erkenntnis kam, daß es die bestehenden Landes- 
gesetze auch weiter in Kraft erhielt und von ihr die Erfüllung ihrer 
Steuerverpflichtungen verlangte, die verhaßten Moslims somit nicht 
nur nicht unterdrückte, sondern sogar anscheinend begünstigte, 
da wandte sie sich, in ihren Hoffnungen bitter enttäuscht, von 
den neuen Landesherren grollend ab und sann auf V^derstand 
und Befreiung. 

Aber auch in den Kreisen der Mohammedaner sah man dem 
mühsamen Ordnungswerke Österreich-Ungarns keineswegs mit 
Sympathie zu; auch in ihrer Mitte machte sich Unzufriedenheit 
und Abneigung geltend, trotzdem die Regierung sie als den 
einflußreichem Teil der Bevölkerung mit besonderer Rücksicht 
behandelte. Auf ihrer Seite waren es die Begs, die, jeglicher 
Ordnung und Gesetzesmacht völlig entwöhnt, sich in der un- 
gebundenen Selbstherrlichkeit beschrankt sahen, in der sie bis 
dahin nach ihrer Willkür gelebt hatten, und sich, darüber erbost, 
ebenfalls gegen die neue Herrschaft auflehnten, wie es die .Rajah** 
aus den gegenteiligen Ursachen tat. 

So konnte es die neue Regierung weder den einen noch den 
andern recht machen. Die Segnungen der Kultur aber, mit denen 
sie Volk und Land zu bedenken bemühte, wogen diese Nachteile 
in den Augen der Einwohner nicht bloß nicht auf, sondern waren 
für diese nur ein Grund mehr zur Unzufriedenheit, denn sie emp- 
fanden sie nur als einen lästigen Zwang und eine ärgerliche Störung 
ihrer ihnen zur Gewohnheit, ja zum Bedürfnis gewordenen Un- 
kultur. Sie verlangten gar nicht nach westlicher Kultur und wollten 
von ihr und deren Bringem nichts wissen. 

Bei dieser Stimmung unter der Bevölkerung war es nicht 
zu verwundem, daß man die Irrtümer und Mißgriffe, die von 
Seiten der Behörden in der ersten Zeit ihrer Tätigkeit natürlich 
begangen wurden, nicht als das auffaßte, was sie in der Tat 
waren: als unvermeidliche Kinderkrankheiten der Verwaltung, aus 
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ungenügender Kenntnis der fremden und eigenartigen Landes- 
verhältnisse und dem Obereifer einzelner Beamten entstanden. 
Man legte sie vielmehr in gehässiger Weise als Feindseligkeiten 
auS| wiewohl doch das neue Regiment selbst in seinem embryo- 
nalen Stadium in Wahrheit unvergleichlich mehr leistete und vor 
allem mehr erhoffen ließ als die verrottete Türkenwirtschaft. 

Bei dem leidenschaftlichen Naturell der Einwohner beschränkte 
sich diese Mißstimmung keineswegs auf Konventikel und Kund- 
gebungen — das Ventil, das eine Tagespresse geboten hätte, fehlte 
ja — , sondern suchte sich in Taten Luft zu machen. Das zeigte 
sich zunächst in einer bedenklichen Zunahme des Räuberunwesens, 
das, in diesen Ländern ein endemisches Übel, auf dem Balkan 
stets dann überhand zu nehmen pflegt, wenn die Unzufriedenheit 
mit den bestehenden Zuständen im Wachsen ist.^) Die Begriffe 
Räuber und Rebell fließen dort ohne bestimmte Grenzen ineinander, 
wie dies übrigens seinerzeit auch in Ungarn der Fall gewesen ist, 
und wie hier der Betyär von einem heroischen Nimbus umgeben 
war und als eine Art Nationalheld gefeiert wurde, so galten und 
gelten auch auf dem Balkan die Räuber als »Junaks", als Helden. 

Namentlich in den südwestlichen Bezirken der okkupierten 
Länder, den Umgebungen der Ortschaften Bilek, Gacko und Fo£a, 
machte sich das Räuberunwesen auffällig bemerkbar, da es dort 
durch die Nähe der montenegrinischen und türkischen Grenze 
wesentlich begünstigt wurde ; durften die Banden doch sicher sein, 
daß sie jenseits dieser Grenzen, in den Schwarzen Bergen und im 
Sandschak Novibazar von den dortigen Behörden unbehelligt 
blieben, in Montenegro sogar werktätige Unterstützung fanden. 

Schon im Vorherbst 1879 begann sich die Unsicherheit und 
Unzufriedenheit im Lande stärker fühlbar zu machen, vielleicht 
veranlaßt durch den Vormarsch der k. k. Truppen in den Sandschak, 
der die Aufmerksamkeit der Behörden dorttiin abzulenken schien. 
In der Herzegovina kam es zu Zusammenrottungen und Oberfällen 

^) Eine interessante Statistik der Verbrechen im Okkupationsgebiete ent- 
hält die .Geschichte der Sicherheitstruppen und der öffent- 
lichen Sicherheit in Bosnien und der Herzegovina' , Wien 1898. Zur 
Illustrierung der erwähnten Erscheinung sowie des günstigen Einflusses der 
österreichisch-ungarischen Regierung seien dieser Statistik folgende Daten 

entnommen: 

1878 1882 (Aufstandsjahr) 1896 

Raubtaten und Raubmorde . 234 | ^^ 465 1 „ 12 I ^ 

Morde und Totschläge ... 48 J ^^^ 92 | ^' 94 ) ^^ 

Brandlegungen 122 362 117 
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auf Gendarmerieposten und Soldatenstreifkorps. Eine in Angriff 
genommene und durchgeführte Säuberung des beunruhigten Ge- 
bietes machte dem Unwesen aber ein rasches Ende, wenigstens 
vorläufig. Auch das folgende Jahr, 1880, verging ohne Ruhe- 
störung. Erst im Sommer 1881 ließen sich wieder Anzeichen von 
Unsicherheit bemerken, die sich in bedenklicher Weise mehrten. 
Auch der vom Jahre 1869 her berflchtigte Bandenführer Stojan 
Kovaöevid tauchte wieder auf und machte die Gegend um 
Nevesinje und Gacko unsicher. Am 31. August überfiel er mit 
einem Trupp von etwa 60 Räubern die k. k. Tragtierpost auf dem 
W^e von Konto nach Gacko bei Crinica, schofi zwei Mann der 
Bedeckung nieder und raubte an 3000 Gulden. Um der ein- 
geleiteten Verfolgung zu entgehen, zog er sich auf montenegri- 
nisches Gebiet zurück. Auch bei andern Ortschaften zeigten sich 
Banden. Aufier diesen ernsten Symptomen einer wachsenden 
Unzufriedenheit entnahmen die Behörden auch den umgehenden 
Gerüchten, dafi Schlimmes im Werk und ein allgemeiner Aufstand 
für das Jahr 1882 zu erwarten sei« 

Den willkommenen Anlafi hierzu bot, wie zwölf Jahre früher, 
auch jetzt wieder die Proklamierung eines neuen Wehrgesetzes, 
die für das Okkupationsgebiet am 4. November 1881 erfolgte. 

Die Aufnahme, die sie fand, äufierte sich verschieden: in 
Bosnien nahm man sie, wenigstens äußeriich, zumeist ruhig hin; 
nicht so in der Herzegovina, wo sich alsbald heftiger Unwille 
und Widerstand bemerkbar zu machen begann. Noch mehr war 
dies in der Krivoäije der Fall, deren trotzige Bewohner, ihres Er- 
folges vor zwölf Jahren eingedenk und darauf pochend, sich nicht 
gewillt zeigten, dem neuen Wehrgesetze, das auch für sie gelten 
sollte, Folge zu leisten. 

Trotz der Übeln Erfahrungen, die man damals mit den Bocchesen 
gemacht hatte, konnte man sich in V^en, wo man stets Bedenken 
trägt, energische Mafiregeln zu ergreifen, auch jetzt wieder nicht 
zu solchen entschliefien und versuchte es zunächst mit Nachsicht 
und Geduld. Aber der erhoffte Erfolg blieb aus. Die Stellungs- 
pflichtigen Bewohner der KrivoSije fanden sich zur Assentierung, 
die am 27. Oktober in Risano stattfinden sollte, nicht ein, und als 
der griechisch-orientalische Bischof sich zu ihnen begeben wollte, 
um ihnen ins Gewissen zu reden, wurde er bei Ledenice an- 
gehalten und zur Umkehr genötigt, 7. November. Damit nicht 
genug, erschien Stojan Kova£evi<i mit seiner Bande in der KrivoSije, 
und andere aus der Herzegovina eindringende Banden folgten ihm. 

Sosnot ky, Dlo Balkanpolfük Österrtich-Ungtnit. 0. 3 
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Das aufgelassene Fort Dragalj und die Wachtbäuser in Ledenice und 
Crkvice wurden zerstört, Schul- und Pfarrhäuser im Gebiete nieder- 
gebrannt und der Militärkordon wiederholt durchbrochen. Zu Beginn 
des neuen Jahres — 1882 — wurden die Insurgenten immer ver- 
wegener und gefährlicher. So wurde in der Nacht vom 10. bis 
1 1 • Januar der Gendarmerieposten von Ulok überfallen und mußte 
nach dreißigstflndiger tapferer Verteidigung gegen freien Abzug mit 
militärischen Ehren aufgegeben werden. Ebenso erging es hierauf 
am 30. Januar dem Gendarmerieposten in TientiSte, der mit nur 
24 Mann Besatzung von einer mehrere Hundert zählenden Insur- 
gentenbande unter Stojan KovaSeviö angegriffen wurde, bis er nach 
vierzigstflndiger Gegenwehr ebenfalls freien Abzug erhielt. Trauriger 
war das Schicksal einer Patrouille von 13 Mann, die südlich von 
Sarajevo überfallen und bis auf zwei Mann, denen es zu entkommen 
glückte, niedergemacht wurde. Dieses Massaker war um so ernster 
zu nehmen, als es sich bereits in bedenklicher Nähe der Hauptstadt 
zugetragen hatte und die wachsende Verwegenheit der Insurgenten 
verriet. 

Bei dem raschen Umsichgreifen des Aufstandes hatte sich dessen 
Gebiet bald über einen ansehnlichen Teil der okkupierten Länder 
ausgedehnt. Es umfaßte ungefähr ein unregelmäßiges Viereck, 
dessen Ecken im Nordwesten Konjica, im Nordosten äajnica, im 
Südosten die Bocche und im Südwesten etwa Metkovid bildeten. 

Angesichts dieser Übeln Lage sah sich die Regierung doch 
endlich genötigt, Ernst zu machen. Sie konnte sich nicht länger 
der Erkenntnis verschließen, daß für die Monarchie hier sehr viel 
auf dem Spiele stand; drohte ihr doch die Gefahr, daß ein all- 
gemeiner Aufstand losbrach, der, von außen genährt, ihre Herr- 
schaft über diese Länder ernstlich in Frage stellen und den ganzen 
Balkan in Flammen setzen konnte; detm daß Erfolge der In- 
surgenten Montenegro und Serbien zu offener Parteinahme für sie 
veranlassen würden, stand außer Frage ; dann aber drohte auch das 
Eingreifen Rußlands zugunsten der „slawischen Brüder '', und der 
europäische Krieg, den der Berliner Kongreß jüngst erst abgewendet 
hatte, war da. Diese böse Perspektive veranlaßte die Regierung, ihre 
Sache den Händen der Armee anzuvertrauen ; die hatte jetzt das Wort. 

2. Die militärischen Vorbereitungen 

Es war keine leichte Aufgabe, die den k. k. Truppen da be- 
vorstand, denn es war das wildeste, unwegsamste Gebiet der 
Okkupationsländer, das es jetzt zu durchsuchen und zu säubern 



Nachwehen 35 

galt; und es war nicht minder der wildeste, unbotmäßigste Teil 
der Bevölkerung, den es zum Gehorsam zwingen hiefi. Der 
Charakter des Landes und seiner Bevölkerung, die so ganz zu- 
einander passen, verschworen sich gegen das Eindringen fremder 
Elemente, noch unterstützt von einem entsprechend extremen 
Klima, das, im Sommer glühend zum Verschmachten, jetzt im 
Winter grimmige Kälte und furchtbare Schneestürme verhieß, die 
auf den schutzlosen Hochflächen und von Abgründen gesäumten 
Saumpfaden das Leben gefährden konnten. 

Die Truppen, die man für die Expedition zur Hand hatte, 
beständen aus den drei Divisionen des Generalkommandos in 
Sarajevo unter Feldmarschalleutnant Hermann Freiherm Dahlen 
V. Orlaburg und des Militärkommandos in Zara unter Feld- 
marschalleutnant Stephan Freiherm v. Jovanovid. Sie setzten sich 
aus folgenden Waffengattungen und Truppeneinheiten zusammen : 

General- Milltflr- . 

kommando kommando 
in Sarajevo in Zara "mmen 

Bataillone 49 8 57 

Kavallerie-Eskadronen .... 4 — 4 

Gebirgsbattericn 18 — 18 

Festungsartillerie-Kompagnien .5 5 10 

Train-Eskadronen 3 — 3 

Gebirgstrain-Eskadronen ... 5 — 5 

Die Gefechtsstärke betrug infolge der schwachen Stände und 
zahlreichen Abkommandierungen am 1. November 1881 für die 
Truppen des Generalkommandos bloß 16830 Mann und 570 Reiter 
mit 48 Geschützen, wovon 13400 Köpfe mit 32 Geschützen auf 
Bosnien, 4000 mit 16 Geschützen auf die Herzegovina entfielen. In 
Dalmatien betrug der streitbare Truppenstand gar nur 2271 Mann, 
so daS die Gesamtzahl der in Betracht kommenden Truppen kaum 
mehr als 19000 Mann erreichte. Das war für die ihnen zugewiesene 
Aufgabe viel zu wenig, zumal da ein Drittel der Mannschaft eben 
erst die Abrichtung hinter sich hatte, mit den Eigentümlichkeiten 
des so schwierigen Terrains noch nicht vertraut und für die 
hierdurch bedingten Strapazen noch nicht trainiert war. Dazu 
kam noch, daß ein grofier Teil dieser Truppen für die geplanten 
Operationen nicht verfügbar war, weil die größern Ortschaften, 
in denen sie disloziert waren, nicht völlig ihres militärischen 
Schutzes beraubt werden durften, so daß für den gedachten Zweck 
nur eine ganz unzureichende Zahl von Truppen übriggeblieben wäre. 
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In der richtigen Erkenntnis, daß die Strafexpedition nur mit 
einem Machtaufgebot ins Werk gesetzt werden durfte, das stark 
genug war, den Erfolg zu verbtlrgen, verlangten die Komman- 
dierenden in Sarajevo und Zara eine beträchtliche Vermehrung der 
Truppen im Okkupationsgebiet und in Stlddalmatien, und die Re- 
gierung, eingedenk der Übeln Erfahrungen, die sie im Okkupations- 
feldzuge durch ihr anfängliches Kargen mit Truppen gemacht hatte, 
kam diesem Ansuchen auch in genügendem Mafie nach. Sie soiigte 
sowohl für die Erhöhung der ganz unzulänglichen Kompagnie- 
Stände wie für die Verlegung neuer TruppenkOrper ins Okkupations- 
gebiet, so dafi die Stärke der daselbst und in Dalmatien dislozierten 
Truppen allmählich von 19000 Mann mit 48 Geschützen auf 
62603 Mann mit 90 Geschützen anwuchs, wovon 37779 Mann, 
564 Reiter, mit 58 Geschützen auf Bosnien, 24824 Mann, davon 
38 Reiter, mit 32 Geschützen auf die Herzegovina und Dalmatien 
entfielen. Das war ein ansehnliches Machtaufgebot, das im Ver- 
hältnis zur geringen Zahl der Insurgenten, die kaum 10000 Mann 
betragen mochte, einem oberflächlichen Urteil viel zu groß er- 
scheinen dürfte und zu einem für den Gefechtswert der k. k. Truppen 
ungünstigen Schlüsse verleiten könnte; tatsächlich jedoch waren 
diese Streitkräfte eben nur stark genug, nicht mehr ; denn ein großer 
Teil war an seine Garnisonen gebunden, und der Rest zersplitterte 
sich in zahlreiche kleine Streifkolonnen, die sich über ein aus- 
gedehntes Gebiet zu verteilen und die Verbindung miteinander 
aufrechtzuerhalten hatten. So konnten sie den Insurgenten gegen- 
über wohl überall in der Mehrzahl auftreten, aber nirgends zu 
einer Massenentfaltung schreiten, die übrigens schon durch die 
Beschaffenheit des Geländes ganz au$geschlossen war. Die Ver- 
mehrung der Truppen im Okkupationsgebiet und in Dalmatien 
machte auch eine Änderung in der Gruppierung der taktischen 
Verbände notwendig. Zu den schon bestehenden drei Truppen- 
divisionen, Nr. I (Sarajevo), XIII (Banjaluka) und XVIII (Mostar) 
wurden noch zwei neue formiert: XLIV (Trebinje) und XLVII 
(Castelnuovo), und das Kommando der XX. Truppendivision wurde 
aus SlavQnien nach Dolnja Tuzla verlegt. Mit der Oberleitung der 
Operationen wurde Feldmarschalleutnant Freiherr v. Jovanovid be- 
traut, der sich schon im Okkupationsfeldzuge so bewährt hatte 
und auch das volle Vertrauen seiner Untergebenen besaß. 

In welcher Weise er der Insurgenten Herr zu werden gedachte, 
ließ er die Divisions- und Brigadekommandanten in seinem Tages- 
befehle vom 14. Februar 1882 wissen. Über die Streifungen, die 
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vom Militär im insurgierten Gebiete vorzunehmen waren, äußerte 
er sich darin folgendermaßen: 

«Diese Streifangen sind häufig und nach allen Richtungen, stets aber mit 
entsprechend starken Abteilungen (mindestens eine Kompagnie) durchzuführen, 
da sie auch zu ZusammenstOfien mit Insurgenten führen können. Die Ent- 
sendung kleinerer Abteilungen und Patrouillen in weitere Entfernung von den 
Oamisonsorten , die Zuteilung von einzelnen Soldaten oder von Patrouillen zu 
den Streifungen der Gendarmerie darf unter keiner Bedingung stattfinden, 
vielmehr haben sich Qendarmeriepatrouillen, welche in gefflhrdeteren Rayons 
patrottUlieren sollen, den auf Streif ung gehenden Militärabteilungen anzu- 
schließen, welchen sie überdies als Führer, Dolmetsch usw. gute Dienste leisten 
können . . . Unternehmungen, welche direkt den Angriff auf Insurgentenbanden 
bezwecken, sind nur dann anzuordnen, wenn ganz positive Nachrichten über 
eine Ausrüstung solcher vorliegen. Sie müssen mit solcher Kraft durchgeführt 
werden, dafi der Erfolg verbürgt ist Ihre Einleitung mufi mit großem Bedacht ge- 
troffen werden, um ein Resultat zu erzielen. Es ist bekannt, daß die Insurgenten 
größeren Kräften auszuweichen trachten; ebenso bekannt ist es auch, daß sie 
infolge ihrer vielfachen Verbindung mit der Bevölkerung und Vertrautheit mit 
dem Terrain von allen weitausgreifenden, gegen sie gerichteten Unterneh- 
mungen stets rechtzeitig in Kenntnis sind. Solange daher die Operationen, 
wie gegenwärtig, nicht fortgesetzt und die ausweichenden Banden verfolgt 
und endlich erreicht werden können, läuft man stets Gefahr, bei von ent- 
legenen Punkten aus kombinierten Unternehmungen, die Insurgenten an der 
bezeichneten Stelle nicht zu finden, da dieselben Zeit genug gefunden haben, 
abzuziehen und sich zu zerstreuen ; ferner, weil es mit den zu Gebote stehen- 
den Kräften unmöglich ist, Terrainabschnitte weiteren Umfanges schon bei 
Beginn kombinierter Bewegungen, gewissermafien hermetisch abzuschließen. 
Wohl dürfte dies at>er dort nur dann möglich sein, wenn umfassende Ope- 
rationen aus dem Standpunkte der Insurgenten nahegelegenen Garaisonsorten 
eingeleitet werden können, weil dann Aussicht vorhanden ist, daß der Gegner 
nicht mehr Zeit findet, sich zu entziehen; daß er vielmehr von der einen 
oder andern Kolonne noch getroffen werde. Auch ergibt sich dabei der 
Vorteil, daß die einzelnen Kolonnen sich einander nahe genug bleiben, um 
sich gegenseitig rechtzeitig unterstützen zu können oder eine völlige Um- 
fassung zu bewirken. Auch in diesem Falle muß aber Jede Kolonne stark 
genug sein, um nicht aller Wahrscheinlichkeit nach einem Echec ausgesetzt 
zu sein, was unter allen Umständen vermieden werden muß.' ^) 

Im Sinne dieser Absicht war es auch, daß man, solange die 
militärischen Vorbereitungen noch im Gang und die zu den Ope- 
rationen bestimmten Truppen noch nicht vollzählig waren, weiter 
ausgreifende Unternehmungen unterliefi, denn man durfte sich 
unter gar keinen Umständen der Gefahr ernster Schlappen aus» 

^) .Der Aufstand in der Herzegovina, Südbosnien und 
Süddalmatien 1881—1882'. Nach authentischen Quellen dargestellt in der 
Abteilung für Kriegsgeschichte des k. k. Kriegsarchivs. Wien 1883. Bei- 
lage XXVIL 
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setzen, weil jedes derartige Schwächezeichen dem Aufstand einen 
neuen Impuls gegeben hätte. Und dessen bedurfte es wahrlich 
nicht mehr, denn die Banden waren schon verwegen genug. 

3. Im Okkupationsgebiete 

Der Hauptherd des Aufstandes in diesem Gebiete war die 
Zagorije, ein zwischen den Gebirgszügen der Treskavica, Krbljina 
und Leljia Planina gelegenes Hochland, das durch seine schwierige 
Zugänglichkeit den Insurgenten eine gewisse Sicherheit bot, durch 
seine zentrale Lage aber die Möglichkeit, ihre Streifzflge nach 
allen Richtungen zu unternehmen. 

Das Hauptziel dieser Streifungen waren einerseits die Stadt 
FoCa, die blofi von einem Bataillon mit dem schwachen Stande 
von rund 300 Mann besetzt war, anderseits Konjica, der wich- 
tigste Punkt auf der Verbindungslinie Sarajevo-Mostar. Fflr die 
Sicherung dieser beiden Plätze zu sorgen, war demnach zunächst 
die wichtigste Aufgabe der Truppen, solange sie zu großem 
Unternehmungen noch nicht stark genug waren. 

Sie gelang ihnen auch nach einer ganzen Reihe von Ge- 
fechten und Scharmützeln, von denen die bei Glavatitevo, 
27. Januar, Turovo, 9. Februar, und Tmovo, 10. Februar, besonders 
erwähnt seien. 

Nach dem Eintreffen der Verstärkungen ordnete Feldmarschall- 
leutnant Freiherr von Dahlen vor allem die Säuberung und Be- 
setzung der Zagorije an, die konzentrisch in Angriff genommen 
werden sollte. Von Sarajevo, Konjica, Nevesinje, Gacko und 
Fo£a aus wurden Kolonnen in Marsch gesetzt, die alle dieses 
Ziel anstrebten. Grimmige Kälte und rasende Schneestürme er- 
schwerten die Operationen so sehr, daß sich die von Gacko aus- 
gerückte Gebirgsbrigade des Generalmajors Sekulich, die besonders 
schwer unter diesen Wetterunbilden zu leiden hatte und der ein 
Teil ihrer Tragtiere erfroren war, zur Umkehr genötigt sah. Doch 
setzte sie sich zwei Tage später, 25. Februar, neuerdings in 
Marsch und erreichte diesmal, unter fortwährenden Beunruhigungen 
durch den Feind, das ihr gesetzte Ziel, den Insurgentenstützpunkt 
Ulok. Auch den andern Kolonnen gelang es nach einer Reihe 
von Gefechten bei Budanj, 21. Februar, Maljeva, Glavatifevo und 
Ravan, 22. Februar, BlaiC, 23. Februar, und auf der Somina Cer- 
vanj Klanac, 26. Februar, ihre Aufgabe durchzuführen: sich in 
den Besitz der Zentralstellung des Feindes zu setzen und diesen 
zu vertreiben. 
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Diese Erfolge genflgten aber noch lange nicht, seinen Wider- 
stand gänzlich zu brechen. Er benützte vielmehr eine Pause in 
den Operationen, um neue Kräfte zu sammeln, wobei er von jen- 
seits der Grenze her reichlich Unterstützung fand, und nahm seine 
Oberfälle wieder auf. Besonders dreist zeigte er sich in der Um- 
gebung von Fo5a, wo die Unsicherheit nach Abmarsch eines 
Teiles der Garnison in die Zagorije zugenommen hatte und wo 
sich nach deren Säuberung die von dort vertriebenen Insurgenten 
wieder sammelten, da die nahen Grenzen des Sandschaks und 
Montenegros ihnen Zuflucht und Unterstützung boten. In den 
letzten März- und ersten Apriltagen kam es daher zu wiederholten 
Zusammenstoßen mit ihnen. 

Erst in der zweiten Aprilhälfte war man so weit, daß die eigent- 
liche Insurrektion als beendet angesehen werden konnte. Um mög- 
lichst bald wieder geordnete Zustände herzustellen, namentlich die 
Bewohner zur Rückkehr in ihre verlassenen Wohnstätten und zur 
Mederaufnahme ihrer Erwerbsarbeit zu veranlassen, wurde am 
22. April eine allgemeine Amnestie erlassen, von der nur die 
Führer des Aufstandes und gemeine Verbrecher, Mörder, Räuber, 
Brandstifter und dergleichen ausgenommen waren. Es dauerte 
jedoch noch geraume Weile, bis auch die letzten Zuckungen der 
Insurrektion vorüber waren, und die exponierte Garnison Celebid 
hatte noch im Juni und selbst später noch anstrengende Scharmützel 
mit den dort aus dem Sandschak aufgetauchten Banden zu bestehen. 

4. In Süddalmatien 

Hier war wie vor zwölf Jahren auch jetzt wieder die schwer 
zugängliche Karstfelseneinöde der Krivoäije der Sitz der Insur- 
genten, als deren Führer Peter Samarä(^ galt. Ihre Stärke soll 
Anfang Februar 1882 bloß etwa 1200 Mann betragen haben, aber 
wie schon im Jahre 1869, so wurde diese kleine Zahl auch jetzt 
durch die außerordentiichen Schwierigkeiten des Geländes, das 
jeden Schlupfwinkel der Banden zur fast unzugänglichen Festung 
machte, reichlich aufgewogen. 

Die Aufständischen richteten ihre Angriffe zunächst auf Dragalj 
und Ubli im Innern des Bocchegebietes, wurden aber bald dreister 
und wagten sich an die Küste heraus, wo sie ganz in der Nähe 
der Gamisonorte Risano und Perasto Raubanfälle ins Werk setzten ; 
ja am 8. Februar überfielen sie Orahovac (im nordöstiichen 
\^kel der Bucht von Cattaro) und unterbrachen hierdurch die 
Landverbindung zwischen Cattaro und Perasto. 
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Um diesen Raubzügen ein Ende zu machen, die Insurgenten 
von der Küste abzuschneiden und ihnen den wichtigen Posten 
von Ledenice wieder zu entreifien, ordnete Feldmarschalleutnant 
Freiherr v« Jovanovid eine Expedition an, die diese Aufgaben 
durchzuführen hatte, noch ehe die erwarteten Verstärkungen eintrafen. 

Diesem Befehle gemäfi übernahm der Kommandant der 
XLVII. Division , Feldmarschalleutnant v. Winterhaider , am frühen 
Morgen des 9. Februar den Aufstieg in drei Kolonnen von Risano, 
Drazinvrt und Orahovac. Dank den sorgfältigen, streng geheim 
gehaltenen Vorbereitungen und geschützt durch das Dunkel des 
Wintermorgens, gelang es, die Insurgenten völlig zu überraschen. 
Da die in den Buchten von Risano und Cattaro aufgestellten 
Kriegsschiffe bei Tagesanbruch ein wirksames Qeschützfeuer auf 
die in den Felsen eingenisteten Bocchesen eröffneten, vermochten 
die Truppen trotz ihrer geringen Zahl — 3 Bataillone und eine 
halbe Gebirgsbatterie — ohne bedeutendere Verluste die Höhenlinie 
schon am frühen Vormittage zu erreichen und die zerstörten Werke 
von Ledenice und Greben zu besetzen, deren Aufbau sofort wieder 
in Angriff genommen wurde. 

Die Insurgenten zogen sich hierauf in das Innere ihres Felsen- 
dreiecks zurück und zerstörten den gebahnten Saumweg durch den 
Lupoglav-Paß. 

Um sie aus ihren Schlupfwinkeln zu vertreiben, beschloß 
Jovanovid eine gründliche Razzia zu veranstalten und ordnete nach 
dem Eintreffen der Verstärkungen und umsichtigen Vorbereitungen 
eine gemeinsame Operation der XLIV. und XLVII. Division an. 
Während diese mit 8Va Bataillonen und 3 Gebirgsbatterien unter 
Feldmarschalleutnant v. Winterhaider von der Bucht von Risano 
aus in sieben Kolonnen gegen Ubli vorging, rückte jene unter 
Generalmajor v. Kober, 4 Bataillone und 1 Gebirgsbatterie stark, 
in drei Kolonnen über den Vratlo-Paß (rechte Flügelkolonne) und 
zu beiden Seiten des Orienkammes (Mittel- und linke Kolonne) 
aus der Herzegovina in die KrivoSije ein. 

Die Strapazen, die die Truppen dabei zu überwinden hatten, 
namentlich die im Gebiete des Orien operierenden, waren ungeheuer; 
denn es ging »über tiefe Schneefelder, wo man bis an die Brust ein- 
sank, über glatte Eisfelder und kaum handbreite Felsgrate, wo der 
Mann nur auf allen Vieren sich vorwärtsschieben oder mit den Händen 
an den Felszacken sich anklammem und fortschleppen konnte".^) 

^) .Aufstand in der Herzegovina', S. 270. 
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Aber trotz der außerordentlichen Schwierigkeiten des Geländes 
gelang dieses kombinierte Manöver dank der umsichtigen Leitung 
und den hervorragenden Marschleistungen der Truppen voll- 
kommen. Binnen drei Tagen, 8. bis 10. März, wurden die Insur- 
genten nach zahlreichen, aber für die Truppen nicht verlustreichen 
Gefechten aus allen ihren Positionen vertrieben und die wichtig- 
sten Punkte, vor allem Crkvice, wieder besetzt; das ehemalige 
Fort Dragalj aber, das im Jahre 1869 eine so verhängnisvolle Rolle 
gespielt und jetzt den Insurgenten als Stützpunkt gedient hatte, 
wurde in die Luft gesprengt. 

Befanden sich nun auch alle strategischen Plätze im Besitze 
der Truppen, so war der Aufstand in der KrivoSije darum doch 
noch nicht niedergeschlagen, und es kam in der Folge noch zu 
einer langen Reihe mehr oder weniger hartnäckiger Scharmützel 
mit den Insurgenten, so bei Poljkovac, MaCja planina, Pazua usw., 
die bis Ende Mai dauerten. 

Schon war der Aufstand in der KrivoSije im Verlöschen, als 
er im Hinterlande von Budua, in der Landschaft Pobori, auf- 
züngelte, deren Bewohner sich schon im Jahre 1869 durch ihre 
Widerspenstigkeit hervorgetan hatten. Durch energisches Ein- 
greifen gelang es jedoch, ihn schon im Keime zu ersticken. 

Durch die verhältnismäfiig rasche und gründliche Unter- 
drückung des Aufstandes unter so außerordentlich schwierigen 
Terrain- und Witterungsverhältnissen hatten die k. k. Truppen 
einen überzeugenden Beweis ihrer hervorragenden militärischen 
Leistungsfähigkeit erbracht. 

Gab es in diesem Feldzug auch keine Schlachten, so stellte 
er doch an die physischen Kräfte der Truppen noch größere 
Anforderungen als ein großer Krieg; und daß auch ihre psychischen 
Kräfte auf eine harte Probe gestellt wurden, geht aus der Unmenge 
von Scharmützeln hervor, die sie durchzukämpfen hatten. Deren 
Zahl erreichte nämlich, vom 31. Juli 1881 bis 30. Mai 1882 ge- 
rechnet, nahezu 200, wovon fast alle auf die fünf Monate des Jahres 
1882 entfielen und ein beredtes Zeugnis dafür ablegten, daß die 
Truppen nie zu Atem kamen. Ihre Veriuste vor dem Feinde 
betrugen 73 Tote, 8 Vermißte und 255 Verwundete, zusammen 
336 Mann. 

Die braven k. k. Truppen hatten mit der Bewältigung des 
Aufetandes aber nicht bloß eine bedeutende militärische Leistung 
vollbracht, sondern das Reich vor einer Ungeheuern Gefahr be- 
wahrt, denn ein Gelingen des Aufstandes hätte Serbien und Monte- 
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negro^) vennutlich zu offener Teilnahme daran veranlaßt und da- 
durch möglicherweise Rußland bewogen, die günstige Gelegenheit 
zu benutzen und sich an Österreich-Ungarn für den diplomatischen 
Mißerfolg auf dem Berliner Kongresse zu rächen. 

^) Für die Unterstützung, die der Aufstand von Seiten Montenenos fand, 
legte ein aufgefundenes Schreiben des Bandenführers Ibrahim Beg Cengid an 
den montenegrinischen Wojwoden Peter Vukotid ein jeden Zweifel ausschließen- 
des Zeugnis ab. — .Aufstand in der Herzegovina*, S. 69. 
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Assekuranz-Politik 



I 

Österreich-Ungarn und das Deutsche Reich 

1 

Die Erbitterung, die der Berliner Vertrag in Rußland hervor- 
gerufen hatte, richtete sich merkwürdigerweise nicht blofi gegen 
Österreich-Ungarn, sondern auch, und noch mehr, gegen das 
Deutsche Reich, vor allem gegen Bismarck. Die Panslawisten, deren 
EinfluB in Petersburg bestandig im Wachsen begriffen war und deren 
laute Stimmen auch bis zu den Ohren des Zaren drangen, sahen 
nämlich das Haupthindernis fflr die russische Balkanpolitik in 
Deutschland. Dessen Haltung war es in ihren Augen vor allem, 
die Östeneich-Ungam zu dem Widerstände bewogen hatte, den es 
den Bestrebungen Rußlands auf dem Balkan entgegensetzte und an 
dem diese gescheitert waren. Nicht im Habsburgerreiche, das ja zu 
einem grofien Teile von Slawen bewohnt war, sondern im Deutschtum 
glaubten sie ihren eigentlichen Feind sehen und bekämpfen zu müssen.^) 
Bismarck aber galt ihnen als die Verkörperung des germanischen 
Antagonismus, und gegen ihn richtete sich darum ihr Haß in erster 
Linie. Er war es — so glaubten sie — gewesen, der beim BerUner 
Kongresse Rußland geschädigt und gedemütigt habe, anstatt sich bei 
dieser Gelegenheit fflr den großen Freundschaftsdienst Rußlands im 
Jahre 1870 erkenntlich zu zeigen. Hatte man in Rußland bis zum 
Berliner Kongresse immer nur vom „undankbaren" Österreich ge- 
sprochen, so entrflstete man sich seither auch über das „undank- 
bare" Deutschland. 

Fürst Bismarck empfand diese Beschuldigung als schweres 
Unrecht, denn er war sich bewußt, stets nach Kräften für ein 
gutes Einvernehmen mit Rußland eingetreten zu sein, und gerade 
beim Berliner Kongresse glaubte er sich der Sache des Zarenreichs 
warm angenommen zu haben; so warm, daß er -sich, wie er neun 
Jahre später in seiner großen Rede vom 6. Februar 1888 bemerkte, 
wie ein Bevollmächtigter Rußlands vorgekommen war. 

^) Siehe Richard Qraf von Pfeil, .Neun Jahre in russischen 
Diensten unter Kaiser Alexander III.', Leipzig 1907, Fr. Engel- 
mann, S. 21. 
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Diese gehässigen Anwürfe erbitterten ihn aber nicht bloß, sie 
beunruhigten ihn auch, denn er zweifelte nicht daran, dafi die 
Männer, die jetzt an der Newa gegen Deutschland hetzten, alles 
aufbieten würden, ihre Worte zu Taten zu machen und den Krieg 
des Slawentums gegen das Germanentum, den sie mit fanatischer 
Leidenschaft predigten, in absehbarer Zeit auch ins Werk zu setzen. 

Diese Gefahr für das Deutsche Reich war aber um so größer, 
als der Panslawismus im französischen Chauvinismus sehr leicht 
einen Bundesgenossen finden konnte, was für Deutschland einen 
Krieg mit zwei Fronten zur Folge haben mußte. Daß man in 
Petersburg geneigt war, eine solche gegen Deutschland gerichtete 
Alliance anzuknüpfen, war ihm ja bekannt, denn man hatte von 
dort aus in Paris schon auf den Strauch geschlagen. Allerdings 
bisher vergeblich ; aber beim nächsten Versuche konnte es gelingen, 
und dieser Möglichkeit gegenüber mußte er sich wappnen und 
nach einem Bundesgenossen umsehen. Welcher aber stand ihm 
näher als Österreich-Ungarn I Schon seit 1866 dachte er an ein 
engeres Verhältnis zu diesem Reiche; er hatte diese Absiebt bisher 
jedoch nur im weiten Rahmen des Dreikaiserbündnisses verwirk- 
lichen können: nun aber sollte an dessen Stelle ein enges Zwei- 
kaiserbündnis kommen. Daß dieser Gedanke bei Andrässy Ent- 
gegenkommen finden werde, dessen glaubte er gewiß zu sein, 
hatte dieser doch schon wiederholt versucht, sich ihm mit Um- 
gehung Rußlands zu nähern.^) Bisher war er diesen Versuchen 
ausgewichen, weil er, darin mit seinem kaiserlichen Herrn eines 
Sinnes, die überiieferten freundlichen Beziehungen zu Rußland un- 
getrübt aufrechterhalten und keine Verbindung eingehen wollte, 
deren Spitze sich gegen dieses richten sollte. Da man ihm 
dieses Bestreben in Petersburg aber unmöglich machte, so mußte 
er die Hand Andrässys ergreifen, die er stets dazu bereit wußte, 
sich ihm entgegenzustrecken. 

In dieser Absicht wurde er durch zwei Ereignisse bestärkt: 
durch einen Brief Kaiser Alexanders an Kaiser Wilhelm und durch 
die Nachricht vom bevorstehenden Rücktritt Andrässys. 



^) E. von Wertheimer, .Andrässy', Bd. m, S.242. Die äußerst 
interessanten und wertvollen Ausführungen dieses Autors (9. und 10. Kapitel) 
aber das Zustandekommen des Bündnisses zwischen dem Deutschen Reich und 
Österreich-Ungarn bilden, wenn auch nicht die der Zeit nach erste Veröffent- 
lichung Ober dieses Thema, so doch gewifi die bisher ausführlichste. Ihnen 
folgt die vorliegende Darstellung daher in erster Linie. Siehe darüber auch 
,Tagebuchblätter' von Moritz Busch, Leipzig 1897, F. W. Qrunow. 
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Der Brief des Zaren vom 15. August 1879, der sich gerade- 
zu gegen ihn richtete, war ein bedeutsames Echo der panslawisti- 
schen deutschfeindlichen Stimmen, die in Rufiland neuerdings den 
Ton angaben, und verriet, wessen das Deutsche Reich von dieser 
Seite gewärtig sein mufite. 

War schon das Grund genug, sich gegen diese Gefahr zu 
wappnen, so erschien ihm der bevorstehende Rücktritt Andrässys 
als eine dringende Mahnung, dies auch möglichst bald zu tun, 
denn er besaß nicht die geringste Gewähr, daß dessen Nach- 
folger von denselben politischen Gesinnungen erfüllt sein würden. 
Eile tat also not. 

Er schlug Andrässy zunächst eine mündliche Besprechung 
vor, und dieser kam darauf nach Gastein, wo Bismarck eben die 
Kur gebrauchte.*) 

^) Wie sehr Bismarck an dem Zustandekommen des Bündnisses gelegen 
war und wie voUständig ihn dieser Oedanlce damals beherrschte, dafflr erbringt 
L. von Döczi in seinem interessanten Aufsatze «An der Wiege des 
Dreibunds' in der .Neuen Freien Presse' vom 13. Oktober 1904 ein über- 
aus bezeichnendes Beispiel. Döczi, der dem Pressedepartement des Aus- 
wärtigen Amts angehörte und von Andrässy nach Qastein mitgenommen worden 
war, erzählt folgendes: In Qastein herrschte damals große Oberfttllung und 
daher arge Wohnungsnot. In dem Hotel, in dem Bismarck wohnte, wollte auch 
die seinem Hause befreundete Prinzessin Odescalchi absteigen, konnte aber 
darin wegen des Platzmangels kein Unterkommen finden. Da trat ihr der 
ebendort wohnende Wiener Bankier Baron Todesco einen seiner Rflume ab. 
Bismarck, dem offenbar sehr daran gelegen war, die Prinzessin in seinem Hotel 
zn wissen, war hierüber so erfreut, dafl er sich persönlich zu Baron Todesco 
b^;ab, um ihm seinen Dank für diese Gefälligkeit auszusprechen. Bei dieser 
Gel^enheit nun schüttete er dem ihm ganz fremden Manne sein Herz aus 
und erzählte ihm, ,dafi er immer und immer, schon vor dem Krieg von 1866, 
eine enge Verbrüderung und Verbindung Deutschlands mit Österreich-Ungarn 
ins Auge gefafit und sich diese Möglichkeit offen gehalten habe. Dafl er des- 
halb nach Königgrätz den heifien Wünschen des alten Kaisers, der einen 
Priedensschlufi ohne Gebietsabtretung als ein Verbrechen gegen seine Armee 
bezeichnete, Widerstand geleistet und seine Demission gegeben habe und vor 
Aufregung schluchzend fortgegangen sei usw.' 

Todesco teilte dies aUes dem ihm bekannten Döczi mit, und Andrässy 
war nicht wenig überrascht, als dieser ihm nahezu alles berichtete, was Bis- 
marck mit ihm (Andrässy) gesprochen hatte. Dieses erstaunliche und so ganz 
und gar undiplomatische Mitteilungsbedürfnis kennzeichnet die Stimmung, in 
der sich Bismarck damals befunden haben mufi , in drastischer Weise. Sein 
Inneres war anscheinend so zum Bersten voll von der Bündnisidee, daß er, 
nodi bevor er Gelegenheit hatte, es Andrässy gegenüber zu erschliefien, unter 
dem Drucke dieser Gedanken und Gefühle das Ventil öffnen mufite, gleichviel 
wem gegenüber. MHe ein ironischer Scherz des Zufalls mutet es dabei an,. 
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Hier erörterten die zwei Staatsmänner in ungestörter Ruhe 
die Weltlage und erwogen die politischen Bedürfnisse und Be- 
sorgnisse der von ihnen vertretenen Reiche. Dafi sich dabei be- 
deutsame Differenzen in ihren Anschauungen ergaben, war bei der 
Verschiedenheit der Interessen Osteneich-Ungams und Deutsch- 
lands nur selbstverständlich. So wollte Andrässy weder ein „gene- 
relles'' Bündnis eingehen, wie Bismarck es vorschlug, noch auch 
in eine Liierung willigen, die auf eine den veränderten Verhält- 
nissen angepaßte Wiederbelebung des verflossenen Deutschen 
Bundes hinausgehen sollte. Ein „generelles" Bündnis lehnte er 
deshalb ab, weil es Österreich-Ungarn verpflichtet hätte, Deutsch- 
land gegen jede Macht Beistand zu leisten, von der es angegriffen 
werden sollte ; außer gegen Rußland also vor allem gegen Frank- 
reich. Mit diesem wollte er die Monarchie jedoch nicht verfeinden, 
da es für ihn ebenso wie England als Gegengewicht und allen- 
falls auch als Verbündeter gegen russische Übergriffe auf dem 
Balkan in Betracht kam. Zu einer Auferstehung des Deutschen 
Bundes aber wollte er vor allem wohl deshalb nicht die Hand 
bieten, weil sich dies mit den Selbständigkeitsbestrebungen seiner 
magyarischen Landsleute nicht vertragen hätte ; außerdem vermutlich 
auch, weil er hierin eine Gefährdung der Monarchie überhaupt 
sehen mochte, da sie durch das Dbergewicht und den frischen 
Ruhmesglanz Preußen-Deutschlands herabgedrückt und verdunkelt 
worden wäre.*) 

daß der Mann, dem die so ungewöhnliche Ehre zuteil wurde, von einer weit« 
historischen Größe wie Bismarck des Vertrauens gewürdigt zu werden, wegen 
des hartnäckigen Kriegsfußes, auf dem er mit den Fremdwörtern stand, eine 
stadtbekannte Zielscheibe einschlägiger Anekdoten bildete. 

^) Daß Fürst Bismarck einer Neubelebung des Deutschen Bundes das 
Wort reden konnte, muß überraschen und läßt sich nicht recht begreifen; ist 
er es doch selber gewesen, der dem alten Deutschen Bunde den Todesstoß 
gab, da er in ihm, und mit Recht, einen nie versiegenden Quell feindseliger 
Rivalität zwischen Preußen und Osterreich sah und damit auch ein beständiges 
Hindernis für das Gedeihen und die Größe Deutschlands. Daß er diese rein- 
liche Scheidung wieder aufheben und dem alten Übel damit Tür und Tor 
öffnen wollte, erscheint nicht bloß als Inkonsequenz, sondern geradezu als 
Widerspruch. Nun hat sich Fürst Bismarck an politische Prinzipien zwar nie 
viel gekehrt und eine Politik, die intransigent an ihren Grundsätzen festhielt, 
für töricht gehalten; aber doch nur dann, wenn er sich vom Frontwechsel 
einen Vorteil versprach. Einen solchen aber sucht man in diesem Falle ver- 
gebens; es wäre denn, daß er, da ihm augenscheinlich sehr daran lag, Andrissy 
für ein enges Bündnis zu gewinnen, diesen hierdurch zu ködern hoffte, im 
übrigen aber Österreich-Ungarn auf diese Weise an das Deutsche Reich zu 
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Allein trotz dieser Differenzen fanden sich die beiden Staats- 
männer doch in dem gemeinsamen Wunsche, die von ihnen ver- 
tretenen Reiche durch eine gegenseitige Schutzgewähr gegen die 
Expansionsbestrebungen Rußlands zu sichern. Ober diesen wich- 
tigsten Punkt einig, trennten sie sich, um nun auch ihre Mon- 
archen fflr ihren Plan zu gewinnen. 

2 

Darin hatte es Andrässy aber wesentlich leichter als Bismarck, 
denn Kaiser Franz Josef zeigte sich dem Bündnisprojekte sehr 
geneigt, so dafi es nicht erst langen Zuredens bedurfte, seine Zu- 
stimmung .zu gewinnen. Dank der seltenen Elastizität, mit der 
dieser Monarch erlittene Unbill zu überwinden vermag, und dank 
der Vornehmheit, mit der er frühern Gegnern nichts nachzutragen 

schmieden und dauernd unter seinen Einflufi zu bringen gedachte; eine Deu- 
tung, die bei Bismarck freilich einen leichtherzigen Optimismus voraussetzt, 
der ihm sonst fremd war, und die darum kaum das Richtige treffen dürfte. 
Sei dem aber nun wie immer: jedenfalls ist der Gedanke an eine zeitgemäfie 
Restaurierung des Deutschen Bundes nicht etwa, wie man allenfalls auch 
meinen könnte, blo6 eine vorübergehende, durch die Umstände hervorgerufene 
Anwandlung gewesen, sondern hat ihn vielmehr ernsUich beschäftigt. Das geht 
aus seinen «Gedanken und Erinnerungen* hervor, in denen er auf diese Idee zu 
sprechen kommt ; allerdings in so skeptischer Weise, dafi man erst recht nicht 
begreift, wieso er Andrässy damals diesen Vorschlag hatte machen können. Es 
heißt da nflmlich(Bd. II, S.249f.): .Ob sich ein organischer Verband zwischen 
dem Deutschen Reiche und Osterreich-Ungam empfehle, der nicht wie ge- 
wöhnliche Verträge kündbar, sondern der Gesetzgebung beider Reiche einver- 
leibt und nur durch einen neuen Akt der Gesetzgebung eines derselben lösbar 
wäre? Eine solche Anschauung hat für den Gedanken etwas Beruhigendes; 
ob auch im Drange der Ereignisse etwas Sicherstellendes, daran kann man 
zweifeln, wenn man sich erinnert, dafi die theoretisch sehr viel stärker ver- 
pflichtende Verfassung des Heiligen Römischen Reiches den Zusammenhalt der 
deutschen Nation niemals hat sichern können und dafi wir nicht imstande sein 
würden, fflr unser Verhältnis zu Osterreich einen Vertragsmodus zu finden 
der in sich eine stärkere Bindekraft trüge als die frühem Bundesverträge, nach 
denen die Schlacht bei Königgrätz theoretisch unmöglich war . . . Ein Bündnis 
unter gesetzlicher Bürgschaft wäre eine Verwirklichung der Verfassungsge- 
danken gewesen, die in der Paulskirche den gemäßigten Mitgliedern, den Ver- 
tretern des engeren reichsdeutschen und des gröfieren österreichisch-deutschen 
Bundes vorschwebten; aber gerade die vertragsmäfiige Sicherstellung solcher 
gegenseitiger Verpflichtungen ist eine Feindin ihrer Haltbarkeit. Das Beispiel 
Österreichs aus der Zeit von 1850 bis 1860 ist nur eine Warnung gewesen, 
dafi die politischen Wechsel, die man auf solche Verhältnisse zu ziehen in 
Versuchung kommt, über die Grenzen des Kredits hinausgehen, den unab- 
hängige Staaten in ihren politischen Operationen einander gewähren können.' 

Sosnosky, Die BalkanpoUük Österreich- Ungarns. II. 4 
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pflegt, stieß er sich auch in diesem Falle nicht daran, mit der- 
selben Macht ein Bflndnis einzugehen, die ihm 13 Jahre früher 
die furchtbare Wunde von Königgrätz geschlagen hatte. 

Ganz anders jedoch verhielt sich Kaiser Wilhelm. Seine nahe 
Verwandtschaft mit dem Zaren — er war bekanntlich der Bruder 
der Mutter Alexanders, also dessen nächster Onkel — und viel- 
leicht mehr noch die traditionellen guten Beziehungen zwischen 
dem preußischen und russischen Hofe ließen ihm ein Abkommen, 
das seine Spitze gegen Rußland richtete, als eine verräterische 
Perfidie erscheinen, von der sein gerader Sinn nichts wissen wollte, 
trotzdem der Brief des Zaren vom 15. August auch ihn äußerst 
peinlich berührt hatte. 

Auf die umfangreiche Denkschrift, die Bismarck am 31. August 
von Gastein aus an ihn richtete und worin er die Notwendigkeit 
einer wechselseitigen Assekuranz zwischen Deutschland und Oster- 
reich mit Rücksicht auf die drohende Haltung Rußlands und die 
Revanchegelüste Frankreichs eingehend auseinandersetzte, ließ sich 
Kaiser Wilhelm zunächst nicht ein und behielt sich dies vor, bis 
er mit Kaiser Alexander Rücksprache gehalten habe. Der Zar hatte 
nämlich, als er von dem Übeln Eindruck erfuhr, den sein Brief 
in Berlin hervorgerufen, in dem Bestreben, ihn zu verwischen, 
Kaiser Wilhelm eine Zusammenkunft in der Grenzstadt Alexandrowo 
vorgeschlagen, und dieser, von der Hoffnung erfüllt, die ihm so 
schmerzliche Spannung zwischen den beiden Reichen vielleicht 
beseitigen zu können, war mit Freuden auf den Vorschlag ein- 
gegangen. 

Die Zusammenkunft fand am 3. September statt und war 
ganz und gar nicht danach angetan, Kaiser Wilhelm dem Plane 
seines Kanzlers geneigter zu stimmen. Die persönliche Aussprache 
verstärkte seine alten Sympathien um so mehr, als sich der Zar 
dies zweifellos sehr angelegen sein ließ und Österreich-Ungarn 
als hinterhältig und unzuverlässig hinstellte, indem er behauptete, 
Rußland habe der Monarchie in Reichstadt die Besitznahme Bos- 
niens nur unter der Bedingung zugestanden, daß es am Kriege 
gegen die Türkei teilnehme, was sie aber ihrer Verpflichtung ent- 
gegen nicht getan habe.^) 

Entsprach diese Behauptung, wie schon gezeigt worden ist, 
auch keineswegs der Wahrheit, so hielt sie Kaiser Wilhelm, der 
den Inhalt der Konvention von Reichstadt ja nicht kannte, doch 



^) M.Busch, .Tagebuchblätter*, S.348ff. 
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fflr wahr, und das von Bismarck vorgeschlagene Bündnis mit 
dem vermeintlich so unzuverlässigen Habsburgerreiche wurde ihm 
daher nicht eben sympathischer; um so weniger, als die Er- 
öffnungen seines kaiserlichen Neffen und des russischen Kriegs- 
ministers General Miljutin den von Bismarck für das Bündnis 
geltend gemachten Grund in seinen Augen hinfallig erscheinen 
ließen. Abgesehen von den Freundschaftsbeteuerungen des Zaren, 
teilte ihm Miljutin nämlich mit, dafi Österreich-Ungarn mit den 
Westmächten ein gegen Rußland gerichtetes Bündnis abgeschlossen 
habe, Rußland demnach nicht daran denken könne, sich auch 
noch Deutschland zum Feinde zu machen.^) 

Es war daher auch nicht zu verwundern, daß Kaiser Wilhelm 
Bismarck von Stettin aus, wo er damals just weilte, wissen ließ, 
daß er ihm die Autorisierung zum Abschlüsse des angeregten 
Bündnisses nicht geben könne. 

Bismarck war jedoch ganz und gar nicht gewillt, sich mit 
diesem abweisenden Bescheide zufrieden zu geben, sondern bot 
von Gastein aus seinen ganzen Einfluß auf, Kaiser Wilhelm für 
seine Auffassung zu gewinnen. Er hatte dabei in J. v. Radowitz 
und Otto V. Bülow, die damals dem Auswärtigen Amte zugeteilt 
waren, gewandte Helfer und fand auch die Unterstützung des 
Kronprinzen. Trotzdem setzte es einen heißen und langwierigen 
Kampf ab, in dem beide Teile die höchsten Einsätze ausspielten : 
der Kaiser seine Abdankung, Bismarck seine Demission. Doch 
geschah schließlich keines von beiden: Bismarck behielt wie 
immer die Oberhand und errang die Ermächtigung zum Ab- 
schlüsse eines .generellen* Defensivbündnisses« 

Das war nun freilich noch lange kein vollständiger Sieg, 
denn der Reichskanzler wußte, daß Andrässy auf ein allgemeines 
Bündnis aus Rücksicht auf Frankreich nicht eingehen wollte. 
Aber mehr konnte er vorläufig vom Kaiser nicht eneichen, und 
so begab er sich, mit dieser Vollmacht versehen, am 21. Sep- 
tember nach Wien, um hier das Weitere mit Graf Andrässy per- 
sönlich zu besprechen. Er mag die Fahrt nicht eben leichten 
Herzens angetreten haben, denn er wußte, daß er einem neuen 
schweren Kampfe entgegenging. 

Darin irrte er auch nicht, den sowohl Andrässy als auch der 
Kaiser selber weigerten sich entschieden, einen allgemeinen Vertrag 
abzuschließen, um nicht gegebenen Falles auch gegen Frankreich 

1) E. v. Wcrtheimcr, .Andrässy*, Bd. III. S. 255. 
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kämpfen zu müssen. Als er erkannte, daß sein Bündnisprojekt 
an diesem Widerstände zu scheitern drohte, entschloß er sich, 
nachzugeben und das Bündnis ausschließlich im Hinblick auf 
einen russischen Angriffskrieg einzugehen, wie Andrässy es vor- 
geschlagen hatte. Seiner herrischen Natur, die gewohnt war, 
immer und überall ihren Willen durchzusetzen, mochte dieses 
Zugeständnis schwer genug fallen, und es soll bei den Verhand- 
lungen denn auch bewegt zugegangen sein;^) aber eben darin, 
daß er sich überwand, läßt sich erkennen, wie sehr ihm um das 
Bündnis zu tun gewesen, wie groß ihm also die Gefahr erschienen 
sein muß, von der er das Deutsche Reich bedroht sah. 

Die beiden Staatsmänner setzten einen Vertragsentwurf auf, 
und nun galt es für Bismarck, seinen Kaiser auch hierzu zu be- 
wegen. Er mußte also den durch seine Reise nach Wien unter- 
brochenen Kampf gegen dessen russophilen Standpunkt wieder 
mit allem Nachdruck aufnehmen. Er tat es mit dem festen Ent- 
schlüsse, die endgültige Weigerung des Kaisers mit seinem Rück- 
tritte zu beantworten. Dank dem gewaltigen Gewichte seiner 
Autorität und seinen unermüdlichen Anwälten, darunter auch 
Moltke und neben dem bereits erwähnten Legationsrate Otto 
V. Bülow auch der damalige Staatssekretär B. v. Bülow, der Vater 
des späteren Reichskanzlers, gelang es ihm auch endlich, das 
Widerstreben des Kaisers zu überwinden. Damit war der Sieg 
aber noch immer nicht entschieden, denn jener machte seine 
Einwilligung davon abhängig, daß er den Zaren vorher von der 
Sache in Kenntnis setze; eine Bedingung, deren Erfüllung Bis- 
marck für unmöglich erklärte, da er dann eine Paralysierung seines 
ganzen Plans durch Rußland gewärtigen mußte. In dieser Auf- 
fassung wurde der Kanzler noch durch die Mitteilung Andrässys 
bestärkt, der ihn wissen ließ, daß er, wenn der Zar vor Unter- 
zeichnung des Bündnisvertrages von dessen Inhalt verständigt 
werde, auf das Bündnis lieber ganz verzichte. Mit schwerer Mühe 
gelang es ihm endlich, die Bedenken des Kaisers — die dessen 
Charakter übrigens nur zur Ehre gereichten — so weit zu be- 
schwichtigen, daß er sich dazu verstand, den Zaren erst nach Ab- 
schluß des Vertrags von diesem in Kenntnis zu setzen, wobei der 
Text jedoch geheim bleiben mußte. 

^) Lv. Döczi erzählt in seinem Aufsatz .Andrässy und Bismarclc' 
(.Neue Freie Presse' vom 25. November u. 2. Dezember 1906) eine stürmisch 
bewegte Szene aus diesen Verhandlungen, die nach ihm auch Wertheimer in 
seiner Andrässy-Biographie zitiert. 
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So kam endlich am 7. Oktober in Wien die Unterzeichnung 
des Vertrags durch den deutschen Botschafter Prinzen zu Reuß 
und Graf Andrässy zustande. Die Sanktionierung durch Kaiser 
Wilhelm, der sich in der Vorstellung, dem Zaren gegenüber illoyal 
vorzugehen, .kreuzunglticklich* ^) fahlte, erfolgte erst nach längerem 
Zögern am 16. Oktober. 

Der Vertrag, der noch heute zu Recht besteht, hat folgenden 
Wortlaut: 

In Erwägung, dafi Ihre Majestäten der Kaiser von Osterreich, König 
von Ungarn, und der Deutsche Kaiser, König von Preußen, es als Ihre 
unabweisliche Monarchenpflicht erachten müssen, für die Sicherheit Ihrer 
Reiche und die Ruhe Ihrer Völker unter allen Umständen Sorge zu 
tragen ; 

in Erwägung, dafi beide Monarchen, ähnlich wie in dem 
früher bestandenen Bundesverhältnisse, durch festes Zu- 
sammenhalten beider Reiche imstande sein werden, diese Pflicht leichter 
und wirksamer zu erfüllen; 

in Erwägung schließlich, dafi ein inniges Zusammengehen von 
Österreich-Ungarn und Deutschland niemand bedrohen kann, 
wohl aber geeignet ist, den durch die Berliner Stipulationen 
geschaffenen europäischen Frieden zu konsolidieren, 
haben Ihre Majestäten der Kaiser von Osterreich, König von Ungarn, 
und der Kaiser von Deutschland, indem sie einander feierlich versprechen, 
dafi sie Ihrem rein defensiven Abkommen eine aggressive 
Tendenz nach keiner Richtung jemals beilegen wollen, 
einen Bund des Friedens und der gegenseitigen Verteidigung zu knüpfen 
beschlossen. 

Zu diesem Zwecke haben Allerhöchstdieselben zu Ihren Bevoll- 
mächUgten ernannt: 

Seine Majestät der Kaiser von Osterreich, König von Ungarn: 
Allerhöchst Ihren Wirklichen Geheimen Rat, Minister des Kaiser- 
lichen Hauses und des Aufiem , Feldmarschalleutnant Julius Grafen 
Andrässy von Csik-Szent-Kiräly und Kraszna-Horka etc etc. 
Seine Majestät der Deutsche Kaiser: 
Allerhöchst Ihren außerordentlichen und bevollmächtigten Bot- 
schafter Generalleutnant Prinzen Heinrich VIL von Reuß etc. etc., welche 
sich zu Wien am heutigen Tage vereinigt haben und nach Austausch 
ihrer gut und genügend befundenen Vollmachten übereingekommen sind 

wie folgt: 

Artikel I. 

Sollte wider Verhoffen und gegen den aufrichtigen Wunsch der 
beiden hohen Kontrahenten eines der beiden Reiche von selten Ruß- 
lands angegriffen werden, so sind die hohen Kontrahenten verpflichtet, 
einander mit der gesamten Kriegsmacht Ihrer Reiche beizustehen 
und demgemäß den Frieden nur gemeinsam und übereinstimmend zu 
schließen. 

^)M.Busch, .Tagebuchblätter-. 
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Artikel IL 

Würde einer der hohen kontrahierenden Teile von einer andern 
Macht angegriffen werden, so verpflichtet sich hiermit der andere hohe 
Kontrahent, dem Angreifer gegen seinen hohen Verbündeten nicht nur 
nicht beizustehen, sondern mindestens eine wohlwollende neutrale Hal- 
tung gegen den Mitkontrahenten zu beobachten. 

Wenn jedoch in solchem Falle die angreifende Macht von selten 

Rußlands, sei es in Form einer aktiven Kooperation, sei es 

durch militärische Maßnahmen, welche den Angegriffenen bedrohen, 

unterstützt werden sollte, so tritt die in Artikel I dieses Vertrags stipulierte 

Verpflichtung des gegenseitigen Beistandes mit voller Heeresmacht auch 

in diesem Falle sofort in Kraft, und die Kriegführung der beiden hohen 

Kontrahenten wird auch dann eine gemeinsame bis zum gemeinsamen 

Friedensschlüsse. 

Artikel UI. 

Dieser Vertrag soll in Qemfifiheit seines friedlichen Charakters und 
um jede Mißdeutung auszuschließen, von beiden hohen Kontrahenten 
geheimgehalten und einer dritten Macht nur im Einverständnisse 
beider Teile und nach Maßgabe spezieller Einigung mitgeteilt werden. 

Beide hohe Kontrahenten geben sich nach den bei der Begegnung 
in Alexandrowo ausgesprochenen Gesinnungen des Kaisers Alexander 
der Hoffnung hin, daß die Rüstungen Rußlands sich als bedrohlich für 
sie in Wirklichkeit nicht erweisen werden, und haben aus diesem Grunde 
zu einer Mitteilung für jetzt keinen Anlaß; sollte sich aber wider Er- 
warten diese Hoffnung als eine irrtümliche erweisen, so würden die 
beiden hohen Kontrahenten es als eine Pflicht der Loyalität anerkennen, 
den Kaiser Alezander mindestens vertraulich darüber 
zu verständigen, daß sie einen Angriff auf einen von 
ihnen als gegen beide gerichtet betrachten müßten. 

Urkund dessen haben die Bevollmächtigten diesen Vertrag eigen- 
händig unterschrieben und ihre Wappen beigedrückt. 

Geschehen zu Wien, am 7. Oktober 1879. 

(L. S.) Gez.: Andrissy. 

(L. S.) Gez.: Heinrich VIL Reuß. 

Auf den ersten Blick hin mag dieser Vertrag für Österreich- 
Ungarn günstiger erscheinen als für das Deutsche Reich, denn 
dieses wird dadurch blofi gegen einen Angriff von seilen Rufi- 
lands, nicht auch Frankreichs geschützt, wie dies Kaiser Wilhelm 
und zuerst auch Bismarck wollte; aber wer so urteilt, übersieht 
eben, daß ja nicht nur Deutschland, sondern auch die Monarchie 
durch den Vertrag bloß gegen Rußland gedeckt wird und daß, was 
für Deutschland Frankreich, für sie Italien bedeutet. Gegen einen 
Angriff von dieser Seite ist sie ebenso bloß auf ihre eigene Kraft 
angewiesen wie Deutschland in einem Kriege gegen Frankreich. 
Es herrscht im Vertrage somit volle Parität. 

Immerhin bedeutete das Zustandekommen dieses Bündnisses 
für Graf Andrässy einen wahren Triumph ; denn e r war es gewesen, 
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der in diesem beißen Ringen die Oberhand behalten und einen 
Bismarck zum Nachgeben genötigt hatte ; ein Triumph, dessen sich 
vor und nach ihm nur verschwindend wenige rühmen durften . . . 
Einen wirkungsvollem Abgang aus seinem Amte hätte er sich 
gar nicht wünschen können. Es war fraglos der gröfite Erfolg, 
den er in seiner ganzen Ministerzeit errungen hatte und der un- 
endlich mehr bedeutete als der Berliner Vertrag, hinter dessen 
stolzer Fassade sich ein schwankendes Kartenhaus verbarg. 



II 
Italien auf dem Scheidewege 

1 

Der heftigen Erregung, die die Okkupation Bosniens und der 
Herzegovina in Italien hervorgerufen hatte, ist bereits Erwähnung 
geschehen. 

Was diese Erregung so ins mafilose steigerte, war die Ent- 
täuschung über das Ausbleiben der beanspruchten und wohl auch 
erhofften »Kompensationen'' für die Okkupation der genannten 
Länder. Mit diesen «Kompensationen* waren natürlich in erster 
Linie Südtirol und das östeneichische Küstenland gemeint, wahr- 
scheinlich auch Dalmatien, also Länder, die angeblich noch unter 
dem tjrrannischen Joche Österreichs schmachteten und ihrer „Er- 
lösung" durch Italien voll schmerzlicher Sehnsucht entgegensahen. 

Schon lange, bevor die Okkupation Bosniens zur Tatsache 
wurde, hatte man in Italien an diese »Kompensationen'* gedacht, 
denn man war daselbst weit davon entfernt, die territoriale Ent- 
wicklung des Königreichs in Europa mit der Eroberung des 
Kirchenstaates im Jahre 1870 als abgeschlossen zu betrachten. 
Wie man der Reihe nach die Lombardei, die mittelitalienischen 
Länder, das Königreich beider Sizilien, Venetien und zuletzt Rom 
in rascher Folge und mit geringer Mühe eingestrichen hatte, so 
gedachte man auch die noch im Besitz Österreichs befindlichen 
Gebiete an der Adria sowie Südtirol zu gewinnen; denn da sie 
zum Teile von Italienern bewohnt waren, glaubte man auf sie 
Anspruch zu haben und betrachtete sie als »unerlöst*. 

Von diesem Standpunkt aus waren zwar auch Korsika und 
das Gebiet von Nizza „unerlöst" , denn auch sie waren von Ita- 
lienern bewohnt, ohne noch zum Besitz Italiens zu gehören; 
allein so folgerichtig ging man nicht vor und richtete sein Augen- 
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merk, vorläufig wenigstens, blofi auf die zu Osterreich gehörenden 
»unerlösten" Gebiete. 

Als nun infolge der Balkanwirren in der Mitte der siebziger 
Jahre des vorigen Jahrhunderts die Möglichkeit, daß Österreich- 
Ungarn Bosnien erwerben könne, immer wahrscheinlicher wurde, 
glaubte man in Italien den Zeitpunkt gekommen, wo man sich 
der so heifibegehrten österreichischen Provinzen werde bemächtigen 
können, weil man sich der etwas naiven Vorstellung hingab, man 
habe ein Recht dazu, von Österreich-Ungarn für die Erwerbung 
von Bosnien ein Äquivalent zu verlangen. 

In diesem Sinne bemühte sich auch Francesco Crispi, damals 
Präsident der italienischen Kammer, bei Bismarck, als er ihn 
im September 1877 in Oastein aufsuchte. Der offizielle Anlaß 
dieses Besuches war zwar : den italienischen Staatsbürgern, die im 
Deutschen Reiche lebten, in der Ausübung ihrer bürgerlichen 
Rechte die volle Gleichstellung mit den deutschen Staats- 
bürgern zu verschaffen; aber der eigentliche Grund dieser Reise 
ist zweifellos ein weit bedeutsamerer gewesen, nämlich der: sich 
der Unterstützung Bismarcks für die Bestrebungen Italiens nach 
dem Besitze der »unerlösten" Gebiete Österreichs zu versichern. 
Daß dies der wahre Grund seines Besuchs gewesen ist, geht schon 
aus der Ausführlichkeit hervor, mit der er diese Frage in seinen 
Memoiren behandelt, und mehr noch aus der Hartnäckigkeit, mit 
der er, als Bismarck sich ablehnend verhielt, immer wieder darauf 
zurückkam. Diese Unterredung zwischen den beiden Staats- 
männern ist für ihre Stellung zu Österreich-Ungarn so bezeichnend 
und überdies so interessant, daß sie hier ausführlicher behandelt 
werden soU.^) 

Bismarck winkte, als er merkte, wo Crispi hinauswollte, 
gleich ab: 

»Ich möchte den Fall gar nicht annehmen, daß es (Österreich) uns feind- 
lich gesinnt sein könnte; ja, ich will Ihnen sogar offen sagen, daß ich diese 
Möglichkeit nicht einmal hypothetisch voraussetzen will . . .' 

Crispi ließ sich aber nicht abschrecken und suchte Bismarck 
die Hölle heiß zu machen: 

.Glauben Sie, daß Österreich immer Ihr Freund bleiben wird? Jetzt 
braucht es Sie, um den 1866 erlittenen Schaden wieder gutzumachen, denn Sie 
allein können ihm den Frieden zusichern , ohne den es nicht seine Finanzen 
regeln , sein Heer nicht neu errichten kann. Aber Osterreich kann weder die 

^) Memoiren Francesco Crispis, herausgegeben von T. Pala- 
menghi-Crispi, deutsch von W. Wichmann, Berlin 1912, F. Fontane. S. 28ff. 
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Vergangenheit vergessen noch den neuen Deutschen Kaiser mit freundlichen 
Augen betrachten ..." 

Auf die bosnische Frage übergehendi fuhr er fort: 

.Geschieht es aber, dafi Rufiland, um sich der Freundschaft Österreich-Ungarns 
zu versichern, diesem Bosnien und die Herzegovina anbietet, so kann Italien 
nicht erlauben, daß Osterreich diese Lflnder besetzt... Sie wissen, 
im Jahre 1866 blieb Italien ohne Grenzen nach den Ostalpen zu. Wenn Oster- 
reich neue Provinzen erhielte, die es im Adriatischen Meere verstärkten, bliebe 
unser Land wie in eine Zwangsjacke eingeengt, und so oft es dem Nachbar- 
reiche gefiele, einer Invasion ausgesetzt ... Sie müfiten den Grafen Andrissy 
von jedem Verlangen nach einer Eroberung im Ottomanischen Reiche ab- 
bringen.* 

Bismarck wich aus und bemerkte, Osterreich verfolge »einen 
guten Plan', und er hoffe, dafi es dabei bleibe. Es gäbe nur 
einen Fall, der das freundschaftliche Verhältnis zwischen Deutsch- 
land und der Monarchie trtlben könne, das sei die polnische 
Frage. Er ging dann auf diese ein und kam schliefilich auf 
Bosnien : 

.Bosnien und die ganze Orientfrage berührt deutsche In- 
teressen nicht. Es würde uns leid tun, wenn sie der Grund von Mifl- 
helligkeiten zwischen Osterreich und Italien würde, denn dann würden sich 
zwei Feinde bekämpfen, die wir im Frieden sehen möchten . . . Übrigens, 
wenn sich Osterreich Bosnien nimmt, nimmt sich Italien 
Albanien oder irgendein anderes türkisches Gebiet am Adria- 
tischen Meer... Ich hoffe, daß die Beziehungen zwischen Ihrer und der 
Wiener Regierung freundschaftlich und mit der Zeit herzlich werden. Nichts- 
destoweniger, wenn es mir auch leid tun würde, Sie mit Osterreich engagiert 
zu sehen, einen Krieg würden wir darum nicht anfangen . . .* 

Hier erfuhr das Gespräch eine Unterbrechung durch den Ein- 
tritt der Fürstin und Herbert Bismarcks. 

Sobald diese das Zimmer wieder verlassen hatten, nahm 
Crispi den Faden gleich wieder auf: 

.Ich verstehe und achte Ihre Haltung dem Wiener Hofe gegenüber. Ge- 
statten Sie mir jedoch die Bemerkung , dafi die deutsche Einheit noch nicht 
beendet ist Von 1866 bis 1870 haben Sie Wunder verrichtet, aber Sie haben 
anfierhalb Deutschlands viele deutsche Völkerschaften, die Sie früher oder 
später an sich ziehen werden, österreichisches Land mififällt Ihnen nicht. 
Sie kommen jedes Jahr hierher, und Gastein, das die wahre Grenze Deutsch- 
lands in den Alpen bezeichnet, hat für mich eine Bedeutung; es mag eine 
Verkündigung sein ..." 

Wenn Crispi gehofft hatte , Bismarck werde auf diesen Wink 
mit dem Zaunpfahl eingehen, so sollte diese Hoffnung auf der 
Stelle zunichte werden, denn der Reichskanzler liefi ihn über seine 
Auffassung nicht einen Augenblick im Zweifel: 
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»Nein, Sie irren . . . Böte man uns eine katholische Provinz 
Österreichs an, wir würden sie zurückweisen... Nach allem 
möchte ich Ihnen wiederholen, dafi wir wünschen, Sie würden Österreichs 
Freunde. Man könnte einen Ausgleich in der Orientfrage finden, wenn Sie, 
sobald Österreich sich Bosnien aneignet, eine türkische Provinz an der Adria 
nehmen.' 

Darauf Crispi: 

.Eine Provinz an der Adria genügt uns nicht; wir würden 
nicht wissen, was wir damit anfangen sollten... Wir haben keine 
Grenzen nach Osten hin ; Österreich liegt jenseits der Alpen und kann in das 
Reich einfallen, wann es ihm beliebt. Wir wollen nichts von den andern; wir 
werden treu an den Verträgen halten, aber wir wollen uns zu Hause sicher 
fühlen. Sprechen Sie darüber mit dem Grafen Andrässy.' 

Dieser Hartnäckigkeit gegenüber wurde Bismarck noch deut- 
licher : 

.Nein, ich will weder die bosnische Frage und noch viel weniger die Ihrer 
Ostgrenzen berühren . . . Lassen wir sie jetzt. Ich möchte nichts berühren, 
was dem Grafen Andrässy mißfallen könnte, denn ich will ihn mir als Freund 
erhalten.* 

Dieser kalte Wasserstrahl auf sein heifies Liebeswerben be- 
lehrte Crispi, dafi er von selten Deutschlands für seine Kom- 
pensationsbestrebungen nichts zu hoffen hatte. 

Aber auch von den andern Mächten nicht, selbst von Rufi- 
land nicht. So aussichtslos waren diese Ansprüche, dafi Graf 
Corti, der erste Vertreter Italiens beim Berliner Kongrefi, es gar 
nicht wagte, sie zur Sprache zu bringen, weil er offenbar wohl 
wufite, dafi sie bei allen Anwesenden auf VTiderstand stofien und 
ihm eine peinliche Niederlage zuziehen würden; ein Verhalten, 
das ihm in seinem Vaterlande freilich arg verübelt wurde. 

Unter solchen Umständen war es bei dem leidenschaftlichen 
Naturell der Italiener und ihrem zur fixen Idee verdichteten Ge- 
lüste nach den »unerlösten" Provinzen kein Wunder, dafi die Ent- 
täuschung ihrer Erwartungen sich in stürmischen Demonstrationen 
Luft zu machen suchte und der Irredentismus üppiger in die 
Halme schofi denn je. 

Das Verhältnis zwischen Italien und Österreich-Ungarn, das 
schon früher zu wünschen übriggelassen hatte, wurde dadurch 
natürlich nicht besser, und der damalige italienische Minister- 
präsident Benedetto Cairoli war als alter Freiheitskämpfer nicht 
der Mann, die Spannung zwischen den beiden Staaten zu lösen 
oder auch nur zu mildem. Wenn er sich, als er ans Ruder kam, 
auch nicht selber am Irredentismus beteiligte, so zählte er doch 
Anhänger dieser Bewegung zu seinen Freunden und liefi es ihr 
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gegenüber an der Energie fehlen, zu der ihn seine verantwortliche 
Stellung verpflichtet hätte.^) 

So geschah es Anfang Januar 1880, daß bei dem Leichen* 
begängnisse General Avezzanas, des gewesenen Präsidenten der 
«Inedenta*, zwei Minister und ein Unterstäatssekretär gemeinsam 
mit dem fanatischen Irredentaführer Imbriani die Schnüre der Bahre 
hielten; ein Vorkommnis, das begreiflicherweise nicht dazu bei- 
tragen konnte, die Spannung zwischen den beiden Staaten zu 
verringern. 

Die immer herausfordernder werdenden Kundgebungen der 
Irredenta erweckten auch die Bedenken Bismarcks, der in einem 
Briefe an den Prinzen Reufl, den deutschen Botschafter in Wien, 
seiner Meinung dahin Ausdruck gab, „dafi Italien geneigt sei, sich 
einer russischen Kriegspartei zur Verfügung zu stellen, wenn ihm 
Landgewinn und die adriatische Küste dafür geboten würden« 
Die Beziehungen, die man zwischen den beiden Armeen, der ita- 
lienischen und der russischen, anzuknüpfen suche, und die Ver- 
schiebung des Schwerpunkts der italienischen Armee nach Norden 
unterstütze diesen Eindruck ...**) 

Da man bei der fanatischen Agitation der Irredenta in Oster- 
reich mit der Möglichkeit eines EinfaUs ihrer Anhänger in Süd- 
tirol rechnen mußte, hatte man die sehr schwachen Garnisonen 
daselbst durch einige Bataillone verstärkt, was wieder jenseits der 
Alpen zu kraß übertriebenen Gerüchten Anlaß gab, denn die süd- 
ländische, überdies noch künstlich erhitzte Phantasie der Italiener 
glaubte darin die Konzentrierung großer Heeresmassen zu sehen, 
die in Italien einbrechen sollten.*) 

2 

Dieser unerquickliche, durch peinliche ZwischenfäUe immer 
aufs neue genährte Zustand zwischen Österreich-Ungarn und 

») F. Crispi. .Memoiren-, S. lOOf. 

^ M. Busch, .Tagebuchblätter*, S. 354. 

s) Die Garnison von Tirol betrug bis zum Jahre 1880 blofi 12 Bataillone 
Infanterie und 6 Pestungsartilleriekompagnien, infolge der irredentistischen 
Umtriebe wurde sie auf 18 Bataillone erhöht. Die Anwesenheit Erzherzog 
Albrechts (Crispi nennt ihn Alberi) in Arco, die Crispi in seinen Memoiren 
mit diesen Qarnisonsverstärkungen in Zusammenhang bringt und so hinstellt, 
als ob Arco das Hauptquartier der gegen Italien bestimmten Invasionsarmee 
gewesen wäre, hat in Wahrheit eine harmlosere Ursache gehabt: Arco war 
nämlich der gewöhnliche, aus Gesundheitsrücksichten gewählte Aufenthalt des 
Erzherzogs, wenn er nicht in Wien weilte. 
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Italien hielt so lange an, bis ein Ereignis eintrat, das die Auf- 
merksamkeit und die Erbitterung der Italiener nach einer andern 
Seite lenkte. Dieses Ereignis war die Besetzung von Tunis durch 
die Franzosen. 

Sie war schon von langer Hand vorbereitet Bereits auf dem 
Berliner Kongresse hatten sich Frankreich, Deutschland und Eng- 
land in aller Stille darüber geeinigt. Kein Geringerer als Bismarck 
war es, der die Franzosen zur Besitznahme von Tunis ermuntert 
hatte, in der durchsichtigen Absicht, ihre Eroberungsgelüste hier- 
durch von Deutschland abzulenken, und zweifellos auch in der 
heimlichen Hoffnung, sie würden sich „da unten'' in aufreibenden 
Kämpfen mit den Eingeborenen erschöpfen und verbluten. Lord 
Beaconsf ield hatte ihm dabei sekundiert ; ^) aus ähnlichen Gründen : 
denn lieS England den Franzosen in Tunis freie Hand, so durfte 
es hoffen, seinerseits in Ägypten tun zu können, was es wollte. 

Ob man von dieser Abmachung auch die Vertreter Italiens 
beim Kongresse verständigt hatte, ist noch in ungewisses Halb- 
dunkel gehüllt. Der «Standard'' behauptete, Salisbury und 
Waddington hätten mit Graf Corti die Vereinbarung getroffen, 
wenn Frankreich Tunis besetze, so könne sich Italien Tripolis 
nehmen. Corti beeilte sich allerdings, diese Nachricht zu de- 
mentieren, aber der britische Unterstaatssekretär Charles Dilke 
äufierte dem italienischen Botschafter in London, MarcheseMenabrea, 
gegenüber sein Befremden über dieses Dementi, und Lord Granville, 
der damalige Leiter des Auswärtigen Amts, deutete an, daß für 
diese Behauptung des »Standard" im Foreign Office schriftliche 
. Beweise vorhanden seien.*) 

Mag dem nun sein wie immer : jedenfalls hat der italienische 
Botschafter in Beriin, Graf de Launay, von dieser Vereinbarung nichts 
erfahren, sonst hätte er seiner Regierung doch darüber berichtet 
oder, wenn er sie schon durch Graf Corti verständigt glaubte, 
wenigstens darauf Bezug genommen. Weder das eine noch das 
andere war jedoch der Fall. Er telegraphierte zwar bald nach 
Schluß des Berliner Kongresses, 18. Juli, nach Rom, man solle 
Paris im Auge behalten, denn man trage sich dort mit Absichten 
auf Tunis'); aber jener Abmachung tat er mit keinem Worte Er- 
wähnung. Auch in einem spätem, vom H.August datierenden 

1) F. Crispl, .Memoiren«. S.97. 
*) Ebenda. S. 118 ff. 

s) Ebenda, S. 99 : ,11 sentit pradent d'avoir l'oeuil ouvert ä Paris relativement 
ä des combinaisons Eventuelles se rattachant ä Tunis.' 
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Berichte geschah das nicht, obwohl darin von Tripolis die Rede 
war; woraus man mit Sicherheit schließen darf, dafi Graf Corti 
ihm von der Unterredung mit Waddington und Salisbury nichts 
mitgeteilt hatte. 

Was de Launay in dem ebenerwähnten Berichte nach Rom 
meldete, war eine Untenedung, die er in den letzten Tagen des 
Berliner Kongresses mit Lord Salisbury über die Besetzung Cypems 
durch England gehabt hatte. Als er bei dieser Gelegenheit sein Be- 
fremden über die heimliche Art und Weise äufierte, in der dieser Akt in 
Szene gesetzt worden sei, habe Salisbury dies zu rechtfertigen gesucht 
und ihm in vorsichtiger Weise zu verstehen gegeben, Italien könne 
sich allenfalls an Tripolis oder Tunis schadlos halten. Er — 
de Launay — sei auf diesen Vorschlag jedoch nicht eingegangen, 
da er hierzu keine Ermächtigung besessen habe.^) 

Aufrichtiger als Lord Salisbury, der sich durch den Hinweis 
auf Tunis, das ja schon für Frankreich bestimmt war, einer Irre- 
führung schuldig machte, war Lord Rüssel, der britische Bot- 
schafter in Berlin, der de Launay vor den Absichten Frankreichs 
warnte und zur Vorsicht mahnte.') 

De Launay aber nahm die Sache nicht sonderiich ernst und 
berichtete nach Rom, es sei kein Grund zu Besorgnissen vor- 
handen, da England und Deutschland es jedenfalls vorziehen 
würden, wenn an Stelle Frankreichs sich Italien in Tunis fest- 
setzte : 

.Es ist klar, dafi wir nicht gestatten können, dafi die Regentschaft eine fran- 
zösische Provinz werde, sei es, um gelegentlich als Operationsgebiet zu dienen, 
sei es, um im Falle eines Kriegs die Bewegungsfreiheit Italiens auf dem Mittel- 
meer zu behindern. Frankreich engt uns schon genügend mit Savoyen, Nizza, 
der Haute Dauphind, Korsika usw. ein, als dafi wir zugeben könnten, dafi es 
sich noch andere strategische Stellungen zu unserem Schaden schaffte. . .'*) 

Die italienische Regierung teilte diese optimistische Auffassung 
jedoch keineswegs und befolgte bloß seinen Rat, Paris im Auge 
zu behalten. Was sie dort zu beobachten Gelegenheit hatte, war 
aber ganz und gar nicht darnach angetan, den Optimismus 
de Launays zu bekräftigen, sondern deutete im Gegenteil darauf, 
daß Frankreich sich anschickte, die Besetzung von Tunis vorzu- 
nehmen. Diese Erkenntnis rief in Italien wachsende Beunruhigung 
hervor und lenkte die bisher vor allem auf Österreich gerichtete 

^) F. Crispi. .Memoiren', S. 120. 
*) Ebenda, S. 100. 
^ Ebenda, S. 99. 
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Aufmerksamkeit immer mehr nacli Frankreich ab. Man unterUeB 
es auch nicht , in Paris wiederholt prüfend auf den Busch zu 
klopfen. Die Antworten lauteten freilich stets beruhigend: 

Im August 1878 versicherte Waddington dem italienischen 
Botschafter, General Cialdini, dafi die Tunisfrage im französischen 
Kabinett niemals erörtert worden sei und daß Prankreich nichts 
hinter dem Rücken Italiens unternehmen werde. So lange er am 
Ruder sei, werde das nie geschehen, dafür bürge er mit seinem 
Ehrenworte.^) 

Ganz im selben Sinne sprach sich auch Gambetta Cialdini 
gegenüber aus, und die Versicherungen beider klangen so treuherzig, 
daß dieser sie auch glaubte. 

Am 26. Juni 1880 äußerte sich der Präsident der französi- 
schen Republik, Jules Grevy, zum italienischen Botschafter über 
die tunesische Frage in geradezu wegwerfendem Tone: sie habe 
in seinen Augen nicht einmal den Wert einer 10-Sous-Zigarre. 

Weniger beruhigend klang, was einige Tage später, 9. Juli, 
der neue Minister des Äußern, de Freycinet, hierüber sagte: »Frank- 
reich denkt augenblicklich nicht daran, Tunis einzunehmen, aber 
die Zukunft ruht in Gottes Hand." 

Noch deutlicher drückte sich derselbe Staatsmann Cialdini 
gegenüber am 25. Juli aus. Er fragte ihn , warum sich Italien 
denn auf Tunis versteife und seine Augen nicht lieber auf Tripolis 
richte, wo es weder mit Frankreich noch sonst mit jemand in 
Konflikt gerate. 

Cialdini erwiderte, nicht gerade aufrichtig, Italien wolle Tri- 
polis ebensowenig als Tunis ; wenn Frankreich aber Tunis besetze, 
könne Italien in Tripolis kein Äquivalent sehen. 

Daß Frankreich es auf Tunis abgesehen hatte, konnte man 
nach alldem in Italien nicht mehr bezweifeln, und diese Erkenntnis 
trug begreiflicherweise nicht dazu bei, die erregte Stimmung im 
Lande zu beruhigen. 

Um sich für den Fall eines Konflikts mit Frankreich eines 
Freundes und Helfers zu versichern, klopfte man in England an, 
holte sich aber einen abschlägigen Bescheid. Lord Salisbury 
wollte von einer Einmischung in diese Sache nichts wissen, und 
Lord Lyons, der britische Botschafter in Paris, erklärte Cialdini, 
England sei es sehr daran gelegen, nichts zu unternehmen, was 
den Unwillen Frankreichs erregen könne. 

^) F. Crispi, .Memoiren*, S. lOöff. 
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Angesichts der fast schon zur Gewißheit gewordenen Be- 
setzung Tunesiens durch Frankreich wufite die italienische Regie- 
rung nicht, was sie tun sollte. Cialdini hatte ihr als einzigen 
Weg» die Festsetzung Frankreichs in Tunis zu verhindern, ^.andere 
politiscbe Kombinationen" empfohlen. Das hiefi Anlehnung an 
Deutschland. Man wäre in Rom hierzu auch gern bereit gewesen ; 
aber Bismarck erklärte dem zu diesem Zwecke nach Berlin ge- 
sandten Grafen Maffei, der Weg nach Berlin führe über Wien. 
Das war jedoch ein Umweg, den man in Italien nicht machen wollte. 
Weder der Ministerpräsident Cairoli noch der Minister des Innern 
Depretis mochten von einem Bündnisse mit dem verhaßten Öster- 
reich etwas wissen. Graf Maffei ließ sich hierdurch jedoch nicht 
abhalten, auf eigene Faust in Wien zu sondieren, und was er er- 
fuhr, lautete sehr befriedigend. Der Vertrauensmann Baron Hay- 
merles, des Nachfolgers Andrässys auf dem Ballplatze, äußerte sich 
folgendermaßen : 

.Österreich-Ungarn war und ist immer bereit, die berechtigten Interessen 
Italiens als Qrofimacht und Seemacht in Betracht zu ziehen, und verfolgt seine 
Schritte mit Sympathie ; daher wird es keine Schwieriglceiten bereiten, sondern 
mit Genugtuung die Ausdehnung der Interessen Italiens im Mittelländischen 
Meere verfolgen, vorausgesetzt, dafi der Statusquo im Adriatischen 
Meer erhalten bleibt und daß es nicht ein italienisches 
Binnengewässer wird. Von diesem Gesichtspunkt aus wird Österreich- 
Ungarn mit Vergnügen jedem den italienischen Interessen in der tunesischen 
Frage günstigen Vorschlag und gegebenenfalls einer Erwerbung 
von Tripolitanien zustimmen. Vom gleichen Standpunkt ausgehend, 
hat Österreich-Ungarn, um den Zuwachs der legitimen Interessen im Mittel- 
landischen Meer zu fördern, den russischen Vorschlag, Griechenland mit 
der Insel Kreta zu entschädigen, zurückgewiesen. Nach Österreich-Ungarns 
Ansicht, das allerdings deshalb noch lange keine Verpflichtung übernommen 
hat, es ihm zu verschaffen, könnte Kreta an Italien gegeben werden, gerade 
um seine Stellung im Mittelländischen Meere zu verstärken.' ^) 

Trotz dieser einer nähern Verbindung so günstigen Erklärungen 
konnte man sich in Rom aber nicht entschließen, eine solche ein- 
zugehen, und sah untätig zu, wie Frankreich sich zur Besetzung 
Tunesiens vorbereitete. Cairoli war dabei vielleicht von der Hoff- 
nung erfüllt, es habe bis zur Verwirklichung dieser Pläne noch 
gute Wege. 

Wenn das wirklich seine Meinung war, so sollte er eine pein- 
liche Überraschung erleben. Im Frühjahr 1881 hieß es. nämlich 
mit einem Male, der Stamm der Krumirs sei in algerisches Gebiet 

») F. Crispi, .Memoiren', S. 124. 



64 Zweiter Abschnitt 

eingefallen, was grofie Truppenrüstungen in Frankreich zur Folge 
hatte. Als Cialdini im Auftrage Cairolis von der französischen 
Regierung Aufklärungen hierüber verlangte, versicherte ihm der 
Nachfolger Freycinets, Barthdemy Saint-Hilaire, man denke nicht 
daran, Tunis zu annektieren. Tags darauf, am 7. April, wieder- 
holte der Minister diese Erklärungen, setzte aber dazu, nachdem 
der Kampf nun einmal begonnen habe, lasse sich allerdings nicht 
voraussehen, was notwendig werden könne. 

Noch am 11. Mai gab Barth^lemy Cialdini die beruhigende 
Versicherung, die französischen Truppen würden, wenn der Bei 
den ihm vorgelegten Vertrag unterzeichne, in Tunis nicht ein- 
ziehen und auch das tunesische Gebiet wieder verfassen, sobald 
die Verhältnisse im Lande geordnet wären.^) 

Tags darauf, am 12. Mai, schloß Frankreich mit dem Bei von 
Tunis den Vertrag von Bardo, der dieses Land zu einer französi- 
schen Domäne machte, und damit war Italiens Hoffnung auf den 
Besitz von Tunis für immer vernichtet 

Die leidenschaftliche Erbitterung, die dieses Ereignis in Italien 
hervorrief, führte zu einer entscheidenden Wendung in der Aus- 
landspolitik dieses Reichs, und unter seiner Wirkung vollzog sich 
der grofie Wandel, der Italien als Dritten dem Bunde Deutschlands 
mit Österreich-Ungarn beitreten ließ. 

Es war sicherlich kein Herzensbündnis, das es da einging, 
sondern bloß eine kühle Vemunftehe, denn wenn Italien seinem 
innersten Empfinden hätte folgen dürfen, so würde es diesen Bund 
zweifellos lieber mit der „lateinischen Schwestemation" abge- 
schlossen haben als mit dem ihm wesensfremden Deutschland oider 
gar mit dem verhaßten Osterreich. Da jene aber in Afrika so 
ganz und gar nicht schwesterlich gehandelt hatte, so wandte es 
sich grollend von ihr ab und den beiden Zentralmächten zu. 
Soweit Osterreich dabei in Frage kam, war es gewissermaßen eine 
politische Ehe „par d^pit*", die die gekränkte bella Italia da ein- 
ging, und sie mag ihr schwer genug gefallen sein. Aber es blieb 
ihr eben nichts anderes übrig, wenn sie nicht unter den europäi- 
schen Mächten in ohnmächtiger Vereinsamung bleiben wollte; 
einer Ohnmacht und Vereinsamung, die für das italienische National- 
bewußtsein beschämend war und dessen Folgen sie in der Tunis- 
affäre auf das schmerzlichste hatte empfinden müssen. So über- 
wand sie denn ihre Abneigung und schloß den ihr widerwärtigen 

*) F. Crispi, .Memoiren«, S. 111. 
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Bund, wobei sie sich damit getröstet haben dürfte, daß er ja nicht 
ewig dauern sollte und dafi sie ihn bei der nächsten günstigen 
Gelegenheit zeneiSen würde. 

Der Beitritt Italiens zum Bündnisse mit den Kaisermächten 
erfolgte am 20. Mai 1882.^) Und zwar geschah dies zunächst 
in der Weise> dafi Italien mit jedem seiner Kompaziszenten einen 
Sondervertrag abschlofi. Östeneich-Ungam hatte sich dabei wie 
im Bunde mit dem Deutschen Reich auch Italien gegenüber von 
der Verpflichtung, gegebenen Falles gegen Frankreich kämpfen zu 
müssen, frei bewahrt. Diese Verpflichtung bestand wechselseitig 
nur zwischen Deutschland und Italien.*) Das Verhältnis dieser 
beiden Staaten zu Frankreich entsprach somit ganz dem Deutsch- 
lands und Österreich-Ungarns hinsichtlich Rufilands. Für das 
Deutsche Reich bestand der große Nutzen dieses Bündnisses darin, 
daß es sich dadurch gegen Ost und West sicherte, während Öster- 
reich-Ungarn und Italien voneinander den Vorteil haben sollten, 
daß keines mehr zu besorgen brauchte, vom andern überfallen zu 
werden, wenn es von dritter Seite — Österreich-Ungarn von Ruß- 
land, Italien von Frankreich — angegriffen wurde. 

Bismarck hatte damit wieder ein diplomatisches Meisterstück 
vollbracht. Was ihm das Bündnis mit Österreich -Ungarn allein in- 
folge des klugen Widerstandes Andrässys nicht hatte bieten können, 
die Unterstützung gegen Frankreich : von jetzt an bot sie ihm das 
Bündnis mit Italien. 



III 
Österreich-Ungarn und Ruflland 

Der Abschluß der Bündnisse mit Deutschland und mit Italien 
war für die Balkanpolitik Österreich-Ungarns von großer Bedeutung, 
besonders das erste: sie gaben der Monarchie eine feste Grund- 
lage, auf die gestützt, sie einem Angriffe Rußlands sowie den 
jederzeit zu gewärtigenden Explosionen auf dem Balkan mit weit 
größerer Ruhe entgegensehen konnte als früher. Zwar wäre sie 
auch vor dem Bündnisse Rußland gegenüber kaum allein geblieben, 
denn England hätte alle Ursache gehabt, die günstige Gelegenheit 
zu benutzen und den russischen Rivalen dann anzugreifen, wenn 

*) F. Crispi, .Memoiren*, S. 125. 

*) Siehe den wertvollen Aufsatz Heinrich Fried Jungs .Der Inhalt 
des Dreibundes' in der Zeitschrift .Der Greif, I. Jahrg., I.Heft, vom 
1. Oktober 1913. 

Sosnosky, Die Balkanpolitik Österreich-Uagaras. II. 5 
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dies mit Hilfe fremder Landtruppen geschehen konnte, da es mit den 
eigenen allein in Europa hierzu nicht imstande war; aber eben 
deshalb hätte die Monarchie dann die Hauptlast des Krieges 
tragen müssen, und ob sie auf die Dauer dieser Aufgabe ge- 
wachsen gewesen wäre, war immerhin fraglich. Mit dem ge- 
waltigen Deutschen Reich und dessen siegesgewohntem Heer im 
Bunde konnte sie aber einem Angriffe des russischen Kolosses 
mit Zuversicht entgegensehen; mit um so größerer, als sie jetzt 
nicht mehr zu befürchten brauchte, hinterrücks von Italien ange- 
griffen zu werden. 

Trotzdem sie, derart gefestigt und geschützt, in der Lage ge- 
wesen wäre, auf dem Balkan mit größerem Nachdruck aufzutreten 
und eine aktive Balkanpolitik zu treiben, tat sie dies aber nicht, 
sondern bekannte sich vielmehr zu einer Politik des Konserva- 
tismus und der Enthaltsamkeit. In den Mitteilungen, die Baron 
Haymerle der italienischen Regierung zukommen ließ, als der ita- 
lienische Emissär Graf Maffei mit Österreich-Ungarn Fühlung zu 
nehmen suchte, ist dies so deutlich ausgesprochen, daß man sie 
geradezu als das Programm der von ihm geführten und von 
seinen Nachfolgern fortgesetzten Balkanpolitik der Monarchie an- 
sehen kann. Sie lauteten: 

»Abgesehen von Bosnien und der Herzegovina sowie 
von gewissen Veränderungen in staatsrechtlicher Beziehung, 
in Hinsicht der Souveränitätsverhältnisse und der Mafi- 
nahmen des Sultans betreffs der Zukunft dieser beiden 
Länder, erklärt Osterreich -Ungarn, den Statusquo im Orient striktest 
achten und die in diesem Vertrage festgesetzte Grenze nicht überschreiten 
zu wollen. Ober die erwähnten möglichen Veränderungen in der Sou- 
veränität und den staatsrechtlichen Verhältnissen in Bosnien und in der 
Herzegovina hinaus, welche sich gegebenenfalls, ohne den 
Statusquo im Orient und die Abmachungen des Berliner 
Vertrags zu verletzen, vollziehen könnten und daher nicht Gegen- 
stand der Verhandlungen Österreich-Ungarns zu bilden brauchen, beabsichtigt es 
durchaus keine Eroberungspolitik im Orient zu betreiben, noch denkt es 
in irgendeiner Weise daran, in der Richtung von Saloniki und 
Albanien vorzugehen. Was diesen Punkt anbetrifft, ist Österreich-Ungarn 
bereit, alle notwendigen Erklärungen in bündiger Form abzugeben, um den 
festen Entschluß zu bekunden, genau im Rahmen der ihm durch den Berliner 
Vertrag festgelegten Grenzen zu handeln und sich von jeder politischen 
Ausdehnung fernzuhalten.^) 

Auf das Verhältnis der Monarchie zu Rußland hatte der Ab- 
schluß des gegen dieses gerichteten Bündnisses zunächst keinen 



1) F. Crispi, .Memoiren', S. 123. 
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ungQnstigen Einfluß ; sei's nun» weil der Zar durch Kaiser Mlhelm 
daifiber doch nicht ganz genau unterrichtet worden war, sei's, weil 
er es für angezeigt hielt, gute Miene zum bösen Spiele zu machen. 
War der Verkehr zwischen den Herrschern und ihren R^erungen 
auch nicht mehr so freundschaftlich wie vor der grofien Balkankrise, 
so kam zwischen ihnen im Jahre 1881 doch neuerlich ein geheimes 
Abkommen zustande, das gleich dem von Reichstadt und den 
Konventionen von Budapest und Wien die Balkanfrage zum In- 
halte hatte: Osteneich-Ungam sollte die Okkupation Bosniens 
und der Herzegovina in Annexion umwandeln dürfen, sobald es 
den Zeitpunkt dafür gekommen erachten würde ; wogegen ^ es sich 
verpflichtete, der Vereinigung Ostrumeliens mit Bulgarien nichts 
in den Weg zu legen und Rufiland außerdem in der Meerengen- 
frage entgegenzukommen.^) 

Durch den Tod Alexanders IL, der am 13. März 1881 durch 
ein nihilistisches Attentat ein gräuliches Ende fand, schienen die 
Beziehungen zwischen den beiden Reichen gefährdet, denn sein 
Sohn und Nachfolger Alexander HL, eine verschlossene, mi8- 
trauische Natur, legte ein geflissentlich betontes Russentum an 
den Tag, das die Panslawisten zu sanguinischen Hoflnungen ver- 
anlaßte. Sie glaubten nun ihr goldenes Zeitalter gekommen und 
begannen sich immer geräuschvoller und herausfordernder zu ge- 
bärden. An ihrer Spitze der neue russische Nationalheld General 
Skobelew, der Besieger der Turkmenen, der den Krieg gegen 
Österreich-Ungarn unter souveräner Verachtung der offiziell freund- 
schaftlichen Beziehungen Rußlands zur Monarchie in. schmettern- 
den Redefanfaren verkündete. Er tat dies bei dem Bankette zu 
Ehren seines Sieges bei Geoktepe in so herausfordernder Weise, 
daß sich die russische Regierung bemüßigt sah, für diesen Ver- 
stoß in Wien um Entschuldigung zu bitten. Das hinderte den kriegs- 
lustigen General aber nicht im geringsten, bald darauf in Paris 
eine womöglich noch kriegerischere Rede zu halten und die Ver- 
brüderung der Slawen mit den Franzosen gegen die Deutschen als 
das Ziel hinzustellen, das diese Völker vor allem zu erstreben hätten. 

Daraufhin befahl ihm Kaiser Alexander, nach Rußland zurück- 
zukehren, und verbot allen Militärs das Halten von politischen 
Reden. Trotzdem hätte Skobelew seine Agitation zum Kriege 
sicherlich wieder aufgenommen, wenn ihr nicht sein früher Tod 

^) Siehe den ausgezeichneten Artikel .Qraf Kälnolcy' von Heinrich 
Friedjung im .Biographischen Jahrbuch* von A. Bettelheim, 
m. Bd^ S. 362. 
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ein Ende gemacht hätte; ein Tod übrigens, der unter Umständen 
erfolgte, die seinem Heroennimbus just nicht förderiich waren.*) 

Wie in diesem Falle, so zeigte sich der Zar zur Enttäuschung 
und zum Verdrasse der Panslawisten überhaupt durchaus nicht 
gewillt, ihre politischen Wünsche zu verwirklichen und sich in den 
Krieg gegen Osterreich und Deutschland hineinhetzen zu lassen. 
Seiner schwerfälligen, bedächtigen und kalten Natur widerstrebte 
ihr stürmisches Draufgängertum zu sehr. 

Dem Deutschen Reiche gegenüber schien er sogar geneigt, 
die alten guten Beziehungen fortzusetzen, trotzdem er vom In- 
halte des Bündnisses zwischen den beiden andern Kaisermächten 
vollständig unterrichtet war.*) Er suchte Kaiser Mlhelm schon 
im ersten Jahre seiner Regierung in Danzig auf, 9. September 1881, 
und zwischen den leitenden Ministem der beiden Reiche entspann 
sich ein reger Verkehr, der zu wiederholten persönlichen Zu- 
sammenkünften führte.') 

Österreich-Ungarn gegenüber verhielt sich der Zar allerdings 
bedeutend kühler, aber nichtsdestoweniger verstand er sich zu 
einer Wiederaufnahme des alten Drei-Kaiser-Bündnisses und traf 
am 12. September 1884 mit Kaiser Franz Josef und Kaiser Mlhelm 
in Skiemewice zusammen, wo der im Jahre 1881 zwischen Öster- 
reich-Ungarn und Rufiland geschlossene, 1884 abgelaufene Vertrag 
abermals auf drei Jahre verlängert wurde. 

Der Zusammenkunft in Skiemewice folgte ein Besuch des 
Zaren in Kremsier, wo er mit Kaiser Franz Josef zusammentraf, 
25. August 1885. 

Aber der Versuch, dem Drei-Kaiser-Bündnisse, das übrigens 
selbst in seiner besten Zeit nicht sehr widerstandsfähig gewesen 
war, neue Lebenskraft einzuhauchen, glich dem Elektrisieren einer 
Leiche: es kam blofi zu einem Scheinleben, das nur Kurzsichtige 
täuschen konnte. 

^) Skobelew wurde am 7. Juli 1882, noch nicht fünfzig Jahre alt, in einem 
Moskauer Bordelle vom Tod flberrascht. 

') Dies behaupten wenigstens die .Hamburger Nachrichten* vom 
22. November 1893, die es vonBismarck selber wissen mußten. Siehe .Fürst 
Bismarck, 1890--1898' von Hans Hofmann, Stuttgart, 1913, Union. 

*) So besuchte der russische Minister des Auswärtigen, Herr v. Qiers, 
Bismarck am 18. und 19. November 1882 in Varzin, am 14. und 15. November 
1883 in Friedrichsruh, ebenda auch zu Anfang Oktober 1885. Im August 1886 
trafen sie einander in Franzensbad, und am 3. September desselben Jahrs suchte 
der russische Staatsmann den Reichskanzler in Berlin auf. 
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I 

Der Staatsstrelch 

Wenige Wochen, nachdem Kaiser Franz Josef und der Zar 
einander in Kremsier die Hände gedrflckt hatten und der offiziöse 
Optimismus diese Zusammenkunft als einen neuen Beweis für die 
Innigkeit des Dreikaiserbflndnisses im allgemeinen und die zwischen 
Österreich-Ungarn und Rußland im besondem apostrophiert und 
paraphrasiert hatte, trat ein Ereignis ein, das den künstlichen Kitt 
dieser Schaufensterfreundschaft aufriß und die weite, dunkle Kluft 
zeigte, die zwischen diesen beiden Staaten gähnte : das war die Ver- 
einigung Ostrumeliens mit Bulgarien, die der erste Bulgarenfflrst, 
Alexander von Battenberg, zur Überraschung Europas am 18. Sep- 
tember 1885 in Szene setzte. 

Dieser Coup war übrigens eine Tat, zu der der junge Fürst 
durch die zerrütteten politischen Verhältnisse in seinem Lande ge- 
drängt worden war. 

Auf den Vorschlag Rußlands von der bulgarischen National- 
versammlung am 29. April 1879 zum Fürsten gewählt und von 
den Signatarmächten des Berliner Vertrags am 17. August des- 
selben Jahres in dieser Würde bestätigt, sah sich der erst zwd- 
undzwanzigjährige Herrscher ohne genügende Lebenserfahrung 
und Menschenkenntnis in eine ihm völlig fremde, von wütenden 
Parteikämpfen zerklüftete, von gehässigen Intrigen durchwucherte 
Welt versetzt. 

Wie es unter solchen Verhältnissen anders nicht leicht möglich 
war, tastete er unsicher zwischen den ihn und einander befehden- 
den Parteien herum, ohne den Halt zu finden, den er suchte und 
den er um so weniger finden konnte, als ihn die zwei russischen 
Generale Leonid Sobolew und Alexander Baron Kaulbars, von 
denen der eine als Ministerpräsident, der andere als Kriegsminister 
fungierte, seine Abhängigkeit von ihnen, beziehungsweise von 
Rußland, auf Schritt und Tritt fühlen ließen. 

So erbittert sich die Parteien im Lande aber auch gegenüber- 
standen, in einem Punkte waren sie doch mehr oder weniger 
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einig: im Wunsche nach der Vereinigung Bulgariens mit Ost- 
rumelien. Dieses war ein politischer Homunculus, erzeugt in der 
Retorte des Berliner Kongresses, dem sowohl der ethnographische 
Boden fehlte, worauf es festen Fufi fassen konnte, als auch der 
historische Hintergrund, der ihm den für seinen Bestand erforder- 
lichen Nimbus verliehen hätte. Ein Staatengebilde wie dieses 
konnte nur auf dem glatten Papiere des Konferenztisches, in der 
lauen Atmosphäre der Staatskanzleien bestehen, nicht auf dem 
unebenen Boden und in der rauhen Luft der Wirklichkeit. Ein 
größtenteils von Bulgaren bewohntes Land unter der Oberhoheit 
des kraftlosen türkischen Regiments war neben dem ehrgeizigen 
Bulgarien, dem das großbulgarische Reich von San Stefano als 
politisches Ziel vor Augen schwebte, auf die Dauer nicht lebens- 
fähig. Auch das von der internationalen Kommission ausgebrütete 
.Organische Statuf* mit 1132 Artikeln^) konnte, so trefflich es an 
sich auch sein mochte, das in der Natur dieses ZwittergeschOpfes 
begründete Ende der , autonomen Provinz *" nicht hintanhalten. 

Immerhin vergingen die ersten fünf Jahre Ostrumeliens unter 
dem Generalgouvemeur Alexander Vogoridi, als türkischer Be- 
amter Aleko Pascha genannt, ruhiger als im bulgarischen Nachbar- 
lande. Nach Ablauf der ihm, den Beriiner Beschlüssen zufolge, 
bestimmten fünf Amtsjahre machte er seinem bisherigen Adlatus 
Gavril Krstjovid Platz. Dieser, ein schwacher Greis, sollte sich 
seiner Würde nicht lange erfreuen. Der Wunsch der Bulgaren 
im Fürstentume fand bei ihren Konnationalen in Ostrumelien ein 
immer stärkeres Echo, das durch administrative und pekuniäre 
Schikanen der Pforte noch verstärkt wurde.*) Den Führern der 
Unionbewegung, Zacharias Stojanow und Dr. Stranski, schlössen 
sich zahlreiche Vertreter der Intelligenzkreise an, besonders Offi- 
ziere der Provinzialmiliz , und es kam zu einer förmlichen Ver- 
schwörung zugunsten der Vereinigung Ostrumeliens mit Bulgarien. 

Am 18. September 1885 bemächtigten sich die Anhänger dieses 
Plans des Konaks in Philippopel und seines greisen ohnmäch- 
tigen Insassen, führten diesen in einem Wagen, von einem säbel- 
bewaffneten Weibe bewacht, zum Gespötte der Einwohner durch 
die Stadt und beförderten ihn dann über die Grenze nach Bul- 
garien, von wo er nach Konstantinopel geschafft wurde. "Ernsten 
VTiderstand leistete niemand; die , Revolution • vertief daher mit 

^) Dr. Konstantin Jireczek, .Das Fürstentum Bulgarien' 
Wien 1891, P. Tempsky. S. 340. 
^ Ebenda, S. 348. 
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Ausnahme eines einzigen Falles unblutig. Als Henscher des „ver- 
einigten Bulgarien* wurde Fürst Alexander ausgerufen. Dieser 
hatte sich an dem Putsch von Philippopel persönlich zwar nicht be- 
teiligt, war von den Absichten der Revolutionäre aber unterrichtet 
und mutmafiUch damit einverstanden; zumindest hatte er nichts 
getan» sie daran zu hindern.^) Da die „Vereinigung'' von der bul- 
garischen Bevölkerung beider Länder mit Jubel aufgenommen 
wurde, blieb dem Fürsten kaum etwas anderes übrig, als sich der 
vollendeten Tatsache zu fügen und zu trachten, die herrschende 
Stimmung für sich selber auszunützen. Er begab sich also, von 
seinen Anhängern Stambulow und Karawelow begleitet, eilends 
nach Philippopel, wo er festlich empfangen wurde, um sich nach 
einstimmiger Billigung der Union durch die Sobranje zum »Fürsten 
von Nord- und Südbulgarien'' zu proklamieren. 




II 
Bulgarien und Rußland 

Man hätte nun meinen sollen, dieses Ereignis werde in Peters- 
burg lebhafte Zustimmung erwecken, denn die Vereinigung Ost- 
rumeliens mit Bulgarien stand ja auf der politischen Wunschliste 
obenan, was schon aus der bereits erwähigten Geheimen Kon- 
vention mit Österreich-Ungarn hervorging. Und dieser Wunsch 
war vom russischen Standpunkt aus auch ganz begreiflich, denn 
das derart vergröfierte Bulgarien kam dem von Rufiland in San 
Stefano konstruierten grofibulgarischen Reiche immerhin beträcht- 
lich näher als das in Berlin abgegrenzte Fürstentum. Es wäre 
daher nur selbstverständlich gewesen, wenn man die Verwirklichung 
dieses Wunsches in Rußland mit lautem Beifalle begrüßt hätte. 
Das geschah denn auch, aber in diesen Beifall mischten sich ent- 
rüstete Zischlaute, die um so vernehmlicher waren, als sie aus 
dem kaiserlichen Palaste kamen. Der Zar zeigte sich nämlich 
durch das Vorgehen des Battenbergers aufs äußerste erbost, ob- 
wohl dieser doch nichts anderes getan, als was er selber ge- 
wünscht hatte; aber eben weil er etwas getan, was der Zar sich 
selber vorbehalten hatte, zürnte ihm dieser so sehr. Nicht aus 

^) Siehe auch die Darstellung dieser Ereignisse beiSpiridion GopCevi^, 
»Bulgarien und Ostrumelien*, Leipzig, B. Elischer, 1886, doch ist dessen 
etwas allzu schneidig ausgefallenes, überselbstbewufites Buch mit Vorsicht zu 
gebrauchen. 
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eigener Kraft hätte Bulgarien die Vereinigung mit Ostrumelien durch- 
führen sollen, sondern sie als Gnadengeschenk aus seinen Händen 
empfangen und ihm hierdurch dauernd zu Dank verpflichtet sein. 

Nichts kennzeichnet die selbstsüchtigen Motive der rus- 
sischen Politik Bulgarien gegenüber drastischer als dieser fast 
naiv zu nennende Groll des Zaren, denn er verriet die Ent- 
täuschung und Erbitterung darüber, dafi der Fürst von Bulgarien 
wie ein selbständiger Henscher gehandelt hatte und nicht wie ein 
russischer Vasall. Der Zar, und mit ihm mehr oder minder ganz 
Rußland, hatten sich eben schon zu tief in die Vorstellung hinein 
verbohrt, Bulgarien wäre, weil es durch die Waffenhilfe Rußlands 
von der türkischen Herrschaft befreit worden war, bloß eine Filiale 
Rußlands, eine russische Provinz, die nur mit Rücksicht auf das 
sonst zu gewärtigende Veto der Mächte die zu deren Täuschung 
bestimmte Firma eines Fürstentums erhalten hatte.' Der ursprüng- 
liche Plan Rußlands, mit der Schaffung Großbulgariens auf dem 
Balkan eine russische Dependance zu eröffnen und den Bestre- 
bungen Osterreich-Ungan^s für immer den Weg nach Saloniki zu 
versperren, sich selber ab^r den auf Konstäntinopel offen zu halten, 
um dort bei der nächsten günstigen Gelegenheit das legendäre 
„Testament Peters des Großen" zu vollstrecken; dieses schöne ui|d 
in San Stefano der Verwirklichung schon so nahe Luftschloß war 
zwar durch den harten Anprall des Einspruchs Andrässys zusammen- 
gestürzt wie ein Kartenhaus; und auch die stille Hoffnung, das 
in Berlin übriggebliebene Kleinbulgarien als rusi^ische Kaserne zu 
benutzen« war vpn diesem für Rußland so unbequemen Staatsmanne 
grausam zunichte gemacht worden : aber trotz alledem betrachtete 
man die Bulgaren als russische Untertanen, denen man nicht das 
Recht zugestand, nach eigenem Ermessen und aus eigener Kraft 
zu handeln , und denen man es darum als ein schweres Vergehen 
anrechnete, als sie dies taten. 

Diese Auffassung wäre zwar beim Sultan, als dem offiziellen 
Souverän Bulgariens und Ostrumeliens, berechtigt gewesen; sie war 
es aber nicht auch beim Zaren, denn dieser besaß keinerlei stich- 
haltigen Rechte dazu und legte damit eine gewisse Begriffsverwirrung 
an den Tag, die zugleich eine verletzende Geringschätzung der 
Rechte des Sultans bekundete. 

Er ließ den unbotmäßigen Bulgarenfürsten seine Ungnade 
in der auffälligsten Weise fühlen, indem er ihn aus der ListQ 
des russischen Heeres strich und der Inhaberschaft der beiden 
Regimenter entkleidete, die bisher seinen Namen geführt hatten. 
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Daß er durch diesen demonstrativen Groll seine keineswegs selbst- 
losen Absichten auf Bulgarien verriet und Aber dieses Hoheits- 
recfate beanspruchte, die sich mit dem Geiste des Berliner Vertrags 
ganz und gar nicht vertrugen, schien er nicht zu bedenken oder 
wenigstens nicht zu beachten. 

Praktisch bedeutsamer als diese formelle Mafiregelung war 
es, dafi der Zar die russischen Offiziere zurückberief, die in Bul- 
garien dienten. Auch das sollte eine Strafe sein, mochte aber 
dennoch unter den bulgarischen Offizieren vielfach mit heimlicher 
Freude als ein ihnen erwiesener ungewollter Gefallen aufgefaßt 
werden, weil hierdurch die hohem Stellen, die bisher alle von 
Russen besetzt gewesen waren, fQr sie frei wurden und weil sie 
die damit verbundene Bevormundung durch Rufiland als ver- 
letzende Zurücksetzung hatten empfinden müssen. 

Zunächst freilich drohte diese Maßnahme für Bulgarien sehr 
gefährlich zu werden, denn wenn es infolge des Umsturzes zu 
Konflikten auf dem Balkan kam, hatte das junge Fürstentum eine 
Armee ohne höhere Führer ; ein Mangel, der um so schwerer ins 
Gewicht fallen mußte, als das ganze Heerwesen der Seiden nun 
vereinigten Länder erst in der Entwicklung begriffen und darum 
keinesw^s kriegsbereit war. 

Ein Zusammenstoß mit den kampfgewohnten türkischen 
Truppen, der durch die gegebene Situation sehr leicht möglich 
war, konnte demnach für das Fürstentum verhängisvoll werden. 

Allein die Pforte betrachtete diese offenkundige Verletzung^ 
ihres Suzeränitätsrechts nicht als Casus belli und begnügte sich 
mit einem Proteste bei den Signatarmächten; sei's nun, weil sie 
sich nicht stark genug fühlte, mit Erfolg aufzutreten, sei's, weil 
sie Ostrumelien im stillen ohnehin schon als ein für sie verlorenes 
Glied ihres Körpers ansah, dessen Amputation ihr die Verluste 
und Auslagen eines Feldzugs nicht wert war. Vielleicht wollte 
sie*s auch den Mächten überiassen, diese Angelegenheit zu be- 
reinigen. Mochten sie einander in die Haare geraten ! . . . 



III 
Der Serbisch-Bulgarische Krieg 

Aber wenn Bulgarien die Gefahr auch von der Seite erspart 
blieb, von der es sie erwartet hatte, so kam sie dafür von einer 
andern: von Serbien. 
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König Milan — er hatte sich zwei Jahre früher aus eigenen 
Gnaden die Königskrone aufs Haupt gesetzt , um seiner heikein 
Stellung mehr Ansehen zu verleihen — hielt die Gelegenheit für 
günstig, die seinem Throne gefährlich werdenden Parteiströmungen 
abzulenken und seine arg zusammengeschmolzene Volkstümlich- 
keit wieder zu festigen, indem er Anspruch auf Kompensationen 
erhob, weil durch die Vergröfierung Bulgariens das Gleichgewicht 
auf dem Balkan gestört worden sei. Und zwar gedachte er sich 
diese Entschädigungen aus dem Leibe der Türkei herauszu- 
schneiden. Allein Österreich-Ungarn legte gegen die Verwirk- 
lichung dieser Absicht ein nachdrückliches Veto ein, und da er 
nun einmal das lockende Schlagwort von den Kompensationen 
zu seiner Parole gemacht hatte und nicht ohne Grund besorgen 
mochte, eine Enttäuschung der serbischen Hoffnungen könnte ihn 
seinen Thron, vielleicht sogar sein Leben kosten, so suchte er 
sich an Bulgarien schadlos zu halten. Er liefi daher seine Armee, 
die bereits wenige Tage nach der Affäre von Philippopel mobili- 
siert und gegen Alt-Serbien bestimmt worden war, gegen Bulgarien 
aufmarschieren , rief in ihren Reihen dadurch jedoch Enttäuschung 
und Mißstimmung hervor, da sie nur dem türkischen Erbfeinde gegen- 
über kampflustig war, nicht aber auch den stammverwandten Bulgaren. 

Am 13. November erklärte Milan Bulgarien den Krieg. 

Da man in Sofia auf einen Angriff von dieser Seite nur un- 
zulänglich vorbereitet war und das bulgarische Heer infolge der 
Rückberufung der russischen Offiziere bloß von Majoren und 
Kapitänen befehligt wurde, schien es um die Sache des Fürsten- 
tums übel zu stehen. Allein es kam anders: 

Den Einfall des serbischen Heeres in bulgarisches Gebiet 
konnten die Truppen des Fürsten zwar nicht verhindern, aber 
seinem Vormarsch auf die Hauptstadt stellten sie sich, 38 Kilo- 
meter vor dieser, bei Slivnica entgegen und zwangen es nach 
einem drei Tage — 17., 18., 19. November — währenden hart- 
näckigen Ringen zum Rückzug auf serbisches Gebiet. Sie folgten 
ihm und schlugen es in der zweitägigen Schlacht bei Pirot — 26. 
und 27. November — abermals. Ihrem weitern Vordringen stellte 
sich jedoch Österreich-Ungarn in den Weg, das, wie schon acht 
Jahre früher beim Beriiner Kongresse, so auch jetzt wieder als 
Anwalt Serbiens auftrat und dieses vor dem drohenden Zusammen- 
bruche rettete. 

Der Krieg zwischen Serbien und Bulgarien änderte an den 
territorialen Verhältnissen beider Staaten nichts und war demnach 
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insofern vergebens geführt worden. Der Friedensvertrag, der 
übrigens erst am S.März 1886 zustande kam, beschrankte sich 
daher auf einen .Article seul et unique", der feststellte, dafi 
zwischen beiden Staaten der Friede geschlossen sei. 

Zwischen dem unierten Bulgarien und der Pforte kam am 
5. April 1886 ein Obereinkommen zustande, demzufolge die Pforte 
den jeweiligen Fürsten von Bulgarien von fünf zu fünf Jahren 
zum Generalgouvemeur von Ostrumelien ernennen sollte. Auf 
das ihr nach dem Berliner Vertrage zukommende Recht, in Ost- 
rumelien Garnisonen zu halten — von dem sie übrigens nie Ge- 
brauch gemacht hatte — , verzichtete sie gegen Abtretung einiger 
von Mohammedanern bewohnten Grenzdistrikte (Kyrdfali und Po- 
makengebiet). Das rumelische Statut sollte von einer aus Türken 
und Bulgaren zusammengesetzten Kommission einer Revision unter- 
zogen werden. 

IV 
Rußlands Rache 

Aus diesem Feldzuge ging aber nicht nur Serbien besiegt hervor, 
auch Rufiland hatte eine schwere Niederlage erlitten, wenngleich 
nur eine moralische, denn das seiner hohem Führer durch die 
Rflckberufung der russischen Offiziere beraubte junge bulgarische 
Heer hatte trotzdem gesiegt und damit bewiesen, dafi es auch 
ohne russische Hilfe mit seinem Gegner fertig geworden war. 
Das empfand man in Petersburg als einen empfindlichen Schlag 
für das russische Prestige, das ohnehin schon durch die selb- 
ständige Durchführung der Union schadhaft geworden war, und man 
sann auf Rache. Der Versuch Alexanders von Bulgarien, sich die 
verlorene Gnade des Zaren dadurch zurückzugewinnen, dafi er in 
seinem Tagesbefehl an die Truppen (vom 22. Dezember) die Erfolge 
der bulgarischen Waffen in erster Linie ihrer Heranbildung durch 
russische Offiziere zuschrieb, vermochte das harte Herz des Zaren 
nicht zu rühren und den Minenkrieg, der von Petersburg aus 
gegen ihn ins Werk gesetzt wurde, nicht hintanzuhalten. Die 
Agenten Rufilands wühlten und schürten so lange, und der russische 
Rubel verlieh ihren Worten solche Oberzeugungskraft, dafi ihr 
Anhang unter den Bulgaren immer zahlreicher, die Mifistimmung 
gegen den Fürsten immer stärker wurde. 

Es bildete sich eine Verschwörung gegen ihn heraus, an 
deren Spitze der Kommandant der Kriegsschule, Major Grujew, 
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und der Stellvertreter des Kriegsministers, Rittmeister Benderew, 
standen und die von dem Politiker Dragan Zankow eifrig ge- 
fördert wurde. In der Nacht vom 19. zum 20. August 1886 be- 
mächtigten sich die Verschwörer der Person des Fürsten und be- 
förderten ihn Aber die Grenze nach der russischen Donaustadt 
Reni» von wo er Aber Galizien in seine hessische Heimat zurAck- 
kehren wollte. 

Die Herrlichkeit des Verschworerregiments dauerte aber nur 
drei Tage, dann hatten die Anhänger des FArsten wieder die Ober- 
hand. Es konstituierte sich eine Regentschaft unter Karawelow und 
rief den vertriebenen FArsten, den ihre Telegramme in Lemberg 
ereilten, wieder zurAck. Er folgte dem Ruf und hielt am 3. Sep- 
tember unter dem stArmischen Beifalle der Menge seinen Einzug 
in Sofia. 

Aber auch ihm war nur eine Herrschaft von wenigen Tagen 
beschieden. In dem Bestreben, den Zaren zu versöhnen, dessen 
gefährliche Feindschaft er eben in so bitterer Weise hatte zu 
fAhlen bekommen, richtete er eine Depesche an ihn, worin er sich 
bereit erklärte, seine Krone niederzulegen, wenn man dies wAnsche; 
ein Anerbieten, das zwar nach dem eben erlebten Schlag eine 
ungewöhnliche Versöhnlichkeit und SelbstAberwindung bekundete» 
aber zugleich dieselbe Begriffsverwirrung, in der der Zar lebte, 
denn er imputierte diesem hierdurch eine Oberhoheit, die nicht 
ihm zukam, sondern einzig und allein dem Sultan. 

Die Antwort des Zaren zeigte, daß dieser ebenso unversöhn- 
lich war als der FArst versöhnlich, denn sie lautete so abweisend, 
daß Alexander mit Rücksicht auf sein unterwArfiges Anerbieten nichts 
anderes Abrigblieb, als auf den Thron zu verzichten — 7. Sep- 
tember 1886 — und das Land zu verlassen. 

Vor seiner Abreise ernannte er noch eine Regentschaft, die 
sich aus Stambulow, Mutkurow und Karawelow zusammensetzte. 
Damit schloß ein bewegter Akt des historischen Dramas von der 
orientalischen Frage. 

V 
Die Balkanpolitik des Grafen Kälnoky 

Österreich-Ungarn hatte sich den Vorgängen in Bulgarien 
gegenAber äußerst reserviert verhalten ; nur im serbisch-bulgarischen 
Kriege war es, wie schon erwähnt, zwischen die Kämpfenden ge- 
treten und zum Retter Serbiens aus arger Gefahr geworden. 
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Man hat Österreich-Ungarn verdachtigt, es habe diesen Krieg 
gefördert und Serbien gegen Bulgarien gehetzt, in dem es, wie 
man meinte, den Exponenten Rußlands sah; aber man hat damit 
dem Grafen Gustav Kälnoky, der seit dem Tode Haymerles die 
auswärtige Politik der Monarchie leitete, doch wohl Unrecht ge- 
tan, denn es liefie sich bei seiner fast übervorsichtigen Art, Politik 
zu machen, nur schwer begreifen, dafi er auf dem Balkan mit Ab- 
sicht einen Krieg entfacht haben sollte; mufite er doch wissen, 
daß ein Funke, in dieses Pulverfaß geworfen, eine Explosion zur 
Folge haben konnte, die ganz Europa in Brand setzte. Nichts 
aber lag der bedächtigen Natur Kälnokys femer als ein derartiges 
Va-banque-Spiel, und seine ganze spätere Balkanpolitik straft diesen 
Verdacht Lügen. 

Das Kömlein Wahrheit, das diesem augenscheinlich zugmnde 
lag, war folgendes: Graf Kälnoky hatte König Milan nicht 
daran gehindert, gegen Bulgarien loszuschlagen, während er ihm 
der Türkei gegenüber in den Arm gefallen war. Daß er dies nicht 
auch hinsichtlich Bulgariens getan, war wohl deshalb geschehen, 
weil ihm an der territorialen Integrität Bulgariens weniger lag als 
an der der Türkei, womit er nur im Sinne der auch von ihm 
festgehaltenen traditionellen Konservierungspolitik gegenüber der 
Pforte handelte. Daß er von einem Siege Serbiens über Bul- 
garien eine Schwächung des mssischen Einflusses auf dem 
Balkan erwartete, ist allerdings möglich, ja sogar wahrscheinlich, 
denn er sah in Bulgarien ein Geschöpf Rußlands und schien die 
Union für einen mssischen Coup zu. halten, was allerdings nicht 
richtig war, was aber zu glauben nahelag. Trotzdem aber wäre 
es ganz gegen seine Grundsätze gewesen, Serbien zu diesem 
Kriege aufzureizen, wie man es ihm nachsagte. Dazu besaß 
gerade er ein zu großes Verantwortungsgefühl. Das bezeigen die 
Worte, die er in seiner großen Rede vom 13. November 1886 ge- 
brauchte, in der er seine Politik vor den Delegationen verteidigte : 
»In einer Zeit, wo wenige Tage genügen, um in Europa in bisher 
nicht bekannter Schnelligkeit 5 Millionen streitbarer Soldaten ins 
Feld zu stellen, ist die Verantwortlichkeit, welche auf einem Minister 
und einem Staat lastet, ungeheuer, wenn seine Aktion der Anstoß 
dazu sein kann, solche ungeheure Kriegsmassen in Bewegung zu 
setzen." Es ist schwer zu glauben, daß derselbe Staatsmann, der 
diese Worte gesprochen hat, einen Krieg zwischen zwei Balkan- 
staaten mit Absicht hervorgemfen haben soll, denn Kälnoky war 
keiner jener Politiker, die anders handeln, als sie sprechen . . . 
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Immerhin muS es als bemerkenswert verzeichnet werden, daB 
auch ein so gewichtiger Kritiker wie Fürst Bismarck ihm diese 
Absicht zugemutet und Oberhaupt ein sehr abfälliges Urteil über 
seine in der bulgarischen Angelegenheit betätigte Politik gefallt 
hat. Er nannte sie „unbegreiflich schlecht"* und äufierte sich über 
sie f olgendermaBen : 

.Es war, als ob sie (die Österreicher) dort gar keine Agenten gehabt hatten, 
keine Beobachter und Berichterstatter. Sie meinten, die Geschichte in Rumelien 
wäre von den Russen angestiftet und in deren Interesse, und nun dachten sie: 
lafit du deinen Bulgaren los, so lasse ich meine Serben marschieren. Offenbar 
haben sie diesen mehr versprochen, als sie halten konnten, und sich dann, 
als der Krieg für Milan schlecht ablief, beide Teile zu Feinden gemacht. 
Khevenhüller (der k. u. k. Gesandte in Belgrad) ist zu derb aufgetreten. Der 
hat dem Fürsten gedroht, wenn er nicht binnen vierundzwanzig Stunden halt- 
machte, so rückten die Österreicher gegen ihn vor, und die Serben wurden 
dann auch zum Stillstand genötigt und lahmgelegt Nun klagen die Bulgaren : 
wenn ihr uns nicht in den Weg getreten wäret, so stünden wir heute in Bel- 
grad, und die Serben wieder behaupten: wenn man sie nicht zur Ruhe ver- 
wiesen hatte, so würden sie mit frischen Kräften ihre Schlappen ausgewetzt 
haben. Sie betreiben in Wien eine Politik der Beichtväter und der Bankiers; 
die Länderbank, die den Serben das Geld zum Kriege gegeben hat, verfährt 
wie in Paris die Caisse d'Escompte und hat ähnlichen Einflufi. Es ist, wie 
wenn der Bankier Cohn in Dessau auf unsere Politik Einflufi nehmen wollte. 
Man mufite in Wien wissen, dafi England die Ereignisse in Rumelien einge- 
fädelt hatte und hinter dem Fürsten stand, der schon seit Jahren mit dem 
Kaiser Alexander verfeindet war und der ein gescheiter Kopf, aber falsch und 
unzuverlässig ist. Und das weifi man in Petersburg. Der Battenberger ist 
heute das Haupthindernis, wenn die bulgarische Angelegenheit nicht befriedi- 
gend geordnet werden kann . . .' ^) 

Auch ein zweiter, auf diesem Gebiete nicht minder sachver- 
ständiger Kritiker als Bismarck tadelte die Balkanpolitik Kälnokys 
mit harten Worten: sein Vorgänger Andrässy. 

Aber er tat es vermutlich aus einem andern Grunde. Nicht 
weil sich Kälnoky in die bulgarische Affäre eingemengt hätte» wie 
Bismarck meinte, sondern eben, weil er dies nicht tun wollte, 
weil er sich nach seiner Auffassung gegen Rufiland zu nachgiebig 
zeigte und hierdurch das Selbstbestimmungsrecht der Monarchie 
einschränkte. Andrässy tadelte es, daß Kälnoky sich bei der 
Zusammenkunft von Skiernewice auf die Teilung des Balkans in 
eine österreichisch-ungarische und eine russische Einflußsphäre 
eingelassen hatte, und prophezeite der Monarchie daraus schlimme 
Folgen: .Hat der Beriiner Kongreß Rußland aus der Balkanhalb- 

^) M. Busch, .Tagebuchblatter', S. 199f. 
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insel herausgeleitet, so haben meine Nachfolger es wieder dahin 
zurfickgeführt' *) 

All diesen Bedenken und Einwänden gab er in einer Denk* 
Schrift Ausdruck» die er nach der Vertreibung Alexanders von 
Battenberg dem Kaiser unterbreitete. Er wählte diesen Weg und 
brachte diese Dinge angeblich deshalb nicht in ^öffentlicher Dis- 
kussion vor, um seinen Nachfolger nicht bloßzustellen und nicht 
zu einer naheliegenden Mißdeutung seines eigenen Tuns Anlafl 
zu geben. Allein diese scheinbare Diskretion und Rücksicht hätte 
Kälnoky noch weit gefährlicher werden können als ein offener 
Angriff — der übrigens auch erfolgte, wenn auch in mafivoller 
Form — und mußte bei denen, die darum wufiten, den Verdacht, 
dem Andrässy dadurch entgehen wollte, erst recht wecken.*) Man 
kann es sich wirklich nur schwer anders denn als Ausfluß ge- 
kränkter, in Gehässigkeit ausgearteter Eitelkeit denken, wenn er 
seinem Nachfolger das, was er selber getan hatte, als er noch am 
Ruder war, nun als politische Sünde anrechnete, nämlich das Zu- 
sammengehen mit Rußland. Genau dasselbe, was er jetzt Kälnoky 
zum Vorwurfe machte, hatten einst seine Gegner i h m vorgehalten. 
Jener war daher vollauf im Recht, als er ihn an das Dreikaiser- 
bündnis, die Reichstädter Konvention und die geheimen Ab- 
machungen von Budapest und Wien erinnerte.') In der Tat setzte 
Kälnoky im Grunde nur die Politik fort, die Andrässy bis zum 
Ausbruche des Russisch-Türkischen Krieges, vielleicht sogar bis 
zum Frieden von San Stefano, hartnäckig betrieben hatte ; nur mit 
dem Unterschiede, daß sie aufrichtiger war als die seines Vor- 
gängers. Dieser hätte nicht vergessen dürfen, daß es als unver- 
antwortlicher Abgeordneter leicht war, zu kritisieren, als verant- 
wortlicher Minister aber schwer, zu handeln. Mochte Graf Käl- 
noky in seiner Konnivenz gegen Rußland auch zu weit gehen, so 
war doch gerade Graf Andrässy nicht dazu berufen, ihm dies vor- 
zuwerfen. 

VI 
Kälnoky und Bismarck 

Was Kälnoky von einem aktiven Aufh-eten Rußland gegenüber 
abhielt, war indes keineswegs einfach Schwäche, wie man viel- 

^) E. V. Wertheimer, .Andrässy', Bd. m, S. 329. 

*) Andrässy hatte sich Hoffnungen gemacht, nach dem Tode Baron Hay- 
merles wieder mit der Leitung der äußern PoUük betraut zu werden, doch war 
ihm Qraf Kälnoky, damals Botschafter in Petersburg, vorgezogen worden. 

*) H. Friedjung, .Qraf Kälnoky', S.364f. 

Sosooiky, Die BaUumpoUtlk Österreich-Ungarns. II. 6 
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leicht glauben könnte, sondern blofi eine allzu bedächtige und 
ängstliche Rücksichtnahme au! die zerfahrenen innem Verhältnisse 
der Monarchie. Da er auf die Konkordanz der äufiem Politik mit 
der innem großes Gewicht legte, ^) so schien ihm eine unter- 
nehmungslustige Balkanpolitik zu gewagt, und er rechtfertigte diese 
scheinbare Schwäche Einwänden gegenüber mit der Bemerkung: 
»Man erwartet von mir, ich solle marschieren, und man be- 
denkt nicht, daß bald mein rechter, bald mein linker Fuß ge- 
bunden ist.**) 

Bei aller Bedächtigkeit und Vorsicht verstand es Kälnoky aber 
doch, seinen Standpunkt auch gegen Rußland nachdrücklich zu 
wahren, sobald er dies für geboten hielt. «Wir alle wollen den 
Frieden," erklärte er in seinem Expose vom 13. November 1886, 
»aber gewiß nicht den Frieden um jeden Preis.* Und als einen 
solchen Preis, den zu bezahlen er nicht gewillt sein würde, deutete 
er die Besetzung Bulgariens durch Rußland an ; eine Eventualität, 
die er allerdings als ganz unwahrscheinlich bezeichnete. Das war 
der Punkt, an dem seine Rücksicht auf Rußland ihre Grenze 
hatte. Er hielt bei derselben Gelegenheit auch nicht mit seinem 
abfälligen Urteil über die Tätigkeit des russischen Generals Niko- 
laus Kaulbars zurück, den der Zar nach Bulgarien gesandt hatte, 
um dort »Ordnung zu machen", was er mit einer alle Welt 
empörenden Brutalität und Willkür versuchte.') Kälnoky brachte 
seinen Tadel allerdings in fein diplomatischer Form vor, aber 
darum nicht minder deutlich. Er nannte das Regime Kaulbars' 
»eine vorübergehende Phase" und bemerkte, dem General sei es 
gelungen, »den Bulgaren die Einwirkung Rußlands in der denk- 
bar unangenehmsten Weise fühlbar zu machen und die öffent- 
liche Meinung Europas für das bulgarische Volk in bisher nicht 
gekannter Weise sympathisch zu stimmen". 

Die scheinbar übergroße Nachgiebigkeit gegen Rußland, die 
für die Balkanpolitik des Grafen Kälnoky charakteristisch war und 
bei temperamentvollen Naturen Unbehagen und Widerspruch her- 
vorrief, dürfte außer der ihm eigenen Vorsicht und Bedächtigkeit 
und außer der gebotenen Rücksicht auf die Innern Zustände der 
Monarchie noch eine ganz besondere Ursache gehabt haben ; eine 
Ursache, die bisher zu wenig beachtet worden zu sein scheint : das 

1) H. Fried jung, .Graf Kilnoky-, S.370. 
') H. Friedjung, .Der Inhalt des Dreibunds', S. 20. 
') Dieser General Kaulbars ist nicht mit seinem Bruder Alexander zu 
verwechseln, der vor ihm in Bulgarien Kriegsminister gewesen war. 
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war die Haltung Bismarcks. Er fohlte sich eben der Unterstützung 
durch das Deutsche Reich im Falle eines auf friedliche Weise 
nicht mehr zu schlichtenden Konflikts mit Rufiland augenschein- 
lich nicht sicher. Schon in dem bereits erwähnten Expose vom 
13. November 1886 findet sich eine Stelle, die darauf deutet, zu- 
mindest in diesem Sinne deutbar ist. .Es ist wohl selbstver- 
ständlich/ erklärte er, »daß bei zwei Grofistaaten von solcher 
Ausdehnung, die vom Baltischen Meere bis zur Adria und von 
der Nordsee bis zur untern Donau reichen, jeder auch Sonder- 
interessen hat, welche vollkommen außerhalb der Inter- 
essensphäre des andern liegen können und die zu 
schützen in den Verpflichtungen des andern nicht 
gelegen ist." 

Aus dem diplomatischen Idiom in die Alltagssprache über- 
tragen, lautet dies aber etwa so : Österreich-Ungarn und Deutsch- 
land haben verschiedene Sonderinteressen, die einander wider- 
sprechen und ein Zusammengehen im Ernstfälle unwahrscheinlich 
machen. 

Allerdings mufl dies nicht der Sinn von Kälnokys Worten 
gewesen sein, aber er kann es gewesen sein, und wenn man sie 
mit der Rede zusammenhält, die Bismarck zwei Monate später, 
am 11. Januar 1887, im Deutschen Reichstag gehalten hat, so 
möchte man behaupten, ihr Sinn müsse dieser gewesen sein. 
Der Reichskanzler konnte sich nämlich darin gar nicht genug tun, 
seine Gleichgültigkeit gegen die Vorgänge in Bulgarien zu be- 
tonen, und unterstrich sie immer wieder mit einer Beflissenheit, 
die mit nicht zu verkennender Deutlichkeit zu verstehen gab, 
daß die Interessen Deutschlands und des Habsburgerreichs himmel- 
weit auseinandergingen und daß Deutschland daher nicht entfernt 
daran denke, in der bulgarischen Frage für die Monarchie Partei 
zu nehmen. „Was ist uns denn Bulgarien?'' rief er geringschätzig, 
.uns ist es vollständig gleichgültig, wer in Bulgarien regiert und 
was aus Bulgarien wird . . . Die ganze orientalische Frage ist für 
uns keine Kriegsfrage. )Ä^r werden uns von niemand das Leitseil 
um den Hals werfen lassen, um uns mit Rußland zu brouillieren. 
Die Freundschaft mit Rußland ist uns viel wichtiger 
als die von Bulgarien und die von allen Bulgarenfreunden, die 
wir hier bei uns im Lande haben. ''^) 

^) Horst Kohl, .Die Reden des Fürsten Bismarck', Stuttgart 
18d4, J. G. Cotta, Bd. XII, S. 183. 
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Und Fürst ßismarck begnügte sich nicht damit, eine Partei- 
nahme für Österreich-Ungarn in der bulgarischen Affäre abzu- 
lehnen; er stellte es als Verbrechen hin, wenn er dies nicht 
täte: „Ich hätte geradezu verdient, wegen Landesverrats vor Ge- 
richt gestellt zu werden, wenn ich auch nur einen Äugenblick auf 
den Gedanken hätte kommen können, mich auf diese Dummheit 
einzulassen, •^) 

Man wird zügeben : zwischen dieser Sprache und dem Liebes- 
werben Bismarcks um das Bündnis mit der Monarchie im Spät- 
sommer 1879 besteht ein gewaltiger Unterschied; ein Unterschied, 
der sich nur aus einer beträchüichen Abkühlung seiner Gefühle für 
Österreich-Ungarn und einem Wiedererwachen seiner alten Liebe zu 
Rußland erklären läfit.*) 

VII 
Die Erneuerung des Dreibunds 

Diese merkliche Abkühlung der Freundschaft Bismarcks für 
Österreich-Ungarn hatte auf das Bündnis der beiden Staaten aber 
keinen Einfluß. Er dachte trotzdem nicht daran, es zu lösen oder 
auch nur einer Korrektur zu unterziehen, obwohl sich ihm gerade in 
dieser Zeit hierzu Gelegenheit geboten hätte, denn zu Beginn des 
Jahres 1887 lief der im Mai 1882 auf fünf Jahre abgeschlossene 
Dreibundvertrag ab. Er wurde jedoch wieder erneuert, 20. Fe- 
bruar 1 887, wobei die beiden Kaisermächte einander die Versiche- 
rung gaben, daß ihr altes, im Jahre 1879 geschlossenes Bündnis 
durch den neuen Dreibund keinerlei Einbuße erlitten habe und 
in vollem Ausmaße aufrechterhalten werden solle.') 

^) H. Kohl, .Die Reden des Fürsten Bisniar<:k-. Bd. XU, S. 182. 

') Eine Bestfltigung dieser Erkaltung Bismarcks gegenüber Österreich- 
Ungarn findet man auch in Crispis .Memoiren', in denen ein vom 
24. Juli 1889 datierter Brief des italienischen Abgeordneten Francesco Cucchi 
an Crispi angeführt wird, worin es heifit: .Oberhaupt habe ich beim 
Fürsten eine gewisse Kälte gegen Osterreich bemerkt. Als er von dem 
bevorstehenden Besuche des Kaisers Franz Josef in Berlin sprach, sagte er: 
,Zum Qlück hat er der Trauer wegen, die er trägt, gewollt, 
dafi man keine Feste für ihn feiere." Ein anderes Mal heifit es 
von den deutschen Diplomaten, mit denen Cucchi in Berlin verkehrte: .Sie 
betrachten und erklären das Bündnis mit Osterreich gegen Rußland für unerläfilich, 
sagen aber, dafi sie nicht Osterreich, sondern Italien lieben.* 

') H. Friedjung macht in seinem bereits erwähnten Aufsatz über den 
.Inhalt des Dreibundes* im .Qreif" darauf aufmerksam, dafi der filtere 
Zweibundvertrag, unabhängig vom neuen Vertrag und im Gegensatze zu diesem. 
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Nur das Bundesverbältnis zu Italien erfuhr eine Änderung, 
und zwar eine für Österreich-Ungarn höchst ungünstige: dieses 
verpflichtete sich nflmlich, wenn es auf dem Balkan territoriale 
Erwerbungen machen sollte , als Kompensation auch Italien da- 
selbst solche zu gewähren.^) Dieses Zugeständnis versetzte 
die Monarchie aber zwischen Scylla und Charybdis. Tat sie im 
Falle des Zusammenbruchs der Türkei einen Schritt vorwärts, 
so mufite sie es künftig geschehen lassen, dafi Italien sich in 
Albanien festsetzte ; eine Gefahr, die sie sowohl in Dalmatien und 
im Okkupationsgebiet als ganz besonders in der Adria bedrohte, 
deren Hals zwischen Valona und Brindisi Italien dann bequem 
zuschnüren konnte: wollte sie diesem Übel aber ausweichen und 
unterliefi gegebenen Falles eine Ausdehnung ihrer Grenzen auf 
dem Balkan, so verzichtete sie damit auf ihre politische Fort- 
entwicklung und begrub selber ihre Zukunft, die seit dem Verlust 
ihrer Stellung in Deutschland und in Italien auf den Balkan an- 
gewiesen war. 

Es läge daher nahe, dem Grafen Kälnoky dieses Zugeständnis 
als ein unverzeihliches Vergehen anzurechnen ; aber man täte den- 
noch unrecht, wenn man deshalb über ihn den Stab bräche, denn 
er hat sich zweifellos in einer äußerst schwierigen Zwangslage be- 
funden: gewährte er Italien dieses Zugeständnis nicht, so ging 
der Dreibund schon nach fünf Jahren in die Brüche, und er hatte 
statt eines Verbündeten einen sprungbereiten Feind im Rücken; 
eine Gefahr, der er die Monarchie im Hinblick auf den drohenden 
Konflikt mit Rußland nicht aussetzen durfte ; sich aber gegen Italien 
durch ein Abkommen mit Frankreich zu decken, mit dem jenes 
zurzeit in sehr gespannten Beziehungen stand, war Deutschlands 
wegen unmöglich und hätte auch die Zertrümmerung des Bünd- 
nisses von 1879 zur Folge gehabt. 

die Eigentflmlichkeit habe, automatisch weiterzulaufen und daher, wenn er nicht 
gelcflndigt werde, keiner Erneuerung zu bedflrfen, so dafi es demnach unrichtig 
sei, wenn in der Tagespresse mit Bezug auf Deutschland und Österreich-Ungarn 
gelegenüich von einer Erneuerung des Bündnisses gesprochen werde. 

^) Ebenda, S. 18. — Ob diese Bedingung im Dreibundvertrage selbst -- 
als Artikel IV — enthalten ist oder in einem blofi die Monarchie und Italien 
betreffenden Sonderabkommen, das jenem als Anhang beigegeben war, steht 
nicht fest. Letzteres erscheint wahrscheinlicher, denn der neue Dreibundvertrag 
wurde 1881 nach demselben Autor nicht wie fünf Jahre vorher auf drei Doku« 
menten unterzeichnet, sondern blofi auf einem einzigen. Siehe aufier dem 
genannten Aufsatze Friedjungs auch dessen Erwiderung im .März* (Heft 57 
vom 22. November 1913) auf F. Helmolts Angriffe. 
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So blieb Kälnoky kaum etwas anderes übrig, als zu diesem 
sehr bösen Spiel eine leidlich gute Miene zu machen und mit 
einem heimlichen Seufzer oder Fluche den Vertrag zu unter- 
zeichnen, der ihm auf dem Balkan die Hände band. Er war hier- 
zu um so mehr gezwungen, als Bismarck vermutlich auf Seiten 
Italiens stand. Zwar ist bis jetzt über die Haltung des Reichs- 
kanzlers in dieser Angelegenheit nichts Näheres bekannt geworden, 
aber man wird kaum fehlgehen, wenn man annimmt, dafi er mit 
diesem Zugeständnisse der Monarchie an Italien sehr einverstanden 
gewesen sei. Erwägt man, daß er Albanien Crispi schon zehn 
Jahre früher in Friedrichsruh angeboten hatte und dafi ihm eine 
Hemmung der Monarchie auf dem Balkan erwünscht sein mufite, 
weil dadurch die Gefahr eines Zusammenstoßes zwischen ihr 
und Rußland, an dessen Vermeidung ihm so sehr gelegen war, 
geringer wurde: so fühlt man sich zur Annahme gedrängt, er sei 
bei dem ganzen für die Monarchie so fatalen Arrangement zu 
Pate gestanden und habe Kälnoky das Netz im Einverständnisse 
mit Crispi über den Kopf geworfen.*) 



VIII 
Um den bulgarischen Thron 

In Bulgarien herrschte indessen eine Art Interregnum, das 
„keineswegs ein Idyll" ') darstellte und zu gehässigen Intrigen im 
Schöße der provisorischen Regierung selbst und in der Folge zum 
Austritte Karawelows und seiner Ersetzung durch 2iwkow führte. 
Am 10. November hatte die unter erbitterten, blutigen Kämpfen 
neugewählte große Nationalversammlung den Prinzen Waldemar 
von Dänemark zum Fürsten von Bulgarien gewählt ; aber der Er- 
wählte war klug genug, die zweifelhafte Ehre, seinen Thron auf 

^) Dafi Crispi sich der Hoffnung hingegeben oder wenigstens mit der 
Möglichkeit gerechnet hat, Bismarck werde die territorialen Ansprüche Italiens 
gegenüber Österreich-Ungarn unterstützen, geht deutlich aus seinen .Me- 
moiren* hervor. Als er am 20. Oktober 1888 in Rom mit Graf Herbert Bis- 
marck die politischen Verhältnisse besprach, bemerkte er: .Soviel ist gewifi, 
dafi Italien keine sichern Grenzen hat, und es wird nottun, dafi uns 
Deutschland bei der ersten günstigen Gelegenheit hilft, sie 
wiederzuerlangen." S. 362. Die Antwort Herbert Bismarcks führt Crispi 
leider nicht an; doch stimmt jener seinen Klagen über die schlechte Behand- 
lung der Italiener in Osterreich zu. 

*) K. Jireczek, .Bulgarien*, S. 353. 
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emem Vulkan einnehmen zu sollen, abzulehnen. Zehn Tage 
später, am 20. November, verliefi General Nikolaus Kaulbars 
mit allen russischen Konsuln das Land und brach damit jeden Ver- 
kehr zwischen Bulgarien und Rußland ab. Er kehrte unverrichteter 
Dinge in seine Heimat zurück, denn so wenig heikel er in der Wahl 
seiner Mittel auch gewesen, so war es ihm trotzdem nicht ge- 
lungen, sebi Werk durchzuführen und Bulgarien für die russische 
Okkupation gefügig zu machen; der erwachte Unabhängigkeits- 
sinn des Volks und wohl mehr noch das feste Beharren Kälnokys 
auf seiner Weigerung, eine russische Okkupation zuzulassen, hatten 
all seine dunkeln Umtriebe zuschanden gemacht Seine Abreise 
aus Bulgarien sollte für dieses wohl eine Strafe bedeuten und es 
die Ungnade des Zaren in schroffster Form fühlen lassen; allein 
tatsächlich war es für Bulgarien, wenn auch noch lange nicht die 
Befreiung von der russischen Vormundschaft, die es mit Recht 
als drückendes Joch empfand, so doch der erste entscheidende 
Schritt dazu und jedenfalls eine Erleichterung des Drucks. 

Rußland war aber weit davon entfernt, seine Ansprüche auf 
die Suprematie über Bulgarien darum aufzugeben, und stellte eine 
Kandidatentrias für den bulgarischen Thron auf, bestehend aus 
dem Prinzen Nikolaus von Mingrelien, dem Herzog von Leuchten- 
berg und dem Herzog von Oldenburg, von denen der erste der 
offizielle Kandidat war, da die beiden andern dem Zarenhause 
verwandt waren. 

Es vermochte aber keinen von den dreien durchzusetzen, 
denn Österreich-Ungarn sah in ihnen mit Recht nur Werkzeuge 
Rußlands, dazu bestimmt, Bulgarien zu einer russischen Satrapie 
zu machen, und lehnte sie ab, wodurch der Gegensatz zwischen 
ihm und dem Zarenreiche sich noch verschärfte. Es fand dafür 
die lebhafte Unterstützung Italiens, denn Crispi war der Ansicht, 
man müsse den Einfluß der Monarchie auf dem Balkan besonders 
fördern und »den Mittelpunkt seiner Interessen nach dem Osten 
hin verschieben helfen", um dann mit den »Kompensationen* 
und der »Regelung der Grenzen *" herausrücken zu können.^) 

Indessen schürte und wühlte Rußland, in der Wahl seiner 
Mittel von keineriei Bedenken gehemmt, in Bulgarien nach Kräften 
fort und fand an den daselbst noch zahlreich vorhandenen Russo- 
philen eifrige Handlanger, namentlich im Heere. Mit Hilfe ab- 



^) F. Crispi, .Memoiren", S. 189. Brief Crlspis an König Humbert 
aus Neapel vom 16. August 1887. 
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trflnniger bulgarischer Offiziere gelang es ihm auch, eine Revolte 
zu inszenieren, für die bezeichnenderweise der Jahrestag des 
Friedensschlusses von San Stefano , der 3. März , gewählt wurde, 
und die an diesem Tage gleichzeitig in Silistria und Rustschuk 
ausbrach. Aber diese Minen verpufften wirkungslos und hatten 
für die Verschwörer, derer man sich rasch bemächtigte, ein strenges 
Kriegsgericht zur Folge, das über sieben Offiziere die Todesstrafe 
verhängte. Ebenso mifilangen Putschversuche in Burgas. 

Immerhin hielt es die bulgarische Regentschaft in Anbetracht 
dieser hartnäckigen Bemühungen Rußlands, in Bulgarien neuer- 
dings festen Fuß zu fassen, für dringend geboten, den verlassenen 
Thron möglichst bald zu besetzen, um im Lande endlich wieder 
Ordnung herzustellen. Man einigte sich auf den Prinzen Ferdinand 
von Koburg, durch seine Mutter Klementine einen Enkel König 
Ludwig Philipps von Frankreich, und am 7. Juli 1887 erwählte 
ihn die große Nationalversammlung zum Fürsten von Bulgarien. 

Der Prinz , der bis dahin in der k. k. Armee gedient hatte, 
nahm die Wahl trotz des heftigen V^derspruchs Rußlands an und 
legte am 14. August in der alten Krönungsstadt Timowa den Eid 
auf die bulgarische Verfassung ab. 

Rußland, das in ihm ebenso einen Anwalt Österreich-Ungarns 
sah, wie dieses im Fürsten von Mingrelien und den beiden andern 
Thronkandidaten solche Rußlands, erklärte die Wahl für ungültig 
und versagte ihm die Anerkennung, wobei es sich auf den Artikel 38 
der bulgarischen Verfassung berief, der nur dem ersten Fürsten 
von Bulgarien erlaubte, einer andern Konfession anzugehören als 
der orthodoxen Kirche. 

Da man in Petersburg die eigenen Thronanwärter nicht durch- 
zusetzen vermochte, versuchte man nun, die verlorene Herrschaft 
über Bulgarien in anderer Weise zurückzugewinnen. Man wollte 
einen russischen General als Statthalter nach Bulgarien senden, 
der zugleich der Generalgouverneur für Ostrumelien sein sollte. 
Zu dieser Rolle ersah man den General Ehrenrooth, der vor 
General Alexander Kaulbars in Bulgarien Kriegsminister gewesen 
war. Aber auch mit diesem Versuche stieß Rußland auf \^der- 
stand. Sowohl Österreich-Ungarn als Italien und England erhoben 
dagegen Einspruch und vereinbarten ein Abkommen, das den 
Zweck hatte, die Etablierung einer russischen Filiale in Bulgarien, 
die man in Petersburg so hartnäckig anstrebte, zu verhindern.^) 

*) F. Crlspi, .Memoiren-, S. 235f. 
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Dieser Widerstand entfachte den Groll, den man in Rußland 
g^en Osterrdch-Ungam hegte, zu immer heftigem Äufierungen, 
und er beschränkte sich keineswegs mehr auf kriegerische Tiraden 
der panslawistischen Presse, sondern zeigte sich, was viel schwerer 
ins Gewicht fiel, auch in einer immer beunruhigender werdenden 
Anhäufung russischer Truppen an der Osterreichischen und deut- 
schen Grenze. Die Gefahr für den Frieden wurde stets drohender, 
und man begann den Krieg mit Rufiland, auf den man in Öster- 
reich-Ungarn schon längst gefaßt war, auch in den Militärkreisen 
des Deutschen Reichs für so unabwendbar zu halten, dafi sowohl 
Moltke als sein Stellvertreter Graf Waldersee es als wünschens- 
wert bezeichneten, wenn es jetzt zum Kriege käme, weil die 
Aussichten für Deutschland ihrer Ansicht nach zurzeit günstiger 
waren als später. Ebenso dachten in Osterreich Erzherzog Albrecht 
und Kronprinz Rudolf.^) 

Fürst Bismarck verfolgte diese stets zunehmende Verschärfung 
der Gegensätze zwischen Österreich-Ungarn und Rufiland mit 
wachsender Besorgnis, denn er wollte den Krieg gegen Rufiland, 
zu dem ihn das Bündnis mit der Monarchie im Fall eines Angriffs 
von Seiten Rufilands verpflichtet hätte, durchaus vermeiden. Er 
versuchte es daher, Kälnoky, der ihn am 16. September 1887 in 
Friedrichsruh aufsuchte, zu bewegen, den russischen Forderungen 
hinsichtlich Bulgariens nachzugeben. Es gelang ihm jedoch nicht, 
denn so sehr Kälnoky auch seinerseits ein gutes Einvernehmen 
mit Rufiland wünschte und anstrebte — man zieh ihn ja eben 
deshalb der Schwäche gegenüber dem Zarenreiche — ; so sehr er 
darum einen Zusammenstofi mit diesem hintanzuhalten bemüht war: 
in der bulgarischen Frage nachzugeben, also zu einer Festsetzung 
der Russen auf dem Balkan die Hand zu bieten und sie gewisser- 
mafien vor die Tore Konstantinopels %u geleiten, dafür war er nicht 
zu haben, da hatte sein Entgegenkommen die Elastizitätsgrenze er- 
reicht. So schieden die leitenden Staatsmänner der zwei verbündeten 
Kaisermächte, ohne sich über diesen kritischen Punkt völlig geeinigt 
zu haben.') 

IX 
Blstnarck und Rufiland 

Bald darauf erhielt Bismarck den Besuch Crispis, des Dritten 
im Bunde. Auch ihm gegenüber befürwortet^ er, man solle Rufi- 

») H. Friedjung, .Graf Kälnoky-, S. 366. 
^ Ebenda, S. 367. 
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land auf dem Balkan gewähren lassen, denn es würde sich 
durch den Besitz Konstantinopels nur schwächen. Allein er fand 
hierin auch bei Crispi keine Zustimmung; dieser äufierte vielmehr 
die Ansicht, Rußland würde sich hierdurch für seine Politik eine 
so mächtige Grundlage schaffen, daß es sich damit die Herrschaft 
über den ganzen Orient, ja über Europa sicherte.^) 

Ob Fürst Bismarck seine zu Crispi geäußerte Ansicht über die 
gegen Rußland einzuschlagende Politik auch bei der vorausge- 
gangenen Zusammenkunft mit Kälnoky vorgebracht hatte, ist nicht 
bekannt geworden ; es liegt jedoch nahe, dies anzunehmen, denn 
der Gedanke, den Russen Konstantinopel zu überlassen, hatte in 
ihm offenbar tief Wurzel geschlagen. Das zeigt sich in seinen 
„Gedanken und Erinnerungen", in denen er sich hierüber ein- 
gehend ausspricht. Es heißt da: 

.... Ich glaube, daß es für Deutschland nützlich sein würde, wenn die 
Russen auf dem einen oder andern Wege, physisch oder diplomatisch, sich in 
Konstantinopel festgesetzt und dasselbe zu verteidigen hätten. Wir würden 
dann nicht mehr in der Lage sein, von England und gelegenUich auch von Oster- 
reich als Hetzhund gegen russische Bosporus-Qelüste ausgebeutet zu werden, son- 
dern abwarten können, ob Osterreich angegriffen wird und damit unser Casus belli 
eintritt . . . Auch für die österreichische Politik wäre es richtiger, sich den Wir- 
kungen des ungarischen Chauvinismus so lange zu entziehen, bis Rußland eine 
Position am Bosporus eingenommen und dadurch seine Friktionen mit den Mitiel- 
meerstaaten, also mit England und selbst mit Italien und Frankreich, erhebUch 
verschärft und sein Bedürfnis, sich mit Osterreich ä Tamiable zu verständigen, 
gesteigert hätte. Wenn ich österreichischer Minister wäre, so 
würde ich die Russen nicht hindern, nach Konstantinopel zu 
gehen, aber eine Verständigung mit ihnen erst beginnen, nachdem sie den 
Vorstoß gemacht hätten. Die Beteiligung Österreichs an der türkischen Erb- 
schaft wird doch nur im Einverständnisse mit Rußland geregelt werden, und 
der österreichische Anteil um so größer ausfallen. Je mehr 
man in Wien zu warten und die russische Politik zu er- 
mutigen weiß, eine weitet^ vorgeschobene Stellung einzu- 
nehmen... Wenn man die Sondierung, ob Rußland, wenn es wegen 
seines Vorgreifens nach dem Bosporus von andern Mächten angegriffen wird, 
auf unsere Neutralität rechnen könne, solange Osterreich nicht gefährdet 
werde, in Berlin verneinend oder gar bedrohlich beantwortet, so wird Rußland 
zunächst denselben Weg wie 1876 in Reichstadt einschlagen und wieder ver- 
suchen, Österreichs Genossenschaft zu gewinnen. Das Feld, auf dem Rußland 
Anerbietungen machen könnte, ist ein sehr weites, nicht nur im Orient auf 
Kosten der Pforte, sondern auch in Deutschland auf unsere Kosten. Die Zu- 
verlässigkeit unseres Bündnisses mit Osterreich-Ungam gegenüber solchen Ver- 
suchungen wird nicht allein von dem Buchstaben der Verabredung, sondern 
auch einigermaßen von dem Charakter der Persönlichkeiten und von den poli- 

1) F. Crispi, .Memoiren', S. 223. 
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tischen tind Icoafessionellen Strömungen abhängen, die dann in Osterreich 
leitend sein werden. Gelingt es der russischen Politik, Osterreich zu gewinnen, 
so ist die Koalition des Siebenjährigen Krieges gegen uns fertig, denn Frank- 
reich wird immer gegen uns zu haben sein , weil seine Interessen am Rhein 
gewiditiger sind als die im Orient und am Bosporus.' ^) 

Bismardc hat diese Gedanken zwar vermutlich erst Jahre nach 
seiner Unterredung mit Crispi zu Papier gebracht, aber offenbar 
schon damals so gedacht Sollte er diese Auffassung auch Käl- 
noky gegenüber geäufiert haben, so war er zweifellos auf unüber- 
windbaren Widerstand gestofien, und es wäre ihm bei jedem 
leitenden Staatsmann Österreich-Ungarns so ergangen, denn keiner 
wohl hätte das gefährliche Experiment gewagt, die Russen nach 
Konstantinopel gehen zu lassen. Auch Andrässy nicht, obwohl 
er im Jahre 1877 beinah in Bismarcks Sinne gehandelt hatte; 
aber eben doch nur beinah: er hatte die Russen ungehindert bis 
vor Konstantinopel vorrücken lassen, aber wenn sie gewagt 
hatten, auch die Stadt selbst zu nehmen, so hätten ihnen die 
österreichischen Kanonen im Vereine mit denen Englands und 
Frankreichs sicherlich ein vernehmliches Zurück zugedonnert. Seine 
Antwort auf den Vertrag von San Stefano hat deutlich gezeigt, 
wie er von einer russischen Filiale am Bosporus dachte. 

Daß Fürst Bismarck aber trotz seiner ausgesprochen russo- 
philen Gesinnung als vorsichtiger Staatsmann auch mit der Möglich- 
keit eines Zusammenstoßes mit Rußland rechnete und für diesen 
Fall an ein Mittel dachte, wie es drastischer gegen Rußland kaum 
eines gab : das geht aus einer andern Äußerung hervor, die er Crispi 
gegenüber in derselben Unterredung getan hat. Er meinte nämlich : 
, Wenn man den Polen nur ein wenig hülfe, sich zu erholen, könnten 
sie ihr Joch abschütteln und unter einem österreichischen 
Erzherzog einen selbständigen Staat bilden.*" Hat 
Bismarck diese Äußerung wirklich getan — und es liegt nicht der 
geringste Grund vor, die Worte Crispis zu bezweifeln, denn dieser 
ist ein lebhafter Verehrer Bismarcks gewesen und hätte diesem 
schon deshalb gewiß kein Wort in den Mund gelegt, das ihn bloß- 
stellen konnte — dann hat der Reichskanzler mit einem Gedanken 
geliebäugelt, der mit seiner sonstigen ausgesprochenen Polen- 
feindlichkeit gar nicht stimmen will und im schroffsten AXTider- 
spruche zu den Worten steht, die er zehn Jahre früher in 
Gastein zu demselben Staatsmanne gesprochen hatte. Er sagte 
damals : 

>) Bd.n, S.253f. 



92 Dritter Abschnitt 

,Wenn (in Polen) eine politische Bewegung ausbräche und Rufiland ihr 
hülfe, müßten wir uns dem entgegenstellen. Wir können an unsem Grenzen 
nicht die Wiederherstellung eines katholischen Reichs erlauben. Das wäre ein 
Frankreich im Norden. Heute haben wir ein Frankreich, alsdann würden wir 
deren zwei haben, die natürlich verbündet sein würden, und wir wflrden zwi- 
schen zwei Feinden stehen. Auch aus andern Gründen würde uns eine Er- 
hebung in Polen schaden; denn sie würde unvermeidlich den Verlust eines 
Teils unseres Landes mit sich bringen. Wir können jetzt nicht mehr auf Posen 
und Danzlg verzichten, da das Deutsche Reich nach der russischen Grenze zu 
offen bleiben und seine Flußmündung im Baltischen Meer verlieren würde/ ^) 

Man wird vergeblich versuchen, zwischen diesen Worten aus 
dem Jahre 1877 und denen von 1887 einen Einklang herzustellen, 
denn die scheinbar naheliegende Erklärung, inzwischen hätten sich 
die Verhältnisse geändert, träfe hinsichtlich Deutschlands und der 
Polen ganz und gar nicht zu. Die Revolutionierung Polens wäre 
allerdings eine Waffe, zu der jeder Gegner Rufilands im Kriege 
gegen dieses greifen dürfte, nicht nur, weil sie rasch zur Hand 
wäre, sondern auch, weil sie, erfolgreich gebraucht, die Macht 
Rußlands auf das schwerste erschüttern würde ; denn ein polnischer 
Staat zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn einer-, Rußland 
anderseits würde die Einflußsphäre des Zarenreichs wesentlich be- 
schränken und dessen Bedeutung als europäische Macht herab- 
setzen : aber diese für Rußland furchtbare Waffe wäre in den Händen 
Deutschlands ein zweischneidiges Schwert, das auch dieses selber 
verletzen und es zwingen würde, auf seine von Polen bewohnten 
Provinzen zu verzichten. Da sich Bismarck zu diesem Verzicht 
aber sicher nie verstanden haben würde, so muß es fraglich er- 
scheinen, ob er sich im Ernstfalle dazu entschlossen hätte, zu 
einem so bedenklichen Mittel zu greifen. Man wird daher kaum 
fehlgehen, wenn man sich von den zwei einander so scharf wider- 
sprechenden Äußerungen Bismarcks zu Crispi nur an die erste hält, 
die zweite aber bloß als eine jener vorübergehenden Anwandlungen 
betrachtet, die dem ruhelosen Geiste des großen Kanzlers nicht fremd 
gewesen sind. 

X 
Der deutsch-russische Qeheimvertrag 

So sehr sich Fürst Bismarck aber auch bemühte, den Draht 
nach Petersburg nicht abreißen zu lassen, er fand dort keinen 
Dank dafür; im Gegenteil: man mißtraute seinen Versicherungen 



1) F. Crispi, .Memoiren*, 8.31 f. 
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und glaubte, er treibe mit Rußland falsches Spiel und begünstige 
heimlich den Prinzen von Koburg, den er öffentlich ablehnte. Zu 
dieser Auffassung trugen nicht wenig einige Bismarck belastende 
Papiere bei, die von Paris aus ihren Weg nach Kopenhagen 
fanden, wo Kaiser Alexander in der Familie seiner Gemahlin ge- 
rade den Sommer verbrachte.^) Eine Abschrift dieser Dokumente 
ging auch Herrn v. Giers, dem russischen Minister des Äufiern, 
zu. Dieser bezweifelte ihre Echtheit, aber der Zar schenkte ihnen 
Glauben und wurde darin durch seine Umgebung noch bestärkt, 
denn die alte Königin von Dänemark war von einem glühenden 
Hasse gegen Preußen erfüllt, und die andern weiblichen Mitglieder 
der königlichen Familie unterstützten sie dabei.*) 

Bismarck, der von dieser Verdächtigung erfahren hatte, er- 
kannte, daß sie all seine Bemühungen, den Krieg mit Rußland zu 
vermeiden, zunichte zu machen drohte, und benutzte die Anwesen- 
heit des Zaren in Beriin, wo dieser, auf der Heimreise von Kopen- 
hagen begriffen, haltmachte, dazu, von ihm die Bewilligung einer 
Unterredung zu erwirken. Bei dieser bedeutsamen Zusammen- 
kunft — sie fand am 18. November 1887 statt — gelang es ihm, 
alle ihn belastenden Verdachtsmomente zu entkräften und das Miß- 
trauen des Zaren gegen seine Politik zu zerstreuen. 

Einen noch überzeugungskräftigem Beweis für sein Bestreben 
nach einem freundschaftlichen Einvernehmen mit Rußland gab 
Bismarck dem Zaren bald darauf durch den von ihm angeregten 
Abschluß eines geheimen Vertrags mit dem russischen Kabinett, 
in dem beide Mächte einander wohlwollende Neutralität zu- 
sicherten, falls eine von ihnen von einer dritten Macht angegriffen 
werden sollte. Als solche kam für Deutschland Frankreich, für 

') Crispi, der in seinen .Memoiren' (S. 277 ff.) dieser Angelegenheit 
ausfflhrlicher gedenkt, zflblt auf Grund eines Berichts aus Wien vom 18. De- 
zember 1887 folgende .Dokumente' auf: 

1. Ein Brief des Prinzen Ferdinand von Koburg an die Gräfin von Flan- 
dern (eine nahe Verwandte des Prinzen) vom 27. August 1887. 

2. Eine diesem Briefe beigefügte Notiz, die Prinz Reufi, der deutsche Bot- 
schafter in Wien, dem Prinzen Ferdinand flbergeben haben soll. 

3. Ein zweiter Brief des Prinzen Ferdinand an die Grfifin von Flandern, 
datiert vom 16. September 1887. 

4. Eine zusammenfassende Notiz, die von Brüssel an Prinz Ferdinand ge- 
sandt worden sein soll und das Datum vom 28. Oktober 1887 trug. 

Ober den Ursprung dieser Schriftstücke ist man bis heute im ungewissen. 
Man vermutete ihn in der Familie Orleans, doch liefi diese das Gerücht de- 
mentieren, was allerdings noch lange keinen Gegenbeweis bildet 

*) Ebenda, S. 338. 
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Rußland Österreich-Ungarn in Betracht. Der Vertrag wurde ge- 
heim gehalten, auch der Monarchie gegenüber; wie es heifit, auf 
Wunsch Rußlands. Man wird jedoch mit der Annahme kaum 
fehlgehen, daß dieser Wunsch auch der Bismarcks gewesen ist. 

Man hat den Fürsten neun Jahre spater, als der Vertrag be- 
kannt wurde, auf das schärfste angegriffen — am heftigsten in 
Deutschland selbst — und ihn deshalb der Hinterlist und Perfidie 
gegen das verbündete Österreich-Ungarn geziehen, worauf er in 
der »Neuen Freien Presse • eine Erklärung veröffentlichen ließ, die 
dazu bestimmt war, sein Vorgehen der öffentlichen Meinung 
Österreich-Ungarns gegenüber zu rechtfertigen und worin über 
Ursache und Zweck des Vertrags folgendes gesagt wird: 

.Der deutsch-russische Neutralitätsvertrag bestand nicht nur auf Grund 
mündlicher Vereinbarungen, sondern hatte schriftliche Form. Er ist von den 
beiderseitigen verantwortlichen Staatsmännern im Namen ihrer Monarchen voll- 
zogen worden. Eine Mitteilung des Vertrages an die übrigen Mflchie hat nicht 
stattgefunden, weil er auf russischen Wunsch geheimgehalten werden sollte. 
Der Vertrag ist, wie folgt, entstanden: Das alte Dreikaiserbündnis zwischen 
Deutschland, Osterreich und Rufiland hat bis 1887 bestanden, ist aber dann 
nicht erneuert worden, weil Rufiland Osterreich nicht mehr recht traute. Es 
hatte damals eine starke Beunruhigung stattgefunden. Unter anderem hatte 
Graf Andrässy in Ungarn allerhand wilde Reden geführt, durch die man in 
Rufiland bedenklich geworden war. Infolgedessen zog man es in Petersburg 
vor, die Friedensversicherung lieber mit Deutschland allein abzuschlieflen. 
Der deutsch-russische Neutralitätsvertrag ging nicht so weit wie das deutsch- 
österreichische Bündnis, das ein aktives militärisches Eingreifen des einen Kon- 
trahenten fordert, sobald der andere von Rufiland angegriffen wird, aber er 
enthielt doch die Verpflichtung .zur wohlwollenden Neutralität' für jede der be- 
teiligten Mächte, sobald die andere von einer dritten Macht, beispielsweise also 
Deutschland von Frankreich oder Rufiland von Osterreich, angegriffen werde. 
Der Vertrag war eine Umkehrung des deutsch-österreichischen Bündnisses inso- 
fern, als, wenn Osterreich in seinem Gebiet von Rufiland angegriffen worden wäre, 
Deutschland ihm zu Hilfe kommen und mit gegen Rufiland hätte fechten müssen; 
während, wenn umgekehrt Osterreich der angreifende Teil war, Deutschland 
zur Aufrechterhaltung der vertragsmäfiig übernommenen .wohlwollenden Neu- 
tralität' gegen Rufiland verpflichtet gewesen wäre. Es war dies der viel- 
erwähnte ,zweite (russische) Strang' auf dem deutschen Bogen. Er brachte 
Deutschland in die Lage, nach der österreichischen wie nach der russischen 
Seite hin Deckung in Gestalt einer Zwickmühle zu haben, die es beliebig und 
ganz nach seinem Bedürfnis nach der einen oder anderen Seite hin auf- oder 
zuziehen konnte, und die ihm aufierdem vollständige Sicherheit Frankreich 
gegenüber gewährte.'^) 

^) Hermann Hofmann, .Fürst Bismarck 1890—1898', Stutt- 
gart 1913, Union. Der Verfasser dieses für die Kenntnis der politischen Vor- 
gänge jener Zeit und des Reichskanzlers höchst wertvollen Werks ist der ehe- 
malige leitende politische Redakteur der .Hamburger Nachrichten', des Blattes, 
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Ganz so selbstverständlich und einfach, wie dies klingt, ist 
die Sache aber denn doch nicht gewesen, und wenn man sie einer 
eingehenden Prüfung unterzieht, so stOSt man auf den sorgsam 
vert>orgenen Bocksfufi. Es hat sich um folgendes gehandelt: 

Fürst Bismarck hielt im Hinblick auf die wachsende Revanche- 
lust der Franzosen einen Krieg mit Frankreich für wahrscheinlich, 
vielleicbt sogar unabwendbar« Diese Aussicht vor Augen, fühlte 
er sich durch den mit Österreich-Ungarn abgeschlossenen Vertrag 
gegen Rußland nicht zureichend gedeckt. Wohl war jenes ver- 
pflichtet, sich im Fall eines Angriffs Rußlands auf das Deutsche 
Reich an dessen Seite zu stellen und diesem dadurch den großem 
Teil der Kriegslast im Osten abzunehmen; aber eben doch nur 
einen Teil, nicht die ganze, so daß Deutschland trotzdem nicht in 
der Lage gewesen wäre, sich mit der ganzen Wucht seiner Wehr- 
macht auf Frankreich zu werfen. Gerade das aber wollte Bismarck 
und mußte es wollen. Es war daher ganz begreiflich, daß er die 
unzureichende Deckung, die ihm Österreich-Ungarn bot, zu ergänzen 
und Deutschland den Rücken vollständig zu sichern trachtete. 
Diese Sicherheit aber konnte ihm nur Rußland selbst geben. Es 
war auch dazu bereit, selbstverständlich nur für eine entsprechende 
Gegenleistung, und die war die wohlwollende Neutralität Deutsch- 
lands für den Fall, daß Rußland von Östeneich-Ungarn angegriffen 
werden sollte. 

Das war ja nun scheinbar eine äußerst harmlose, ja geradezu 
illusorische Bedingung, denn bei der reservierten, nichts weniger 
als aggressiven Balkanpolitik der Monarchie im allgemeinen und 
des Grafen Kälnoky im besondem schien ein Angriff von dieser 
Seite so gut wie ausgeschlossen. Österreich-Ungarn brach sicher- 
lich keinen Streit vom Zaune, das wußte man in Petersburg sehr 
gut, und gegen diese nicht vorhandene Gefahr brauchte man dar- 
um auch keine Assekuranz ; wohl aber gegen eine andere : wollte 
es Rußland mit der Monarchie allein zu tun haben, ohne 
Deutschland, so mußte es sie vor allem zwingen, die Offensive 
zu ergreifen. Das konnte auch nicht so schwerfallen: man 
brauchte sie politisch nur so lang zu drangsalieren, bis sie, in 

dessen sich Bismarck nach seinem Sturze bekannüich als Sprachrohrs bediente. 
Das hier angeführte Zitat entspricht nicht dem Wortlaute der in der .Neuen 
Freien Presse' veröffentlichten Mitteilungen, sondern ist durch .Wiederherstel- 
long und Anfügung von Stellen, die zu jener Zeit aus Gründen der politischen 
Opportunität nicht mitgedruckt worden sind', durch den Herausgeber mehrfach 
ergänzt worden. 
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die Enge getrieben, keinen andern Ausweg mehr fand als die 
Kriegserklärung. Dies aber mußte um so eher gelingen, als sie 
die gewaltige numerische Obermacht Rußlands nur dadurch wett- 
machen konnte, daß sie ihre raschere Kriegsbereitschaft aus- 
nutzte und jenem möglichst wenig Zeit ließ, sich zu sammeln; 
in einer raschen, energischen Offensive lag für sie ja die beste 
Gewähr eines Erfolges. Sie war daher, wenn der Krieg ihr 
unvermeidlich erschien, geradezu gezwungen, zum Angriffe zu 
schreiten und aus der politischen Defensive in die militärische 
Offensive überzugehen. Damit war man in Petersburg aber noch 
bei weitem nicht sicher, daß man es mit ihr allein zu tun haben 
werde, denn wenn Deutschland in diesem Fall auch nicht ver- 
tragsmäßig zur Hilfeleistung verpflichtet war, so bestand doch die 
große Gefahr, daß es sich dazu aus freien Stücken entschloß; 
zumal dann, wenn Österreich-Ungarn, obschon nach dem Buch- 
staben des Vertrags der angreifende, nach dessen tieferem Sinn 
aber doch der angegriffene Teil war. Die Beseitigung dieser für 
Rußland gefähriichen Möglichkeit war es nun, was man in Peters- 
burg als Gegenleistung für die von Bismarck gewünschte wohl- 
wollende Neutralität im Fall eines deutsch-französischen Krieges 
haben wollte. Und man erhielt sie auch. 

Daß Rußland dies erreichte und Österreich-Ungarn somit, falls 
es durch das Vorgehen der Russen zur Offensive gezwungen 
wurde, auf Deutschlands Beistand verzichten und den schweren, 
ungleichen Kampf mit dem übermächtigen Zarenreich allein aus- 
kämpfen mußte : das war es eben, was alle wahrhaft bundesfreund- 
lich gesinnten Deutschen im Reich und alle Völker in Österreich 
— ausgenommen natürlich die Bismarck-Fetischisten vom Schlage 
Schönerers — erbittern mußte, als sie neun Jahre später davon 
erfuhren. Wenn Fürst Bismarck daher später behauptete, der Ver- 
trag sei «kein Pudendum" gewesen und seine volle Veröffent- 
lichung wäre nur im Interesse Deutschlands gewesen, so war das 
eine Ansicht, für die er in seinem Vaterlande nur sehr geteilte 
Zustimmung fand« 

XI 
Bismarcks Rede vom 6. Februar 1888 

Irgendeine sichtbare Wirkung hatte dieses Abkommen nicht 
und konnte sie auch nicht haben, weil es eben geheim war. Die 
russische Presse spie darum nach wie vor Feuer und Flammen, 
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nicht nur gegen Österreich-Ungarn, sondern auch gegen den 
heimlichen Verbflndeten, Deutschland . ja gegen diesen seltsamer- 
weise noch mehr. Hand in Hand mit diesem wilden Lärm der 
Tagesblatter ging das drohende Säbelrasseln des russischen Mili- 
tärs, das sich in gewaltigen Massen an der Westgrenze des Reichs 
zusammenballte, was von selten der Verbündeten natQrlich mit ent- 
sprechenden militärischen Gegenmaßnahmen erwidert wurde. Der 
Krieg galt allgemein als eine sicher kommende, fast unabwend- 
bare Sache, und die Erörterungen Aber seine Aussichten be- 
herrschten die militärische Tagesliteratur. Als das Jahr 1887 im 
Dunkel des schwer und finster aber Europa herabhängenden 
WettergewOlks zu Ende ging, da gab es wohl nicht viele, die vom 
kommenden Jahr Aufheiterung und Beruhigung erhofften. 

Angesichts dieser Situation, deren Spannung immer unerträg- 
licher wurde, hielt es Fürst Bismarck für angezeigt, den vor acht 
Jahren abgeschlossenen Bündnisvertrag zwischen dem Deutschen 
Reich und Österreich-Ungarn zu veröffentlichen. Sein Vorhanden- 
sein war zwar bekannt, sein Inhalt aber bisher geheim geblieben. 
Dadurch hoffte er das gehässige Mißtrauen zu zerstören, das 
in Rußland gegen seine Politik- herrschte , und der wilden Hetze 
gegen Deutschland einen Dämpfer aufzusetzen. Er tat es im 
Einvernehmen mit Graf Kälnoky, und am 3. Februar 1888 ver- 
kündeten die beiden Amtsblätter in Berlin und ^en der aufhorchen- 
den Welt den Wortlaut des Bündnisses, mit der Begründung, 
es geschehe, „um den Zweifeln ein Ende zu machen, welche an 
den rein defensiven Intentionen desselben auf verschiedenen Seiten 
gehegt und zu verschiedenen Zwecken verwertet werden **. 

Das allein genügte Bismarck aber noch nicht; er wollte Europa 
auch einen Kommentar dazu geben, und so hielt er drei Tage 
spater, am 6. Februar 1888, im Deutschen Reichstag jene gewaltige 
Rede, die vielleicht seine berühmteste geworden ist. 

Es war ein Kompendium aus der Weltgeschichte, wie es die 
Anwesenden und mit ihnen ganz Europa aus so berufenem Munde 
noch nie vernommen hatten, denn der Mann, der da vor ihren 
gefesselten Blicken mit Meisterhand ein gewaltiges historisches 
Panorama entwarf, sprach nicht nur über Geschichte, sondern 
machte sie auch . . . 

Der Reichskanzler erörterte darin die Beziehungen Deutsch- 
lands zu den andern Mächten, vor allem aber die zu Rußland. 
Im Gegensatze zur allgemeinen Meinung, die diese für sehr 
bedenklich hielt, erklärte er, dieser pessimistischen Auffassung 

Sotnotky, Dto Balkjmpolitik öttcrreich-Ungarnt. n. 7 
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nicht zustimmen zu können. Das wilde Gebaren der russischen 
Presse könne ihn darin nicht irremachen; sie sei fflr ihn nichts 
als »Druckerschwärze auf Papier", und was sie schreibe, wiege 
.federleicht** gegen die Autorität des Kaisers von Rußland. Dieser 
aber habe durchaus nicht die Absicht, Deutschland anzugreifen; 
davon habe er sich bei seiner letzten Unterredung mit ihm (18. No- 
vember 1887) vollauf überzeugt. Allerdings sprächen die gewal- 
tigen Rüstungen und Truppenanhäufungen an der deutschen und 
Osterreichischen Grenze gegen diese Deutung im friedlichen Sinne ; 
aber auch in diesen Mafinahmen könne er noch keinen Beweis 
für kriegerische Absichten Rußlands erblicken. Er erkläre sie sich 
aus dem Bestreben Rußlands, sein Gewicht im europäischen Areo- 
pag dadurch zu stärken, daß es seme Truppen möglichst weit 
gegen Westen vorschob» um sie gegebenen Falles rasch zur Hand 
zu haben . • . Nach einer ausführlichen Besprechung der politi- 
schen Ereignisse im 19. Jahrhundert bis zum Berliner Kongresse 
wandte sich der Fürst, an diesen anknüpfend, wieder Rußland zu. 
Er verwies, wie ungereimt es von der russischen Presse sei, daß 
sie gerade ihn, der stets für Rußland eingetreten sei, der Feind- 
seligkeit gegen dieses zeihe : 

«Während des Kongresses, kann ich wohl sagen» habe ich meine RoUe, 
soweit ich es irgend konnte, ohne Landesinteressen und befreundete Interessen 
zu verletzen, ungefähr so aufgefafit, als wenn ich der vierte russische Bevoll- 
mächUgte gewesen wäre, Ja ich kann fast sagen, der dritte, denn den Fflrsten 
Oortschakow kann ich als Bevollmächtigten der damaligen russischen Politik, 
wie sie durch den wirklichen Vertreter Grafen Schuwalow vertreten war, kaum 
annehmen. Es ist während der ganzen Kongrefiverhandlungen kein russischer 
Wunsch zu meiner Kenntnis gekommen, den ich nicht befürwortet, ja, den ich 
nicht durchgesetzt hätte. Ich bin infolge des Vertrauens, /las mir der leider 
verstorbene Lord Beaconsfield schenkte, in den schwierigsten, kritischsten Mo- 
menten des Kongresses mitten in der Nacht an dessen Krankenbett erschienen 
und habe in den Momenten, wo der Kongreß dem Bruch so nahe stand, dessen 
Zustimmung im Bette erreicht — kurz, ich habe mich auf dem Kongresse so 
verhalten, daß ich dachte, nachdem er zu Ende war: Nun, den höchsten russi- 
schen Orden in Brillanten besitze ich längst, sonst müßte ich den jetzt be- 
kommen. Kurz, ich habe das Gefühl gehabt, ein Verdienst für eine fremde 
Macht mir erworben zu haben, wie es selten einem fremden Minister vergönnt 
gewesen ist.* 

Um so mehr habe ihn, fuhr Bismarck fort, die gegen seine 
Politik und seine Person gerichtete Kampagne der russischen Presse 
überrascht: 

.Diese Angriffe steigerten sich während 1879 bis zu starken Forderungen 
eines Druckes, den wir auf Osterreich üben sollten in Sachen, wo wir das 
österreichische Recht nicht ohne weiteres angreifen konnten. Ich konnte dazu 



Die bulgarische Frage 99 

meine Hand nicht bieten: denn wenn wir uns Osteneich entfremdeten, so ge- 
rieten wir, wenn wir nicht ganz isoliert sein wollten in Europa, notwendig in 
Abhängigkeit von Rufiland. Ware eine solche Abhängigkeit erträglich ge- 
wesen? Ich hatte früher geglaubt, sie könnte es sein, indem ich mir sagte: 
wir haben gar keine streitigen Interessen; es ist gar kein Orund, warum Ruß- 
land uns jede Freundschaft künden sollte. Ich hatte wenigstens meinen russi- 
schen Kollegen, die mir dergleichen auseinandersetzten, nicht geradezu wider- 
sprochen. Der Vorgang betreffs des Kongresses enttäuschte mich, der sagte 
mir, daß selbst ein vollständiges Indienststellen unserer Politik (für gewisse 
Zeit) in die russische uns nicht davor schützte, gegen unsem Willen und gegen 
unser Bestreben mit Rußland in Streit zu geraten.' 

Eben diese gehässige Haltung Rußlands sei's gewesen, die 
ihn gezwungen habe, sich zu dem Bündnisse mit Österreich- 
Ungarn zu entscheiden. Man habe die jüngst erfolgte Veröffent- 
lichung des Bündnisvertrages als eine Art Ultimatum gedeutet; 
das sei jedoch durchaus nicht seine Absicht gewesen, um so 
weniger, als der Kaiser von Rufiland ja schon lange vom Inhalte 
des Bündnisses unterrichtet gewesen sei. 

Fürst Bismarck ging dann naher auf das Bündnis ein, erörterte 
die Beziehungen zwischen den beiden Verbündeten und betonte 
dabei die politische Notwendigkeit des Habsburgerreichs für 
Deutschland. 

«Denken Sie sich Osterreich von der Bildflflche Europas weg, so sind 
wir zwischen Rußland und Frankreich auf dem Kontinent mit Italien isoliert, 
zwischen den beiden stärksten Militärmächten neben Deutschland, wir ununter- 
brochen zu jeder Zeit einer gegen zwei, mit großer Wahrscheinlichkeit, oder ab- 
hängig wechselnd vom einen oder andern. So kommt es aber nicht Man 
kann sich Osterreich nicht wegdenken: ein Staat wie Oster- 
reich verschwindet nicht, sondern ein Staat wie Osterreich wird dadurch» 
dafi man ihn im Stich läßt, entfremdet und wird geneigt werden, dem die Hand 
zu bieten, der seinerseits der Gegner eines unzuverlässigen Freundes gewesen ist/ 

Der Reichskanzler erging sich dann ausführlich über die ge- 
waltige Kraft, die im Deutschen Reich aufgespeichert sei und 
deren erhebendes Bewußtsein ihm erlaube, eine friedliche Politik 
zu befolgen. Diese etwa auf Furcht zurückzuführen, wäre ein 
aiger Irrtum. Deutschland sei seiner Sache im Gegenteile so 
sicher «wie irgendein ausländischer Leutnant beim dritten Glase 
Champagner*. Der Vorwurf des „Wettkriechens" vor Rußland, 
den man gegen seine Politik erhoben habe, sei darum ganz un- 
gerechtfertigt : 

.. . . Um Liebe werben wir nicht mehr, weder in Frankreich noch in 
Rußland. Die russische Presse, die russische öffentiiche Meinung hat einem 
alten, mächtigen und zuverlässigen Freunde, der wir waren, die Tür gewiesen ; 
wir drängen uns nicht auf. Wir haben versucht, das alte, vertraute Verhältnis 
wiederzugewinnen, aber wir laufen niemandem nach.* 
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Die feindselige Haltung der öffentlichen Meinung in Rußland 
werde ihn aber nicht abhalten, die Vertragsrechte gegenüber demZaren- 
reiche genau zu respektieren, ja sie werde ihn dazu noch anspornen. 

Damit kam Bismarck auf Bulgarien zu sprechen, das er dem 
Berliner Vertrage zufolge als zur Einflußsphäre Rußlands ge- 
hörend bezeichnete. Er werde sich daher durch die Gehässig- 
keiten der russischen Presse nicht behindern lassen, Rußland diplo- 
matisch zu unterstützen, sobald es den Wunsch danach ausspreche ; 
dazu sei Deutschland durch seine Vertrage sowie durch mon- 
archische und nachbarliche Interessen verpflichtet Daß es Bul- 
gariens wegen zum Kriege kommen werde, halte er übrigens für 
unwahrscheinlich, denn dieses Land sei nicht wert, daß sich seinet- 
halben Europa »von Moskau bis an die Pyrenflen und von der 
Nordsee bis Palermo" in den Krieg stürze. 

Fürst Bismarck schloß seine Rede mit einer sehr nachdrück- 
lichen, hauptsächlich an die Adresse Rußlands gerichteten Warnung, 
Deutschland nicht länger mehr zu reizen und die ewigen Dro- 
hungen einzustellen, die töricht und zwecklos seien, denn es werde 
nie gelingen, es dadurch einzuschüchtern : .Wir Deutsche fürchten 
Gott, aber sonst nichts in der Welt!" ^) 

Diese gewaltige Rede rief, wie nicht anders zu erwarten war, 
in der gesamten politischen Welt Sensation hervor und erzielte überall 
den tiefsten Eindruck; nicht zum wenigsten bei denen, die es an- 
ging. Angesichts des stolzen Kraftbewußtseins, das aus ihr sprach 
und das, wie sie wußten oder doch ahnten, vollauf berechtigt war, 
mochte ihnen der Kampf, zu dem sie bisher so leidenschaftlich ge- 
hetzt hatten, denn doch als ein sehr bedenkliches Wagnis erscheinen 
und die Lust dazu, wenigstens für den Augenblick, vergehen. 

Aber nicht nur bei den Gegnern Deutschlands mußte diese 
Rede dämpfend wirken, auch bei dessen Freunden an der Donau. 
In die Bewunderung der mächtigen oratorischen Leistung des 
Reichskanzlers mischte sich hier ein Gefühl schmerzlicher Ent- 
täuschung, das sie trübte und die jungen Hoffnungen knickte, die 
durch die kurz vorher erfolgte Veröffentlichung des Bündnisses 
von 1879 geweckt worden waren. Hatte Fürst Bismarck ditomal 
auch nicht so abweisend gesprochen wie ein Jahr früher in seiner 
großen Rede vom 11. Januar 1887 und sich sogar mit besonderem 
Nachdruck zum Bündnisse mit Österreich-Ungarn bekannt: so 
konnte man aus seinen Worten doch vernehmlich genug die War- 
nung heraushören, Rußland in der bulgarischen Angelegenheit keine 

1) H.Kohl: .Die Reden des Fttrsten Bismarck/ S. 440— 478. 
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Schwierigkeiten zu bereiten, da man einen aus diesem AnlaB etwa 
entstehenden Kampf allein auszutragen haben würde; eine Ans« 
sieht, die fflr die Entwicklung der Monarchie auf dem Balkäjr; 
wenig erfreulich war und nach der Veröffentlichung des Bündnis- 
vertrags besonders peinlich berühren mußte, im übrigen aber frei^. 
lieh nach der Rede vom 11. Januar 1887 nur für Optimisten eine 
Überraschung bedeuten konnte. 

Abweichend von den Eindrücken, die diese Rede sonst her- 
vorrief, dürften die Empfindungen und Gedanken gewesen sein, 
die sie beim Zaren und in der Petersburger Staatskanzlei weckte. 
An der Bewunderung, die sie als staatsmdnnische Leistung ver- 
diente, zumal mit Rücksicht auf die 73 Jahre des Fürsten, hat es 
sicherlich auch dort nicht gefehlt, ja sie war vielleicht sogar noch 
gröfier als sonst, aber jedenfalls besonderer Art. Mit dem ge- 
heimen Verfarag in der Tasche mufite man sie doch mit andern 
Augen ansehen, und was alle Welt als wuchtige Wahrheit nahm, 
mufite dort blofi als glänzende Spiegelfechterei, als ein großartiger 
Bluff erscheinen, dazu bestimmt, den Hetzeifer der Kriegsenthu- 
siasten zu dämpfen. Als vollen Ernst konnte man die Worte 
des Reichskanzlers doch nicht nehmen; ganz besonders nicht 
seine so stolz klingende Schlufiwendung, die, so sehr sie anders- 
wo imponieren mochte, dort blofi ein kundiges Augurenlächeln 
hervorrufen konnte : wußte man doch, dafi es nicht blofi Gott war, 
den Fürst Bismarck fürchtete, sondern auch die Russen ; der Ver- 
trag sagte es mit nicht zu verkennender Deutlichkeit. Im übrigen 
konnte den leitenden Kreisen in Petersburg der wuchtige Dämpfer, 
den die Rede des Reichskanzlers dem Kriegseifer der ihnen un- 
bequemen Hetzer aufsetzte, nur willkommen sein. 

Was dagegen den Wissenden in Petersburg mehr als alles 
in der Rede Bismarcks imponiert haben dürfte, war der sieges- 
sichere Wagemut, mit dem er auftrat, trotzdem er ein Doku- 
ment in fremden Händen wufite, das, wenn es bekannt wurde, 
sein Verderben werden konnte. Es war geradezu vermessentlich, 
wie sicher er auf die Diskretion in Petersburg rechnete. 

Er hatte sich, wie fast immer, auch diesmal nicht venechnet; 
aber wenngleich er der Verschwiegenheit des Zaren und des Herrn 
V. Giers vertrauen durfte : wie leicht hätte es doch auch in diesem 
Falle zu einer jener scheinbar unerklärlichen Enthüllungen geheimer 
politischer Vorgänge kommen können, die in der Geschichte unserer 
Zeit nicht so selten sindl Das aber hätte einen Titanensturz zur 
Folge gehabt 
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Die Lösung der bulgarischen Frage 

Die Rede Bismarcks vom 6. Februar 1888 bildete wohl den 
politischen Höhepunkt in der bulgarischen Krise; ob auch den 
Wendepunkt, läßt sich nicht mit Bestimmtheit sagen, denn zunächst 
konnte man, so stark auch die rhetorische )Mrkung der Rede war, 
von einer praktischen nicht viel bemerken. Die Rüstungen und 
Truppenanhäufungen an der österreichisch-deutsch-russischen Grenze 
dauerten unvermindert an, und die schwere Wetterwolke Ober 
dem Balkan, die längst den ganzen Osten Europas verdüstert 
hatte, stand noch immer drohend am Horizont. Aber der Blitz- 
strahl, den alle Welt erwartete, zückte nicht aus ihrem dunkeln 
Schöße, das Wetterleuchten wurde allmählich seltener, das dumpfe 
Grollen matter. Europa begann sich an das Vorhandensein der 
Kriegswolke zu gewöhnen. 

Rußland war inzwischen in Bulgarien nicht müßig geblieben. 
Zu Beginn des Jahres 1888 arrangierte der russophile bulgarische 
Parteiführer Zankow einen Putschversuch in Burgas, der von Kon- 
stantinopel aus zu Schiff unter der Leitung des ehemaligen russi- 
schen Kapitäns Nabukow, eines der Verschwörer gegen Alexander 
von Battenberg, in Szene gesetzt wurde. Er mißlang vollständig, 
ebenso ein ähnlicher Versuch in Zara Stagora. Wo die Draht- 
zieher dieser Versuche zu suchen waren, ergab sich aus der Tat- 
sache, daß die Bande Nabukows hauptsächlich aus Monte- 
negrinern bestanden hatte und daß Rußland gegen deren Aburtei- 
lung in Adrianopel Einspruch erhob und die Auslieferung an 
Montenegro verlangte.^) 

Rußland forderte nun, die Pforte solle Ferdinand von Koburg 
als Usurpator erklären und seine Entfernung vom bulgarischen 
Throne veranlassen ; ein Verlangen, bei dem es die Unterstützung 
Deutschlands und Frankreichs fand. Die Pforte kam diesem 
Wunsche insofern auch nach, als sie Ferdinand wissen ließ, daß 
sie seine Herrschaft als illegal ansehe. Mehr jedoch unternahm 
sie nicht ; offenbar weniger aus Schwäche als vielmehr in der rich- 
tigen Erkenntnis, daß für sie der Koburger auf dem bulgarischen 
Throne weit ungefähriicher sei als irgendein Auserwählter Rußlands. 

Wenige Monate später, im Mai 1888, versuchten gedungene 
Montenegriner im Rhodopegebirge abermals einen Aufstand ins 

») C. V. Sax, .Machtvcrfall-, S.495f. 
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Leben zu rufen, wieder vergeblich. Ein Mordattentat auf den 
bulgarischen Minister Na^evid im September desselben Jahres 
zeigte deutlich > daB den Gegnern Ferdinands von Koburg kein 
Mittel zu verwerflich war, ihr Ziel zu erreichen. 

Eine neue Verschwörung setzte Major Panica ins Werk, der 
sich im Kri^e gegen Serbien als Führer eines Freischarenkorps 
ausgezeichnet hatte. Sie wurde aber rechtzeitig entdeckt und durch 
kriegsgerichtliche Erschießung Panicas geahndet, 28. Juni 1890. 



Im Frühjahr 1890 trat ein Ereignis ein, das für die Gestaltung 
der politischen Weltlage bedeutungsvoll werden sollte und, wenn- 
gleich nur mittelbar, auch die Balkanpolitik Österreich-Ungarns 
berührte: der Sturz Bismarcks. 

Die Veränderungen, die dieses Ereignis in der europäischen 
Konstellation zur Folge hatte, vollzogen sich allerdings sozusagen 
hinter den Kulissen, mit Ausschluß der Öffentlichkeit, und diese 
konnte den Zusammenhang zwischen dem Wechsel im Reichs- 
kanzleramt und dem der Szene auf der politischen Bühne zunächst 
nicht erkennen, ja (kaum ahnen. Es handelte sich nämlich um 
den Rückversicherungsverfa'ag mit Rußland, von dessen Existenz 
die Öffentlichkeit ja nichts wufite. Dieser Verfarag, der im selben 
Jahre zu Ende ging, wurde vom Nachfolger Bismarcks, General 
V. Caprivi, nicht erneuert, mit der Begründung, er sei «zu kompli- 
ziert'; einer Begründung, die aber offenbar doch nur ein Vor- 
wand dafür war, daB man in Berlin den Vertrag eben nicht er- 
neuem wollte, vermutlich deshalb, weil seine Heimlichkeit und 
Hinterhältigkeit der loyalen Natur des jungen Kaisers und der 
hohen Auffassung, die er von seiner Bundespflicht gegenüber 
Kaiser Franz Josef hatte, widerstrebte.^) 

^) Ober die Vorgänge bei diesem Anlasse gibt Hermann Hofmann 
in seinem Werke ,PflrstBismarck' wichtige Aufschlüsse, aus denen folgende 
interessante Stelle hier wiedergegeben sei: 

•Die Vorbereitungen dazu (zur Erneuerung des Qeheimvertrags) waren 
schon so weit gediehen, dafi nur noch die Unterschriften vorzunehmen waren. 
Da trat die Kanzlerkrisis ein, und eines Tages erschien der russische Bot- 
schafter in Berlin, Oraf Schuwalow, beim Pursten Bismarck und erklärte ihm, 
dafi sein Herr, der Zar, Bedenken trage, den Vertrag zu verlängern, wenn in 
Deutschland ein anderer Staatsmann als Fürst Bismarck die Leitung der aus- 
wärtigen Angelegenheiten in die Hand bekäme. Dieser Zwischenfall entsprach 
der bekannten Äußerung des Zaren Alexander III. bei seiner Berliner Anwesen- 
heit im Jahre vorher, als er dem Parsten Bismarck sagte, er habe volles Ver- 
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Für Österreich-Ungarn war dies nun sicherlich erfreulich, 
wenn man zunächst daselbst auch nichts davon erfuhr; nicht so 
für Deutschiandy denn der Zar, der zur Erneuerung geneigt ge- 
wesen wäre, mufite durch die Absage der deutschen Regierung 
gegen diese mißtrauisch werden und dadurch zugänglicher für die 
panslawistischen Kriegsfanatiker, denen er bisher kein Gehör ge- 
schenkt hatte. 

Es war daher nur natürlich, dafi er sich angesichts der, wie 
er irrtümlich glaubte, feindseligen Absichten Deutschlands nach 
einem Bundesgenossen umsah, und da brauchte er nicht lange 
zu suchen. In Frankreich verzehrte man sich ja schon seit Jahren 
vor Sehnsucht nach der Gegenliebe Rußlands, und .la belle France" 
liefi alle Künste der Koketterie spielen; aber bisher vergebens: 
an dem starren Autokratenherzen des Zaren prallten ihre Künste 
wirkungslos ab. Und das konnte gar nicht anders sein, denn bei 
seiner von seinem Selbstherrschertume tief durchdrungenen, zäh 
am Althergebrachten festhaltenden patriarchalisch-froipmen Natur 
mußte ihm die erzdemokratische, überfortschrittliche, atheistische 
französische Republik im Grunde seines Herzens ein wahrer 
Greuel sein, ein Bündnis mit ihr daher als etwas Unnatürliches, 
Unmögliches erschemen, zum argen Verdrusse der panslawistischen 
Franzosenschwärmer, die sich bisher vergeblich bemüht hatten, ihn 
für ein solches Bündnis zu gewinnen.^) 

trauen zu ihm, aber wer garantiere, dafi er Kanzler bleibe? Als Graf Schu- 
walow dem Fürsten Bismarck die Bedenken des russischen Kaisers darüber 
mitteilte, das Abkommen mit Deutschland unter einem anderen Reichskanzler 
fortzusetzen, richtete der Fürst an den russischen Botschafter in gänzlich selbst- 
loser Weise, lediglich im deutschen Interesse, die Bitte, dahin zu wirken, 
dafi der Vertrag auch mit seinem Nachfolger erneuert werde. Daraufhin 
schrieb Graf Schuwalow im Sinne des Fürsten nach Petersburg, und das Er- 
gebnis bestand in der Bereitwilligkeitserklärung Rufilands, auch mit dem Nach- 
folger des Fürsten abzuschliefien. Die Sache war eben die, dafi Rufiland 
eines sicheren europäischen Bundesgenossen nicht entbehren konnte, und 
als solcher kam nach russischem Bedürfnis sowie nach allen Traditionen und 
politischen Vernunftgründen Preufien-Deutschland als nächster und sicherster 
in Betracht. Zu seinem Erstaunen erfuhr jedoch Graf Schuwalow bei der 
späteren Erneuerung seines Versuchs, die Fortsetzung des Neutralitätsvertrages 
zu erlangen, von selten Caprivis Ablehnung, und zwar mit der Begründung, 
dafi die Politik nach zwei Seiten hin .zu kompliziert' sei, und dafi sich 
Deutschland künftighin einfach auf sein Dreibundverhältnis beschränken werde. 
Damit war die Erneuerung des Neutralitätsabkommens von deutscher Seite 
verworfen, und es lief im Sommer 1890 stillschweigend ab.* — S. ICD. 

^) Graf Richard v. Pfeil erzählt in seinem aus persönlichen Erfah- 
rungen geschöpften Werke .Neun Jahre in russischen Diensten* eine 
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So standen die Dinge, solange das stille Einvernehmen 
zwischen Deutschland und Rußland dauerte. Seitdem dieses aber 
aufgehört hatte, begann sich die Situation rasch zu ändern. Was 
der Zar bisher als unannehmbar von sich gewiesen hatte, erschien 
ihm jetzt doch allmählich in günstigerer Beleuchtung, und er fing 
an, sich mit dem ihm bisher so widerwärtigen Gedanken engerer 
Beziehungen zur französischen Republik zu befreunden. Die An- 
hänger einer Allianz mit Frankreich hatten nun leichteres Spiel. 

Als die Schöne an der Seine spflrte, daß statt des bisher so 
kalten Luftzugs aus dem Osten ein mildes Lflftchen zu wehen 
begann, verdoppelte sie ihre Bemühungen um die Gunst des 
spröden Mannes an der Newa, und endlich gelang es ihr auch, 
ihm ein freundliches Lächeln abzugewinnen; doch war dieses 
weniger ein Reflex ihrer schönen Augen als vielmehr ihres wohl- 
gefflUten Portemonnaies. Rußland brauchte für seine Rüstungen 
Geld und hatte keines; Frankreich aber besaß genug davon und 
konnte diesem Dbelstande leicht abhelfen. 

So kam die erste Annäherung zwischen beiden Mächten zu- 
stande, die ihr äußeres Merkmal in der Dekorierung des Präsi- 
denten der französischen Republik, Sadi Camot, mit dem russi- 
schen Andreasorden fand, dessen Abzeichen ihm der Botschafter 
Baron Mohrenheim am 26. März 1891 übeneichte. Damit war 
die Scheidewand gefallen, die des Zaren Abneigung gegen die 
Republik bisher aufrechterhalten hatte. 

Im Juli desselben Jahres fand sich ein französisches Ge- 
schwader unter Admiral Gervais in Kronstadt ein, und die Welt 
erlebte das noch nicht dagewesene groteske Schauspiel, daß die 
stets auf ihre demokratische Herkunft pochende französische Re- 
publik ihre phrygische Freiheitsmütze vor dem Selbstherrscher aller 
Reußen, dem personifizierten Absolutismus, nicht devot-ehrerbietig 
genug lüften und sich nicht tief genug vor ihm verbeugen konnte, 
während er, der Paladin des Gottesgnadentums, der geborene Gegner 
der Revolution, es geschehen ließ, daß man in seiner Gegenwart 
das wilde Kampflied von 1792 anstimmte, die Marseillaise! . . . 

kleine Episode, die für die Abneigung des Zaren gegen ein Bündnis mit Franlc- 
reich bezeichnend ist: Baron Mohrenheim, der russische Botschafter in Paris, 
selber ein groSer Franzosenfreund, aber zunächst noch skeptisch gegenflber 
dem Bflndnisse mit Franicreich, hatte auf den Bericht des Herrn v. Giers über 
em solches Bündnis die Bibelworte geschrieben: .Ich glaube, Herr! Hilf 
mdnem Unglauben.* Als der Akt vom Zaren geprüft wurde, schrieb dieser 
dazu: .... und auch dem meinigen.' S. 156. 
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Die siebenfache Oberzeichnung des russischen 500-Millionen- 
Franken-Anlehens war das für Rußland zunächst wichtigste Ergebnis 
der Kronstadter Verbrüderungsfeste. Zu einem förmlichen Bflnd- 
nisse mit Frankreich kam es zu dessen Leidwesen allerdings noch 
nicht, doch war immerhin eines angebahnt. 

Mit der Erwiderung des französischen Flottenbesuchs beeilte 
man sich in Petersburg aber keineswegs; augenscheinlich hatte 
sich der Zar mit dem Gedanken an eine Verbindung mit emer 
Republik noch immer nicht ganz befreundet Erst zwei Jahre 
später, im Herbst 1893, lief ein russisches Geschwader unter Ad- 
miral Avellane den Hafen von Toulon an. Man bereitete ihm 
einen glänzenden Empfang, der in Paris, wohin sich der Admiral 
mit einem Teile der Offiziere begab, seine flberschwengliche Fort- 
setzung fand« Ob das Bündnis schon damals oder erst später zu^ 
Stande gekommen, ist noch ungewiß ; sicher ist es jedoch, dafi es 
im Herbst 1896 durch den Besuch Kaiser Nikolaus' IL in Paris 
sozusagen legitimiert wurde, und alle Welt erfuhr, daß dem Drei- 
bunde ein ebenso festgefügter Zweibund gegenüberstand.^) 



Die russischen Intrigen in Bulgarien hatten inzwischen nicht 
aufgehört, und wenn es auch dank der Wachsamkeit und Eneigie 
des bulgarischen Mmisterpräsidenten Stambulow zu keinem Putsch- 
versuche mehr kam, so zeigte die Ermordung des bulgarischen 
Agenten Vulkovid, die in Konstantinopel auf offener Strafie vor 
sich ging, 23. Februar 1892, dafi Rußland in seinen Bestrebungen 

»- — I- ■ ■■■■■■■— -.^^ ■■ ■■■■ ■■-■- II ■ ^M^^— .■■■■■ ■ I ■ ■■■■^■^M^^— — i»ll ■ ■^■^1 ■ I < 
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^) Die übennütige Triumphstimmung, die die Franzosen unter dem Ein- 
draclce dieses Besuchs wie ein Taumel erfafit hatte, hat Bismarck den Anstofi 
zur Veröffentlichung des inzwischen gegenstandslos gewordenen deutsch- 
russischen Geheimvertrags gegeben. Es schien ihm ratsam, auf ihre geffthrlich 
aberhitzten Köpfe eine kalte Dusche zu applizieren und ihnen dadurch klar- 
zumachen, «dafi Rufiland noch vor wenig Jahren, wie es seinen eigenen Inter- 
essen entsprach, auf selten Deutschlands gestanden habe, und dafi der absolute 
russische Zar nicht etwa durch Sympathie fflr die französische Republik, 
sondern einzig und allein durch die Berliner Weigerung, den Vertrag fortzu- 
setzen, an die Seite Frankreichs getrieben worden sei, um nicht in Europa 
ganz ohne Freund dazustehen'. H. Hof mann, .Fürst Bismarck*, S.109. 

Dafi Fürst Bismarck mit dieser Veröffentlichung, die ungeheures Aufsehen 
erregte und eine erbitterte Polemik nach sich zog, aufier dem hier angeführten 
patriotischen Zweck auch einen persönlichen verfolgte, nämlich: die Politik 
seines Nachfolgers und damit auch die des Kaisers blofizusteUen, das liegt nach 
den gespannten Beziehungen, die zwischen Berlin und Friedrichsruh bestanden, 
zu nahe, als dafi man es bezweifeln könnte. 
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nicht ruhte, und die Tatsache, dafi die Anstifter des Mordes, die 
Gebrflder Tufektschjev und ein gewisser Zi2manow, nach Rufiland 
flflchteten und von diesem nicht ausgefolgt wurden, verriet aller 
Welt, dafi die Mörder von russischer Seite wenn auch vielleicht 
nicht geradezu gedungen worden waren, so doch wenigstens be- 
schützt wurden. 

Das Verhältnis zwischen Bulgarien und Rufiland wurde da- 
durch nicht besser, dafi Stambulow gegen Ende des Jahres 1892 
m der Nationalversammlung die Aufhebung des Verfassungsartikels 
durchsetzte, der vorschrieb, die Forsten des Landes, der erste aus- 
genommen^ mflfiten der bulgarischen Landeskirche angehören. 
Der Zweck dieser Verfassungsänderung war der, dem Fürsten die 
Thronfolge seuier künftigen Leibeserben auch dann zu sichern, 
wenn sie gleich ihm selber der katholischen Konfession ange- 
hörten. Im Frühjahr darauf, 30. April 1893, vermählte sich Fer- 
dinand mit der Prinzessin Luise von Parma, und diese gebar ihm 
am 30. Januar 1894 einen Sohn, der katholisch getauft wurde und 
den Namen Boris erhielt. 

Erst der Tod Kaiser Alexanders, dieses Hauptfeindes Ferdi- 
nands und Stambulows, hatte einen Wandel in den Beziehungen 
Bulgariens zu Rufiland zur Folge. Fürst Ferdinand, dem an der 
Herstellung eines besseren Verhältnisses sehr gelegen war, da er 
den Groll des Zaren stets als Damoklesschwert über seinem Haupte 
schweben fühlte, und dem um seinen Thron, ja sein Leben bangen 
mufite, suchte den Sohn und Nachfolger Kaiser Alexanders, Ni- 
kolaus II., dadurch zu versöhnen, dafi er im Juli 1895 eine Depu- 
tation nach Petersburg entsandte, die das Grab des verstorbenen 
Zaren bekränzen sollte. Dieser Versuch gelang auch; Kaiser 
Nikolaus empfing die Deputation, und damit war das Eis zwischen 
Petersburg und Sofia gebrochen und die Möglichkeit gegeben, 
eine Brücke zwischen ihnen zu schlagen. Dafi zur selben Zeit 
Stambulow einem Mordattentate zum Opfer fiel, 15. Juli 1895, 
konnte diese Möglichkeit nur fördern, denn der Ermordete war 
durch seine, übrigens durchaus gerechtfertigte, antirussische Politik 
für die Besserung der Beziehungen zu Petersburg ein Hauptstein 
des Anstofies gewesen. 

Ein zweiter kluger Schachzug des Fürsten Ferdinand war sein 
Entschlufi, seinen Sohn zur orthodoxen Kirche übertreten zu 
lassm; ein Entschlufi, der für ihn zugleich ein nicht geringes 
Opfer bedeutete, da er hierzu nicht die Bewilligung des Papstes 
erhielt und seiner streng katholischen Gemahlin, die diesen Aus- 
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tritt ihres Kindes aus der Gemeinschaft der alleinseligmachenden 
Kirche als ein schweres Unrecht empfand, tiefen Kummer bereitete. 
Allein die Staatsräson in ihm überwand seine persönlichen Ge- 
fühle, denn er sagte sich, daß ihm dieser Schritt nicht nur im 
Lande groSe Sympathien erwerben, dadurch seine Stellung be- 
festigen und die Zukunft seines Sohnes tunlichst sichern werde, 
sondern dafi er dadurch auch die Gnade des Zaren erlangen 
könne, an der ihm soviel gelegen war. Da ihm dieses Vorhaben 
allein hierzu aber noch nicht sicher genug erschien, trat er an 
Nikolaus mit der Bitte heran, bei seinem Sohne die Patenstelle 
für den feierlichen Akt des Übertritts zur Landeskirche zu über- 
nehmen. 

Die günstige Aufnahme, die diese diplomatische Bitte in 
Petersburg fand, gab ihm recht: der Zar übernahm die Paten- 
stelle und liefi sich bei der Taufe, die am 14. Februar 1896 statt- 
fand, durch den Generaladjutanten Golenischtschew-Kutusow ver- 
treten. Auch zwei Spezialgesandte des Sultans wohnten dem 
feierlichen Akte bei und bekundeten dadurch das freundliche Ver- 
hältnis, das zwischen der Pforte und Bulgarien schon seit längerer 
Zeit bestand, nun auch in offizieller Weise. 

Einen Monat später fand sich beim Fürsten abermals eine 
Sonderabordnung des Sultans ein, die ihm in feierlicher Weise 
zwei großherrliche Fermane übeneichte, deren einer ihn als Fürsten 
von Bulgarien anerkannte und deren anderer ihn zum Gouverneur 
der autonomen Provinz Ostrumelien ernannte. 

Wie die Pforte, so folgten jetzt auch die übrigen Mächte dem 
Beispiel des Zaren und erkannten Ferdinand von Koburg als legi- 
timen Fürsten von Bulgarien an. Damit war die bulgarische Frage, 
die Europa nahezu elf Jahre in Atem gehalten hatte, endgültig ge- 
löst. Der Besuch, den Zar Nikolaus im Sommer darauf in Wien 
machte, 27. — 29. August 1896, zeigte, daß auch der aus ihr ent- 
sprungene Konflikt zwischen Österreich-Ungarn und Rußland bei- 
gelegt war. 

Sieger in diesem zwar unblutigen, aber nichtsdestoweniger 
erbitterten und langwierigen Kampfe war Österreich-Ungarn ge- 
blieben ; aber es war nur ein negativer Sieg, denn sein Erfolg be- 
stand darin, daß Rußland das, was es hatte erreichen wollen — 
Bulgarien zu einer russischen Satrapie zu machen — nicht durchi- 
gesetzt hatte. Mehr zu erzielen war auf unblutigem Wege nicht 
möglich gewesen, und wäre auch auf blutigem kaum erreicht worden, 
denn die Monarchie wäre der Hilfe Deutschlands gerade in den 
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kritischen Tagen des Konflikts nicht sicher gewesen. Österreich- 
Ungarn hatte somit alle Ursache, mit dem Ausgange der Sache 
zufrieden zu sein. Dafi es dies sein durfte, dankte es vor allem 
der ruhigen Beharrlichkeit und klugen Vorsicht des Grafen Kilnoky. 
Diesem war es jedoch nicht vergönnt gewesen, dem letzten 
Akt des langen politischen Dramas vom Ministerfauteuil aus zu- 
zusehen, denn er hatte ihn schon ein Jahr früher, 15. Mai 1895, 
vor dem damals jlbermachtigen magyarischen Einflüsse räumen 
müssen. 
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I 
Kreta 

Der Verfall des türkischen Reichs schritt unaufhaltsam weiter. 
Immer deutlicher zeigte es sich, dafi das Dbel, an dem der »kranke 
Mann" litt, unheilbar war oder doch wenigstens nur verschwindend 
geringe Aussicht auf Genesung bot Denn nicht um ein Ortliches 
Leiden handelte es sich, das, mochte es noch so schwer und fort- 
geschritten sein, doch immerhin Aussicht auf Heilung gestattet 
hatte, wenn auch vielleicht nur auf blutigem Wege und unter Ver- 
lust eines Gliedes; nein, hier lag ein konstitutionelles Obel vor, 
das seinen Sitz im Zentralnervensystem hatte und den ganzen 
Organismus des Reichs unterwühlte. Daher die schweren LShmungs- 
erscheinungen , die dessen Bewegungsfreiheit und noch immer 
vorhandene beträchtliche Kräfte hemmten; daher die furchtbaren 
Krämpfe, die ihn zeitweise durchrüttelten ; daher auch die dumpfe 
Lethargie, die jede Willensregung erstickte, und anderseits wieder 
die unbändigen Wutanfälle, die diesen Zustand manchmal unter- 
brachen. Es waren die typischen Symptome der fortschreitenden 
Paralyse, die, wie sonst ein einzelnes Individuum, hier ein ganzes 
Reich ergriffen hatte und es, wenn nicht ein Wunder geschah» 
unhemmbar dem Ende zutrieb. 

Die Mächte hatten dies längst erkannt und trachteten es sich 
zunutze zu machen. Wohl wissend, daS der Kampf um das reiche 
Erbe, das der .kranke Mann" hinteriassen würde, äuSerst schwierig 
und erbittert sein werde, nahmen sie sich schon bei seinen Leb- 
zeiten von seinem Besitze, was ihnen am verlockendsten in die 
Augen stach. Seine Unfähigkeit, sein Eigentum zu verwalten, 
gab ihnen hierzu ja erwünschten Anlafi und bot ihnen den Vor- 
wand, sich ihm als Verwalter aufzudrängen, um ihm unter diesem 
Rechtstitel zu nehmen, was es zu nehmen gab. 

Der Berliner Kongreß hatte, obwohl sein Zweck doch die 
Erhaltung der Türkei gewesen war, diesen Eingriffen in das Be- 
sitztum der Türkei keinen Halt geboten, im Gegenteil: in den 
darauffolgenden Jahren verlor diese ein Stück Land um das andere 

Sotnotky, Die Balkaopolittk Österrcich-Ungaras. n. 8 
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und sogar weit größere als auf dem Kongresse selbst. Zuerst, 
1881 y Thessalien und einen Teil des Epirus an Griechenland, im 
selben Jahre Tunis an Frankreich, ein Jahr danach, 1882, Ägypten 
an England, so dafi sie, der einst das gesamte nordafrikanische 
Küstengebiet gehört hatte, dort nichts mehr besaß als Tripolis. 
Und dieses dankte sie bloß dem Umstände, daß Italien, dessen 
Begehrlichkeit dieses Land schon lange geweckt hatte, sich augen- 
scheinlich noch zu schwach ftlhlte, davon Besitz zu ergreifen, 
und sich einstweilen damit begnügte, sich am Roten Meer auf 
ägyptischem Boden niederzulassen, 1885. 

In all diesen Fällen hatte die Pforte keinen ernsten V^der- 
stand geleistet, wenn sie sich gegen die Auslieferung Thessaliens 
an Griechenland auch hartnäckig gesträubt hatte: als dieses ihr 
aber acht Jahre später, 1889, auch Kreta nehmen wollte, setzte sie sich 
nachdrticklich zur Wehr, und da die Mächte sich Griechenlands 
diesmal nicht annahmen, gelang es ihr auch, den Aufstand auf 
der Insel zu ersticken, ohne daß jenes es wagte, seine Drohung 
wahr zu machen und selber einzugreifen.^) 

Doch sollte sich die Pforte dieses Besitzes nicht sonderlich 
lange erfreuen, denn sieben Jahre danach, 1896, wiederholte sich 
der Aufstand, und desgleichen fand er wieder Unterstützung durch 
Griechenland. Graf Goluchowski, seit Mai 1895 der Nachfolger 
des Grafen Kälnoky, schlug eine Blockierung der Insel durch 
eine internationale Flotte vor, um hierdurch den Aufreizungen 
und dem Zuzüge aufrtihrerischer Elemente aus Griechenland 
ein Ende zu machen. England wollte jedoch darauf nicht 
eingehen, und man versuchte es mit Beschwichtigungsmaß- 
nahmen, die aber nicht zum erwtlnschten Ziele fahrten, da die 
hellenische Hetärie die Vereinigung der Insel mit Griechenland 
durchaus erzwingen wollte. Nach vorflbeigehender Beruhigung 
flammte im Januar 1897 der Aufstand in Kreta von neuem auf, 
und Griechenland ließ sich auch durch die Anwesenheit der inter- 
nationalen Flotte, die sich inzwischen doch an der Küste von 
Kreta eingefunden hatte, nicht abhalten, Truppen nach der Insel 
zu entsenden. Am 15. Februar landeten sie, und ihr Kommandant, 
Oberst Vassos, ergriff im Namen des Königs Georg Besitz von 

^) Welche Zustände auf Kreta herrschten, geht aus folgenden Angaben 
hervor, denen zufolge im Jahre 1889 daselbst zerstört wurden: 8000 Wohnr 
hiuser, 152 Schulen, 57 Moscheen, 74 Kirchen. Aus welcher Quelle diese 
Daten stammen, gibt C v. Saz, dessen .Machtverfall der Tflrkei" sie 
entnommen sind (S. 498), leider nicht an. 
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Kreta. Die Mächte, an ihrer Spitze das Deutsche Reich, waren 
jedoch nicht gewillt» dieses eigenmächtige Vorgehen Griechenlands 
anzuerkennen und setzten von ihren vor Kanea versammelten 
Schiffen Truppen ans Land, um neuerlichen Metzeleien vorzu- 
beugen. Zugleich erklärten sie in einer in Athen und Konstanti- 
nopel überreichten Kollektivnote die Annexion Kretas für ungflltig 
und verlangten die Zurflckziehung der griechischen Truppen von 
der Insel. Der Pforte aber empfahlen sie die Einfflhrung der 
Selbstverwaltung unter Oberhoheit des Sultans. In Konstantinopel 
willigte man ein und proklamierte am 18. März 1897 die Auto- 
nomie für Kreta. 

Die Insurgenten auf der Insel wollten sich aber nicht fügen 
und bedrängten die Mohammedaner weiter, so dafi das internatio- 
nale Geschwader sich genötigt sah, sich durch Bombardement ihres 
Lagers Respekt zu verschaffen. Auch die gelandeten Tnippen- 
detacbements fanden sich wiederholt zum Einschreiten bemüfiigt, 
so in Kandia, Rethymnon, Sitia und Hierapetra. Griechenland 
leistete dem Verlangen der Mächte ebenfalls nicht Folge und zog 
blofi seine Schiffe, nicht auch seine Landtruppen zurück. 

Dieser hartnäckige Widerstand Griechenlands führte schliefilich 
zum Kriege mit der Pforte, die, der beständigen Herausforderungen 
müde, einen Einfall griechischer Freischärler und sogar regulärer 
Truppen in ihr Gebiet mit der Kriegserklärung erwiderte, 18. April 
1897. Der von Edhem Pascha geführte Feldzug, auf den hier 
nicht näher eingegangen werden kann, endete mit einer schweren 
Niederlage der Griechen, die, nachdem sie binnen weniger Wochen 
ganz Thessalien eingebüßt hatten und bis zu den Thermopylen 
zurückgeworfen worden waren, um Frieden bitten mufiten. 

Die Pforte war dazu bereit, wenn sie Thessalien behalten 
konnte und die Grenze überhaupt so festgesetzt wurde, wie sie 
vor dem Jahre 1881 gewesen war. Femer beanspruchte sie eine 
Kriegsentschädigung von 10 Millionen türkischer Pfund.^) 

Obwohl diese Bedingungen durchaus nicht hochgeschraubt 
waren — die Pforte verlangte ja nur ihren ursprünglichen, ihr 
durch die Mächte ganz willküriich aberkannten Besitz — , stießen 
sie auf den Einspruch der Mächte, die sich nun mit einem Male 
desselben Griechenlands annahmen, gegen das sie wenige Monate 
früher hatten Stellung nehmen müssen und das ihnen offenen 
Trotz geboten hatte. Was sie bewog, der Türkei in den Weg zu 

1) 184,500000 Mark. 
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treten und die Partei Griechenlands zu ergreifen, das zweifellos der 
an diesem Kriege schuldige Teil war und diese blutige Lehre 
wohlverdient hatte, im übrigen aber in seiner Existenz keineswegs 
gefährdet wurde: das konnte nur die Besorgnis sein, die Türkei 
könne durch den moralischen Einflüfi ihres Sieges wieder erstarken 
und die auf ihr Ende gesetzten Erbhoffnungen vereiteln. 

Diese Auffassung war zwar vom Standpunkte Rußlands sehr 
begreiflich, nicht aber auch von dem Österreich-Ungarns, das im 
Gegenteil alle Ursache gehabt hätte, die Pforte zu unterstützen und 
die Aussicht auf eine Erstarkung der Türkei mit Freude zu begrüßen; 
und zwar gerade von dem Gesichtspunkt aus, auf den man die 
Balkanpolitik der Monarchie eingestellt hatte. Das Leitmotiv, an 
dem man auf dem Wiener Ballplatze seit Andrässy festhielt oder 
vielmehr festzuhalten vorgab, lautete: Konservierung der Türkei 
bis zur äußersten Möglichkeit. Dieser Grundsatz bedeutete für die 
Entwicklung der Monarchie zwar entschieden ein Hemmnis, denn 
er gebot ihr gerade dort Halt, wo sie nach dem Verlust ihrer 
deutschen und italienischen Stellung ihre einzige Entwicklungs- 
möglichkeit hatte; aber nachdem Andrässy den günstigsten Zeit- 
punkt zu einer Politik der Tat unausgenützt hatte verstreichen 
lassen, so war dieser Leitgedanke für die Balkanpolitik der Mon- 
archie immerhin noch der beste, denn jede Schwächung der Türkei 
bedeutete in demselben Maß eine Stärkung der südslawischen 
Ambitionen, die für die Monarchie keineswegs wünschenswert sein 
konnte. Graf Goluchowski hätte demnach in deren Interesse nicht 
die Hand dazu bieten dürfen, daß die Türkei um den Siegespreis 
gebracht und neuerlich gedemütigt werde. Allein er war nicht 
der Mann, im «Konzerte* der Mächte ein Solo zu wagen und 
einer Sache zu opponieren, die Rußland erwünscht war. Er hätte 
es vielleicht getan, wenn Deutschland den ersten Schritt dazu ge- 
macht hätte, denn er war es gewohnt, den mächtigen Fußstapfen 
zu folgen, die das vorangehende Deutschland zurückließ. Aber 
auch dieses kam der Pforte nicht zu Hilfe, was zu seiner sonstigen 
Türkenfreundlichkeit wenig stimmen wollte und offenbar aus Rück- 
sicht auf die dem Kaiserhause so nahe verwandte griechische 
Königsfamilie geschah, deren Lage infolge des unglücklichen Krieges 
sehr bedenklich geworden war. 

So hatte die Pforte bei ihren Friedensbedingungen denn alle 
sechs Mächte gegen sich und mußte sich, diesem Obergewichte 
weichend, mit einer Kriegsentschädigung von 4100000 türkischer 
Pfund und kleinen Korrekturen der Südgrenze zu ihren Gunsten 
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b^nflgen. Die schon vor dem Kriege gewahrte Autonomie fflr 
Kreta blieb aufrecht. 

Die Besiegung der Griechen war der letzte militärische Erfolg 
der Tflrkei ; ein Erfolg freilich, der nicht nur die noch vorhandene 
Kraft der Tflrken bekundete, sondern zugleich auch ihre Unfähig- 
keit, sie voll und wirksam auszunutzen. Vielleicht noch niemals 
in der Kriegsgeschichte hat sich ein Sieger so leicht um die 
Frflchte seines Sieges bringen lassen; vielleicht noch niemals ist 
em so völlig Besiegter so leichten Kaufs davongekommen. 

Am 18. September 1897 wurde auf Grund dieser Bedingungen 
der Praliminarfriede abgeschlossen, dem am 16. Dezember die 
Ratifizierung des definitiven Friedens folgte.^) 

Auf Kreta herrschten nach wie vor höchst unerquickliche Zu* 
Stande. Trotzdem alle sechs Machte dort ansehnliche Truppen- 
detachements zur Verfflgung hatten,*) vermochten sie nicht Ord- 
nung zu schien und den anarchischen Zustanden auf der Insel 
ein Ende zu machen. Angesichts dieser klaglichen Ohnmacht 
nahm es sich wie Hohn aus, wenn in der Presse immer von den 
.Machten' die Rede war, und das Wortspiel von den sechs Ohn- 
machten drängte sich förmlich auf. Dieses Unvermögen war wohl 
hauptsachlich auf Mangel an Einigkeit und das gegenseitige Miß- 
trauen der Machte zurflckzufflhren. Das zeigte sich namentlich, 
als es galt, sich Aber die Person des einzusetzenden General- 
gouvemeurs fflr die Insel zu einigen. Weder der von der Pforte 
vorgeschlagene ehemalige Gouverneur Karatheodory Pascha noch 
der frühere Bundespräsident der Schweiz, Droz, konnte die voll- 
zahlige Zustimmung der Machte finden, und als Rußland, unter- 
stützt von Frankreich, den Prinzen Georg von Griechenland vor- 
schlug, was einer nur schlecht maskierten Zuweisung der Insel an 
Griechenland gleichkam, widersprach nicht nur der Sultan, sondern 

^) Mit voUem Rechte bemerkt C. v. Saz in seiner .Oeschichte des 
Machtverffslls der Türkei' zu diesem Frieden, der dem Minister des 
Anfiem. Tevfik Pascha, den höchsten türkischen Orden eintrug: .Achtzig oder 
neunzig Jahre frflher hitte er fflr einen so ungünstigen Friedensschluß die 
seidene Schnur mit dem Todesurteil erhalten.' Der Autor knflpft hieran noch 
die et>enfalls zutreffende Bemerkung, dieser Friede habe gezeigt, .dafi die 
Tflrkei Jetzt nichts mehr oder wenigstens kein christliches Land, das sie ein- 
mal verioren hat, zurflckgewinnen kann, wenn sie auch noch so glflckllch 
Krieg fflhrtV — S. 520. 

s) Von selten Österreich-Ungarns war ein Bataillon des 87. Infanterie- 
regiments (Erginzungsbezirk Cilli, zumeist Slowenen) nach Kreta entsandt 
worden. 
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erhoben auch Deutschland und Österreich-Ungarn Bedenken. Da 
jenes hierauf seine Schiffe und Truppen von der Insel zurückrief, 
tat es auch die Monarchie, die sich aus eigener Initiative wohl 
nie dazu entschlossen hätte. Es war das klügste, was sie unter 
diesen Verhältnissen tun konnte, und der Hinweis darauf, dafi 
ihr geringes Interesse an der kretensischen Frage weitere damit 
verbundene Auslagen nicht rechtfertige, begründete diesen Ent- 
schluß vollauf. Aber sie hätte sich diese Auslagen ganz ersparen 
können und überdies die Teilnahme an dem internationalen Mächte- 
fiasko, wenn sie von allem Anfang an den Mut gehabt hätte, ihre 
Mitwirkung zu versagen. 

Damit hörte die Kretafrage auf, für Österreich-Ungarn ein 
anderes Interesse zu besitzen, als sie es für jede den nahen Orient 
betreffende, den Bestand des türkischen Reichs gefährdende An- 
gelegenheit haben mufite. 



II 
Mazedonien 

1 

So ernst die Kretafrage für die Türkei aber auch war, so 
hatten doch weder sie noch die armenischen und arabischen An- 
gelegenheiten, von denen sie gleichfalls im letzten Jahrzehnt des 
19. Jahrhunderts schwer bedrängt wurde, für ihr Schicksal eine 
so große Bedeutung wie die Vorgänge, die sich in Mazedonien 
abspielten. Bei ihrem peripheren Charakter bildeten jene trotz 
aller Bedenklichkeit für den Bestand des türkischen Reichs doch 
keine unmittelbare Gefahr; sie konnten schlimmstenfalls wohl 
mehr oder minder schwere territoriale Einbußen zur Folge haben, 
nicht aber dessen Existenz bedrohen. Eben dies aber taten die 
Ereignisse in Mazedonien, denn sie spielten sich im Innern des 
Reichs ab, in bedenklicher Nähe seines Herzens. 

Mazedonien! Diesen klassisch klingenden Namen hatte man 
aus dem Register der Geschichte hervorgeholt, um damit die 
blutigste Barbarei zu drapieren. Seit dem Untergange des byzan- 
tinischen Kaiserreichs war dieser Name ganz von der Landkarte 
verschwunden, und wenn man seiner Erwähnung tat, so geschah 
es wohl immer nur im Hinblick auf das Reich Philipps und Alex- 
anders. Mit dem Zerfalle des alexandrinischen Weltreichs hatte er 
aufgehört, eine selbständige historische Rolle zu spielen. Mit 
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einem Male war er wieder im Mund aller Welt. Freilich nur 
der Name, denn was sich unter diesem barg, hatte sonst mit dem 
Mazedonien Alexanders nur mehr annähernd dasselbe Land gemein, 
nicht aber auch dasselbe Volk. 

Das Mazedonien, das jetzt von sich reden zu machen be- 
gann, umfafit die drei tflrkischen Vilajete Monastir, Saloniki und 
Kossovo, von denen aber nur die ersten zwei im engem Sinne 
dazugehörten, und es wird von einem wahrhaft chaotischen Natio- 
nalitfltengemenge bewohnt : von Bulgaren, Griechen, Serben, Alba- 
nesen, Tflrken und Kutzowalachen, auch Aromunen oder Zinzaren 
genannt, wozu sich noch spanische Juden in betrachtlicher Zahl 
gesellen. Alle diese Völkerschaften sind so unentwirrbar Aber 
das Land gesät, »als hätte man ein Mosaik zertrümmert und 
die kleinen Steinchen stundenlang in einem Sacke zusammen- 
geschüttelt«, i) 

Dieses nationale Durcheinander wird noch erhöht durch die 
konfessionelle Verschiedenheit der Bevölkerung: Islam und Ortho- 
doxie, Patriarchat und Exarchat, Katholizismus und Judentum sind 
da in buntem Wechsel vertreten, und zwar nicht in Obereinstim- 
mung mit der Nationalität, so dafi z. B. alle Bewohner griechischer 
Abkunft dem Patriarchat, alle bulgarischen Stammes dem Ex- 
archat angehörten, sondern ganz durcheinandergemischt. Und 
damit noch nicht genug : dieses Tohuwabohu ist überdies in einem 
beständigen Wandel begriffen. .Jahr um Jahr, ja Monat um 
Monat ändert sich bald hier, bald dort die Physiognomie des 
nationalen Charakters eines Dorfes, einer weltvergessenen Menschen- 
gruppe . . . Ein Kaleidoskop , an dem mit aller Gewalt fremde 
Hände stets drehen und zerren, die armen Stäbchen darinnen wirr 
durcheinanderwerfend, sie zerbröckelnd und zermalmend . . . Wer 
wollte da ein klares Bild der wahren Stärke all dieser Nationali- 
täten entwerfen? Nicht bloß ihre Gruppierung — auch ihre Sum- 
mierung stöfit auf fast unüberwindliche Schwierigkeiten. Wer sich 
beute noch Grieche nennt, wird vielleicht morgen schon zum bul- 
garischen Exarchat schwören, und eine beliebte Formel des sich 
plötzlich zu einer andern Nationalität oder zu einer neuen Kirche 
Bekennenden ist die Behauptung, er habe bis heute nicht ge- 
wußt . . . jetzt erst seien ihm die Augen aufgegangen . . . jetzt 
wisse er. . ."•> 

^) Leopold Freiherr v. Chlumecky »Österreich-Ungarn und 
Italien', Wien 1907, S.76f. 
*) Ebenda, S.76ff. 
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Daß bei derartigen Verhältnissen verläßliche statistische Daten 
hinsichtlich der nationalen Verteilung der mazedonischen Völker- 
schaften nicht zu erzielen sind und den gewissenhaften Statistiker 
zur Verzweiflung bringen müssen» kann nicht wundernehmen; 
und ebensowenig, daß die Phantasie nationale Statistik treibender 
Chauvinisten infolgedessen in den abenteueriichsten Zahlen schwelgt 
und die Vertreter der eigenen Nation ins Ungemessene vermehrt, 
die der andern Völkerschaften aber entsprechend vermindert, ja 
die ihnen besonders verhaßte Nation sogar ganz wegeskamotiert. ') 



1) Ein treffliches Beispiel fflr diese chauvinisUsche Statistik gibt Freiherr 
V. Chlumeclcy in seinem ebenerwflhnten Buche, indem er eine ganxe Reihe 
solcher national arrangierter Daten zusammenstellt: 
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Neuesten Datums sind folgende Angaben, die der griechische Legations- 
rat N. Xydakis in der .Osterreichischen Rundschau-, Bd. XXXVI, Heft 6, gibt, 
sie gelten aber bloß fflr das eigentliche Mazedonien, d. i. die Vilajete Monastir 
und Saloniki. 
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2 

Solange die Tflrken in ihrem Reiche noch die feste Oberhand 
hatten, kamen die Gegensatze zwischen den verschiedenen Völker- 
schaften Mazedoniens noch nicht recht zur Geltung; der gemein- 
same Hafi gegen die osmanischen Bedrflcker einigte sie bis zu 
einem gewissen Grade und lie8 sie ihre gegenseitigen Zwistig- 
kdten, wenn auch keineswegs vergessen, so doch zurflckstellen. 
Mit dem allmählichen Verfalle der tflrkischen Macht trat dieses 
einigende Moment jedoch mehr in den Hintergrund und das 
trennende der Gegensätze kam dafflr immer deutlicher zum Vor- 
schein. Nicht mehr den osmanischen Herren galt fortan in erster 
Linie der Ha6 der nichttflrkischen Völkerschaften Mazedoniens, 
sondern den eigenen Glaubens- und bisherigen Leidensgenossen« 
Nicht mehr um den Halbmond ging der Hauptkampf, sondern 
um das Kreuz. Die nationalen Gegensätze bemächtigten sich des 
religiösen Gebiets und prallten auf diesem mit wütender Erbitterung 
aneinander. Diese unentwirrbare Verquickung des nationalen Mo- 
ments mit dem religiösen wurde für die Kämpfe in Mazedonien 
geradezu typisch. 

Der älteste und schroffste dieser Gegensätze bestand zwischen 
den Bulgaren und Griechen. Er reichte viele Jahrhunderte zurflck 
und war schon lange vor der Bezwingung beider Völker durch die 
türkischen Eroberer vorhanden. Schon unter dem Bulgarenkaiser 
Simeon, 890—927, war seinem Volke vom Papste die Unabhängig- 
keit der bulgarischen Kirche vom griechischen (ökumenischen) 
Patriarchate zugestanden. Unter Simeons Nachfolger Peter zerfiel 
das grofibulgarische Reich, was auch das Ende des selbständigen 
bulgarischen Patriarchats zur Folge hatte ; doch wurde dieses unter 
Zar Samuel gegen Ende des 10. Jahrhunderts wieder ins Leben 
gerufen und erhielt seinen Sitz in Ochrida, wo der Zar auch seine 
Residenz nahm. Im Jahre 1018 hob es der griechische Kaiser 
Basilios IL, der der bulgarischen Herrschaft in Mazedonien eui 
Ende machte, abermals auf und ersetzte es durch ein bulgarisches 
Erzbistum, dem aufier den Bulgaren auch die Serben, Albanesen 
und Kutzowalachen zugeteilt wurden und das dem Patriarchat in 
Byzanz untergeordnet war.^) 

Die Eroberung Mazedoniens durch die Tflrken im 14. Jahr- 
hundert, die nun daselbst die Herrscher blieben, machte eine selb- 

^) Dr. Qeanthes NicolaTdes, .Macedonien', Neue Ausgabe, Berlin 
1903. Calvary & Co. S. 39 ff. 
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ständige Entwicklung des nationalen Bulgarentums für die Dauer 
von Jahrhunderten unmöglich. 

Erst nach dem Krimkriege begann sich das Streben der Bul- 
garen nach einer nationalen Kirche wieder bemerkbar zu machen; 
hauptsächlich wohl deshalb, weil es von Rußland aus Unterstützung 
fand. Die von dort genährte panslawistische Bewegung forderte 
für die Slawen eine eigene» von den Griechen unabhängige »auto- 
kephale*" Kirche und wies die ihr vom Patriarchate gewährten weit- 
gehenden Zugeständnisse auf kirchlichem Gebiete zurück, weil 
ihnen die Autonomie nicht genügte, solange sie den griechischen 
Patriarchen als Oberhaupt anerkennen sollten. Wie beim Zaren 
fanden ihre Bestrebungen auch beim Sultan Gehör und Unter- 
stützung, allerdings kaum aus irgendwelcher Sympathie, sondern 
weil ihm die Griechen in seinem Reiche offenbar gefährlicher er- 
schienen als die Bulgaren und er sich von einer Schwächung des 
griechischen Einflusses für seine eigene Macht Vorteil versprach, 
wie er ja überhaupt die Zwistigkeiten seiner christlichen Untertanen 
nicht ungern sah, um der »Tertius gaudens' zu sein. Zudem 
mochte auch der Wunsch mitspielen, sich durch eine Förderung 
der bulgarischen Wünsche das Wohlwollen des Zaren, als des 
meistgefürchteten Feindes, zu erwerben. 

So kam es, dafi er am 10. März 1870 durch einen Ferman 
die Errichtung einer .autokephalen" bulgarischen Kirche anordnete, 
die zur Unterscheidung vom Patriarchate den Namen Ex- 
arch at erhielt und alle Eparchien des eigentlichen Bulgarien 
nördlich vom Balkan sowie einen Teil der südlich von diesem ge- 
legenen uitifafite, femer die Eparchien von Nisch und Pirot; auch 
solche Ortschaften sollten künftig zu ihr gehören, in denen 
wenigstens zwei Drittel der Einwohner diese Zuteilung wünschten. 

Es war hauptsächlich das Werk General Graf Ignatiews, des 
russischen Gesandten in Stambul, das da zustande gekommen 
war, denn seiner schlauen Gewandtheit war es gelungen, dem 
Sultan dieses Zugeständnis abzulisten und vielleicht abzudrohen. 
Bis der kaiseriiche Ferman zur vollen Geltung kam, sollte es aber 
noch geraume Weile dauern, denn der griechische Patriarch erhob 
dagegen energisch Einspruch, und der Grofivesir Ali Pascha liefi 
sich hierdurch bestimmen, die Veröffenflichung des Fermans einst- 
weilen noch zu unterlassen, vielleicht von einer Ahnung t)ewogen, 
dafi die Schaffung einer bulgarischen Nationalkirche für das 
türkische Reich böse Folgen nach sich ziehen könne. Erst sein 
Nachfolger Mahmud Nedim Pascha, der ganz unter dem Banne 
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Ignatiews stand, veröffentlichte den Ferman und erliefi an die bul- 
garischen Gemeinden die Aufforderung, einen Exarchen zu wählen, 
22. Februar 1872. Die Wahl erfolgte drei Monate spflter, 24. Mai, 
und fiel auf den Erzbischof Anthymos, worauf der ökumenische 
Pahiarch über den Exarchen die Exkommunikation verhängte. 
Das Schisma in der orthodoxen Kirche war damit eine vollendete 
Tatsache geworden. Zugleich wurde damit auch der Grundstein 
zur Selbständigkeit Bulgariens gelegt. 

3 

Einen neuen Impuls erhielt die bulgarische Bewegung in Maze- 
donien durch den Frieden von San Stefano. Wie die durch diesen 
geweckten Hoffnungen auf ein grofibulgarisches Reich mit dem Be- 
sitz Ostrumeliens liebäugelten, so auch mit dem Mazedoniens, 
denn auch dieses hatte Ignatiew den Bulgaren in San Stefano 
in voreiliger Gebelaune zugesichert. Das konnten sie nicht ver- 
gessen, und so gingen sie daran, den Boden Mazedoniens vorzu- 
bereiten, damit dereinst dort die bulgarische Saat aufgehe, die sie 
mit vollen Händen auszustreuen begannen. Schule um Schule 
errichteten sie, nicht um Bildung zu schaffen, sondern bloß um 
Bulgaren heranzuzüchten und deren Zahl derart systematisch zu 
vermehren. 

Den Hitzköpfen unter ihnen dauerte dies aber zu lange, und 
sie inszenierten im Frühjahr 1885 einen Einfall bewaffneter Leute 
in Mazedonien; doch mißlang dieser vollständig. Nach diesem 
ersten verunglückten Versuche, das großbulgarische Reich durch 
Bandenbildung vorzubereiten, verzichtete man einstweilen darauf, 
mit Gewalt vorzugehen, zumal da die bulgarische Regierung, durch 
die ostrumelische Angelegenheit vollauf in Anspruch genommen, 
nicht gewillt war, ihre Kräfte zu zersplittern und die Insurrektions- 
propaganda in Mazedonien zu fördern. 

Das hinderte diese aber keineswegs, hartnäckig ihrem Ziele 
nachzugehen. An ihrer Spitze standen zumeist Bulgaren, die aus 
Mazedonien stammten und nach Bulgarien ausgewandert waren, 
wo sie alles aufboten, für die Bulgarisierung ihres Heimatlandes 
Anhänger zu werben und auch die Regierung dafür zu gewinnen. 
Eine bequeme Handhabe für die bulgarische Propaganda bot der 
bereits^ erwähnte Artikel X des Fermans vom 10. März 1870, 
worin solchen Ortschaften, von deren Bewohnern mindestens zwei 
Drittel die Zuweisung zum Exarchate wünschen sollten, die Be- 
willigung dieses Wunsches in Aussicht gestellt wurde. Es lag 
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auf der Hand, dafi mit dieser Bestimmung konfessionell-nationalen 
Erpressungen Tflr und Tor geöffnet war und dafi die bulgarische 
Propaganda alles aufbot, diesen »Wunsch", wo er etwa nicht vor- 
handen war, künstlich hervorzurufen. Sie tat es mit Erfolg und 
setzte um die Mitte der neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts 
bei der Pforte die Zuweisung der Eparchien Nevrekop, Melnik, 
Strumnitza, Kokosch, Monastir und Dibre an das Exarchat durch, 
trotzdem das ökumenische Patriarchat heftig dagegen protestierte. 

Hand in Hand mit der Propaganda auf kirchlichem Gebiete 
ging die auf dem des Schulwesens. Auch hier war sie so erfolg- 
reich, dafi die Pforte im Frühjahre 1894 den Schulgründungen 
Halt gebieten zu müssen glaubte und sogar einige der neu- 
errichteten Schulen wieder aufhob; eine Maflregel, die sie jedoch 
auf Einspruch des Exarchats widerrief, da die Bulgaren in diesen 
Eparchien tatsächlich zahlreicher waren als die Griechen. Dafi 
die Mittel für diese zahlreichen Schulgründungen nicht ohne Zutun 
der bulgarischen Regierung und wohl auch der russischen ,Wohl- 
tStigkeits-Komitees" beschafft werden konnten, stand aufier Frage. 

Anfang Dezember 1894 hielt es die mazedonische Propa- 
ganda für angezeigt, die Hilfe der Mächte für ihre Bestrebungen 
anzurufen , und prägte das neue Schlagwort ^Mazedonien den 
Mazedoniern*, womit unter »Mazedoniern*' natürlich nur die Ein- 
wohner bulgarischer Nationalität gemeint waren. Dieser Appell, 
der in erster Linie wohl an die Adresse Rußlands gerichtet war, 
in dem die Balkanslawen ja immer ihren .Befreier" sahen, hatte 
jedoch zunächst keinen andern Erfolg, als dafi die Mächte der 
Pforte wieder einmal die Einführung von Reformen empfahlen. 
Im übrigen zeigte jedoch keine von ihnen Lust, in das maze- 
donische Wespennest zu greifen. 

Das bulgarische Aktionskomitee liefi sich hierdurch auch 
keineswegs abschrecken, sondern entsandte eine Bande unter Boris 
Sarafow nach Melnik, wo sie raubte und sengte, um dann wieder 
nach Bulgarien zurückzukehren, wo ihr ein Empfang bereitet wurde, 
als hätte sie eine Heldentat vollbracht. Die bulgarische Regierung 
gab zwar vor, diesem Treiben der Propaganda fernzustehen und 
es zu mifibilligen — und bei Fürst Ferdinand persönlich mag das 
auch zugetroffen sein — ; aber selbst wenn dies wahr gewesen 
wäre, so hätte sie es doch kaum gewagt, der Propaganda ernstlich 
entgegenzutreten, denn diese hatte fast die gesamte Intelligenz für 
sich, zumal die Armee, und war in der Wahl ihrer Mittel, wenn es 
ihr galt, sich zu rächen, nichts weniger als wählerisch. 
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In Anbetracht der sich immer bedenklicher gestaltenden Zu- 
stände in Mazedonien hielt es die Pforte ftlr ratsam , wenigstens 
einen Versuch zu machen, Ordnung zu schaffen. Sie ernannte im 
Jahre 1895 drei Justizinspektoren für die europaischen Provinzen 
und erliefi im Frühjahre 1896 — 22. April — für die drei maze- 
donischen Vüajete und für das Vilajet Adrianopel einen Reform- 
erlafi» der die Administration dieser Provinzen regeln und dabei 
die Interessen der Einwohner christlicher Konfession berücksich- 
tigen sollte. 

Allein wie in der Türkei gewöhnlich, so vermochte die An- 
kündigung dieser Reformen an der Übeln Sachlage nichts zu 
ändern, weil sie den Ansprüchen des bulgarisch-mazedonischen 
Komitees nicht genügten. Die Verhältnisse in Mazedonien ver- 
schlechterten sich im Gegenteil immer mehr, denn unter dem Ein- 
drucke des kretensischen Aufstandes trat nun auch die .hel- 
lenische" Propaganda, die sich bisher im Vergleiche zur bulgari- 
schen zurückgehalten hatte, mit aller Kraft auf und ging zu Taten 
über: griechische Banden drangen von Thessalien in Mazedonien 
ein, wo sie an den griechischen Bewohnern natürlich Unterstützung 
fanden. 

4 

Zu dem griechisch-bulgarischen Zwiste kam überdies noch 
ein griechisch-serbischer. Gleich den Bulgaren erhoben, durch 
deren Erfolge angespornt, auch die Serben Anspruch auf eine 
nationale Sonderstellung ihrer Kirche, und wenn ihre Zahl m 
Mazedonien auch weit geringer war als die der Bulgaren und 
Griechen und sich ausschliefilich auf das Vilajet Kossovo be- 
schränkte, in dem sie aber im Vergleiche mit den Albanesen auch 
nur eine Minderzahl bildeten, so konnten sie doch ebenso wie 
die Bulgaren historische Gründe ins Treffen führen. Im 13. Jahr- 
hundert hatte der Serbenkönig Sava Nemanid das nördliche Maze- 
donien erobert und in Ipek 1218 ein serbisch-nationales Erz- 
bistum errichtet, das unter seinen Nachfolgern zum »Patriarchat* 
erhoben wurde, ohne vom ökumenischen Patriarchat jedoch als 
solches anerkannt zu werden. Das Erscheinen der Türken in 
Mazedonien machte der serbischen Herrschaft ebenso ein Ende 
wie der bulgarischen, und damit ging auch die Selbständigkeit 
des nationalen Patriarchats in Ipek verioren, 1459. Ein Jahrhundert 
spater stellte es der Grofivesir Mehmed Sokolovid, der seiner 
Nationalität nach ein Serbe war, wieder her und setzte seinen 
Bruder Makarios auf den Patriarcbenstuhl ; aber schon drei Jahre 
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darauf erklärte eine nach Konstantinopel einberufene Synodalver- 
sammlung, dafi Ipek ebensowenig als national-serbisches Erz- 
bistum anzusehen sei wie Ochrida als national-bulgarisches und 
ebensowenig Anspruch auf den Titel Patriarchat habe. Ein kaiser- 
licher Ferman entkleidete diese beiden Erzbistümer, die immer zu 
Zwisten Anlafi gaben, im Jahre 1757 völlig ihres autonomen 
Charakters.^) 

Erst der fortschreitende Verfall der ttirkischen Herrschaft und 
die hierdurch entzündete nationale Begehrlichkeit, nicht zum 
wenigsten auch das Beispiel der Bulgaren, weckte auch bei den 
Serben Nordmazedoniens das Verlangen nach einer Nationalisierung 
ihrer Kirche, und sie stellten die Forderung auf, die Diözese 
Osküb (im Vilajet Kossovo) solle einen national-serbischen Cha- 
rakter erhalten. Sie fanden dabei nicht nur die Unterstützung der 
serbischen Regierung, sondern merkwürdigerweise auch des grie- 
chischen Metropoliten von Üsküb, Methodios. Da dieser, ent- 
g^en den Weisungen des Patriarchen, den Gottesdienst nur in 
serbischer Sprache abhalten wollte, kam es mit den darüber er- 
bitterten Griechen der Gemeinde wiederholt zu argen Zusammen- 
stößen, die schließlich zur Sperrung der Kirche durch die türki- 
schen Behörden führte. 

Als bald darauf der Metropolit Methodios starb und durch 
den Metropoliten Ambrosios ersetzt wurde, der sich den serbischen 
Forderungen gegenüber ablehnend verhielt, erhoben die Serben 
gegen die Griechen die Anklage, diese hätten Methodios vergiftet 
und die Ernennung seines Nachfolgers sei unter einer Verietzung 
des kanonischen Rechts erfolgt. Sie behaupteten femer, der frühere 
ökumenische Patriarch habe dem König Alexander von Serbien 
bei dessen Besuch in Konstantinopel im Jahre 1894 die Besetzung 
der Diözese Osküb mit einem Metropoliten serbischer Nationalität 
versprochen. Wie immer, wenn man in Serbien etwas durchsetzen 
wollte, wandte man sich an Rußland, das auf die Pforte und das 
Patriarchat einen Druck zugunsten der serbischen Forderung aus- 
üben sollte, und man tat es nicht vergebens. Wiewohl sich bei 
den vom Patriarchat veranlaßten Erhebungen zeigte, daß, im Gegen- 
satze zu den serbischen Behauptungen von einer serbischen 
Majorität, die Zahl der in Osküb ansässigen serbischen Familien 
weit geringer war als die der griechischen (41 : 205), erklärte sich 
das Patriarchat bereit, den Wünschen der Serben entgegenzu- 

1) Cl. NicolaTdes, .Macedonien*, S.42ff. 
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kommen. Es fand dafür bei diesen aber keine Erkenntlichkeit, 
denn sie begnügten sich nicht mit den angebotenen Zugeständ- 
nissen, setzten den Widerstand gegen das Patriarchat fort und 
wendeten sogar Gewalt an. 

Hierdurch offenbar eingeschüchtert und dem Drucke Rußlands 
nachgebend, betraute das Patriarchat den bei den Serben beliebten 
und der serbischen Sprache machtigen Archimandriten Firmilian 
mit der Verwaltung der Metropolie von Üskflb und ordnete an, 
dafl fortan der Gottesdienst in der orthodoxen Kirche abwechselnd 
griechisch und serbisch abgehalten werde. Außerdem stellte der 
neue Metropolit m einigen Kirchengemeinden serbische Priester an, 
die den Gottesdienst ausschließlich in serbischer Sprache abhielten, 
und ließ mehrere serbische Schulen auf Kosten der Metropolie 
erhalten« 

Aber auch damit gaben sich die Serben noch nicht zufrieden 
und bestanden anf der vollständigen Serbisierung der Metropolie. 
Überdies trugen sie sich mit dem Gedanken an die Wiedererrich- 
tung des alten serbischen Patriarchats von Ipek.^) 



Nicht genug an den bulgarischen und serbischen Sonder- 
bestrebungen, begannen, von diesen gleichsam angesteckt, auch 
die Aromunen im Pindusgebiete, die bisher im besten Einver- 
nehmen mit den Griechen gelebt hatten, sich als Rumänen zu 
fohlm, und verlangten gleichfalls eine nationale Kirche, worin sie 
von der rumänischen Regierung ausgiebig unterstützt wurden, 
wiewohl die weite räumliche Trennung eine territoriale Verbindung 
dieses versprengten, zudem keineswegs mehr ungemischten Stammes 
rumänischer Herkunft mit dem Königreiche Rumänien völlig aus- 
schloß.>) 

^) AusfOhrlich t>erichtet hierüber Cl. NicolaTdes in seinem Buche über 
Mazedonien. Siehe das Kapitel »Die kirchlichen Ansprüche der Serben und 
deren Schulen in Mazedonien' , das auch der hier gegebenen Darstellung zu- 
grunde liegt 

*) Die rumänische Propaganda unter den Kutzowalachen, die übrigens schon 
in den sechziger Jahren begonnen hatte , und zwar merkwürdigerweise von 
einem Griechen namens Margaritis Apostolos geleitet, soU, wie NicolaTdes 
in seinem Buche (Kapitel über die rumfinische Schulpropaganda) behauptet, im 
Laufe von zwanzig Jahren an 10 Millionen Franken ausgegeben haben. Dieser 
Autor führt auch einen Ausspruch aus dem Mund eines rumänischen Politikers, 
Cogalniceanu, an, der auf die rumflnische Propaganda in Mazedonien ein inter- 
essantes Streiflicht wirft Jedes Volk brauche ein gewisses Ideal, mit dem es 
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Die Pforte verhielt sich "diesen Bestrebungen gegenüber wohl- 
wollend, augenscheinlich, um es mit Rumänien nicht zu verderben, 
und gab ihre Zustimmung zur Wahl eines »rumänischen' Metro- 
politen, die auf den vormaligen griechischen Bischof von Mes- 
embria, Anthymos, fiel. Aber in diesem Falle zeigte sich das 
ökumenische Patriarchat nicht so willfährig wie gegen die bul- 
garischen und serbischen Forderungen und versagte seine Ein- 
willigung. 

So standen den Griechen in Mazedonien Bulgaren, Serben 
und Kutzowalachen feindselig gegenüber, ohne aber trotzdem ge- 
meinsame Sache zu machen, denn zwischen Serben und Bulgaren 
bestand eine Abneigung, die der beiden Völkern gemeinsamen 
Erbitterung gegen die Griechen an Leidenschaftlichkeit nichts 
nachgab. Allen drei Nationen aber (von den Kutzowalachen kann 
bei ihrer verhältnismäßig geringen Zahl abgesehen werden) war 
der glühende Wunsch gemein, die türkische Herrschaft abzu- 
schütteln, wiewohl von dieser im Grunde nicht mehr viel zu be- 
merken war. Dieser Wunsch hätte sie einigen können, um ge- 
meinsam an seiner Erfüllung zu arbeiten; allein der Gedanke an 
die Teilung der Beute liefi dies nicht zu, sondern stachelte ihren 
gegenseitigen Hafi und trieb sie an, einander zu vernichten. 



Angesichts dieser Sachlage besorgten die Mächte, die maze- 
donische Pandorabüchse könne in den ungeschickten Händen der 
Türkei explodieren und Europa in Brand setzen. Sie trachteten 
daher, die bösen Geister, die darin ihr Unwesen trieben, zu be- 
ruhigen, und gaben der Pforte eine Reihe von Verhaltungsmaß- 
regeln, von denen sie sich eine V^rkung versprachen. Aber diese 
V^rkung blieb ganz aus; das von ihnen im Jahre 1897 gemeinsam 
ausgearbeitete Verwaltungsprojekt erwies sich als ein Schlag ins 
Wasser. Statt besser wurden die Zustände in Mazedonien immer 
schlechter. Das Bandenunwesen nahm in erschreckender Weise 
zu und wurde für die bedauernswerten Bewohner der drei Pro- 
vinzen zu einer bösen Landplage. Am ärgsten trieben es die bul- 

sein nationales Denken und Streben beschäftigen könne. Unterliefie man in 
Rumänien die Propaganda für Mazedonien , so würde diese sich in Sieben- 
bürgen ein anderes Feld suchen. Das aber hatte eine Trübung des Verhält- 
nisses zwischen Rumänien und Osterreich-Ungam zur Folge, die vermieden 
werden müsse. Daher sei es notwendig, den rumänischen Nationalismus nach 
Mazedonien abzulenken. 
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garischen Banden ; schon deshalb, weil sie weitaus die zahlreichsten 
waren. Das bulgarisch-mazedonische Komitee gebärdete sich 
immer dreister und gewalttätiger, was durch nichts drastischer 
illustriert wurde als durch die Erpressungen, die es sich nicht nur 
auf türkischem, sondern auch auf rumänischem Gebiete heraus- 
nahm, ganz besonders aber durch die Ermordung des rumänischen 
Professors Michaelianu in Bukarest, JuU 1900, der sich den Haß des 
Komitees zugezogen hatte. Die rumänische Regierung beschwerte 
sich darüber und drohte, über diese krasse Verletzung des Völker- 
rechts mit Recht erbittert, mit Repressivmafinahmen gegen die in 
Rumänien lebenden Bulgaren, 15. August 1900. Aber vergeblich. 
Wie zum Hohne darauf fand wenige Tage später, 20. August, in 
Sofia ein mazedonischer Kongreß statt, ohne daß die bulgarische 
Regierung es wagte, dagegen einzuschreiten. Das Schicksal Mi- 
chaelianus mochte es Fürst Ferdinand und seinen Ministern nicht 
ratsam erscheinen lassen, es mit dem Komitee zu verderben. 

Der Kongreß hatte den Zweck, sich über die Mittel zu be- 
raten, die Insurgierung Mazedoniens möglichst wirksam zu be- 
treiben. Welcher Art diese Mittel waren, bekamen die Griechen, 
Serben und Türken dieses unglücklichen Landes an ihrer Habe 
und ihrem Leben zu fühlen. Mit Raub und Brand, mit Schän- 
dung und Mord suchte das Komitee sie zum Bulgarentume zu 
pressen. Die selbstverständliche Folge dieses Terrorismus war es, 
daß er von selten der andern Nationen nach Kräften erwidert 
wurde. So wüteten Banden gegen Banden. 

Von den Mächten zur Rede gestellt, fühlte sich die bulgarische 
Regierung zwar zu Drohungen gegen das Komitee bemüßigt, 
suchte im übrigen aber die Schuld an den mazedonischen Greueln 
der Pforte aufzubürden. Diese wieder behauptete, und mit mehr 
Recht, die Verantwortung treffe allein Bulgarien. Um aber ihren 
guten Willen kundzutun, raffte sie sich, dem Drängen der Mächte 
folgend, wieder einmal zu Reformen auf. Zumeist bestanden diese 
aus der Wiederholung der schon des öftem erlassenen, aber nie 
befolgten Verordnungen. Neu daran war bloß die Ernennung 
eines Generalinspektors für die drei mazedonischen Vilajete, dessen 
Aufgabe es sein sollte, darüber zu wachen, daß die Valis die ihnen 
zugegangenen Instruktionen auch ausführten. Mit dieser Stelle, 
die dem Vesirsrang entsprach, wurde der aufgeklärte Hussein 
Hilmy Pascha betraut. 

Indessen hatte sich zwischen Österreich-Ungarn und Ruß- 
land nach langem, schwerem Grolle eine Annäherung vollzogen. 

Soinosky, Die Balkanpolitik Österreich-Ungarns. II. 9 
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Der Besuch des jungen Zaren Nikolaus am Wiener Hofe im 
Sommer 1896 war, wie schon erwähnt, der erste Schritt dazu ge- 
wesen. Kaiser Franz Josef erwiderte diesen Besuch im folgenden 
Frühjahr, und damit war der solange zerrissen gewesene Draht 
zwischen Wien und Petersburg wieder hergestellt. Die Vorgänge 
auf dem Balkan aber hatten zur Folge, dafi er auch fleifiig benutzt 
wurde, und ein seltsames Spiel des Schicksals fügte es, dafi das- 
selbe Bulgarien, das die beiden Mächte entzweit hatte, sie nun 
wieder zusammenführte: 

In Rufiland, wenigstens im offiziellen Rußland, sah man 
nämlich der Entwicklung der Dinge in Mazedonien mit starkem 
Unbehagen zu und besorgte eine Katastrophe, die Rufiland in 
Mitleidenschaft ziehen konnte. Das aber wollte man nicht, 
offenbar weil man im fernen Osten anderes, ^chtigeres zu tun 

hatte. 

So fuhr denn Graf Lambsdorff, der Leiter der auswärtigen 
Angelegenheiten, nach Sofia, um dort nach dem Rechten zu sehen. 
Nebenbei bemerkt, ein drastischer Beweis dafür, dafi man es in 
Petersburg noch immer nicht aufgegeben hatte, Bulgarien als rus- 
sische Dependance zu betrachten. Auf der. Rückfahrt machte Graf 
Lambsdorff in Wien Halt, um sich hier mit Graf Goluchowski 
über die mazedonische Frage zu besprechen. Er fand bei diesem 
auch das erwartete Entgegenkommen, denn für Österreich-Ungarn 
konnte es nicht gleichgültig sein, so nahe seinen Grenzen be- 
ständigen Aufruhr zu wissen. Man war daher in Wien damit völlig 
einverstanden, zusammen mit Rufiland bei dieser unruhigen Nach- 
barschaft endlich Ruhe zu schaffen. 

Da sich die beiden Staatsmänner von den eben veröffent- 
lichten Reformen der Pforte nach ihren bisherigen Erfahrungen 
keinen Erfolg versprachen, beschlossen sie, gemeinsam ein Refonn- 
projekt ausarbeiten zu lassen. So bekam die Welt denn das 
seltene Schauspiel zu sehen, dafi dieselben Mächte, die einander 
an zwanzig Jahre, die Hand am Schwerte, drohend gegenüber- 
gestanden, nun Arm in Arm auf der Szene erschienen und Europa 
davon in Kenntnis setzten, dafi sie gewillt seien, in Mazedonien 
Ordnung zu machen. 

Diese Zusammenkunft fand im September 1902 statt. Zwei 
Monate später wurde das Reformprojekt, das die Botschafter 
Österreich-Ungarns und Rufilands am Goldenen Hom, Freiherr 



*) C. v. Sax, .Machtverfall*, S.547. 
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von Calice und Sinowjew, gemeinsam ausgearbeitet hatten, dem 
GroBvesir übeneicht. 

Seine wichtigsten Bestimmungen waren folgende: 

Die Amtsdauer des Generalinspektors für Mazedonien sollte sich auf 
drei Jahre erstrecken» wflhrend welcher er ohne Zustimmung der beiden Re- 
formnülchte nicht abberufen werden durfte. Aufierdem sollte ihm das volle 
Verfflgongsrecht Aber die in seinem Amtsbereiche dislozierten Truppen zu- 
stehen. Femer sollten die Sicherheitstruppen — Gendarmerie und Polizei — 
sowie die Feldhüter in Mazedonien von sachverstiUidigen Ausländern re- 
organisiert und auf ein höheres Intelligenzniveau gebracht werden, weshalb 
Analphabeten auszuschließen waren. Die Zahl der in diese Truppe aufzu- 
nehmenden Christen sollte der der christlichen Einwohner des betreffenden 
Bezirks im Verhältnis entsprechen. Die Einkünfte der öffentlichen Funktionäre 
in den drei Vilajeten mufiten bei der Banque Ottomane sichergestellt werden. 
Auch eine weitgehende Amnestie für alle politischen Verbrecher, die sich nicht 
auch eines gemeinen Verbrechens schuldig gemacht hatten, wurde im Reform- 
projelct von der Pforte verlangt. 

Diese verhielt sich in ihrer Antwortnote reserviert, ohne die 
Reformen geradezu abzulehnen, und versicherte, auf sie Rück- 
sicht nehmen zu wollen; im übrigen aber habe sie ja ohnehin 
selber für Reformen gesorgt. Das war nichts anderes als eine 
höflich umschriebene Zurückweisung. 

So begreiflich diese Abneigung der Pforte gegen die fremde 
Bevormundung aber auch war, so hätte sie, wenn sie fremder 
Hilfe bei dem notwendigen Ordnungswerke entraten zu können 
glaubte, doch die Kraft haben sollen, dieses selber mit Erfolg 
durchzuführen. Eben diese aber besaß sie, wie sich alsbald zeigen 
sollte, nicht 

6 

Bei den mohammedanischen Arnauten in den Vilajeten Kossovo 
und Monastir rief die Zumutung, christliche Gendarmen in ihrem 
Lande zu sehen, grofie Erbitterung hervor, die sich namentlich gegen 
die russischen Konsuln richtete und deren Sicherheit gefährdete. 
Die Pforte sah sich durch den bedrohlichen Umfang dieser Unruhen 
zu einem zahlreichen Truppenaufgebote genötigt, das unter dem 
Kommando des Marschalls Omer Ruschdi Pascha im Sandschak 
Mitrovica konzentriert wurde. Diese Vorkehrungen erwiesen sich 
jedoch für die Pazifizierung als ungenügend und nötigten die 
Pforte zu neuen Einberufungen. 

Das schreckte die bulgarischen Banden aber keineswegs ab, 
sondern wirkte auf sie im Gegenteil sogar ermunternd, denn sie 
hielten die Türken, da sie sie mit den Albanesen beschäftigt sahen, 
für noch ohnmächtiger als sonst, und erachteten den Zeitpunkt 
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für einen allgemeinen Aufstand gegen die türkische Herrschaft ge- 
kommen. Sogar den Tag bestimmten sie schon, an dem er los- 
brechen sollte. Es war der 2. August 1903. An diesem Tage 
sollten im ganzen Lande Bombenattentate und sonstige tenoristische 
Akte verübt werden , und das Komitee glaubte sich seiner Sache 
so gewiß, daß es von den Orientbahnen die Einstellung des Zug- 
verkehrs für diesen Tag verlangte.^) 

Da die Pforte von diesen Absichten rechtzeitig unterrichtet 
wurde, konnte sie sie insofern vereiteln, als es nicht zur all- 
gemeinen Erhebung kam, sondern bei einer grOfiern Zahl terro- 
ristischer Untaten blieb. Immerhin aber hielt sie's für an- 
gezeigt, sich für alle Möglichkeiten vorzubereiten, und brachte 
die Zahl ihrer mobilen Truppen auf 370 Bataillone (wozu noch 
91 mobilisierte in Kleinasien kamen), 100 Eskadronen und 
164 Batterien. 

Dieses gewaltige Truppenaufgebot veranlafite die bulgarische 
Regierung, nun auch ihrerseits zu rüsten. Sie tat es unter dem 
gleisnerischen Vorwande, sie fühle sich bedroht. Tatsächlich wußte 
sie natürlich sehr wohl, daß der Pforte nichts ferner lag, als mut- 
willig einen Krieg heraufzubeschwören. 

Ein Zusammenstoß der bulgarischen mit den türkischen 
Truppen war jeden Tag zu gewärtigen und konnte Europa in 
Flammen setzen. 

Diese Gefahr veranlaßte Österreich-Ungarn und Rußland zu 
einem neuerlichen gemeinsamen Schritte: 

Zar Nikolaus begab sich Ende September in Begleitung des 
Grafen Lambsdorff zum Besuche Kaiser Franz Josefs nach Wien 



1) Der in bulgarischer und französischer Sprache erschienene Aufruf der 
.Innern OrganisaUon" hatte nachstehenden Wortlaut: 

.Conform^ment ä la d^cision du comit^ r^volutionnaire , qui comprend 
les vilayets roum^liotes , l'insurrection dans cette contr^e sera prodam^e le 
2 aoüt n. s. En m6me temps les dispositions ont ^t^ prises pour grouper des 
fortes masses d'insurg^s sur diff^rents points, afin d'6tre ä mftme de pr6ter 
leur Cooperation en cas de besoin. Consid^rant que la mode adopt6 pour la 
lutte est celui de guerillas, il entre naturellement dans le plan des insurgds de 
s'attaquer auz troupes turques et aux bandes arm^es de bachibozouks ainsi 
que de couper toutes les Communications, t^l^graphes et chemins de fer, qui 
sont de nature ä aider les Turcs contre les insurgds. Cependant, afin d'inviter 
d'innocentes victimes humaines sur les voies ferrdes, deux membres de l'dtat 
major rdvolutionnaire, les messieurs D. Qroueff et B. Sarafoff , ont invitd i 
temps la direction des chemins de fer orientaux, de suspendre le servIce de 
voyageurs sur les lignes/ G. Hubka, .Offiziersmission*. S. 13f. 
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und von da nach Mflrzsteg zu gemeinsamer Jagd in den Bergen. 
Aller Groll zwischen den beiden Reichen schien geschwunden zu 
sein, und die Trinksprüche bei der grofien Tafel in Schönbrunn 
klangen ungewöhnlich warm.^) 

Die Besprechungen der beiden leitenden Staatsmänner, die in 
Mflrzsteg am 2. und 3. Oktober stattfanden, hatten eine Reihe von 
Reformvorschlägen zum Ergebnis, die nach ihrem Entstehungsort 
im Inventar der Geschichte als das »Mürzsteger Programm* be- 
zeichnet sind und aus folgenden neun Punkten bestanden: 

1. Zur Oberwachung der türkischen Lokalbehörden und der Durch- 
ffihrung der Reformen werden dem Qeneralinspektor der mazedonischen 
Vilajete zwei Zivilagenten beigegeben , je einer von Österreich-Ungarn 
und Rufiland, deren Aufgabe es sein soU, ihn überallhin zu begleiten 
und von allen Obelstflnden in Kenntnis zu setzen, die ihnen unter- 
kommen. Ihr Mandat wird zwei Jahre dauern. 

2. Die so notwendige Organisierung der Oendarmerie und Polizei 
soll einem fremdländischen General übergeben werden, der in otto- 
manische Dienste treten würde und dem als militärische Hilfskräfte 
Offiziere der Orofimächte beigegeben werden können. Die sollen das 
Verhalten der türkischen Truppen überwachen und haben das Recht, die 
Zuteilung anderer fremdländischer Offiziere zu verlangen. 

3. Nach der Beruhigung des Landes wird eine neue administrative 
Einteilung des Landes vorgenommen werden, die die veschiedenen Natio- 
nalitäten besser gruppieren soll. 

4. Reorganisation der administrativen und judiziellen Behörden, zu 
denen auch einheimischen Christen der Zutritt ermöglicht werden soll. 
Förderung lokaler Autonomie. 

5. Aufstellung aus Mohammedanern und Christen gleichmäflig zu- 
sammengesetzter Kommissionen zur Untersuchung der während der Un- 
ruhen begangenen politischen und gemeinen Verbrechen. 

6. Gewährung von Entschädigungssummen seitens der ottomani- 
schen Regierung für die Repatriierung der aus dem Lande geflohenen 
Christen, für die Unterstützung der um ihr Hab und Gut gebrachten 
Christen und für den Wiederaufbau der zerstörten Privathäuser, Kirchen 
und Schulen. Verteilung dieser Beträge durch hierzu berufene Kom- 
missionen, in denen auch Christen vertreten sein sollen; Oberwachung 
der Verwendung durch die Konsuln der beiden Ententemächte. 

7. Steuerbefreiung der Einwohner von den Türken niedergebrannter 
christlicher Ortschaften für die Dauer eines Jahres. 

8. Die Pforte wird verpflichtet, die im Februar zugesagten Re- 
formen durchzuführen sowie auch solche, die sich künftig notwendig 
erweisen sollten. 



^) So sagte der Zar unter anderem: ,. . . notre cordiale entente et l'har- 
monie parfaite qui en r^ulte dans Taction de nos Gouvernements sont, 
comme Votre Majest^ le dit, un gage pr^cieux pour le succte de la grande 
csuvre padficatrice que nous avons entreprise de commun accord.* 
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9. Ilaw6 (Landsturm) und Baschibozuks (Irreguiflre) dürfen wegen 
der von ihnen begangenen Ausschreitungen und Grausamkeiten nicht 
mehr verwendet werden. 

Außerdem behielten sich die beiden Ententemächte die etwa 
notwendige Vermehrung des Oberwachungspersonals sowie die 
Gewährung einer Amnestie für die Rebellen vor. 

Dieses Reformprogramm wurde der Pforte am 22. Oktober 
überreicht. Schon vorher war ihr von Mflrzsteg aus durch die 
Botschafter der beiden Mächte deren Unzufriedenheit mit dem 
Nichteinhalten der versprochenen Reformen ausgesprochen worden. 

Der Geist y den das Mürzsteger Programm atmete, war der 
Türkei unverkennbar nicht freundlich, und man geht kaum fehl, 
wenn man hierin den Einflufi des Grafen Lambsdorff sieht, der als 
Russe mit den Feinden der Türkei sympathisierte. Graf Golu- 
chowski war eben kein Mann der Initiative und hatte es darum 
seinem russischen Kollegen überlassen, den Ton anzugeben, ohne 
zu bedenken, daß es dem Interesse der Monarchie durchaus nicht 
entsprach, wenn er gegen die Türkei Partei ergriff. 

Es war darum nur selbstverständlich, daB man am Goldenen 
Hom im Reformprogramm eine unbefugte Einmischung in die 
Angelegenheiten des türkischen Reichs sowie eine Ermunterung 
der Rebellen sah und sich gegen seine Durchführung sträubte. 
Da man sich aber zu schwach fühlte, dem nachdrücklichen Ver- 
langen der beiden Reformmächte dauernden Widerstand entgegen- 
zusetzen', entschloß man sich dazu, das Programm im Prinzip 
anzunehmen, was nach türkischem Brauche freilich nicht viel 
anderes bedeutete, als daß man die Durchführung zu verschleppen 
gedachte. Nur einen Punkt erklärte die Pforte für unannehmbar: 
die Kontrollierung ihrer Truppen durch fremde Offiziere. Aber 
die Reformmächte kehrten sich nicht an diesen Protest und er- 
nannten außer den Zivilagenten auch eine Anzahl Offziere als 
Militäradjoints. Desgleichen taten die übrigen vier Mächte. Im 
ganzen waren es 25 Offiziere, die zur Reorganisierung der Gen- 
darmerie und Polizei von ihren Regierungen nach Mazedonien 
gesandt wurden. Mit der Oberleitung wurde der italienische 
Divisionsgeneral Degiorgis betraut; eine Wahl, die auf Anregung 
des Grafen Goluchowski erfolgte, der sich Italien gefällig er- 
weisen wollte. 

Im April 1904 erfolgte die Verteilung des ganzen Reform- 
gebietes in nachstehender Weise an die Militäradjoints der 
Mächte : 
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Österreich-Ungarn (Oberstleutnant Graf Salis-Seewis) erhielt 
das Vilajet Kossovo zugewiesen, Rufiland (General Schestak) den 
Sandschak Saloniki, Italien (Oberst Signorile) das Vilajet Monastir, 
England (Oberst Fairholme) den Sandschak Drama, Frankreich 
(Oberst V^rand) den Sandschak Serres. Dem deutschen Militär- 
adjoint (Major v. Alten), der keine Insbuktionsoffiziere mitbe- 
kommen hatte, wurde die Leitung der Gendarmerieschule in Salo- 
niki übergeben. Die Sandschaks TaSlidze (Plevlje), Novibazar, Dibra, 
Priszren und Teile der Sandschaks von Korica, Ochrida und Ipek, 
die zumeist von Albanesen bewohnt sind, wurden, weil man dort 
heftigen Widerstand erwartete, vorerst nicht in den Reformbereich 
miteint>ezogen. 

Am 23. Mai 1904 konnten die Offiziere in die ihnen zuge- 
wiesenen Bezirke abreisen. Die Zustande, die sie dort in der 
Gendarmerie vorfanden, waren Überaus traurige: 

, Unregelmäßig besoldet, schlecht gekleidet und unbeschreiblich elend be- 
quartiert, meist verheiratet, mit zahlreicher Familie, waren die Gendarmen ge- 
zwungen gewesen, selbst für ihren Unterhalt Sorge zu tragen, und sie taten 
dies nach dem Beispiele ihrer Vorgesetzten auf Kosten der Bevölkerung. In- 
struktion, Dienstbetrieb und Disziplin waren völlig in Vergessenheit geratene 
Begriffe. In den gröfiem Orten hatte sich die Tätigkeit der Gendarmen auf 
Ordonnanzdienste und Botengänge beschränkt, allenfalls auf die Rolle passiver 
Zuschauer bei den Wochenmärkten; in den Dörfern und auf den detachierten 
Posten waren die Gendarmen jahrelang ohne Jedwede Überwachung und ohne 
Direktiven geblieben*; sie schalteten dort nach eigenem Gutdünken in lethargi- 
schem Nichtstun/ ^) 

Nicht viel besser stand es um das Offiziersmaterial: 

.Die aberwiegende Mehrzahl war vöUig ungebildet, Analphabeten waren 
durchaus keine Seltenheit . . . und in sehr zahlreichen Fällen war das Beispiel, 
das diese Offiziere ihrer Mannschaft in bezug auf Diensteifer, Moralität und 
Rechtsbewufitsein gegeben hatten, ein überaus bedenkliches.'^) 

Unter solchen Umständen erwies sich die Vermehrung der 
fremdländischen Instruktionsoffiziere als dringend notwendig. Dieses 
Verlangen stieß aber auf den heftigen Widerstand der Pforte, die 
sich schon deshalb dagegen sträubte, weil dies eine neue Be- 
lastung ihres Budgets bedeutete, da sie die fremden Offiziere ja 
aus ihrer Tasche besolden sollte. Es dauerte daher geraume Weile, 
bis sie sich dazu verstand, in eine Vermehrung der Offiziere um 
23 Köpfe zu willigen, Dezember 1905. 

7 
Da die Rebelten, je nach ihrer Nationalitäti in Bulgarien, 
Serbien und Griechenland heimliche Unterstützung fanden, was 

^) G. Hubka, ,Offiziersmission', S.33f. 
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eine erfolgreiche Bekämpfung ihres Unwesens natürlich sehr er- 
schwerte , ja unmöglich machte i sahen sich die beiden Reform- 
mächte bemüßigt, die Regierungen dieser Länder ernstlich zu ver- 
warnen, 20. Januar 1905. Aber ohne jeden Erfolg;*) denn 
bei den bescheidenen Fortschritten, die die Reorganisation der 
Gendarmerie infolge der fortwährenden Reibungen und lang- 
wierigen Verhandlungen mit der Pforte machte, konnten die ver- 
schiedenen Banden ihr terroristisches Treiben unbekümmert und 
nur wenig behindert fortsetzen. Immerhin aber fühlten sich die 
Rebellenkomitees in ihrer künftigen Tätigkeit bedroht und agi- 
tierten heftig gegen die fremden Offiziere. Namentlich von ser- 
bischer Seite war dies gegen die k. u. k. Offiziere der Fall, wobei 
das serbische Konsulat in Osküb diesen Umtrieben Vorschub leistete. 

Auch mit der Pforte gab es neue Schwierigkeiten. Da die 
höchst unordentliche und auch nicht immer redliche Finanz- 
gebarung der türkischen Behörden das Reformwerk erschwerte, 
hatten sich die Botschafter der Ententemächte veranlaßt gesehen, 
ein Projekt zur Reformierung auch auf diesem Gebiete auszu- 
arbeiten und es der Pforte zur Annahme zu empfehlen, Januar 1905. 

Diese wieder verlangte von den Mächten die Zustimmung zu 
einer Erhöhung der Zölle um 3 %, da sie die ihr aus der Reform- 
aktion in Mazedonien erwachsenen Auslagen sonst nicht bestreiten 
könne. Auf den Vorschlag Rußlands und Österreich-Ungarns 
machten die Mächte ihre Zustimmung von der Annahme des er- 
wähnten Finanzprojekts abhängig. Als die Pforte hierauf aber 
nicht eingiehen wollte, verlangten die Mächte die Einsetzung einer 
aus den Zivilagenten Rußlands und Österreich-Ungarns sowie aus 

^) So ergaben die Morde und Gewalttaten allein Im Sandschak Osküb 
vom Mai bis September 1905, soweit sie zur Kenntnis der k. u. k. Zivilagenten 
gelangten, nach O. Hubka (»Offiziersmission', S. 43), folgendes Zahlenbild: 

Kasa (Bezirk) Morde ^ . . Entführungen 

Osküb 41 8 2 

Kumanova 36 9 4 

Kratova 13 — 4 

Bgri-Palanka 24 9 — 

Köprülü 12 1 — 

IStib 42 11 10 

Ko£ana 3 1 1 

RadoviSta 23 4 2 

Osmani^ 30 — 2 

Zusammen 224 43 25 
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je einem Finanzdelegierten der vier andern Mächte bestellenden 
Kontrollkommission, 8. Mai 1905. 

Die Pforte lehnte jedoch jede Einmischung in ihre Finanz- 
gebarung ab und erklärte» die von ihr geplante Zollerhöhung vom 
1. Januar 1906 in Kraft treten zu lassen. Ein Versuch der Mächte, 
den Sultan durch eine Kollektivaudienz aller sechs Botschafter 
zur Annahme des Vorschlags zu bewegen, mißlang, da die Audienz 
verweigert wurde. Darauf entschlossen sich die Mächte, dem 
Rate Englands folgend, zu einer Flottendemonstration. Nur 
Deutschland beteiligte sich klugerweise nicht daran. 

Im November 1905 vereinigten sich die hierzu bestimmten 
Schiffe im Piräus und fuhren unter dem Kommando des k. u. k. Vize- 
admirals V. Ripper, der auf Vorschlag Frankreichs hierzu ersehen 
worden war, zur Insel Mytilene, wo ein ausgeschifftes Detache- 
ment das Zoll- und Telegraphenamt besetzte. Einige Tage später 
geschah dies auch auf der Insel Lemnos. Die Pforte versuchte 
es zuerst nach alter Gewohnheit mit halben Zugeständnissen, fügte 
sich aber schliefilich doch der Übermacht und willigte nicht nur 
in die unveränderte Annahme der Finanzkontrolle, sondern auch 
in die Verlängerung der Mandate aller Reformfunktionäre. Diese 
Verlängerung erwies sich als notwendig, denn die vereinbarte Amts- 
dauer lief schon im April 1903 ab, das Reformwerk befand sich 
aber noch immer im Anfangsstadium. 

Was sich unter manchen andern Hindernissen einem raschern 
Fortschritt in der Reorganisation der Gendarmerie in den Weg 
stellte, war auch die Unzulänglichkeit ihres Ersatzes und die sich 
daraus ergebende Dürftigkeit der Standesverhältnisse. Nicht nur, 
daß die Pforte trotz dringender Mahnung des Gendarmerieleiters 
General Degiorgis die Beistellung von Rekruten immer wieder 
hinauszog, war das Menschenmaterial, das sie schliefilich zur Ver- 
fügung stellte, physisch und psychisch so minderwertig, dafi nicht 
weniger als 80 7o davon als unbrauchbar zurückgestellt werden 
mußten. Sehr spärlich waren unter der Mannschaft die Christen 
vertreten, da es aus Furcht vor dem Terrorismus der Rebellen 
nur ganz wenige, und nicht eben die besten Elemente, wagten, 
in die Dienste der fremden Offiziere zu treten. 

Viel Sorge bereitete den Reformoffizieren auch die Unterkunft 
der Gendarmerie. Da die schon vorhandenen zumeist menschen- 
unwürdige Behausungen waren, mußten Wachthäuser (Karakols) 
errichtet werden. Daß die Regierung die Beträge dafür aber nur 
durch eine besondere Steuer aufbringen konnte, trug nicht dazu 
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bei, die Bevölkerung gegen die fremden Offiziere freundlicher zu 
stimmen. 

Immerhin bedeutete das Jahr 1906 insofern einen Fortschritt 
im Reformwerke, als sich die Zahl der politischen Verbrechen ver- 
minderte. So sank die der Morde im Sandschak Üsküb von 440 
im Jahre 1905 auf 219, die der Verwundungen von 92 auf 75.^) 

Diese Besserung war aber, wie sich bald zeigen sollte, nicht 
von Dauer, und das Jahr 1907 brachte wieder eine Erhöhung der 
Bandenbewegung und zahlreiche Oberfalle mit sich; namentlich 
die griechischen und serbischen Banden entwickelten eine rege 
Tätigkeit, so daß sich Freiherr von Ahrenthal, seit 26. Oktober 1906 
an Stelle des Grafen Goluchowski Minister des ÄuBem, bemüfiigt 
fand, in Athen und Belgrad neuerlich zu warnen, diesmal be- 
zeichnenderweise ohne Parallelaktion von selten Rufilands. 

Die Angriffe der Banden richteten sich neuerdings übrigens 
nicht mehr so sehr gegen die türkischen Behörden als vielmehr 
gegen die Banden der andern Christen. Der Punkt 3 des Mürz- 
steger Programms leistete ihnen dabei Vorschub, denn er stellte 
, eine Änderung der territorialen Abgrenzung der Verwaltungsbezurke 
im Sinne einer regelmäßigen Gruppierung der verschiedenen Natio* 
nalitäten" in Aussicht, und die verschiedenen Banden trachteten 
nun, diese Gruppierung in ihrem Sinne durchzuführen, d.h. sie 
suchten die Angehörigen der andern Nationalitaten durch den 
wildesten Terrorismus zu zwingen, sich zu der von ihnen ver- 
tretenen Nationalitat zu bekennen, damit sie bei der von ihnen 
allen erwarteten Aufteilung Mazedoniens auf eine möglichst große 
Zahl von Konnationalen verweisen konnten und demgemäß ein 
möglichst großes nationales Territorium erhielten. 

Um dieser naiv-gewalttatigen Interpretation ein Ende zu 
machen, einigten sich Freiherr von Ährenthal mit Herrn von Is- 
wolski, dem neuen Leiter des Auswärtigen in Rußland, der im 
September 1907 nach Wien kam, über eine gemeinsame Note an 
die Regierungen in Belgrad, Athen und Sofia, worin diese zum 
drittenmal gewarnt und verstandigt wurden, daß die geplante Neu- 
einteilung sich keineswegs nach den etwaigen Erfolgen der 
Terroristen richten werde und daß die erste Bedingung hierzu die 
Herstellung geordneter Zustande in Mazedonien sei, weshalb die 
betreffenden Regierungen sich die Unterdrückung des Banden- 
unwesens ihrerseits angelegen sein lassen sollten, 28. September 
1 907. 

^) O. Hubka, .Offiziersmission-, S.63. 
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Im Oktober dieses Jahres fand in Saloniki eine Zusammen- 
kunft der Militäradjoints der Machte statt, wobei eine Reihe von 
Forderungen an die Pforte aufgestellt wurde: so die endliche 
Durchführung der langst verlangten Entwaffnung der Bevölkerung, 
Standeserhöhung und Beteilung der Gendarmerie mit Mauser- 
gewehren, Vermehrung der Reformoffiziere, Formierung mobiler 
Gendarmerieabteilungen zur Bekämpfung der Banden, Erneuerung 
der im April 1908 ablaufenden Kontrakte u. dgl. mehr. 

Zur Erfüllung all dieser Forderungen sollte es indes nicht 
mehr kommen. Zwar willigte die Pforte im Frühjahr 1908 in eine 
Verlängerung der Amtsdauer um sechs Jahre, also bis 1914, und 
veranlaßte endlich auch die schon vor Jahren zugestandene Aus- 
rüstung der Gendarmerie mit Mausergewehren neuesten Modells; 
aber diese Zugestandnisse kamen nicht mehr zu praktischer Be- 
deutung. 

8 

Schon der Beginn des Jahres 1908 liefi sich für die Reformen 
nicht günstig an, denn die von Österreich-Ungarn kundgegebene 
Absicht eines Bahnbaus durch den Sandschak Novibazar führte 
zu einer Erkaltung zwischen der Monarchie und Rufiland und be- 
wog dieses zu einer Abkehr von ihr und zum Anschluß an Eng- 
land. In der Zusammenkunft König Eduards mit Kaiser Nikolaus 
am 10. Juni fand dieser neue Kurs der russischen Politik seine 
feierliche Besiegelung. 

Die Entfremdung zwischen den beiden Reformmachten und 
die hierdurch bedingte Änderung der gesamten politischen Lage 
konnte auf das Reformwerk nicht ohne Einfluß bleiben und mußte 
dessen Zukunft in Frage stellen. Das bisher gewahrte einheitliche 
Auftreten und Vorgehen in Mazedonien ließ sich auf die Dauer 
kaum aufrechterhalten. Vorlaufig allerdings fand das von England 
und Rußland in Reval vereinbarte Projekt, wonach in Mazedonien 
die Errichtung eines fliegenden Korps von 10—12000 Mann zur 
wirksamen Bekämpfung der Banden vorgeschlagen wurde, die 
prinzipielle Zustimmung der andern Machte. Ob es auch dabei 
geblieben wäre, mußte dahingestellt bleiben, denn die Ereignisse 
ließen die Probe darauf nicht zu. 

. Im Juli brach die jungtürkische Revolution aus, und die 
Sieger glaubten sich, von ihrem leichten Augenblickserfolge be- 
rauscht, stark genug, das Reformwerk in Mazedonien nun selber 
in die Hand zu nehmen. Und zuerst hatte es wirklich den An- * 
schein, als sollte es ihnen gelingen, denn die Verkündigung der 
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vom Sultan genehmigten Verfassung, die allen Nationen des Reichs 
die gleichen Rechte versprach, hatte eine allgemeine Verbrüderung 
zur Folge. Die Bandenkämpfer kamen aus ihren Schlupfwinkeln 
in den Bergen hervor und ließen sich Arm in Arm mit den Jung- 
türken als Helden feiern.*) Weniger optimistischen und dafür ge- 
schichtskundigem Beurteilern mußte freilich gerade dieses Fraterni- 
sieren der Jungtürken mit den Rebellen Mißtrauen gegen ihr staats- 
männisches Geschick und Zweifel an der Zukunft ihrer Herrschaft 
einflößen. 

Für die Militärmission Österreich-Ungarns und das k. u. k. 
Konsulat in Osküb sollte die jungtürkische Umwälzung übrigens 
eine ernste Gefahr heraufbeschwören: 

In Serbien sah man dem Laufe der Dinge in der Türkei mit 
großem Unbehagen zu, denn man befürchtete, wenn in Maze- 
donien Ruhe einträte, werde man auf die erhoffte Teilung des 
Landes verzichten müssen und alle zur Schürung der Unruhen 
aufgewendeten Mühen und Mittel würden vergeblich gewesen sein. 
Um dies zu verhindern, trachtete man Zwischenfälle herbeizu- 
führen, um dadurch vielleicht eine fremde Intervention — Ruß- 
land — zu veranlassen, die Serbien zur Verwirklichung seiner 
Wünsche verhelfen sollte. Man hoffte dies mit Hilfe der ewig 
aufstandsbereiten Albanesen zu erreichen, indem man ihnen vor- 
spiegelte, die ganze Revolution sei von Osteneich-Ungarn ange- 
zettelt, um den Sultan zu stürzen und Albanien zu unterwerfen. 
In dem Albanesenführer Issa Boletinaz fanden die Serben für diese 
Absicht ein willfähriges Werkzeug, und am 25. Juli setzte sich 
dieser mit einer zahlreichen Schar bewaffneter Albanesen in Marsch» 
um die k. u. k. Militär- und Konsulatsbehörden in Osküb nieder- 
zumachen. Zum Glücke für diese erfuhr man daselbst aber recht- 
zeitig von dieser Absicht, und der tatkräftige Vali des Vilajets, 
Mahmud Schefket Pascha, traf sofort umsichtige Maßnahmen, dem 
Angriffe zu begegnen, wofür ihm freilich außer 4 Batterien nicht 
viel Streitkräfte zur Verfügung standen. Doch sollte es nicht zum 
Kampfe kommen, da es dem jungtürkischen Major Ali Vasfy Bei 
gelang, die Albanesen von der Torheit ihres Vorhabens zu über- 
zeugen, worauf sie wieder abzogen. 

Am 6. Oktober 1908 verließen die letzten k. u. k. Reform- 
offiziere die Stätte ihrer pflichteifrigen und anstrengenden, aber 
undankbaren und nun völlig zwecklos gewordenen Tätigkeit. 

^) G. Hubka, .Offiziersmission', 8.99. 
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Wieder einmal hatte sich das Habsburgerreich dazu verleiten 
lassen, mit Rußland gemeinsam in der Türkei Schicksal zu spielen. 
Wie immer mit keinem andern Erfolg als gegenseitiger Entfrem- 
dung und Erbitterung. Stets war es dasselbe: Arm in Arm be- 
traten sie das türkische Gebiet, und grollend, die Hand im Sacke 
zur Faust geballt, verliefien sie es, jeder nach einer andern Richtung. 

Seltsam genug, dafi man in Wien trotzdem wieder an ein 
erfolgreiches Zusammenwirken geglaubt und sich zu einer Wieder- 
holung dieser abgespielten Farce hergegeben hatte. 

Und nicht minder seltsam war es, dafi man nach all den 
wenig ermunternden Erfahrungen, die man mit Reformversuchen 
in der Türkei schon gemacht hatte, noch immer hoffte, die Schäden 
dieses Reichs in solcher Weise beheben zu können. Da hatte der 
Türke Fuad Pascha das Obel seines Vaterlandes weit besser be- 
urteilt, als er über die ewigen Reformversuche das treffende Wort 
sagte: ,Es gibt auf der Welt nicht QuecksUber genug, um die 
Türkei von der Krätze zu heilen, an der sie leidet."^) 



III 
Die Sandschakbahn 

1 

Am 27. Januar 1908 machte Freiherr von Ährenthal in der 
Sitzung der ungarischen Delegation die Eröffnung, dafi er die 
Fortsetzung der Bahnlinie Sarajevo-— Uvac bis Mitrovitza plane, 
um hierdurch den Anschlufi an die türkische Linie nach Saloniki 
zu erreichen. 

Diese Absicht war an sich ganz und gar nichts Absonderliches, 
denn der Berliner Vertrag gab der Monarchie das Recht, im Sand- 
schak Novibazar Bahnen zu bauen, und es war nur natürlich, dafi 
sie endlich davon Gebrauch zu machen gedachte. Es mufite ihr 
doch daran liegen, endlich die ununterbrochene Verbindung mit 
Saloniki herzustellen und die bisher unterbundene Verkehrsader 
leistungsfähig zu machen, um ihrem schwerblütigen Orienthandel 
hierdurch belebende Meerluft zuzuführen und einen raschem, kräf- 
tigem Pulsschlag zu geben. Welche Bedeutung für sie dieser 
Verbindung von sachverständiger Seite beigelegt wurde, geht aus 
folgender Erörtemng hervor, deren Autor als früherer Chef des 

1) .Neue Freie Presse' vom I.Oktober 1903. 
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serbischen Prefibureaus einerseits Ober die einschlägigen politi- 
schen Verhältnisse sicher nicht ungenügend orientiert war, ander- 
seits aber gefeit gegen den Verdacht, Österreich-Ungarn zu Ge- 
fallen zu sprechen. Er schreibt: 

.Genau so wie Rufiland im Mannarameere, hat Osterreich im Agflischen 
vitale Interessen seiner nationalen und Wirtschaftspolitik zu verfechten. Wenn 
die derzeitige Monarchie der Habsburger gewissen zentrifugalen Bestrebungen 
erfolgreich Einhalt gebieten will, so muß sie ihren Völkern nebst völliger 
Gleichberechtigung auf politischem Gebiete auch die wesentiichen Grundlagen 
ihres wirtschaftiichen Gedeihens und Portkommens verbürgen, dem Schaffens- 
geist und Erwerbsfleifie ihrer fflnfzig Millionen Untertanen neue, glUckver- 
heißende Bahnen eröffnen. Handel und Wandel in Osterreich werden 
sich aber so lange im Banne einer fast aussichtslosen Wirt- 
schaftspolitik bewegen, als sich die Monarchie auf dem 
Landwege keinen freien Zugang zu den Hflfen im Agflischen 
Meer verschafft haben wird. Ist es doch eine unleugbare Tatsache, 
daß Österreichs gangbarste Erzeugnisse allmählich aus der Levante ver- 
drängt werden und auch im allernächsten Osten und Sflden in solchen Gegen- 
den auf gefährliche Mitbewerber stoßen, deren Märkte sie noch kurz vorher 
zu beherrschen vermochten. Der schmale Küstenstrich längs des 
Adriatischen Meeres genügt nicht mehr, um Osterreich 
eine achtunggebietende Stellung im See- und Welthandel 
einzuräumen... Neben diesen bedeutenden wirtschaftiichen kommen 
aber auch wesentliche politische Gesichtspunkte in Betracht. Osterreich ist 
seinerzeit zur Besetzung Bosniens und der Herzegovina geschritten, um 
einem ähnlichen, gefahrvollen Zustand in den unterwühlten Ländern ein 
Ende zu bereiten. Es hieß in seiner unmittelbaren Nachbarschaft, hart an 
seinen von einer gleichartigen und gleichsprachigen Bevölkerung bewohnten 
Landesgrenzen Ruhe und Ordnung stiften und für alle Fälle im Rücken 
strategisch gedeckt zu erscheinen. Dieses Ziel wäre heute in Bosnien 
so gut wie erreicht — indes brennt es im altserbischen und mazedonischen 
Hinterlande wieder einmal lichterloh. Die hoch aufflackernden Flammen 
werden so lange nicht erlöschen, bis sich das benachbarte Osterreich nicht zu 
jenem entscheidenden Schritt entschließt, den seine Machtiaktoren im Berliner 
Vertrag vorausgesehen haben, als sie sich daselbst das Recht der Erweiterung 
ihres Einflußbereiches au delä de Mitrovitza klar und deutiich ausbedungen 
hatten.« *) 

Wenn die Monarchie nun endlich daran dachte, diese für 
ihre Zukunft so bedeutsame Verbindung herzustellen und sich 
den direkten Seeweg in die Levante zu bahnen, so war dies nur 
selbstverständlich, um so mehr, als sie sich die Besetzung des 
Sandschaks ja vor allem gesichert hatte, um Saloniki näher zu 
sein. Machte sie von ihrem durch den Berliner Vertrag ge- 
währten Rechte keinen Gebrauch, so beraubte sie die Zukunfts- 

^) Petrovi^, .Mazedonien und Serbien', zitiert in Leopold 
Frhn. V. Chlumeckys »Österreich-Ungarn und Italien*, S. 67. 
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Politik Andrässys ihres ganzen Zweckes und den Sandschak zum 
grofien Teile seines Wertes für sie. 

Nun bestand allerdings schon eine Bahnverbindung zwischen 
der Monarchie und Saloniki, sogar eine von V^en bedeutend 
kürzere, als es die über Mitrovitza werden sollte ; aber diese bereits 
bestehende Bahnstrecke führte zu einem grofien Teile durch ser- 
bisches Gebiet, und bei dem wenig freundlichen Verhältnisse, das 
zwischen der Monarchie und Serbien schon seit langem bestand, 
mufite dieser Umstand schwer zugunsten einer zweiten Verbindung 
ins Gewicht fallen. Welche Nachteile der Monarchie daraus er- 
wachsen konnten, dafi sie auf die serbische Linie angewiesen war, 
hatte sich schon während des Zollkriegs zwischen beiden Staaten 
gezeigt, als Serbien den Spiritusexport Österreich-Ungarns nach der 
Türkei dadurch lahmlegte, dafi es ihm die Durchfuhr verweigerte.^) 

Noch schmerzlicher fühlbar machen konnte sich das Fehlen 
einer zweiten Verbindung in das Innere der Türkei im Falle krie- 
gerischer Verwicklungen, mit denen bei der beständigen Explosio;is- 
gefahr auf dem Balkan jederzeit gerechnet werden mufite, zumal 
im Hinblick auf die gefährlichen Zustände in Mazedonien. Sollte 
es dann im Interesse der Monarchie notwendig werden, ihre 
Truppen über das Limgebiet hinausrücken zu lassen, so konnte 
dies nur unter grofien Schwierigkeiten und Verzögerungen ge- 
schehen, weil für ihren Aufmarsch sowie für die Nachschübe von 
der bosnischen Grenze ab keine Bahnlinie zur Verfügung stand. 
Das konnte für die Monarchie jedoch verhängnisvolle Folgen nach 
sich ziehen. Daran aber, Truppen und Kriegsmaterial durch ser- 
bisches Gebiet über Belgrad— Nisch—Üsküb zu befördern, war bei 
den gespannten Beziehungen zu Serbien nicht zu denken, denn 
dieses hätte die Eriaubnis dazu sicher nicht erteilt, um so weniger, 
als es wahrscheinlich ja selber gegen die Monarchie Partei er- 
griffen haben würde. 

Unter solchen Umständen erschien der Bau der Linie Uvac— 
Mitrovitza sowohl im wirtschafüichen als im politisch-militärischen 
Interesse Österreich-Ungarns dringend geboten, und das einzig 
Absonderliche an dessen Entschlüsse dazu war, dafi es ihn nicht 
schon längst ausgeführt hatte. Nicht weniger als 29 Jahre hätte 
es dazu ja Zeit gehabt; eine Frist, die wohl kein anderer seiner 
Aufgaben bewufiter Staat an Stelle der Monarchie ungenutzt hätte 

^) Richard Riedel, k. k. Kommerzialrat , erster Sekretär der nieder- 
österreichischen Handels- und Qewerbekammer, .Sandschakbahn und 
Transversallinie', Wien 1908, P. Deutlcke. S. 13. 
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verstreichen lassen. Eine so schwerwiegende Unterlassungssünde 
war nur in einem Lande möglich, dessen maßgebende Faktoren, 
Regierungen und Parlamente, sich über die Ziele der auswärtigen 
Politik völlig im unklaren befanden. 

Freiherr von Ährenthal, der von dem anerkennenswerten 
Ehrgeiz erfüllt war, in die unter seinem Vorgänger erschlafften 
Segel des Staatsschiffes wieder frischen Wind zu leiten und es aus 
dem toten Wasser zu führen, in das es unter seinem Vorgänger 
geraten war, erkannte das schwere Versäumnis, dessen sich die 
Monarchie durch die Unterlassung des Baues der Sandschakbahn 
schuldig gemacht hatte, und trachtete es nachzuholen. 

2 

Aber so selbstverständlich dies zweifellos auch war, die andern 
Mächte fanden das durchaus nicht, denn das Echo, das die Mit- 
teilung des Freiherrn von Ährenthal bei ihnen weckte, klang üt>er- 
aus erregt und nichts weniger als freundlich. Zuerst allerdings 
blieb es still, und man hätte glauben können, niemand werde an 
dieser Absicht der Monarchie Anstoß nehmen; aber diese Stille 
war trügerisch, denn nach einiger Zeit folgte ihr ein geräusch- 
voller Blättersturm, der eine Selbstverständlichkeit zur Haupt- und 
Staatsaktion aufbauschte und immer heftiger anschwoll. Dafi dieser 
Sturm kein elementarer, sondern bloß ein künstlich angefachter 
war, ging daraus hervor, daß er nicht sogleich nach der Eröffnung 
Baron Ährenthals einsetzte, sondern sich gewissermaßen erst be- 
sinnen mußte. Man hatte ihn eben erst arrangieren müssen. 

Am aufgeregtesten ging es in Frankreich zu. Man gebärdete 
sich dort, als hätte sich die Monarchie einer Bedrohung des euro- 
päischen Friedens schuldig gemacht. So hieß es beispielsweise 
im „Matin* vom 11. Februar: 

.Auch Österreich-Ungarn ist mit einem Delcass6 behaftet, der dort Ahren- 
thal heifit. In dieser Eigenschaft hat er das Bedürfnis verspürt, irgend etwas 
zu tun, worum man ihn nicht gebeten hat. So wird wieder einmal bewiesen, 
dafi die Völker glücklich leben könnten, wenn sie die Gewohnheit ablegen 
wollten, die Leitung ihrer Angelegenheiten Staatsmännern anzuvertrauen, ohne 
sie vorher mit einem Maulkorb zu versehen. Diese in Freiheit gelassenen 
Staatsmänner sind fortwährend in Aufregung, zeigen Obereifer und schaffen 
Fragen, die gar nicht existieren und ihr Land in Verlegenheit setzen.' 

Ähnliche Töne schlugen andere französische Blatter an ; eng- 
lische und russische leisteten ihnen darin Gefolgschaft, und be- 
zeichnenderweise ließen sich auch aus dem „befreundeten'' Italien 
verwandte Klänge hören. 
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Dieser zornige Widerhall der ErOfbiung Ahrenthals in der 
Auslandpresse war um so flbenascbender, als alle Regierungen 
einige Tage vorher — 23. Januar — von dieser Absicht ver- 
standigt worden waren , ohne dafi eine von ihnen auch nur den 
geringsten Einspruch erhoben hätte, was sogar ein französisches 
Blatt y das »Journal des Dibats*, zugestand. Um so ungerecht- 
fertigter war diese Aufregung ferner, weil Österreich-Ungarn seinen 
Schritt auf unanfechtbarem Rechtsboden getan hatte. 

Dafi er in all diesen Staaten Besorgnisse wecken konnte, war 
allerdings erklärlich: Frankreich in seiner hartnäckigen Germano- 
pbobie sah darin eben einen Vorstoß Deutschlands nach dem 
Orient und hielt — ganz mit Unrecht — Freiherm von Ähren- 
fhal für dessen Pacemaker; in England war man mutmaßlich der- 
selben Ansicht und besorgte eine Bedrohung des britischen Han- 
dels, der in Saloniki bis dahin die erste Rolle gespielt hatte; in 
Rufiland fflrchtete man davon die Verdrängung des russischen Ein- 
flusses auf dem Balkan, und in Italien wachte man nicht minder 
eifersflchtig Aber jeden Schritt der Monarchie im Südosten, weil 
man auf Albanien hoffte. 

Das alles war vom Standpunkte dieser Staaten aus ja sicher- 
lich zu verstehen ; aber befremdend, ja f Ars erste sogar unbegreif- 
lich war es, dafi man diese Besorgnisse in so aggressiver Form 
äufierte, da man hierzu doch nicht den geringsten zureichenden 
Grund besaß. Österreich-Ungarn machte jetzt von seinem verbrieften 
Rechte Gebrauch, nachdem es dies durch nahezu dreifiig Jahre 
nicht getan hatte : das war denn doch kein Substrat zu Angriffen, 
wenigstens nicht nach allgemein gtlltigen Rechtsbegriffen. Dafi 
man es trotzdem dazu benutzte, verriet demnach eine geradezu 
naiv zu nennende Verwirrung der Rechtsbegriffe. 

Diese wäre aber wohl kaum so grofi gewesen, und man hätte 
kaum so argen Lärm geschlagen, wenn Osteneich-Ungam mit 
seinem Bahnprojekte nicht erst so spät herausgertlckt wäre. Da- 
durch, dafi es fast drei Jahrzehnte verstreichen liefi, ohne auch nur 
die Absicht zu bekunden, von diesem Rechte Gebrauch zu machen 
und eine Bahn zu bauen, hatte sich das Ausland an diesen Zu- 
stand so sehr gewöhnt, dafi es dessen Aufhören als eine unange- 
nehme Störung und peinliche Enttäuschung empfand und in der 
Erregung hierüber einen Ton anschlug, als hätte die Monarchie 
hierzu tatsächlich kein Recht gehabt und fremde Rechte verletzt. 
Es war eine, allerdings unerlaubt heftige, Reaktion des Gewohn- 
heitsrechts gegen das geschriebene Recht. 

SosBosky, Die BalkinpoUtlk Österreich-Ungarns. II. 10 
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Da man dieses aber trotzdem nicht wegdisputieren konnte, 
so gern man es zweifellos auch getan hätte , so verlangte man 
wenigstens »Kompensationen*, wiewohl man auch hierzu keinerlei 
stichhaltigen Grund besafi. Als eine solche Kompensation machte 
man den Bau einer Transversalbahn von der Donau bis zur Adria 
geltend. Diese von Rufiland befürwortete Bahnlinie sollte von Ra- 
dujevac an der Donau aber Nisch an die Linie Mitrovitza — Dsküb 
führen, diese bei Prischtina durchschneiden, um über das Amselfeld 
und die Metoja zu gehen, die Stftdte Prizrend und Djakova zu 
berühren und, die oberalbanischen Berge übersetzend, sich in die 
Ebene von Skutari zu senken, von wo sie entweder nach Antivari 
oder nach Medua ans Meer führen sollte. Der Zweck dieses Projekts 
war: die von Osterreich geplante Linie Sarajevo beziehungsweise 
Uvac — Saloniki zu durchkreuzen, nicht nur im wirklichen, sondern 
auch im bildlichen Sinne des Worts. Vor allem sollte durch sie 
Serbien den ersehnten Weg an die Adria erhalten und von Öster- 
reich-Ungarn, auf das es bisher verkehrspolitisch angewiesen war» 
unabhängig werden. Das negative Moment dieses Projektes, die 
wirtschaftliche Schädigung der Monarchie, sah zwar gefährlich aus 
und sollte eine ernste Drohung sein, war aber nicht so bedenklich» 
als es den Anschein hatte, denn die Verwirklichung mufite auf 
ungeheuere Schwierigkeiten stofien. Die Tracierung der Strecke 
durch die oberalbanische Felsenwildnis stellte die höchsten tech- 
nischen Anforderungen, und wenn es für die moderne Bahnbau- 
kunst auch nahezu kein Hindernis gibt, das sie nicht bewältigen 
könnte , so bedurfte es in diesem FaUe doch sehr bedeutender 
Mittel, dieses Projekt finanziell zu ermöglichen, größerer Mittel» 
als sie die voraussichttichen Einnahmen der Bahnen rechtfertigten. 
Da die Bahn aber zum grofien Teile durch türkisches Gebiet geführt 
werden sollte, so hätte sie an die Finanzkraft der Pforte Anforde- 
rungen gestellt, die diese kaum erfüllen konnte und vermutlich auch 
nicht wollte, denn diese Linie lag keineswegs in ihrem Interesse.^) 

^) R. Riedel beziffert in seinen bereits vorhin erwähnten Ausfahrungen 
über die Sandschakbahn die voraussichtlichen Herstellungskosten des Qegen- 
projekts, der Donau- Adrla-Bahn , mit mindestens 120 Millionen Franken 
und die von der Pforte zu leistende jahrliche Garantiesumme auf 2Vi— -3 Mil- 
lionen. Der Autor weist ferner auf die far die Türkei ungünstige geographische 
Lage der Bahn hin, die von Serben und Montenegrinern und rebellischen Alba- 
nesen stets bedroht wfire und die Verbindung mit Saloniki nur auf einem zeit- 
raubenden Umwege ermöglichen würde, so dafi die auf die Erbauung und Er- 
haltung dieser Bahn verwendeten türkischen Mittel nicht der Türkei, sondern 
Serbien zugute kämen. Wie der Verfasser in einleuchtender Weise dartut» 



Wetterleuchten 147 

Zu den technischen und finanziellen Schwierigkeiten des Donau- 
Adria-Projekts kam aber auch noch ein anderes ungünstiges Moment: 
die voraussichtlich feindselige Haltung, die die albanesischen Berg- 
stämme gegen dieTracierung einnehmen würden und die von landes- 
kundiger Seite als nahezu unüberwindbar bezeichnet werden.^) 

Unter solchen Umstanden war es wohl nicht blofi Pose» 
wenn Freiherr von Ährenthal sich über das Donau-Adria-Projekt 
nicht im geringsten ereiferte und nichts dagegen einzuwenden hatte.*) 

Da er sich durch die Drohungen der Mächte nicht einschüchtern 
ließ und überdies auf die Ermächtigung des Sultans zum Bau der 
Sandscbakbahn stützen konnte, die dieser schon wenige Tage nach 
der Veröffentlichung des Projekts erteilt hatte, 4. Februar, erkannte 
man die Nutzlosigkeit weiterer Agitationen und stellte sie ein. 

Im Mai wurde mit den Vorarbeiten zur Ausführung des Pro- 
jektes begonnen, aber dieses sollte über das Embryonalstadium 
nicht hinausgehen ; ein Schicksal übrigens, das auch dem Gegen- 
projekte zuteil wurde. Der Wirbelsturm, der vom Bosporus her- 
kam und den alle Welt irrtümlicherweise für einen Vorboten der 
Wiedergeburt des ottomanischen Reichs hielt, zerstörte die Schienen- 
brüdce, die sich der unternehmende Geist des Freiherm von Ahren- 
thal hatte nach Saloniki bauen wollen, und nicht minder den Plan 
seiner Gegner. 

Damit war die ganze Sandschakbahnfrage, die in der Ge- 
schichte der östeneichischen Balkanpolitik demnach nur eine flüchtige 
Episode bildet, endgültig abgetan. Aber nichtsdestoweniger kommt 
ihr eine besondere Bedeutung zu, denn sie stellte das erste Wetter- 
leuchten des heraufziehenden Gewitters dar und warf ein grelles 
Schlaglicht auf die kommenden Ereignisse, deren Konturen deut- 
lich erkennbar aus dem Dunkel der Zukunft traten. 

könnte der Bau dieser Bahn auch für Rumänien und Bulgarien nichts Ver- 
lockendes haben» denn für das eine könnte er durch die Ablenkung der ser- 
bischen Frachten vom Schwarzen Meer in das Adriatische nur Nachteile 
bringen, für das andere aber zumindest keine Vorteile, S. 14. 

^) Siehe die einschlägigen Ausführungen in dem Buche »Albanien und 
die Albanesen", Wien 1910, Manz, S. 267ff., von Paul Siebertz, dem 
langjährigen Chefredakteur des »Vaterland', der Albanien aus eigener Er- 
fahrung gründlich kennt. 

*) Als weit gefährlicher für die Monarchie denn das russisch-serbische Projekt 
der Donau-Adria-Linie betrachtet der Verfasser der mehrfach erwähnten Ausfüh- 
rungen über die Sandschakbahn das italienische Projekt einer Bahn von Valona 
nach Monastir, in dem er mit Recht die Etablierung einer italienischen Interessen- 
sphäre in Südalbanien und »vielleicht den Voriäuf er ein er Okkupation* erblickt, S. 18. 
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Der Annexionsakt 

Am 6. Oktober, einem für Österreich ominösen Tage, ^) des 
Jahres 1908 wurde ein Staatsakt verlautbart, der einen Merkstein 
in der Geschichte des Habsburgischen Reichs bildet und für dieses 
weittragende Folgen nach sich ziehen sollte : die Annexion Bosniens 
und der Herzegovina durch Österreich-Ungarn. 

Das Handschreiben des Kaisers an den Minister des Äußern, 
worin die Vollziehung der Annexion in formeller Weise bekannt- 
gegeben wurde, hatte folgenden Wortlaut: 

Lieber Freiherr von Ahrenthal! 
Durclidnuigen von der unerschütterlichen Oberzeugung, daß die hohen 
icultnrellen und politischen Zwecke, um derentwillen die Osterreichisch- 
nngarische Monarchie die Besetzung und Verwaltung Bosniens und der Herze- 
govina flbemommen hat, und die mit schweren Opfern erzielten^Erfolge der 
bisherigen Verwaltung nur durch Gewährung von ihren Bedflrfnissen ent- 
sprechenden verfassungsmäfiigen Einrichtungen dauernd gesichert 
werden können, fflr deren Erlassung aber die Schaffung einer klaren und 
unzweideutigen Rechtsstellung der beiden Länder die unerläßliche 
Voraussetzung bildet, erstrecke Ich die Rechte Meiner Souveränität auf Bosnien 
und die Herzegovina und setze gleichzeitig die für Mein Haus geltende Erb- 
folgeordnung auch fflr diese Linder in Wirksamkeit. Zur Kundgebung 
derfriedlichenAbsichten.die Mich bei dieser unabweislichen Verfügung 
geleitet haben, ordne Ich gleichzeitig die Rflumung des Sand- 
schaks von Novibazar von den dahin verlegten Truppen 
meiner Armee an. 

Budapest, am 5. Oktober 1908. 

Franz Josef m. p« 

Ahrenthal m. p. 

Außer diesem Kaiserlichen Handschreiben an den Minister des 
Aufiem wurde ein Aufruf des Kaisers an die Bewohner der 
annektierten Provinzen veröffentlicht, der, wie folgt, lautete: 

^) Am 6. Oktober 1848 ist Feldzeugmeister Graf Latour vom Wiener Pöbel 
ermordet worden, was das Signal zum Ausbruche der Revolution wurde. Als 
Sahne fflr diese Untat wurden an diesem Tage des folgenden Jahres die 13 ge- 
fangenen ungarischen Generale in Arad hingerichtet — Die amtliche Bekannt- 
gebnng der Annexion erfolgte zwar erst in der .Wiener Zeitung" vom 
7. Oktober 1908, aber die TagesbUtter veröffentlichten den Worttaut schon in 
den Morgenausgaben des vorausgehenden Tages. 
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WirFranzJosefL, Kaiser von Osterreich, König von Böhmen usw • 
und Apostolischer König von Ungarn an die Bewohner Bosniens 
und der Herzegovina! 

Als vor einem Menschenalter Unsere Truppen die Grenzen Eurer 
Lander überschritten, ward Euch die Zusicherung, dafi sie nicht als 
Feinde, sondern als Freunde kämen, mit dem festen Willen, den Übeln 
zu steuern, an denen Euer Vaterland seit vielen Jahren so schwer 
gelitten hatten. 

Dieses Wort, in einem ernsten Augenblicke gegeben, wurde redlich 
eingelöst Es war das stete Bemflhen Unserer R^erung, in rühriger 
Gesetzlichkeit durch emsiges Schaffen das Land einer glücklichen 
Zukunft entgegenzufflhren. 

Zu Unserer großen Freude dürfen wir sagen: der Samen, der 
damals in die Furchen eines aufgewühlten Bodens gestreut wurde, 
ist reichlich aufgegangen. Ihr selbst müßt es als Wohltat empfinden, 
dafi an Stelle von Gewalt und Unterdrückung Ordnung und Sicherheit 
eingezogen, dafi Handel und Wandel in steter Ausbreitung begriffen 
sfaid, dafi sich der sittigende Einflufi vermehrter Bildung geltend ge- 
macht hat und dafi unter dem Schirm einer geordneten Verwaltung 
jeder der Früchte seiner Arbeit froh zu werden vermag. 

Auf dieser Bahn rastlos vorwärts zu schreiten, ist unser aller 
ernste Pflicht 

Dieses Ziel vor Augen, halten Wir den Zeitpunkt für gekommen, 
den Bewohnern der beiden Länder einen neuerlichen Beweis Unseres 
Vertrauens zu ihrer politischen Reife zu geben. Um Bosnien 
und die Herzegovina auf eine höhere Stufe des politischen Lebens 
zu heben, haben Wir uns entschlossen, den beiden Ländern ver- 
fassungsmäfiige Einrichtungen, welche deren Verhältnissen 
und den allgemeinen Interessen Rechnung tragen, zu gewähren und 
so eine gesetzliche Grundlage für die Vertretung ihrer 
Wünsche und Bedürfnisse zu schaffen. Ihr sollt mitreden 
können, wenn fürderhin über die Angelegenheiten Eurer Heimat 
entschieden wird, die so wie bisher eine gesonderte Verwaltung 
haben soll. 

Für die Einführung dieser Landesverfassung bildet aber die 
Schaffung einer klaren und unzweideutigen Rechtsstellung der beiden 
Under die unerläfiliche Voraussetzung. 

Aus diesem Grunde, wie auch eingedenk der in alten 
Zeiten zwischen Unseren glorreichen Vorfahren auf 
dem ungarischen Thron und diesen Ländern bestan- 
denen Bande erstrecken Wir die Rechte Unserer Souveränität 
auf Bosnien und die Herzegovina und wollen, dafi auch 
für diese Länder die für Unser Haus geltende Erbfolgeordnung 
zur Anwendung gelange. 

Die Bewohner der beiden Länder werden damit all der Wohl- 
taten teilhaftig, die eine dauernde Festigung der bisherigen 
Verbindung zu bieten vermag. Die neue Ordnung wird eine 
Bürgschaft sein, dafi Kultur und Wohlstand in Eurer Heimat eine 
gesicherte Stelle finden werden. 
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Bewohner Bosniens und der Herzegovina! 

Unter den ersten Sorgen, die Unseren Thron umgeben, soll 
fOrder die um Euer materielles und geistiges Wohl nicht die letzte 
sein. Der hohe Qedanke des gleichen Rechts aller vor dem Gesetze, 
die Teilnahme an der Gesetzgebung und Verwaltung der Landes- 
angelegenheiten, der gleiche Schutz aller religiösen Belcenntnisse, 
der Sprache und nationalen Eigenart — all diese hohen Güter sollt 
Ihr in vollem Maße geniefien. Freiheit des Einzelnen und 
Wohl des Ganzen — das wird der Leitstern Unserer Regierung 
fflr die beiden Lander sein. Ihr werdet Euch dafür des in Euch 
gesetzten Vertrauens würdig erweisen durch Anhänglichkeit und 
Treue an Uns und Unser Haus. Und so hoffen Wir, daß die edle 
Harmonie zwischen Fürst und Volk, dieses kostbarste Pfand 
alles staatlichen Fortschritts, stets Unseren gemeinsamen Weg ge- 
leiten wird. 

Franz Josef m. p. 

An demselben Tage zeigte Österreich-Ungarn der Pforte die 
Umwandlung der Okkupation zur Annexion an, und zwar mit 
nachstehenden Worten: 

.Als Osterrdch-Ungara mit der Pforte am 21. April 1879 die Konvention, 
betreffend die Durchführung des Artikels XXV des Berliner Vertrags mit Be- 
zug auf den Sandschak Novibazar, abschloß, gab es sich Rechenschaft über die 
enge Solidität der Interessen, die sich unter anderem in jenen Bestimmungen 
der Konvention kundgab, welche die Anwesenheit österreichisch-ungarischer 
und ottomanischer Garnisonen in gewissen Ortschaften vorsah. Die durch diese 
freundschaftliche Kooperation österreichisch-ungarischer und ottomanischer 
Truppen vorgesehene Absicht wurde erreicht. Es ist uns gelungen, die Ordnung 
aufrechtzuerhalten und den europäischen Frieden zu sichern, den eine 
Konflagration in diesen Gebieten in Gefahr gebracht hatte in einem Moment, 
wo die Türkei durch die Folgen des Krieges geschwächt war. 

Seitdem hat sich die Lage gründlich geändert. Die 30 Jahre, die der 
Unterzeichnung der Konvention folgten, gaben der Türkei Zeit, sich zu sammeln. 
Die politische Bewegung, die sich namentlich gegenwärtig in der Türkei zeigt, 
läfit eine Erstarkung des ottomanischen Staates und hierdurch die Festigung 
der Grundlagen des Reiches erkennen. 

Osteneich-Ungam gab vor nicht langer Zeit der Türkei einen Beweis 
seiner wohlwoUenden und friedlichen Absichten, indem es erklärte, es sei ge- 
neigt, in die Konvention, betreffend den Eisenbahnanschlufi Uvac— Mitrovitza, 
eine Klausel aufzunehmen, dafi die Monarchie von nun an nicht mehr von 
ihrem Rechte Gebrauch machen werde, an andern Punkten des Sandschaks 
ohne vorheriges Einvernehmen mit der Pforte Truppen zu halten. Heute, da die 
Inaugurierung einer neuen politischen Ära in Konstantinopel eine ausgezeichnete 
Vorbedeutung für die Zukunft der Türkei zu sein scheint, hofft Österreich- 
Ungarn, dafi es der Pforte allein gelingen werde, die Ordnung im Sandschak 
aufrechtzuerhalten und so in diesen Gegenden eine Aufgabe zu erfüllen, die 
bisher dem Zusammenwirken der beiden Regierungen oblag. 

Österreich-Ungarn zögert nicht, zu erklären, dafi es in Zukunft auf die 
Geltendmachung der Rechte verzichte, die ihm die Konvention bezüglich des 
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Sandschaks einräumt. Was die österreichisch-ungarisclien Trappen betrifft, so 
erhielten dieselben den Befehl, die Ortschaften, wo sie garaisonierten, zu 
räumen. Durch diese hochbedeutsame Tat glaubt Österreich-Ungarn der Pforte 
nicht nur einen eklatanten Beweis seines Vertrauens und seiner aufrichtig 
freundschaftlichen Gefühle zu geben, sondern es setzt hierdurch gleichzeitig 
den Gerüchten, die ihm egoistische Ambitionen und territoriale Begehrlichkeiten 
zuschreiben, das formellste Dementi entgegen. Wenn es also feststeht, daß 
Österreich-Ungarn nicht mehr die Absicht hat, an die Bestimmungen des 
Konstantinopler Vertrags bezüglich des Sandschaks zu appellieren, so obliegt 
ihm andererseits die Pflicht, seinen Standpunkt bezüglich der übrigen in dieser 
Konvention spezifizierten Fragen klarzul^en. Österreich-Ungarn hat die ihm 
durch den Berliner Vertrag anvertraute Mission in Bosnien und der Herzegovina 
zum Wohle der dortigen Bevölkerung und selbst auch im Interresse der Türkei 
erfüllt Tatsächlich hat nur die in Bosnien und der Herzegovina durch den 
Berliner Vertrag geschaffene und von Österreich-Ungarn stabil erhaltene Situa- 
tion der Türkei gestattet, ihre Kräfte zur Wahrang der territorialen Integrität 
des Reiches zu konzentrieren. Bosnien und die Herzegovina sind heute dank 
der fleißigen Arbeit der österreichisch-ungarischen Verwaltung zu einem hohen 
Grade materieller und geistiger Kultur gelangt Der Augenblick scheint also 
gekommen, das unternommene Werk zu krönen und diesen Provinzen die Wohl- 
tat des von der Bevölkerang gewünschten autonomen und konstitutionellen 
Regimes zu gewähren. Österreich-Ungarn muß indessen, um seine edlen Ab- 
sichten zu verwirklichen, die Lage der beiden Provinzen genau regeln und für 
eine wirksame Garantie gegen die Gefahren Vorsorgen, die die Stabilität des 
im Jahre 1878 eingeführten Regimes bedrohen könnten. 

Österreich-Ungarn sieht sich daher vor der gebieterischen Notwendigkeit 
sich der in der Konstantinopler Konvention erhaltenen Vorbehalte zu entledigen 
um, was Bosnien und die Herzegovina betrifft, seine frühere Aktionsfreiheit 
wieder zu erlangen. Es glaubt daß die Beziehungen Österreich-Ungarns und 
der Türkei, frei von der Unsicherheit der Lage in Bosnien, der Herzegovina und 
im Sandschak, mit der definitiven und normalen Sachlage, die wir herstellen 
wollen, gewinnen werden.* 



II 

Das E€ho 

Im Grunde genommen, schien die Bedeutung des Annexions- 
aktes eine rein äußerliche, formelle zu sein, denn am Wesen des 
Verhältnisses zwischen den annektierten Ländern und Österreich- 
Ungarn änderte sich dadurch ja nichts; wenigstens nichts von be- 
sonderem Belange. Aus der Okkupation war .eben eine Annexion, 
aus einem Provisorium ein Definitivum geworden; ein anderer 
Name für dieselbe Sache, nicht mehr. 

Man hätte demnach glauben sollen, die Vollziehung dieser 
Namensänderung werde von den andern Mächten, ja selbst von 
der Pforte, ruhig zur Kenntnis genommen werden, als ein Ereignis, 
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das froher oder später eintreten mußte und daher niemand 
überraschen konnte. Denn dafi Österreich-Ungarn Bosnien und 
die Herzegovina jemals wieder der Türkei zurückstellen werde, 
konnte niemand ernstlich glauben. Das hatte schon vor dreißig 
Jahren niemand geglaubt , und als die Vertreter der Machte 
beim Berliner Kongreß am 13. Juli 1878 auseinandergingen, da 
war unter ihnen gewiß kein einziger, der nicht die Überzeugung 
mit sich nahm, daß Bosnien und die Herzegovina für immer an 
Österreich-Ungarn fallen würden. Nur die drei Delegierten der 
Pforte mochten, die geheime Konvention mit Ändrässy in der 
Tasche, noch mit der Möglichkeit rechnen, daß diese Provinzen 
doch einmal wieder an ihr Vaterland zurückfallen würden ; mit der 
Möglichkeit, aber kaum mit der Wahrscheinlichkeit 

Als die Monarchie sich dann dieser Lflnder nur unter be- 
trachtlichen Opfern an Blut und Geld zu bemächtigen vermochte, 
konnte dies jedermann nur in der Oberzeugung bestarken, daß 
sie die so schwer errungenen Gebiete nicht wieder herausgeben 
werde. Nach dreißig Jahren vollends, in denen sie Hunderte von 
Millionen im Okkupationsgebiet investiert hatte, um es aus orien- 
talischer Barbarei zu leidlich europaischer Kultur emporzuheben, 
konnte, so sollte man wenigstens glauben, der Gedanke an die 
Rückstellung dieser Lander an die Türkei niemand mehr in den 
Sinn kommen. Man erringt ein Land nicht unter schmerzlichen 
Opfern und düngt dessen Boden nicht Jahrzehnte mit Schweiß 
und Geld, um es, wenn die Saat endlich zu sprießen beginnt, 
mit höflicher Verbeugung dem frühern Besitzer zurückzugeben ; so 
rührend selbstlos und naiv ist kein Staat, nicht einmal Österreich. 

Und dennoch wirkte die Verkündung der Annexion auf Europa 
wie eine Sprengbombe 1 Das war sicherlich überraschend; aber 
doch nur für den, der ein kurzes Gedächtnis besaß oder die Vor- 
gange, die sich acht Monate früher anlaßlich des Sandschakbahn- 
projektes abgespielt, zu wenig beachtet hatte. Ein aufmerksamer 
Beobachter jedoch konnte sich über das laute, lärmende Echo, 
das die Annexionserklarung in Europa hervorrief, nicht sonderlich 
wundem, denn wenn schon ein so selbstverständlicher und nicht 
nur dem Wesen, sondern auch der Form nach durchaus korrekter 
Schritt wie die Erklärung, die Bahn bis nach Mitrovitza aus- 
bauen zu wollen, so unliebsames Aufsehen hervorrufen konnte: 
um wie viel mehr erst mußte dies durch einen Akt veranlaßt 
werden, der, an sich schon weit bedeutsamer, an den Berliner 
Vertrag rührte. 
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Freilich, daß dieser Akt einen solchen Sturm enegen, dafi 
sich die Monarchie einer Koalition gegenübersehen sollte, zu der 
halb Europa gehörte, und daß der Friede dieses Erdteils nur mehr 
an einem Haare hängen werde: das konnte auch die schärfste 
Skepsis kaum voraussehen, und dieses Obermaß an Feindseligkeit 
mußte in Osterreich tatsächlich jedermann überraschen, selbst den 
Freiherrn von Ährenthal, dessen nüchterner Kopf sicherlich mit hart- 
näckigem Widerstände gerechnet hatte und der über die Stimmung 
in den verschiedenen Kabinetten doch unterrichtet sein mußte. 

Das Echo, das die Annexionserklärung in Europa fand, klang 
ganz ähnlich wie der vor acht Monaten durch das Sandschakbahn- 
projekt hervorgerufene Widerhall, nur unendlich lauter und zorniger. 
Auch die Gegner der Monarchie waren dieselben, nur noch vermehrt 
durch die Türkei. Der Sandschakbahn-Rummel war eben bloß das 
Vorspiel gewesen, die Annexion war das Drama selbst. 

Es begann mit einem Entrüstungschorus, den mit Ausnahme 
Deutschlands alle Mächte anstimmten und dem sich Serbien mit 
überiauter Stimme anschloß. Sie alle gebärdeten sich, als wäre 
etwas Unerhörtes geschehen, als hätte Österreich-Ungarn sich eines 
frevelhaften Rechtsbruchs, einer Gewalttat ohnegleichen schuldig 
gemacht. Sie alle bekundeten mit einem Mal eine Subtilität des 
Rechtsgefühls, als hätten sie selber noch nie eine Rechtsverletzung 
begangen, und sie alle fühlten sich mit einem Male berufen, als 
Anwälte der Türkei aufzutreten, derselben Türkei, an der sie seit 
anderthalb Jahrhunderten die rücksichtslosesten Amputationen vor- 
genommen hatten. 

Einem solchen Massenaufgebote von himmelblauem Altruismus 
gegenüber mußte der Egoismus Österreich-Ungarns freilich doppelt 
schwarz erscheinen. 

Waren die Gegner der Monarchie in ihrer Entrüstung über 
deren Vorgehen auch eines Sinnes, so waren ihr Verhalten und 
ihre Motive doch so wesentlich verschieden, daß es nicht angeht, 
sie summarisch zu behandeln, und jeder einzeln für sich in Be- 
tracht gezogen werden muß. 



A. Das Echo bei den Mächten 

1. England 

Als Chorführer im Annexionsdrama trat England auf. Das 
war seltsam und auf den ersten Blick unbegreiflich, denn zwischen 
ihm und Österreich-Ungarn hatte schon seit Jahrzehnten das beste 
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Einvernehmen geherrscht; ein Emvemehmen, das in dem Fehlen 
von politischen und wirtschaftlichen Gegensätzen und in der Ge- 
meinsamkeit gewisser politischer Bestrebungen begrflndet war. Die 
Monarchie vertagte nur Aber eine sehr bescheidene Kriegs- und 
Handelsflotte, konnte daher weder der Seeherrschaft noch dem 
Welthandel des Britischen Reichs gefahrlich werden. War dieser 
Umstand allem schon genflgend, ihr die Sympathien Englands 
zu verschaffen, so waren diese noch durch den Gegensatz gefördert 
worden, in den beide Staaten seit dem Krimkriege und nach der 
flüchtigen Episode des Drei-Kaiser-Bflndnisses, besonders aber 
seit dem Berliner Kongresse, zu Rußland geraten waren. Da England 
selber nur über eine ganz unzulängliche Landmacht verfügte, 2u- 
mal im Hinblick auf den russischen Kolofi, so mufite ihm um so 
mehr daran gelegen sein, für den Fall eines Konfliktes mit diesem 
einen Verbündeten zu haben, der das besafi und ersetzte, was ihm 
selber abging. Österreich-Ungarn war somit der natürliche Ver- 
bündete Englands gegen Rußland, und ein Konflikt zwischen 
diesen beiden Reichen schien nach der Natur der Umstände so 
gut wie ausgeschlossen. 

In jüngster Zeit aber war plötzlich ein schroffer Wandel in 
diesem Verhältnis eingetreten, und der bisherige gute Freund der 
Monarchie wurde mit einem Male zu deren schlimmstem Feinde. 
Die Ursachen dieses Wandels waren verschiedener Art: 

Die Hauptursache war zweffellos in der wachsenden Spannung 
zwischen England und Deutschland zu suchen. Die Erbitterung 
Englands über den gewaltigen wirtschaftlichen Aufschwung des 
Deutschen Reichs und ganz besonders über die mächtige Ent- 
faltung seiner Flotte, der Kriegs- und Handelsmarine, hatte in den 
ersten Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts einen solchen Grad 
erreicht, daS der Krieg zwischen den beiden Reichen für ein un- 
vermeidliches Ereignis galt, das nur mehr eine Frage der Zeit schien. ^) 

Bei diesem Stande der Dinge mufite England natürlich daran 
liegen, Deutschland möglichst zu isolieren, und da kam vor allem 
Österreich-Ungarn in Betracht, an dem es eine mächtige Stütze 
finden konnte. Es galt also, ihm die Monarchie abwendig zu 
machen, und zu diesem Zwecke hatte König Eduard Kaiser Franz 

^) A^elleicht der augenfälligste Beweis dafür war das Entstehen einer 
eigenen Literatur, die, halb militärischer, halb belletristischer Natur, diesen 
Krieg zum Gegenstände hatte und von der manche Erscheinungen es zu 
sensationeUen Erfolgen brachten, so das , Seestern '-Buch in Deutschland und 
das Invasionsdrama ,An Englishmans home' in England. 
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Josef im Hochsommer 1908 in Ischl aufgesucht, 12. August. Aber 
seine Bemühungen, diesen für seinen Plan zu gewinnen, scheiterten 
an der Bundestreue und Friedensliebe des greisen Herrschers. ^) 

Welche Anerbietungen er diesem gemacht hat, ist einstweilen 
noch ein Geheimnis der Archive; aber man darf wohl als sicher 
annehmen, daß König Eduard für die Mitwirkung der Monarchie 
bei seiner Einkreisungspolitik einen hohen Preis zu zahlen ge- 
willt war. *) 

Eduard machte nun auch gegen Österreich-Ungarn Front und 
liefi es seinen Groll schwer fühlen. Da es so hartnäckig zu Deutsch«» 
land hielt, sollte es auch das Schicksal teilen, das er diesem zu- 
gedachte, und ebenfalls eingekreist werden. Hierzu aber bot die 
Annexion die beste Gelegenheit, und so setzte England den Hebel 
kundigerweise auf dem Balkan an, wohl wissend, dafi es dort 
am wirksamsten zu fassen war. Wenn er der Monarchie die Süd- 
Slawen an den Hals hetzte und überdies Rußland gegen sie aus- 
spielte, dann hatte sie so viel mit sich selber zu tun, daß sie 
Deutschland nicht mehr beizustehen vermochte, falls dieses gleich- 
zeitig angegriffen wurde. 

War demnach die eine, und zwar die wichtigste, Ursache für die 
Feindseligkeit Englands gegen Osteneich-Ungam in Deutschland 

^) Wie wenig die Presse vom Ergebnisse der Entrevue wußte, geht aus den 
Bemerlcungen der sonst so gut unterrichteten .Neuen freien Presse' hervor,, 
die hierzu im 13. April folgendes geschrieben hat: .Die Hauptsache bleibt, daß^ 
nach allen Informationen in den Anschauungen der englischen und der öster- 
reichisch-ungarischen Politik eine vollkommene Obereinstimmung (1> 
hervortrat und daß man voraussetzen darf, es werde von dieser Begegnung 
eine Besserung der politischen Atmosphäre in Europa ausgehen.' 

*) Der deutsche Legationsrat v. Rath, also ein Mann vom Fache, ver- 
öffenüichte im .Tag' vom 3. Juli 1908 einen Artikel, worin er interessante Mit- 
teilungen über die Einkreisungspolitik Englands machte. Als Spiritus rector dieser 
Politik bezeichnet er den ehemaligen Vizekönig von Indien, Lord Curzon, der ein 
Memoire fflr die britische Orientpolitik ausgearbeitet habe, worin der gesamte 
nahe Osten zwischen den Mächten der Triple-Entente aufgeteilt werden sollte. 
Aber auch Österreich-Ungarn und Italien soUten bedacht werden, nur Deutsch- 
land nicht. Der Verfasser sieht die Versuchung Kaiser Franz Josefs, die sechs 
Wochen später in Ischl erfolgte, voraus und bezeichnet sie als die schwerste 
Belastungsprobe fflr das Bündnis zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn. 
Worauf es König Eduard bei seinen Bemühungen vor allem ankommen 
müsse, sei die Beseitigung der Gegensätze zwischen Österreich-Ungarn und 
Rußland. In diesem Gegensatz aber sieht der Autor den .festesten Kitt' des 
deutsch-österreichischen Bündnisses. .Je mehr er schwindet, um so inhalts-* 
loser wird das Bundesverhältnis mit Österreich-Ungarn, nachdem bereits unsere 
Polenpolitik ihm einen bedenklichen Riß gegeben hat.' 
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ZU suchen, so konnte man die andere in Indien finden. Dort 
zeigten sich unter den Hindus Symptome einer Bewegung, die 
den britischen Machthabem immer mehr Unbehagen verursachten. 
Der Nationalismus, der die Politik Europas behenschte und be- 
unruhigte, hatte auch im fernen Indien Eingang gefunden, und 
seine Parole .Indien den Indem" klang den Briten höchst unan- 
genehm in die Ohren. Nach dem alten Herrscherrezepte, in viel- 
völkerigen Reichen eine Nation durch die andere in Schach zu halten, 
suchte auch England den Antagonismus, der zwischen den Hindus 
und Mohammedanern Indiens besteht, fflr seinen Zweck auszunützen 
und diese gegen jene auszuspielen. Wenn es die Mohammedaner 
aber fflr sich gewmnen wollte, dann durfte es den Sultan, als das 
Ot>erhaupt des Jslams, nicht langer bedrängen, wie es dies in den 
letzten Jahren getan hatte. Und so wechselte es denn der Pforte 
gegenüber seine Politik ebenso unbedenklich und rasch wie 
Osterreich-Ungarii gegenüber, nur im gegenteiligen Sinn, und 
gab sich wieder als der alte Freund des Halbmonds, der es einst 
gewesen war. Diese Rolle verlangte aber folgerichtig, dafi es der 
Monarchie gegenüber in der Annexionsfrage als Anwalt der Pforte 
auftrete. ^) 

AuBer diesen zwei Ursachen hatte die Gegnerschaft Englands 
gegen Österreich-Ungarn aber noch eine dritte, die allerdings 
weniger schwer ins Gewicht fiel: die engen Beziehungen, die 
zwischen dem jungtürkischen Komitee und den englischen Frei- 
maurern bestanden. 

So war denn Englands Gegnerschaft gegen die Monarchie, in 
der Nähe besehen, kemeswegs so unbegreiflich, als sie zuerst er- 
scheinen muSte. 

Sie hatte sich übrigens schon vor der Annexionskrise be- 
merkbar gemacht. Schon in der mazedonischen Angelegenheit 
hatte England zwischen die Monarchie und Rufiland einen Keil 
zu treiben gesucht und in der Sandschakbahnfrage auch das 
geeignete Instrument dazu gefunden. Aber damals hatte es die 

^) Einen interessanten Beitrag zu den Ursachen der Feindseligkeit Englands 
gegen die Monarchie enthält' der Artiicel ,Zur englischen Balkanpolitik" 
von Max Freiherra v. Kübeck in der .Osterreichischen Rundschau", Bd. XVIII, 
Heft 2 (Februar 1909), worin der Verfasser einen an ihn gerichteten Brief des 
Grafen Macdonald O'D ... 11 (O'Donell), eines Mitglieds der .India-Irlanda- 
League', veröffentlicht. In diesem Schreiben, das eine Antwort auf die Frage 
des Verfassers nach den ihm unbegreiflichen Gründen der britischen Politik 
wahrend des Annexionskonflikts darstellt, werden die hier erörterten Umstände 
als deren eigentliche Ursachen angeführt. 
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Fflhrung der gegen die Monarchie inszenierten Pressefehde 
Frankreich überlassen und sich selber dabei nicht allzusehr an- 
gestrengt: jetzt aber stand es an der Spitze ihrer Gegner* Daß 
just England diese Rolle Obemommen hatte, war seltsam genug, 
denn ein Land, das stets nach dem Grundsatze handelte »right 
or wrong— my countiy!", das stets rasch und fest zugegriffen hatte, 
wenn es galt, sich fremden Eigentums zu bemächtigen, und das 
sich hierin niemals durch Respekt vor andern Rechten hatte be- 
inen lassen: ein solches Land hatte wahrlich kein Recht, sich 
über einen so harmlosen Schritt aufzuhalten, wie es die Annexion 
im Grunde war, und sich als Hüter fremder Rechte und interna- 
tionaler Vertrage aufzuspielen. Dem Staate, der sich aus eigener 
Machtvollkommenheit ein so grofies Land wie Ägypten an- 
geeignet und der eben erst aus blofier Landergier die zwei Buren- 
republiken erobert hatte, dem stand es übel an, der Monarchie 
die Angliederung zweier Lfinder vorzuwerfen, die sie, im Gegen- 
satze zu den britischen Landerwerbungen, durch ein europäisches 
Mandat zugewiesen erhalten hatte; um so übler, als er die Mon- 
archie dreißig Jahre früher ja selber zur Annektierung ermuntert 
hatte. Man besaß in London offenbar ein schlechtes Gedächtnis, 
weil em gutes unbequem gewesen wäre. 

Die britische Regierung tat zwar so, als ob ihr jede Feind- 
seligkeit gegen die Monarchie fem läge und als ob sie ihrerseits 
gern das alte Einvernehmen wiederhergestellt wünschte, das bloß 
durch den eigenmächtigen Schritt der Monarchie verletzt worden 
sei: aber die Einmütigkeit, mit der fast die ganze Tagespresse 
gegen diese Front machte, und die böse Hetze, die sie gegen sie 
veranstaltete, verrieten deutlich, daß sie von einer Stelle aus 
dirigiert wurde und daß diese Stelle nicht alkcu weit vom St. James- 
palaste zu suchen war. 

Auf welche Tonart die englischen Blätter gestimmt waren, 
mögen einige Beispiele illustrieren: so bezeichnete der »Daily 
Graphic* die Annexion als .ein Beispiel von Brigantentum, für 
das selbst in den räuberischen Zeiten der europäischen Geschichte 
nur schwer eine Parallele zu finden wäre*. 

Nicht minder gehässig äußerte sich der »Daily Telegraph*: 

.Wenn die Herren im Privaüeben Karten in der Manier gespielt bitten, die 
die Hauptakteure in dieser Intrige gewählt haben, würden sie aus ihren Klubs aus- 
geschlossen werden. Die Annexion ist ein tödlicher Schlag gegen die Moral.* 

Mit Behagen zitierte man femer die Worte Gladstones: 
.Es gibt keinen Punkt auf der Landkarte, auf den man den 



Die Annexion 161 

Hnger l^gen und sagen könnte: »hier hat Osterreich Gutes 
getan'.* ^) 

Selbst vor krassen Erfindungen schreckte die englische Presse 
nicht zurück, um gegen die Monarchie Stimmung zu machen. ^ 

Angesichts dieses Tones nahm es sich fast wie Hohn aus, da& 
Sir Edward Grey im spätem Verlaufe der Annexionskrise sich 
Aber die Feindseligkeit der — Osterreichischen Presse beklagte und 
ihr die Schuld an der Trübung der alten Freundschaft zwischen 
beiden Staaten aufzubürden suchte ; die englische Presse, so sagte 
er, habe ihr ja keinen AnlaS dazu gegeben, da sie nicht über das Mafi 
des Zulässigen hinausgegangen sei. 

War das im Ernste die Meinung Sir Greys, hatte er wirklich 
einen so weitherzigen Begriff von publizistischer Zulfissigkeit, dann 
war er jedenfalls der letzte, dem ein Recht zustand, sich über die 
Tonart der Osteneichischen Presse aufzuhalten, denn diese war 
blofi das Echo der englischen; ein Echo zudem, das sich auf die 
gebührende Antwort hatte besinnen müssen, weil es, über den 
ungewohnten Ton von dieser Seite überrascht, zuerst nicht gleich 
die richtige Note gefunden hatte. Wie es in den Osterreichi- 
schen Blatterwald hineinhallte, so hallte es eben auch wieder 
heraus . . . 

Allerdings gab es in England auch Prefistimmen, die einen 
Österreich freundlichen Ton anschlugen und die Annexion in 
Schutz nahmen. So schrieb der .Moming Leader" mit Bezug 
auf die erwähnte Äufierug Gladstones: 

^) Gesprochen bei einem Bankett in Edinburgh am 17. Mflrz 1880. 

^ So brachte die iUustrierteZeitschrift. Graphic' ein Bild mit dem alarmieren- 
den Titel. Österreichisches Militär in den Strafien von Sofia', das eine Abteilung 
Soldaten auf dem Marsche durch die Stadt zeigte. Es waren aber, wie jedes mit 
den Uniformen des k. u. k. Militärs nur halbwegs vertraute Auge auf den ersten 
Blick schon an den Kopfbedeckungen erkennen mußte, nicht österreichisch- 
ungarische Soldaten, sondern bulgarischel Die Redaktion des .Graphic' hatte 
ihren Lesern offenbar etwas besonders Zeitgemäßes vorsetzen woUen, und so hatte 
sie, auf deren Unvertrautheit mit den Uniformen der k. u. k. Armee bauend, aus 
.den bulgarischen Soldaten einfach österreichische gemacht, unbekfimmert darum, 
xlaß die politische Situation ein Erscheinen solcher in Sofia ganz ausschloß. Aller- 
dings ist es auch möglich, daß die Redaktion selber so naiv gewesen und vom 
Einsender des Bildes zum besten gehabt worden ist. Aber das würde sie nicht 
sonderlich entlastet haben; wäre es dann auch nicht mehr perfide Verleumdung, so 
bliebe es doch noch immer gewissenlose Leichtfertigkeit. Jedenfalls spiegelt sich 
in diesem an sich unbedeutenden Zug in drastischer Weise die Skrupdlosig- 
Iceit wider, mit der man damals in England gegen die Monarchie Stimmung 
zvL machen suchte. 

Sosnotky, Die Balkanpolitik Ötterrelch-Ungaras. Ü. U 
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.Qladstones Diktum gilt heute nicht mehr. Sarajevo und Mostar sind 
zwei Punkte auf der Landkarte, wo Osterreich-Ungam enorm viel Gutes getan 
hat. Die Gefahr liegt darin, da6 die Mächte alle zu sehr betonen, die Türkei 
sei entehrt, und die Türkei dadurch vor die Alternative: Untergrabung ihrer 
Position oder Krieg gestellt wird/ 

Sehr deutlich sagte A. Wilson in .Inverstons Review' seinen 
Landsleuten die Wahrheit: 

.Zu erwarten, dafi Osterreich die Früchte vieler Jahre eifriger, fähiger Ver- 
waltung, grofier Geldanlagen und emsiger Bemühungen zur Beilegung von 
Differenzen aufgeben würde, heifit einen Don Quichottismus erwarten, den kein 
grofier Staat je gezeigt hat, England am allerwenigsten. Die formelle Annexion 
Bosniens durch Osterreich war daher immer sicher. Osterreich hat entschieden, 
dafi dieses Wann jetzt sei, und damit ist die Sache für Westeuropa erledigt 
Sind wir Engländer bereit, Ägypten zurückzugeben? Wird England ruhig sitzen 
und zugeben, dafi die arabische Seite des Roten Meeres unter die tatsächliche 
Herrschaft Konstantinopels komme?' 

Aber die Zahl dieser Prediger in der Wüste war nur gering» 
und ihre schwachen Stimmen verhallten ohnmächtig im künstlichen 
Lärme der Tagesblätter. 

Hand in Hand mit der englischen Presse arbeitete das englische 
Balkankomitee unter No£l Buxton. Ursprünglich dazu bestimmt» 
einen Balkanbund gegen die Türkei ins Werk zu setzen, hatte es 
auf hohem Befehl der geänderten Sachlage Rechnung tragen und 
die Partei der eben noch angefeindeten Türkei ergreifen müssen» 
um fortan statt gegen diese gegen Österreich-Ungarn zu hetzen. 
Noei Buxton selber sah sich infolge dieses Frontwechsels sogar 
veranlafit, das Buch» das er kurz vorher gegen die Türkei ge- 
schrieben hatte» einzuziehen und es damit zu entschuldigen» daß 
er schlecht unterrichtet gewesen sei . . . 

Daß sich weder das Balkankomitee noch die Foreign Office da- 
mit begnügten» bloß auf rhetorischem und stilistischem Wege gegen 
die Monarchie Stimmung zu machen» sondern dafür Sorge trugen» 
ihrem Worte das wünschenswerte klingende Gewicht zu verleihen» 
verstand sich bei so praktischen Leuten» wie die Engländer es sind» 
von selbst*) 

^) Noch charakteristischer für die Wandelbarkeit britischer Politik als diese 
plötzliche Feindschaft Englands gegen Österreich-Ungarn war die damit Hand 
in Hand gehende neue Freundschaft für Rußland. Acht Jahre früher hatte dieses 
die infolge des Burenkriegs bedrängte Lage Englands dazu benutzen wollen» 
mit ihm in Asien abzurechnen. Wie Luden Wolff im Dezember 1899 in 
der .Fortnightly Review' berichtete, habe Rufiland zu Ende Januar 1900 vier 
Korps zu 44000 Mann in Transkaspien versammelt gehabt, um gegen Indien 
vorzudringen. Ende Februar desselben Jahres schlug der russische Minister 
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2. Frankreich 
Wesentlich anders als England verhielt sich Frankreich; trotz 
der Entente mit ihm. Im Gegensatze zu dem ungehaltenen lauten 
Tone, den man anläfilich der Sandschakbahnfrage in Paris ange- 
schlagen hatte, bekundete man jetzt dort das sichtliche Bestreben, 
einen Krieg zu verhüten, und diese üaltung erschien mit Rück- 
sicht auf die Interessen Frankreichs auch viel verständlicher als 
der Lärm im Februar 1908, denn französisches Kapital war zu 
Milliarden in Rufiland und auf dem Balkan investiert. Es war da- 
her nur sehr begreiflich, wenn man in Frankreich für diese Summen 
zitterte,^wozu ihm die keineswegs siegessichere Verfassung, in der sich 
Rufiland nach den Stürmen der Revolution und dem Zusammen- 
bruche seiner Kriegsmacht im fernen Osten befand, alle Ursache gab. 
Man sah darum diesseits des Ärmelkanals die systematische Hetze, 
die von jenseits gegen Österreich-Ungarn betrieben wurde, mit Un- 
behagen an und stimmte keineswegs ein, ja im spätem Verlaufe 
der Krise hielt das maßgebendste französische Blatt, der »Temps", 
mit seinem Unwillen nicht zurück und tadelte diese Hetztkampagne 
der englischen Presse unverhohlen. Daß diese mafivolle Haltung 
der französischen Presse den Intentionen der französischen Regierung 
ebenso entsprach wie der gehässige Ton der englischen Blatter 
der englischen Regierung, ging aus dem friedlichen und freundlichen 
Tone hervor, mit dem Präsident Falli^res das Handschreiben Kaiser 
Franz Josefs, die Annexion betreffend, erwiderte. Selbst der 
Zwischenfall von Casablanca, der doch leicht hätte die Stimmung 
ebenso wie gegen Deutschland auch gegen das ihm verbündete 
Österreich-Ungarn beeinflussen können, vermochte an dieser ver- 
hältnismäßig freundlichen Haltung Frankreichs gegen die Monarchie 
nichts zu ändern. ^) Es hatte den Anschein, als nehme die Republik 
an dem Feldzuge der Triple-Entente nur widerwillig teil, blofi weil 
sie sich durch ihre Beziehungen zu den beiden andern Staaten 
hiezu genötigt fühle. 

des Aufiern, Graf Murawiew, in Berlin auf den Strauch, ob Deutschland nicht 
mit Rußland und Frankreich gegen England gemeinsame Sache zu machen 
geneigt wSre. In Berlin verlangte man aber zunächst eine gegenseitige Ga- 
rantie des Besitzstandes, worauf Frankreich mit Rücksicht auf Elsafi-Lothringen 
nicht eingehen wollte. Den russischen Plänen in Asien aber machte der Aus- 
bruch des Boxerauistandes ein Ende. Siehe .Berlüier Tageblatt' vom 29. Ok- 
tober und .Neue Freie Presse' (Abendblatt) vom 30. Oktober 1908. 

^) In Casablanca war der deutsche Konsul am 28. September 1908 von 
franzMschen Soldaten mifihandelt worden, weil er deutschen Deserteuren der 
Fremdenlegion zur Flucht auf ein deutsches Schiff Verholten hatte. 
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3. Rußland 

War die Haltung Englands gegen Österreich-Ungarn gehässig, 
die Frankreichs maßvoll, so war die Rußlands zweideutig. Den 
Panslawisten bot die Annexion natürlich nur einen neuen und sehr 
willkommenen Anlaß, ihren alten Haß gegen Österreich-Ungarn zu 
betätigen, und sie bliesen mit aller Macht in das Feuer, das auf dem 
Balkan ausgebrochen war, denn sie hofften sich daran endlich die 
nationale Kraftsuppe kochen zu können, nach der es sie schon so 
sehr gelüstete. In ihrer wilden Gier nahmen sie dabei auf die so 
wenig kriegsmäßige Verfassung ihres Vaterlandes keinerlei Rücksicht 
und stießen so gewaltig in die Kriegstuba, als stünde hinter ihnen 
ein bis an die Zähne gewappnetes Heer, bereit, jede Stunde über 
Österreich-Ungarn herzufallen. Daß eben diesem Heere die furcht- 
baren Schläge, die es in Ostasien erlitten hatte, noch in den Knochen 
lagen und es für einen neuen Krieg wenig geeignet machten, dar- 
auf nahmen diese panslawistischen Heißsporne keinerlei Bedacht, 
und da fast die gesamte russische Presse in ihrem Lager stand, 
verfügten sie über eine Macht, mit der man rechnen mußte. 

Ganz anders verhielt sich das offizielle Rußland, das diesem 
wilden Treiben mit sehr gemischten Empfindungen zusah. Es 
empfand zum Teile zwar gewiß ähnlich wie die Panslawisten, und 
es fühlte sich auch gedrängt, den .slawischen Brüdern" auf dem 
Balkan, die es um Hilfe anriefen, die Hand zu reichen; weniger 
aus Sympathie, die in Wahrheit keineswegs sonderlich groß war, 
sondern aus Bedacht auf seinen Nimbus als slawische Vor- und 
Schutzmacht: aber es sah sich außerstande, diesen Gefühlen und 
Erwägungen Folge zu leisten, denn es hatte gebundene Hände. 
Der russische Minister des Äußern, Herr v. Iswolski, hatte nämlich 
mit Freiherm v. Ahrenthal ein Abkommen getroffen, das ihn daran 
hinderte, gegen die Annexion offen Einspruch zu erheben, und 
zwar war dies unmittelbar vor der Annexionserklärung geschehen. 
Am 15. September 1908 waren die beiden Staatsmänner auf dem 
Schlosse des k. u. k. Botschafters in Petersburg, Grafen Berchtold, 
in Buchlau (Mähren) zusammengekommen und hatten vereinbart, 
Österreich-Ungarn solle Rußland die Öffnung der Dardanellenstraße 
zugestehen, wogegen dieses der Annexion Bosniens und der 
Herzegovina zustimmen werde. 

Es war ein ungleicher Pakt. Freiherr v. Ährenthal gestand 
damit weit mehr zu, als er dafür erhielt, denn für Rußland war die 
Eröffnung der Dardanellen von ungleich größerer Bedeutung als 
die Annexion für Österreich-Ungarn. 
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Das Zarenreich empfand die Sperre der Meerengen als eine 
Fessel, die seine Bewegungsfreiheit behinderte, seine Großmacht- 
stellung beeinträchtigte und sein Selbstbewußtsein demütigte. Je 
länger sie dauerte, desto unerträglicher erschien sie ihm, und desto 
leidenschaftlicher wurde sein Bedürfnis, sich ihrer zu entledigen. 

Es hatte auch schon wiederholt versucht, sie wenigstens zu 
lockern, und nicht ganz ohne Erfolg: das erstemal im Jahre 1884. 
Entgegen den Satzungen der Meerengen-Vereinbarungen aus den 
Jahren 1841, 1856, 1871 und 1878 hatte es des Oftem nach Ost- 
asien bestimmte Truppentransporte der enormen Zeit- und Kosten- 
ersparnis wegen durch den Bosporus und die Dardanellenstraße 
gesandt; war dies auch auf den nichtarmierten Schiffen der soger 
nannten .Freiwilligen'-Flotte geschehen, so hatten die Pforte und 
die Mächte darin doch eine Verletzung der Verträge erblickt und 
dagegen Einspruch erhoben. Indes setzte Rußland schließlich 
dennoch durch, daß es bis zu 1500 Soldaten im Jahr auf diesem 
Wege passieren lassen dürfe, was aber jedesmal erst durch einen 
besondem Ferman des Sultans gestattet werden sollte. 

Sieben Jahre später, 1891, kam die Dardanellenfrage neuer- 
dings zur Diskussion, als zwei russische Truppentransportschiffe 
von den türkischen Uferbatterien im Bosporus an der Weiterfahrt 
verhindert wurden, worüber sich Rußland aufhielt. Die sich an 
diesen Zwischenfall knüpfenden Erörterungen führten schließlich 
zu einer Vereinbarung, derzufolge künftig russische Truppenschiffe» 
wenn sie die Handelsflagge führten oder zur „Freiwilligen "-Flotte 
gehörten, die Meerengen unter der Bedingung passieren durften^ 
daß ihr Eintreffen jedesmal vorher der Hohen Pforte durch die 
russische Botschaft angezeigt werde. Und zwar sollte dies für beide 
Fahrtrichtungen gelten, also nicht bloß für die Ausfahrt aus dem 
Schwarzen Meere sondern auch für die Einfahrt. Befanden 
sich auf einem nach Rußland zurückkehrenden russischen Schiff 
aber bloß aus dem Dienst entlassene, unbewaffnete, in die Heimat 
zurückgesandte Soldaten, so sollte zur Erlaubnis der Durchfahrt 
schon eine Erklärung des betreffenden Schiffskapitäns genügen.^) 

Wenn diese Zugeständnisse die Vertragsfesseln für Rußland 
aber auch etwas gelockert hatten, so war an der Hauptsache da- 
durch doch nichts geändert worden, denn seiner Kriegsflotte blieb 
die Ausfahrt aus dem Schwarzen Meere nach wie vor verwehrt 
Welch schwere Lähmung dies aber für seine militärische Machtent- 

1) C. V. Sax, .Machtverfall', S. 487 u. 502. 
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faltung bedeutete, hatte es während des unglücklichen Kri^ mit 
Japan auf das schwerste zu fühlen bekommen. 

Es war daher sehr begreiflich, dafi es Rußland um die Be- 
freiung von dieser drückenden und demütigenden Fessel zu tun 
und dafi es bereit war, Zugeständnisse zu machen, wenn es dafür 
die Einwilligung Österreich-Ungarns erhielt, indem es nächst England 
den Hauptgegner der MeerengenerOffnung sah. 

Seine Zustimmung zur Annexion Bosniens und der Herzegovina 
konnte es um so eher als Gegenleistung geben, als es damit der 
Monarchie ja kein neues Zugeständnis machte, sondern nur wieder- 
holte, was es schon zweiunddreifiig Jahre früher in Reichstadt, ein 
Jahr später in der Nachtrags-Konvention von Budapest und noch 
ein drittes Mal, im Jahre 1881, der Monarchie zugestanden hatte. 
Aber selbst wenn die Annexion ein neues Zugeständnis gewesen 
wäre, so hätte es ihr leicht beistimmen können, denn es erlegte sich 
damit ganz und gar kein Opfer auf; die Umwandlung der Okku- 
pation in die Annexion brachte ja keine Erweiterung der Macht- 
sphäre Österreich-Ungarns mit sich, also auch keine Schmälerung 
der eigenen; im Gegenteil: durch die Rückgabe des Sandschaks 
Novibazar an die Türkei bekundete jenes augenscheinlich den Ver- 
zicht auf die Erweiterung seiner Macht bis ans Ägäische Meer. 

So viel Rußland demnach durch diesen Pakt erhielt, so wenig 
gab es; und so wenig es im Grunde war, was Österreich-Ungarn 
dabei gewann, so viel war es, was es verlor. Es büfite nämlich 
für die Zukunft die fast sichere Gewähr ein, dafi es in der Adria 
von einer russischen Flotte nicht angegriffen werden konnte; eine 
Gewähr, die es nur so lange besaß, als der russischen Flotte im 
Schwarzen Meere der Ausweg verwehrt blieb. Sobald ihr dieser 
freistand, konnte es im Fall eines Kriegs mit Sicherheit auf ihr 
Erscheinen in der Adria rechnen, wo sie im Hafen von Antivari 
einen Stützpunkt fand; vorausgesetzt, dafi sie nicht den hierzu 
weit geeignetem italienischen Hafen von Tarent benutzen durfte, 
was keineswegs aufierhalb aller Möglichkeit lag . . . 

Die Zustimmung der Monarchie zur Aufhebung der Meer- 
engensperre bedeutete somit nicht nur für Rufiland sondern, im 
entgegengesetzten Sinn, auch für sie selber ein überaus wichtiges 
Zugeständnis. 

Allerdings knüpfte sie an ihre Zustimmung eine Bedingung: 
für die Durchfahrt durch den Bosporus und die Dardanellen sollten 
die Bestimmungen gelten, die im Suezkanal in Kraft waren und 
denen zufolge immer nur je einem Schiffe eines und desselben 
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Staates die Durchfahrt gestattet werden und keines sich länger als 
vierundzwanzig Stunden darin aufhalten sollte, wodurch Österreich- 
Ungarn einem russischen Handstreich auf Konstantinopel vor- 
beugen wollte.^) Aber wenn dadurch auch die tarkische Hauptstadt 
geschützt wurde, die heimischen Adriakflsten blieben darum doch 
den Angriffen einer russischen Flotte ausgesetzt. 

Daß sich Herr von Iswolski nach diesen Abmachungen außer- 
stande sah, dem wilden Gezeter der Panslawisten die von diesen 
erwartete Sanktion durch einen energischen Protest gegen die 
Annexion zu erteilen, lag auf der Hand, und damit war auch sein 
zweideutiges Verhalten in der Annexionsfrage erklärt. Er konnte 
nicht offiziell protestieren, um nicht von Ährenthal des Wortbruchs 
überwiesen zu werden; er wollte aber anderseits auch nicht zu- 
stimmen, um sich bei seinen chauvinistischen Landsleuten nicht 
unmöglich zu machen. So lavierte er denn ängstlich und er- 
grimmt zwischen dieser Scylla und Charybdis herum und verlieh 
seiner Politik dadurch das Gepräge der Unaufrichtigkeit und Tücke. 

Wenn er sich aber, über das, was er tun sollte, augenschein- 
lich noch unschlüssig, in seiner offiziellen Eigenschaft zunächst 
noch in Schweigen hüllte, so ließ er es doch nicht an indirekten 
Äußerungen fehlen, in denen er seiner Erbitterung über die .periide« 
Politik Ährenthals Ausdruck gab, so daß dessen Gegner — und 
das war damals halb Europa — notwendigerweise glauben mußten, 
dieser habe ihn hintergangen. Wiewohl der Verdacht naheliegt, 
Iswolski habe dies nur ausgesprengt, um unter dieser Beschuldigung 
seine Ohnmacht gegen die Annexion zu verbergen, hat es der 
russische Staatsmann allem Anscheine nach doch auch selber ge- 
glaubt. Ob mit Recht, ist eine sehr heikle Frage, die sich noch 
nicht mit absoluter Sicherheit beantworten läßt. Nur eines steht 
zweifellos fest: in dem groben Sinne, in dem die Gegner Ähren- 
thals die Beschuldigung Iwolskis gedeutet haben, ist dieser jeden- 
falls nicht getäuscht worden. Das geht deuflich aus der Rede 
hervor, die er am 25. Dezember vor der Duma gehalten und in 
der er endlich notgedrungen bekannt hat, daß er der Annexion 
gegenüber nichts tun könne, da die russische Regierung „in ihrer 

^) Siehe den wichtigen Artikel .Die Zusammenkunft in Buchlau* 
von Heinrich Friedjung in der .Zeitschrift des Deutschen Vereins für 
die Geschichte Mährens und Schlesiens', 17. Jahrgang, 3. Heft, dessen Angaben 
diese Darstellung um so vertrauensvoller folgen durfte, als der Verfasser seine 
t)esondere Kenntnis dieser Vorgänge den persönlichen Mitteilungen Ahrenthals 
dankt. 
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Freiheit durch diplomatische Aktionen eingeengt sei**. Damit hat 
er, wenn auch nur indirekt, zugestanden, dafi er Ährenthal das 
Recht zur Annexion eingeräumt hatte. 

Insofern also hatte ihn dieser durch die Annexionserklärung 
keinesfalls hintergangen sondern nur von dem ihm zugestandenen 
Rechte Gebrauch gemacht Aber es scheint trotzdem hinsichtlich 
der Annexion zwischen den beiden Staatsmännern in Buchlau nicht 
alles ganz klar festgestellt worden zu sein, sonst hätte Iswolski 
nicht so hartnäckig daran festhalten können, dafi er hintergangen 
worden sei ; denn dafi er diesen Vorwurf gegen Ährenthal einfach 
aus der Luft gegriffen haben soll, ist doch wohl nicht anzunehmen. 
Man wird daher kaum fehlgehen, wenn man sich der Deutung 
anschliefit, die Friedjung dieser Divergenz in der Auffassung der 
beiden Minister gibt ; denn abgesehen davon, dafi dieser Gewährs- 
mann vermöge seiner persönlichen Beziehungen zu Ährenthal 
zweifellos Näheres über diese Angelegenheit erfahren hat als sonst 
jemand aufierhalb der diplomatischen Kreise, hat seine Auslegung 
auch eine grofie psychologische Wahrscheinlichkeit für sich. Er 
läßt sich hierüber folgendermaßen vernehmen: 

.Es fehlte in der Verabredung eine feste, aucli schriftlich niedergelegte Be- 
stimmung, wann Österreich-Ungarn mit seiner Aktion zu beginnen das Recht 
hätte. Ahrenthal behauptete spflter wiederholt und mit dem stärksten Nach- 
druck, er hätte zu Buchlau ausgesprochen, die Annexion werde noch vor dem 
Zusammentritte der Delegationen vorgenommen werden müssen ; und für deren 
nächste Tagung war schon der Oktober desselben Jahres in Aussicht genommen. 
Iswolski dagegen wollte von dieser Zeitbestimmung nichts gehört haben. Es 
ist aber möglich, daß Ahrenthal absichtlich flüchtig — etwa in einem 
Zwischensatze — über den Zeitpunkt sprach und dafi Iswolski sich nicht, wie 
es seine Pflicht gewesen wäre, gründlich und ernsthaft nach den Absichten des 
Wiener Kabinetts erkundigte. Ahrenthal mag gedacht haben, es wäre nicht seine 
Sache, dem russischen Minister Unterricht in der Führung einer weltwichtigen 
Unterhandlung zu geben. Auch lag es in seiner Art, im Bewufitsein seiner 
diplomatischen Überlegenheit, den schwachem Gegner zu umgarnen und 
niederzuringen.' 

So oder doch so ähnlich dürfte sich die Sache auch wirklich 
zugetragen haben. Dafi Ährenthal sich dabei keiner Inkorrektheit 
schuldig gemacht hatte, geht, wie Friedjung des weitem ausfahrt, 
aus einem offenbar von Iswolski inspirierten, vielleicht sogar ver- 
fafiten Artikel in der „Fortnightly Review" hervor, ^) in dem dieser 

^) Dieser Artikel ist unter dem Titel, .Baron Ahrenthal and 
M. Izvolsky-Diplomatic Enigmas" im September 1909 erschienen, und mit 
den Worten gezeichnet gewesen ,Vox et praeterea nihil*. Im November des- 
selben Jahres brachte dieselbe Zeitschrift die Antwort der .altera pars*, die. 
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bekannt gibt, er sei mit Ährenthal übereingekommen, daß dieser 
ihm vor der Annexion noch einmal schreiben solle, was er denn 
auch getan habe. Am 2. Oktober, also vier Tage vor der Ver- 
öffentlichung der Annexionserklärung, habe Iswolski, der damals 
gerade in Paris weilte — er befand sich auf einer Rundreise bei 
den europaischen Staatskanzleien — diese Nachricht erhalten. 
Friedjung knüpft nun die richtige Folgerung daran: 

•Würde bwolski also das Vorgehen des Wiener Kabinetts für übereUt und 
gar fOr vertragswidrig angesehen haben, so hätte er drei bis vier Tage Zelt zu 
einem Proteste gehabt; die Wirkung wäre gewiß nicht ausgeblieben; ein Auf- 
schub mnfite erfolgen. Er aber schwieg — und erst eine Woche später Üefi 
er sich bei seinem Besuche in London durch König Eduard und dessen 
Minister umstimmen, dann erst atmete er Feuer und Flamme gegen die Un- 
aufrichtigkeit Ahrenthals wie gegen das Vertragsbrüchige Osterreich.' 

Dafi Iswolski nun» da er sich nicht anders zu helfen wufite, als 
Anwalt des Berliner Vertrags auftrat, stand ihm als Minister Ruß- 
lands nicht eben gut an, denn dieses hatte sich schon im Jahre 
1886 über die Bestimmungen des Berliner Vertrags einfach hinaus- 
gesetzt, indem es Batum seines vertragsmäßigen Freihafencharakters 
entkleidete. Auch die von Rußland durchgesetzten Lockerungen 
der Meerengen-Spene bekundeten, daß man es in Petersburg mit 
Vertragen nicht allzu genau nahm. 

Aber nicht bloß aus diesem und dem vorhin angeführten 
Grunde war Iswolskis Groll gegen Ährenthal ungerechtfertigt 
sondern auch darum, weil dieser im Grunde nichts dafür konnte, 
daß er — Iswolski — eine diplomatische Niederlage erlitten hatte, 
denn die hatte er sich ja nicht in Buchlau geholt, sondern in 
London, wo man sich trotz aller Entente in der Meerengenfrage 
augenscheinlich sehr zugeknöpft verhalten hatte. ^) Wäre das nicht 
der Fall gewesen und hätte Iswolski seinen Willen auch dort durch- 
gesetzt, so würde er seine in Buchlau gegebene Zusage nachträglich 
höchstwahrscheinlich vollinhaltlich aufrechterhalten haben, und die 
Annexionsfrage hätte dann vermutlich ein ganz anderes Gesicht be- 
kommen. Dadurch jedoch, daß sein Meerengenplan mit einem Fiasko 
schloß, während Ährenthal die Annexion vollzog, sah er sich diesem 
gegenüber in den Schatten gestellt, und das vertrug sein hoch- 
offenbar im Auftrag und Sinne Ahrenthals geschrieben, .M. Izvolsky and 
Count vonAhrenthal' betitelt war und als Unterschrift die Worte .Vox 
alterae partis' trug. Aus diesen zwei Gegensätzen hat Friedjung dann in 
seinem Aufsatze die Resultierende gezogen. 

^) Siehe den interessanten Artil(el .Iswolslci' von Maximilian 
Harden in der .Neuen Freien Presse' vom 25. Dezember 1913. 
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gespanntes Selbstgefahl nicht. Da er selber sein Ziel nicht erreicht 
hatte, sollte auch jener seines nicht erreichen. Und so richtete er 
all seinen Groll gegen Ährenthal, als ob die Annexion die Ursache 
seiner Niederlage gewesen wäre und nicht der A^derstand König 
Eduards und Sir Greys.^) Hinc illae lacrimael . . . 

4. Italien 

Jenseits der Alpen rief die Annexion ganz dasselbe zornige, 
lärmende Echo hervor, wie dreißig Jahre früher die Okkupation. 
All die bedenklichen Erscheinungen, die sich damals gezeigt hatten: 
Brandreden, Schmähartikel, Osterreichfeindliche Demonstrationen, 
wiederholten sich auch jetzt wieder und straften die schönen 
Worte und Versicherungen der Dreibunddiplomaten und ihrer 
publizistischen Trabanten, ganz besonders aber der tonangebenden 
Wiener Presse, grausam Lügen. 

Nüchterne Beurteiler des Verhältnisses zwischen der Monarchie 
und Italien konnte diese V^irkung der Annexion bei dem südwestlichen 
Bundesgenossen nicht überraschen. Die Beziehungen zwischen 
den beiden Reichen standen schon lang im Widerspruche zu dem 
Bündnisse, das sie aneinander knüpfte. Das leidliche Einvernehmen, 
das zwischen ihnen bestanden hatte, so lange Crispi die italienische 
Politik lenkte und namentlich so lange der Groll gegen Frank- 
reich wegen Tunis anhielt, hatte sich schon längst verflüchtigt. 
Nicht mehr die Westgrenze war es, die die Augen der Italiener 
auf sich zog, sondern die Nordostgrenze, und nicht mehr besorgt 
war der Blick dieser Augen sondern haßerfüllt. 

Zumal seit 1904. In diesem Jahre hatte sich nämlich in 
Innsbruck ein Ereignis zugetragen, das ganze Ströme wild- 
schäumenden Wassers auf die Mühlen der Italiener trieb und ihnen 
den hochwillkommenen Vorwand bot, gegen die Behandlung zu 
protestieren, die ihren Volksgenossen in Osterreich zuteil wurde. 
Zu Anfang November dieses Jahres war es nämlich in Innsbruck 
zu erbitterten Kämpfen zwischen den an der dortigen Universität 

1) Angesichts dieser Feindseliglceit Rußlands gegen die Monarchie nehmen 
sich die Worte, die die .Neue Freie Presse" anläßlich der Zusammenkunft in 
Buchlau geschrieben hatte, in ihrer apodiktischen Zuversicht fast grotesk aus. 
Sie schrieb nämlich am 17. September 1908 (Abendblatt): .Das Ergebnis der 
Begegnung ist, daß jede Wolke in dem Verkehre derbeidenStaaten 
beseitigt ist'. Wiewohl sie dies von angeblich .hervorragender Seite' zu 
wissen behauptete, hatte sie sich in diesem Fall als ebenso falsche Prophetin 
erwiesen wie bei der Ischler Entrevue. 



Die Annexion 171 

immatrikulierten italienischen Studenten und ihren deutschnationalen 
Kommilitonen gekommen, wobei jene trotz ihrer Bewaffnung mit 
Revolvern infolge ihrer Minderzahl unterli^en mufiten. Damit 
noch nicht genug, wurde die italienische Fakultät von den deutsch- 
nationalen Studenten im Vereine mit dem StrafienpObeP) voll- 
ständig demoliert und gegen die in Innsbruck lebenden, an den 
Exzessen der konnationalen Studenten völlig unbeteiligten Ein- 
wohner italienischer Nationalität eine wilde Hetze veranstaltet, bei 
der keiner seines Eigentums sicher war und die von alldeutschen 
Abgeordneten noch geschürt wurde. ') Helen diese Vandalentaten 
auch ausschließlich jener fanatischen Gilde zur Last, die in ihrer 
teutonischen Monomanie die Sache Österreichs und nicht minder 
des Deutschtums von jeher auf das Schwerste geschädigt hat, 
so waren sie doch in Osterreich verübt worden, und das genügte 
den Italienern jenseits der Alpen, die keine Unterschiede machten 
und sich in stürmischen Kundgebungen gegen das verhaßte Reich 
überboten, in dem ihre Volksgenossen zu Märtyrern deutscher 
Barbarei gemacht würden. 

Wenn die Osterreichische Regierung, an deren Spitze damals 
Dr. V. Körber stand, auch bemüht war, die Ordnung wiederher- 
zustellen, und aus ihrer Verurteilung der Innsbrucker Vorfälle kein 
Hehl machte, was ihr übrigens von den deutschen Parteien die 
heftigsten Angriffe zuzog : so vermochte sie sie doch weder unge- 
schehen zu machen noch den Italienern eine befriedigende Ge- 
nugtuung zu geben, denn gegen die Errichtung einer italienischen 
Universität in Triest sprachen ernste Bedenken, die namentlich von 
militärischer Seite erhoben wurden; über einen andern Standort 
aber konnte sie nicht schlüssig werden. So blieb diese Ange- 
legenheit eine offene Frage, die fortan als ruheloses Gespenst 
durch die Wandelgänge des österreichischen Parlaments spukte 
und den Ministem Alpdrücken verursachte, den Italienern aber 
eine erwünschte Handhabe zu Beschwerden und Protesten bot, 
über die sie jederzeit verfügen konnten. 

Daß die Innsbrucker Vorgänge das an sich nicht allzu bundes- 
freundliche Verhältnis zwischen den beiden Staaten noch verschlech- 
tem würden, war vorauszusehen. Immer lauter und stürmischer 

^) Auch die Bflrgerschaft Innsbrucks hat sich dabei offenbar stark beteiligt, 
wenigstens hat der alldeutsche Abgeordnete Dr. Schalk ihre Mitwirkung mit 
rühmender Genugtuung hervorgehoben! 

*) Die Abgeordneten Stein und Berger waren, obschon sie mit Tirol nichts 
zu tun hatten, eigens zu diesem Zwecke nach Innsbruck gefahren. 
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wurde in Italien der Ruf nach Triest und Trient, nach dem Allein- 
besitze der Adria, die man dort mit einer in ihrer Tollheit fast 
naiv zu nennenden Anmaßung als das »mare nostro" reklamierte. 
Vereine und Gesellschaften, Zeitungen und Zeitschriften wetteiferten 
in der leidenschaftlichsten Propaganda eines einzigen Gedankens» 
der sie mit der beharrlichen Gewalt einer fixen Idee beherrschte 
und der immer neuen Vereinen und Druckwerken das Leben gab. 
Dieser Gedanke hiefi: Abasso TAustria! 

Und man machte kein Hehl aus ihm, im Gegenteil : man trug 
ihn zur Schau und rief ihn laut, herausfordernd und drohend über 
die Alpen hinüber, so laut, daß ihn selbst die in dieser Hinsicht 
äußerst schwerhörigen Herren am Wiener Ballplatze vernehmen 
mußten, so unbequem ihnen das auch sein modite. Ihrem Atout- 
prix-Optimismus waren diese Kundgebungen natürlich nur die 
unüberlegten Ausbrüche jugendlicher Exaltados, denen nicht die 
geringste Bedeutung beizulegen sei; aber „am Hof" dachte man 
weniger optimistisch als auf dem Ballplatz, und das Kriegs- 
ministerium sorgte dafür, daß die ganz unzulänglich gesicherten 
Grenzen des Reichs in Tirol, Kärnten und im Küstenlande durch 
Befestigungswerke und durch beträchtlicheVermehrung der dürftigen 
Garnisonen^) entsprechend geschützt wurden. Von 1904 an begann 
daher eine allmähliche Verlegung des militärischen Schwerpunkts 
vom Nordosten nach dem Südwesten; nicht mehr in Rußland sah 
man den künftigen Gegner der Monarchie im Felde, als der es 
seit der bulgarischen Krise gegolten hatte, sondern im . ver- 
bündeten ** Italien. Seltsamere Bundesgenossen als diese beiden 
Staaten hatte die Welt wohl noch kaum gesehen . . . 

^) Das militärische Kräfteverhältnis der beiden Staaten In den Grenz- 
gebieten war ein für Österreich-Ungarn äufierst ungünstiges. Es ergab im 
Jahre 1900 fOr Tirol, Kärnten und das Küstenland einer-, die Lombardei und 
Venetien anderseits folgendes Zahlenbild: 

Österreich-Ungarn Italien Unterschied 
Bataillone 36 (mit Landwehr 53) 71 +35 {+ 18) 

Schwadronen 6 ( . . 8) 48 + 42 (-f- 40) 

Reitende und Feldbatterien 12 48+36 

Gebirgsbatterien 3 3 — 

Festungsartilleriekompagnien 12 11—1 

Bei diesem Vergleich ist die auf diese Gebiete entfallende italienische 
Mobilmiliz, die der k. k. Landwehr entsprechen sollte, nicht inbegriffen, 
da sie dieser militärisch nicht gleichwertig ist Durch ihre Miteinbeziehung 
würde die numerische Überlegenheit Italiens noch deutlicher hervortreten. — 
Das so wichtige Triest hatte damals eine Garnison von bloß 4 Bataillonen. 
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Unter solchen Verhältnissen war es daher kein Wunder, daß 
die Nachricht von der Annexion Bosniens und der Herzegovina in 
Italien wie eine Brandrakete wirkte und all den Groll, der dort 
glimmte, in helle Flammen setzte. Allerdings nicht augenblicklich, 
aber dafür um so starker. Man gebärdete sich, als hatte sich die 
Monarchie durch die Annexion auf Kosten Italiens bereichert und 
diesem schweren Schaden zugefügt. Da man aber offenbar trotz- 
dem, wenn auch vielleicht nur unbewußt, die Empfindung hatte, 
dafi dies fflr einen verbündeten Staat denn doch ein zu magerer 
Vorwand zu den Angrififen war, die g^en die Monarchie zu richten 
man das unbezähmbare Verlangen hatte, so bediente man sich der 
so bequemen Universitatsfrage und fand an den in Osterreich 
lebenden Italienern verständnisvolle Helfer. Vor allem natürlich 
an den Studenten. Diese veranstalteten am 23. November 1908 
an der Wiener Universität eine Demonstration für die italienische 
Universität, trotzdem oder vielmehr weil sie wissen mußten, daß 
die deutschnationalen Studenten ihnen die Antwort nicht schuldig 
bleiben würden und daß sie infolge ihrer Minderzahl ebenso wie 
vier Jahre früher in Innsbruck den kurzem ziehen würden. Es 
kam dann auch wieder zu einer jener Massenprügeleien angesichts 
des versammelten Straßenpublikums, die eine Spezialitat der öster- 
reichischen Universitäten bilden und die in diesem Falle zu einer 
förmlichen Schlacht ausartete, bei der auch Revolverschüsse nicht 
fehlten. Das Echo dieser Schüsse in Italien ließ natürlich nicht 
auf sich warten, und man hatte daselbst wieder einen scheinbar 
triftigen Grund, sich in wütenden Ausfallen gegen das barbarische 
Osteneich zu eigehen, in dem die Italiener nicht einmal ihres Lebens 
sicher seien. 

Daß sich diese Feindseligkeit keineswegs bloß auf Studenten 
nnd andere unreife Elemente beschrankte sondern alle Schichten 
des italienischen Volkes durchdrungen hatte, sollte sich in der 
italienischen Kammer zeigen, die Anfang Dezember eröfhiet wurde. 
Besonders die Rede, die der frühere Ministerpräsident Fortis am 
3. Dezember über die äußere Politik Italiens hielt, war für die 
Stimmung, die im ganzen Lande gegen Osterreich herrschte, be- 
zeichnend, denn sie wurde von allen Parteien des Hauses mit 
stürmischem Beifall aufgenommen und bewies damit, daß sie der 
allgemeinen Stimmung Ausdruck gab. Fortis erklarte, dem Drei- 
bunde zwar treu bleiben zu wollen, doch werde dies Italien durch 
Österreich-Ungarn taglich schwerer gemacht. Dieses sei zur An- 
nexion nicht berechtigt gewesen, der Verzicht auf den Sandschak 
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vermöge sein Unrecht nicht auszugleichen und auch keineswegs 
eine Garantie daffir zu bieten, daß es bei günstiger Gelegenheit 
nicht nach Saloniki vordringen werde. Die Besetzung Spizzas durch 
Osterreich müsse ein Ende haben, denn sie sei eine beständige 
Bedrohung Montenegros. Durch die .übermäßigen' Rüstungen 
der Monarchie fühle sich auch Italien bedroht, das durch ihr Auf- 
treten vor die Möglichkeit gestellt werde, gerade mit einer ver- 
bündeten Macht Krieg führen zu müssen. 

Alle diese den Gegensatz zwischen beiden Mächten illustrie- 
renden Stellen der Rede fanden demonstrativen Beifall, und als 
Fortis seine Rede beendet hatte, trat der Marineminister Mirabello 
auf ihn zu und umarmte ihn ; nicht zu reden von den stürmischen 
Ovationen, die ihm sonst bereitet wurden und denen sich be- 
zeichnender Weise auch die Republikaner und Sozialdemokraten 
anschlössen. Es war eben ganz Italien, das da applaudierte, denn 
es ging gegen das verhaßte Osterreich . . . 

In der nächsten Kammersitzung sprach der Minister des Äußern, 
Tittoni, der wegen seines Festhaltens am Dreibund und durch 
eine in Carate gehaltene annexionsfreundliche Rede sehr unpopulär 
geworden war. Es war für ihn daher eine heikle Aufgabe, seine 
Politik nun vor dem kritischen Areopag der Kammer zu rechtfertigen. 
Er bewährte sich jedoch als ein kluger Taktiker, denn er verstand 
es, seine Worte der herrschenden Stimmung anzupassen. So ganz 
besonders durch den Tadel, den er, wenn auch in sehr maßvoller 
Weise, über die Form der Annexion aussprach, die ein einseitiger 
Lösungsversuch gewesen sei und daher zu Schwierigkeiten geführt 
habe, deren Behebung einer Mächte-Konferenz bedürfe. Auch 
die Sympathiekundgebung gegenüber Serbien und Montenegro 
und die Betonung des Einvernehmens mit Rußland, dessen Früchte 
die Zukunft reifen werde, waren Zugeständnisse an die Stimmung 
des Auditoriums. All das nahm sich im Mund eines Dreibund- 
Ministers seltsam genug aus, denn es bekundete, daß er mit den 
Feinden Österreich-Ungarns sympathisierte, was für dieses just 
nicht erfreulich war. Tittoni dürften diese Äußerungen auch nicht 
leicht gefallen sein, nachdem er wenige Monate vorher in Salzbuig 
mit Ährenthal noch ein Herz und ein Sinn gewesen war; allein 
er mußte so reden, wenn er sich auf seinem Ministerfauteuil er- 
halten wollte. In einem Punkte trat er dem Chauvinismus seiner 
Landsleute aber doch energisch entgegen: von »Kompensationen", 
wie sie sie im Sinne hatten, könne keine Rede sein; am allerwenigsten 
von der Abtretung des sogenannten .Trentino", von der der 
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Abgeordnete Barzilai behauptet hatte, Österreich-Ungarn habe sich 
hierzu verpflichtet, falls es die Annexion Bosniens und der Herzegovina 
vornehme. Weder von dem Briefe, in dem dies Barzilai zufolge die 
Monarchie versprochen habe, sei ihm etwas bekannt, noch enthalte 
der Artikel VIII des Dreibundvertrags die darin vermutete, dasTrentino 
betreffende Verzichterklärung; wohl aber seien ausdrückliche Erklä- 
rungen der k. u. k. Regierung entgegengesetzten Inhalts vorhanden . . . 

Dank dieser klugen Taktik glückte es Tittoni, die heikle Klippe 
zu umschiffen und trotz heftiger Angriffe seiner Gegner für seine 
Politik eine Kammerresolution von ansehnlicher Stimmenmehrheit 
(297 : 140) zu erringen. Aufier seinen Zugeständnissen an die 
herrschende Feindseligkeit gegen Osterreich dankte er dies wohl 
auch der vorsichtigen Klugheit der italienischen Politiker, die nichts 
Oberstürzen wollten und ihr Land noch zu wenig stark glaubten, 
den großen Kampf gegen das Habsburgerreich aufnehmen zu können, 
den sie heimlich mehr oder weniger alle wünschten. 

Dafi aber auch die reifsten Politiker Italiens an diese Aus- 
einandersetzung dachten, ging aus der Rede des Ministerpräsidenten 
Giolitti hervor, der sich zwar mit der Politik Tittonis durchaus ein- 
verstanden erklärte, aber die bedeutsamen Worte einfließen ließ, man 
dürfe nicht durch »verfrühte Ungeduld" das Friedenswerk der 
gegenwärtigen Generation Italiens zerstören. Das hieß, deutlicher 
gesprochen : wartet mit der Abrechnung ! Jetzt noch nicht — später I . . . 

In diesen zwei denkwürdigen Kammersitzungen zeigte sich, 
was die Freundschaftsversicherungen wert waren, die Tittoni und 
Ährenthal in Desio und Turin, auf dem Semmering und in Salz- 
burg miteinander ausgetauscht hatten. Ein einziger Sturmstoß 
vom Balkan her hatte genügt, das Kartenhaus dieser vielgepriesenen 
Freundschaft umzublasen. Bloß das Papier blieb übrig, auf dem 
sie amtlich verzeichnet stand . . . 

5. Deutschland 

Nur das Deutsche Reich trat der Koalition gegen Österreich- 
Ungarn nicht bei ; aber auch hier war man von der Annexion nicht 
sonderlich erbaut; und das ließ sich sehr wohl begreifen, denn 
man konnte infolge der Bündnispflichten gegen Osteneich-Ungam 
in die Orientwirren hineingezogen werden und vielleicht sogar in 
einen Krieg nach drei Fronten. Danach aber hatte man bei allem 
Kraftbewußtsein begreiflicherweise kein Verlangen. Dazu besaß 
man vom Werte der Knochen des bewußten pommerschen Grenadiers 
eine zu hohe Meinung. Mochte Österreich-Ungarn die schwarze 
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Suppe, die es sich da unten eingebrockt hatte, nur selber auslöffeln I 
Man hatte keine Lust, dabei mitzuhalten. Das war wohl der erste 
Eindruck, den die Annexionserklärung in der Öffentlichkeit Deutsch- 
lands hervorrief. 

Fflr die politischen und kommerziellen Kreise kam hierzu noch 
ein zweites Moment: durch den Konflikt, den die Annexion zwischen 
Österreich-Ungarn und der Pforte heraufbeschwor, geriet Deutsch- 
land in eine peinliche Lage, denn es war der Bundesgenosse des 
einen und der Freund des andern. Gegen das Habsburgerreich 
konnte und gegen die Türkei wollte es nicht auftreten. 

Daß es Freiherr von Ährenthal trotz des Bundesverhältnisses 
überdies unterlassen hatte, die deutsche Regierung von der Annexion 
früher zu verständigen als die andern Kabinette, konnte auch nicht 
dazu beitragen, dafi man sich für die Aktion des Bundesgenossen 
sonderlich erwärmte.^) 

Ein offenbar treues Echo dieser kühl ablehnenden Stimmung 
in deutschen Regierungskreisen gab die diesen nahestehende »Köl- 
nische Zeitung" vom 10. Oktober. Es hieß da: 

.Der beste Beweis, wie fest die habsburgische Monarchie auf Deutsch- 
lands Bundestreue baute, ist der, dafi sie es wagen durfte, die deutsche Bundes- 
treue einer Belastungsprobe wie der heutigen auszusetzen. Das ist ein Ver- 
trauen, das wir zu schätzen wissen, das Deutschland aber vollauf durch seine 
Vergangenheit verdient hat. Hatte die österreichisch-ungarische Regierung da- 
gegen die Möglichkeit in Betracht gezogen, dafi Deutschland seine Politik 
anders orientieren könne, nachdem Osterreich-Ungam es vorgezogen, ohne 
Wissen und Willen des Verbflndeten die internationale Lage 
umzugestalten, so wäre sie dabei sicherlich nicht den Gedanken Kramafs 
gefolgt, sie hätte sich sagen mflssen, dafi Deutschland ein besserer, dankbarer 
Anlafi, den Anschlufi an die Westmächte zu finden und die Beziehungen zur 
Türkei fester zu knflpfen, wohl je kaum geboten werden würde, als durch diese 
österreichisch-ungarische und bulgarische Vertretung des Berliner Vertrags. 
Aber man wufite auf dem Ballplatze zu genau, dafi Deutschland bei der be- 
währten Dreibundpolitik beharren werde, dafi es allen Abenteuern, die 
den Frieden und damit seine Interessen gefährden könnten, 
abhold sei. Gerade darum konnte man auch Deutschland nicht zum Ver- 
trauten einer Politik machen, der es aus denselben Gründen seine Zu- 
stimmung hätte versagen müssen. Nachdem Deutschland der Türkei 
mit aller Offenheit erklärte, dafi es an dem Vertragsbruche seines Verbündeten 

*) Fürst Bülow erklärte zwar in seiner Reichstagsrede vom 7. Dezember 1908, 
er wäre Freiherra v. Ahrenthal nur dankbar dafür, dafi er ihn nicht früher von 
der Annexion verständigt habe, aber die feine Ironie, mit der er scheinbar ganz 
beiläufig bemerkte, er habe die Annexionsabsicht Österreich-Ungarns .ungefähr 
gleichzeitig mit Italien und Rufiland* erfahren, zeigte, dafi er — und nicht ohne 
Grund ~< in dieser späten Verständigung einen Mangel an bundesfreundlicher 
Rücksicht sah. 
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nicht teilhabe und es den Schritt Bulgariens nicht anerkenne, bleibt es da- 
bei, dafi Deutschland nach wie vor trotz allem sein Interesse darin sieht, am 
Dreibunde festzuhalten, und wenn aus den heutigen Wirren Osteneich-Ungam 
gestärkt und gekräftigt hervorgeht, so kann und mufi das letzten Endes auch 
Deutschland und dem Dreibund von Nutzen sein.' 

Das war ein bei aller Konektheit sehr kräftiger Wink an die 
Adresse des Freiherm v. Ahrenthal, und man brauchte kein Zeicben- 
deuter zu sein, um zwischen diesen Zeilen die scharfe Verurteilung 
herauszulesen» die sein Schritt an den mafigebenden Stellen des 
Deutschen Reichs erfahren hatte. Er dürfte dies auch nicht ohne 
Unbehagen zur Kenntnis genommen haben; zumal da es sich 
nicht um die subjektive Ansicht eines einzelnen Blattes handelte. 

Aber wenn unter dem Eindrucke dieses indirekten, doch darum 
nicht minder fühlbaren Tadels aus dem Munde des einzigen ernst 
zu nehmenden Bundesgenossen auf dem V^ener Ballplatze Besorg- 
nisse hinsichtlich der nächsten Zukunft aufgetaucht sein sollten, 
so wurden sie durch das weitere Verhalten der deutschen Regierung 
alsbald zerstreut, und man erhielt die beruhigende Sicherheit, dafi 
die Monarchie, was immer auch kommen werde, auf Deutschlands 
Hilfe werde zählen können. 

Dort hatte sich nämlich ein rascher Wandel in der Auffassung 
vollzogen, und das Deutsche Reich stellte sich offen an die Seite 
Osteneich-Ungams. ^) Diese Sinnesänderung war auf zwei Ursachen 
zurückzuführen : fürs erste auf die Erkenntnis, dafi das wilde Kessel- 

^) Die deutsche Regierung hat zwar geflissentlich betont, dafi sie von allem 
Anfang an mit vollem Nachdrucke für Osterreich-Ungara eingetreten sei; aber 
nicht nur in diesem, sondern auch im Deutschen Reiche selbst, wenigstens in 
den der Monarchie wohlgesinnten Kreisen, dachte man hierüber anders. Das 
beweist die Rede, die der deutsche Abgeordnete Speclc (Zentrum) in der Reichs- 
tagssitzung vom 5. Dezember 1908 hielt und in der er unter anderem auch 
folgendes sagte: 

,lch möchte mit Befriedigung konstatieren, dafi die deutsche Regierung 
endlich mit Entschiedenheit an die Seite unsres treuen 
Bundesgenossen getreten ist (Rufe: Sehr richtig!) Es hatte lange 
den Anschein, als ob wir unserm braven Sekundanten von 
Algeciras mit Undank lohnen wollten, als ob die Abstofiungspolitik, 
von der der Abgeordnete v. Hertling sprach, auch Österreich-Ungarn gegenüber 
zur Geltung kommen würde. Ich sage nicht zu viel, wenn ich aus der Stim- 
mung bei uns in Sflddeutschland heraus darauf hinweise, dafi es wie ein Alp- 
druck auf uns lag, wie die deutsche Regierung sich zu Österreich-Ungarn in 
dieser schwierigen Situation stellen würde, und man hat bei uns erleichtert 
aufgeatmet, als endlich das Wort, allerdings sehr spflt, ausgesprochen wurde. 
Da nun endlich die deutsche Regierung klar und ofifen an die Seite Österreich- 
Ungarns getreten ist, so will ich mich weiterer Rekriminationen enthalten und 
nur meine Genugtuung aussprechen, dafi dies geschehen ist.* 

Sotnosky, Die BtUuinpoliUk Ötterreich-Uaganit. U. 12 



178 Fünfter Abschnitt 

treiben, das, England voran, gegen die Monarchie inszeniert wurde, 
im Grunde nicht ihr galt, sondern Deutschland, daß man jene 
zwar nannte, aber dieses meinte und das Habsburgerreich vor allem 
deshalb drangsalierte, um Deutschland seiner stärksten Stütze zu 
berauben. In diesem Lichte gesehen, erforderte es die Lage, daß 
Deutschland jedem Angriff auf seinen Verbtlndeten mit allem Nach- 
drucke begegnete; wenn es sein mußte, auch mit dem Schwert 
in der Hand. Nicht nur die Bundestreue verlangte dies, sondern 
der Selbsterhaltungstrieb, und dieser war es in erster Linie, der 
Deutschland zu energischer Betonung seiner Bundesfreundschaft 
bewog. Das zweite Moment aber, das bei diesem Wandel offen- 
bar als Ursache mitgespielt hatte, war die ritterliche Natur und 
hohe Auffassung von deutscher Treue, die Kaiser Wilhelm eigen 
ist und die es ihm als Pflicht erscheinen ließ, dem Verbündeten 
in seiner Bedrängnis beizustehen ; dies um so mehr, als er zweifel- 
los wußte, daß Kaiser Franz Josef in Ischl der Versuchung, die 
in König Eduards Gestalt an ihn herangetreten war, in makelloser 
Bundestreue widerstanden hatte und eben deshalb nun von England 
und dessen Freunden auf das schwerste bedrängt wurde. Solche 
Treue konnte auf das empfängliche Gemüt Kaiser Wilhelms IL nicht 
ohne Eindruck bleiben und weckte darin romantische Vorstellungen 
von »Nibelungentreue' in »schimmernder Wehr", mit der er sie 
lohnen wollte. Ob diese Nibelungentreue sich aber auch dann 
bewährt hätte, wenn der politische Vorteil des Deutschen Reiches 
sie nicht so nachdrücklich erfordert hätte, muß dahingestellt bleiben. 
Das entscheidende Moment für dessen Eintreten zu Gunsten des be* 
drängten Verbündeten ist jedenfalls nicht die sentimentale Nibelungen- 
treue und auch nicht der Dank für den »brillanten Sekundanten* 
von Algeciras, sondern der nüchterne Vorteil gewesen. Das hat Fürst 
Bülow später auch mit erfreulicher Offenheit ausgesprochen: 

.Das deutsche Schwert war in die Wagschale der europäischen Ent- 
scheidung geworfen, unmittelbar für unsern österreichisch-ungarischen Bundes* 
genossen, mittelbar für die Erhaltung des europäischen Friedens und vor allem 
und in erster Linie für das deutsche Ansehen und die deutsche Weltstellung. 
Die Stunde war da, die zeigen mufite, ob Deutschland durch die Einkretsungs* 
Politik wirklich mattgesetzt war/ ^) 

^) In dem Abschnitt .Deutsche Politik' des Werkes .Deutschland 
unter Wilhelm II.', Berlin 1914, R. Mobbing, S. 27, der aus der Feder des vor« 
maligen Reichskanzlers stammt. Schflrfer und nüchterner hat Maximilian Ha rden 
in einem am 12. Mai 1909 in Wien gehaltenen Vortrage diesem Gedanken Aus- 
druck gegeben: .Deutschland hat damals keine andere Wahl gehabt, und nm 
so weniger hatte man eigentlich Qrund, mit solcher Emphase eine Treue zu 
preisen, die ja nur dem eigensten Interesse entsprach.' 
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Der deutschen Regierung diese nüchterne Auffassung fibel- 
nehmen zu wollen, wäre auch vom Osterreichischen Standpunkt 
ungerecht; im politischen Leben entscheidet eben nicht das Ge- 
fühl, sondern der Verstand, nicht die Ethik, sondern die Oppor- 
tunität So viel darf aber mit Sicherheit behauptet werden: von 
den zwei Belastungsproben, auf die das Bündnis zwischen dem 
Deutschen Reich und Osteneich-Ungam vor und nach der Annexion 
gestellt wurde, war die erste, die Monarchie betreffende, jedenfalls 
die stärkere, denn ihr hätte es Vorteile gebracht, wenn sie, den 
Lockungen König Eduards folgend, von Deutschland abgerückt 
wäre : dieses aber hätte nur Schaden davon gehabt, wenn es seiner 
Bundespflicht nicht voll genügt hätte. Das war der Unterschied 
in den zwei Belastungsproben. Daß beide Reiche sie erfolgreich 
bestanden hatten, war jedenfalls ein glänzender Beweis für die 
Tragfähigkeit ihres Bündnisses. 



B. Das Echo auf dem Balkan 

1. Die Türkei 

Mehr zureichenden Grund zu einem Proteste gegen die Annexion 
als alle andern Staaten hatte die Türkei, denn ihr Land war es, 
wenigstens dem Namen nach, um das es sich dabei handelte, und 
sie hatte daher ein gewisses Recht, dagegen Einspruch zu erheben, 
dafi man aus ihrem Leib ein Stück Fleisch herausschneide ; freilich 
nur ein rein formales Recht, denn das annektierte Land hatte doch 
nicht mehr zu ihrem wirklichen Leibe gehört, höchstens zu ihrem 
Astralleib, um einen Ausdruck aus der spiritistischen Terminologie 
zu gebrauchen ; einen Leib also, den man nur zu denken und zu 
fühlen, aber nicht mehr zu greifen vermochte. Als wirklichen Ver- 
lust konnte sie die Annexion doch nicht mehr empfinden, denn 
verlieren kann man nur, was man besessen hat ; die Türkei besafi 
aber Bosnien und die Herzegovina schon seit dreißig Jahren nicht 
mehr; sie war bloß noch die formelle Eigentümerin. Als solche 
durfte sie sich immer noch ansehen und konnte sich dabei auf 
den Berliner Vertrag stützen, der diese Länder der Monarchie bloß 
zur Okkupation zugewiesen hatte, nicht auch zur Annexion, und 
mehr noch auf die bewußte geheime Konvention vom 13. Juli 1878. 
Da in diesem Schriftstücke der provisorische Charakter der Okku- 
pation ausdrücklich betont worden war, so hatte die Pforte fraglos 
das Recht, die von der Monarchie annektierten Provinzen noch als 
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ihr Eigentum zu betrachten. Allerdings war sie neun Monate 
später, 21. April 1879, mit jener eine andere Konvention einge- 
gangen, in der sich Andrässy wohlweislich gehütet hatte, die 
Okkupation abermals als ein Provisorium zu bezeichnen , so 
hartnäckig die Unterhändler der Pforte auch darauf bestanden 
hatten; aber diese zweite Konvention hob darum die erste ja 
nicht auf, und es ist eine juristisch sicherlich sehr anfechtbare Inter- 
pretation, wenn die Verteidiger der Ährenthalschen Politik be- 
haupten, die ältere Abmachung sei durch die neuere aufier Kraft 
gesetzt worden. 

Jedenfalls zeigte sich die Pforte durchaus nicht gewillt, sich 
dieser Auslegung anzuschließen, und erhob gegen das Vorgehen 
Österreich-Ungarns lauten Einspruch. Diesem durch Waffen- 
gewalt mehr Nachdruck zu verleihen und sich des von ihr als 
Eigentum reklamierten Gebietes zu bemächtigen, machte sie je- 
doch keine Miene, da sie von der Aussichtslosigkeit eines 
solchen Beginnens offenbar durchdrungen war; dies um so mehr, 
als sie ja nicht bloß mit der Monarchie, sondern auch mit 
dem durch seine Nähe bedenklich gefährlichen Bulgarien zu tun 
bekommen hätte. An eine Rückgewinnung der annektierten Länder 
dachte in der Türkei übrigens kaum ein ernst zu nehmender Poli- 
tiker, höchstens einige jungtürkische Stürmer und Dränger, die, 
von ihrem billigen Erfolge berauscht, sich schon als Herren des 
gesamten Balkangebietes sahen. Aber blofi akademischer Art war 
der Protest der Pforte gegen die Annexion darum doch nicht; 
vielmehr die schlauen Diplomaten am Goldenen Hom trachteten 
die günstige Gelegenheit auszunützen, die ihnen die allgemeine 
politische Situation Europas bot. Noch vor kurzem in der maze- 
donischen Angelegenheit mit allen Mächten in Konflikt, sahen sie 
jetzt dieselben Mächte sich als ihre eifrigen Anwälte gebärden 
und ihrem Protest einen so drohenden Nachdruck geben, wie sie 
selber es zu tun ganz außerstande waren. Das bestärkte sie in ihrem 
Widerstand und mochte in jungtürkischen Kreisen Hoffnungen er- 
wecken, denen sie sich selbst in ihren kühnsten Renaissanceträumen 
kaum hingegeben haben dürften. Wenn die Mächte ihre Sache 
gegen Österreich-Ungarn führten, dann konnte es am Ende doch 
noch geschehen, daß Bosnien und die Herzegovina wieder otto- 
manisches Land wurden. 

Die Mehrzahl der türkischen Politiker dachte aber zweifellos 
skeptischer und versprach sich von der geschäftigen und wort- 
reichen Aktion der Mächte nichts Gutes: Timeo Danaos, et dona 
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ferentes ... Ihr Verlangen nach Bosnien und der Herzegovina 
war keineswegs ein heißes. Sie hatten sich im Laufe der Jahr- 
zehnte mit dem Gedanken, diese Länder nicht mehr zu besitzen, 
sicherlich schon so vertraut gemacht, daß sie deren Besitz gar 
nicht mehr anstrebten, um so weniger, als er ihnen nur neue Un- 
ruhen, Kämpfe und Auslagen verursacht hätte, sie aber mit den 
alten in Mazedonien und Albanien schon mehr als genug zu tun 
hatten. Zudem waren die annektierten Länder im Kriegsfalle ver- 
möge ihrer geographisch überaus ungünstigen Lage kaum zu 
halten, denn die Verbindung mit ihnen hüig vom Wohlwollen 
Serbiens und Montenegros ab, die den schmalen Landstreifen, der 
jene mit der zentralen Türkei verknüpfte, von zwei Seiten unter- 
binden konnten; was man aber gerade von diesen beiden Staaten 
zu erwarten hatte, darüber gab man sich am Bosporus keiner 
Täuschung hin. 

Allein so wenig hoch man den Besitz der annektierten Pro- 
vinzen auch bewertete, so wollte man sie Österreich-Ungarn doch 
nicht ohne ausgiebige Entschädigung überlassen. Dieses sollte 
dafür einen hohen Kaufpreis zahlen. Konnte man es hierzu 
auch nicht mit den Waffen zwingen, so doch auf andere Weise: 
man wollte seine Waren boykottieren, und da es auf dem Balkan 
und in der Levante für seine Industrieerzeugnisse einen be- 
trächtlichen Absatz hatte, so mußte es dieser Schlag empfindlich 
treffen und, bedrängt, wie es war, schließlich zum Nachgeben 
nötigen. Diese Hoffnung vor Augen, verhängten die Türken 
über den Handel der Monarchie im gesamten ottomanischen 
Gebiete den Boykott. 

2. Serbien 

Wäre es bei der Annexion statt um türkisches um serbisches 
Gebiet gegangen, der Lärm in Serbien hätte nicht ärger ^ein 
können. Die Kunde von ihr wirkte daselbst wie eine Bombe, 
deren Explosion das ganze Land erschütterte und aufrührte. Ein 
Wutschrei gellte beim Bekanntwerden der Annexion durch ganz 
Serbien und ging in ein wüstes Lärmen und Toben über, in dem 
die wildesten Schmähungen und gehässigsten Beschuldigungen der 
Monarchie mit pathetischen Entrüstungsdeklamationen und hoch- 
trabenden Anklagen abwechselten. Man veranstaltete Protestver- 
sammlungen und Demonstrationsaufzüge; man schrie: »Nieder mit 
Osteneich I" und .Hoch das serbische Bosnien 1"; man schlug im 
k. u. k. Gesandtschaftsgebäude die Fenster ein und verbrannte eine 
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österreichische Fahne; man predigte den . heiligen *" Krieg und warb 
Freiwillige, kurz: man gebärdete sich, als wäre Serbien durch die 
Monarchie ein Unrecht widerfahren, wie es noch kein anderes 
Volk je erlitten hatte. Das Tollste an diesem Treiben waren aber 
die Kriegsdrohungen gegen die Monarchie, die sich nicht blofi 
auf tönende Wortfanfaren beschränkten, sondern von blindwütigen 
Chauvinisten in allem Ernste gemeint waren. Das bewies die 
Skupschtinasitzung vom 9. Oktober, in der nicht weniger als 66 
Stimmen fti r den Krieg gegen Osteneich-Ungam abgegeben wurden. 
Immerhin hatte die Mehrzahl der Abgeordneten aber doch noch 
so viel Vernunft behalten, den Wahnwitz eines Krieges gegen eine 
Großmacht einzusehen, so dafi 93 Stimmen, hauptsächlich von 
den ruhiger denkenden Vertretern der ländlichen Bezirke, gegen 
den Krieg entschieden. 

So begnügte man sich in Belgrad einstweilen mit der Ober- 
reichung einer Protestnote gegen die Annexion durch den Ge- 
sandten Simid; oder vielmehr mit dem Versuche der Überreichung, 
denn Baron Ährenthal wies die Note mit der Begründung zurück, 
Österreich-Ungarn könne Serbien nicht das Recht zuerkennen, auf 
diplomatischem Wege zu der Annexionsfrage Stellung zu nehmen. 
Man war in Belgrad jedoch weit davon entfernt, sich hierdurch 
einschüchtern zu lassen und auf die Kriegshoffnung zu verzichten. 
Man wollte sich vielmehr die gereizte Stimmung zunutze machen, 
die unter den Mächten gegen Österreich-Ungarn bestand, und sie 
nach Kräften schüren. Die Mächte sollten für Serbien die Kastanien 
aus dem Feuer holen, wobei man in Belgrad vor allem auf 
Rufiland und Italien hoffte. Wurde die Monarchie von der 
Triple-Entente angegriffen, dann konnte auch Serbien getrost los- 
schlagen. 

Um diese verlockende Hoffnung zu verwirklichen, sandte die 
serbische Regierung den Minister des Äufiem, Milan Milovanovid, 
auf eine Rundreise zu den Staatskanzleien der Mächte, und 
der Kronprinz Georg von Serbien begab sich in Begleitung des 
Führers der Altradikalen, Nikola PaSid, an den Zarenhof nach 
Petersburg. Sie sollten im Auslande mit beredten Worten das em- 
pörende Verbrechen schildern, das die Monarchie an Serbien be- 
gangen habe, und die verzweifelte Lage, in die es dadurch ge- 
raten sei. 

Worin bestand nun aber eigenüich dieses furchtbare Verbrechen, 
von dem die serbische Presse widerhallte? Was hatte die Monarchie 
Serbien denn getan? . . . 
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Von einem erlittenen Unrechte zu sprechen wäre man in 
Serbien nur dann berechtigt gewesen, wenn die Monarchie sich 
irgendwie an dessen Besitzstand oder tatsflchlichen Rechten ver- 
gangen hätte. Das war aber ganz und gar nicht der Fall, denn 
durch die Umwandlung der Okkupation in die Annexion hatte sich 
in dieser Beziehung nicht das geringste im rechtlichen Verhältnisse 
der Monarchie zu Serbien geändert; wenigstens nichts zu dessen 
Nachteil, denn die Rückstellung des Sandschaks Novibazar an die 
Pforte bedeutete für Serbien eher einen Vorteil: in den schwachen 
Händen der Türkei mufite man diese trennende Schranke zwischen 
Serbien und Montenegro doch lieber sehen als in der starken Hand 
der Monarchie. 

Wenn man in Belgrad trotzdem mit solcher Emphase von dem 
himmelschreienden Frevel deklamierte, der am serbischen Volke be- 
gangen worden sei, so meinte man damit die allerdings bittere Ent- 
täuschung der kühnen Hoffnungen, denen man sich dort hinsichüich 
Bosniens und der Herzegovina hingegeben hatte. Durch diese hatte 
die Annexion freilich einen dicken Strich gemacht. Aber die Zer- 
störung von Illusionen, für die sich nicht der Schatten eines Rechts- 
titels erbringen liefi, konnte nur eine ganz aus den Fugen geratene 
Logik als eine frevelhafte, sühneheischende Vergewaltigung Serbiens 
ansehen. Die den Serben eigene zügellose Phantasie hatte ihnen 
eben eine Fata Morgana vorgespiegelt, die sie in ihrer Verblendung 
als schon wirklich vorhanden betrachteten und deren Zergehen sie 
darum völlig der Fassung beraubte und in einen wahren Wut- 
paroxysmus versetzte. 

Diese Fata Morgana war das groBserbische Reich, das alle von 
Südslawen bewohnten Gebiete von den Karawanken bis zum Pindus 
und von Triest bis Temesvar umfassen und Belgrad zur Residenz 
haben sollte, kurz: Peter Karageorgevid sollte das serbische Kaiser- 
reich Stephan Duschans wiederherstellen. Da zu diesem phantasti- 
schen Zukunftsserbien aber nicht blofi Bosnien und die Herzegovina 
gehören sollten, sondern auch Kroatien, Slavonien, Dalmatien, Krain, 
Teile der Steiermark und des Küstenlandes sowie namentlich Süd- 
ungams, so war die Erfüllung dieses ehrgeizigen Traumes nur auf 
den Trümmern der Monarchie möglich, und es bekundete eine 
grotesk wirkende Begriffsverwirrung, wenn man sich in Serbien 
darüber entrüstete, daß die Monarchie sich erlaubt hatte, diesen 
ausschweifenden Gelüsten schon an der Drina einen Riegel vor- 
zuschieben, indem es das bisherige Okkupationsgebiet als sein 
Eigentum erklärte. 
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Welche Bewandtnis hatte es nun mit der großserbischen Idee? 

Sie war keineswegs neuen Datums. Schon im Jahre 1804 
hatte der Patriarch von Karlowitz eine geheime, nicht unterzeich- 
nete Denkschrift an den Kaiser von Rußland gesandt, worin er die 
Befreiung aller Serben von fremder Herrschaft mit Hilfe Rußlands 
vorschlug, um sie unter einem orthodoxen Herrscher zu einem 
einzigen Reiche zu vereinigen.^) Aber die schwere Bedrängnis, 
der Serbien damals von selten der Türken ausgesetzt war, ließ 
diese Idee nicht durchdringen, wofür die wiederholten Versuche 
Kara Georgs, Serbien an Osterreich anzugliedern, den sprechendsten 
Beweis lieferten. Erst um die Mitte der sechziger Jahre tauchte sie 
wieder auf. Die raschen und glänzenden Erfolge Piemonts, das 
dank seiner gewandten und energischen Politik aus einem be- 
scheidenen Kleinstaate eine Großmacht geworden war, reizten das 
serbische Nationalgefühl zur Nacheiferung an, und die Parole seiner 
Anwalte lautete fortab: Serbien muß das Piemont des Balkans 
werden 1*) Aber die politische Konstellation und die zerrütteten Ver- 
haltnisse des Landes waren der Verwirklichung dieser hochfliegenden 
Idee nichts weniger als günstig. Als um die Mitte der siebziger 
Jahre des vorigen Jahrhunderts der Aufstand in der Herzegovina 
ausbrach und der Zerfall des türkischen Reichs schon nahe 
schien, glaubte man in Serbien allerdings die Gelegenheit ge- 
kommen, Piemont zu spielen, und versuchte sich Bosniens zu 
bemächtigen. Aber Österreich-Ungarn stellte sich dieser Absicht 
in den Weg, und Serbien sah sich bemüßigt, seinen Eroberungs- 
gelüsten nach einer andern Richtung Luft zu machen. Die 
schweren Niederlagen, die es im ersten Türkenkrieg erlitt und der 
bescheidene territoriale Zuwachs, den es durch den Berliner Ver- 
trag erhielt, ließen es deutlich fühlen, daß es mit dem Balkan- 
Piemont noch seine guten Wege hatte. In der folgenden Zeit aber 
mußten die großserbischen Pläne schon deshalb feiern, weil König 
Milan ein ausgesprochener Anhänger Östeneich-Ungams war und 
als solcher nicht eine Politik machen konnte, die Serbien auf Kosten 
der Monarchie vergrößern wollte. 

Erst nach der grauenhaften Mordnacht vom 10. zum 11. Juni 
1903, durch die wieder die Familie Karageorgevid auf den serbi- 

^) Siehe die reichhaltige, sehr lesenswerte Arbeit »Österreich-Ungarn 
und Serbien" von Leopold Mandl, Wien 1911, Ch. Reissers Söhne, die 
tief in die verschlungenen dunkeln und blutbefleckten Wege der serbischen 
Intrigenpolitik hinableuchtet 

*) Ebenda, S. 10. 
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sehen Thron gelangte, begann dieser Gedanke abermals in den 
Vordergrund zu treten. Waren die Verhältnisse des Landes auch 
zerrütteter denn je und darum zur Verwirklichung so weitausgreifen- 
der Pläne, wie es das grofiserbische Programm war, nicht besser 
geeignet als bisher, so hielten es die neuen Machthaber in Belgrad 
doch für ratsam, diese Verwirklichung anzustreben, denn sie wollten 
die Macht, die sie jetzt in ihren blutbefleckten Händen hielten, nicht 
wieder verlieren; eine Gefahr, vor der sie bei dem Hafi ihrer 
Parteigegner und dem Wankelmute des Volks immer zittern mufiten. 
Um sich dessen Gunst zu erhalten und ihre Henschaft möglichst 
volkstümlich zu machen, erschien ihnen aber nichts so geeignet 
als die Aufreizung der nationalen Eitelkeit. Wenn sie ihren Lands- 
leuten das groBserbische Reich als Ziel ihres Strebens vor Augen 
hielten, dann durften sie mit Sicherheit auf die Gefolgschaft der 
Mehrheit des Volks rechnen. Man täte ihnen aber Unrecht, wollte 
man glauben, sie hätten dieses Lockbild bloß als Köder benutzt, 
ohne selber an die Möglichkeit der Verwirklichung dieser Idee zu 
glauben. Nein, sie glaubten zweifellos selber daran, denn das von 
ihnen vergossene Blut ihrer Opfer hatte sie berauscht und mit 
einem Selbstbewußtsein erfüllt, das in der Ausführung des groß- 
serbischen Programms nichts Unerreichbares sah. 

Und an die Verwirklichungsmöglichkeit dieses Programms 
glaubten nicht bloß diese Desperados, nicht bloß die urteilslose 
Menge sondern auch ernst zu nehmende Staatsmänner, und so 
kam es, daß dieses Programm seit der Wiederkehr der Karageor- 
gevid auch das der jeweiligen Regierung wurde, was der Minister 
des Äußern, Dr. Milovanovi(!, in der Skupschtina im Verlaufe der 
Annexionskrise ganz offen einbekannte. Die serbische Regierung 
besaß somit ein Programm, dessen Verwirklichung die Zertrümme- 
rung Österreich-Ungarns zur Voraussetzung hatte. In welcher Weise 
sich die serbischen Staatsmänner die Ausführung dieses Programms 
dachten, darüber gab die Denkschrift Auskunft, die im Jahre 1904 
der damalige Mbiister des Äußern, Nikola PaSid, durch den Chef 
der Propaganda-Abteilung, Sveta Simid, hatte ausarbeiten lassen 
und die der serbischen Regierung folgende Aufgaben stellte: 

,1. Bündnis mit Montenegro. Der Fürst muß sich verpflichten, 
eine gemeinsame, von Belgrad aus dirigierte auswärtige Politik zu 
machen. 

2. Verständigung mit Bulgarien über Mazedonien und Alt- 
Serbien. Abschluß einer Zollunion behufs Erweiterung des serbi- 
schen Wirtschaftsgebietes. 
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3. Wirtschaftliche Emanzipation von den österreichisch-ungari- 
schen Märkten; zielbewußte Förderung der handelspolitischen Inter- 
essen der Westmächte, Rußlands und Italiens, in Serbien als bestes 
Mittel, die grofiserbische Idee in Europa populär zu machen. 

4. Förderung der Koalitionsidee der kleinen serbischen und 
serbenfreundlichen Parteien in Kroatien behufs Unterstützung 
der ungarischen Unabhängigkeitspartei in ihrem Kampfe 
gegen Krone und Dualismus. 

5. Agitation in Bosnien behufs Anschluß an Serbien. 
Diskreditierung der dortigen österreichisch-ungarischen 
Administration durch systematische publizistische 
Propaganda und Nährung der Unzufriedenheit der 
orthodoxen und mohammedanischen Bevölkerung Bos- 
niens und der Herzegovina."*) 

Ein Regierungsprogramm, das, wie man sieht, an Deutlich- 
lichkeit hinsichtlich der Absichten Serbiens der Monarchie gegen- 
über nichts zu wünschen übrig ließ. 

Die Ausführung dieses umfangreichen Aktionsprogramms stieß 
jedoch gleich beim ersten Punkt auf Schwierigkeiten: 

Der Einigkeit mit Montenegro stellte sich trotz der engen 
Verwandtschaft der Völker und der Dynastien — König Nikita ist 
bekanntlich der Schwiegervater König Peters — die Eifersucht 
und der Ehrgeiz der beiden Herrscheriamilien entgegen. Wenn 
das großserbische Reich, das ihnen ja beiden als lockendes Ziel 
vor Augen schwebte, Wahrheit wurde, dann konnte es nur einen 
Thron geben, und den wollte keine von beiden der andern lassen. 

Auch der Punkt 2 dieses Aktionsprogramms erwies sich sehr 
bald als unausführbar. Zwar hatte es den Anschein, als ob zwischen 
Serbien und Bulgarien tatsächlich das angestrebte Bündnis zustande 
käme, denn der bulgarische Bandenführer Sarafow wurde im Sep- 
tember 1903 in Belgrad wie ein Held gefeiert, und im folgenden 
Jahre besuchten die Herrscher einander in Sofia und Nisch ; aber 
die Rivalität beider Völker hinsichtlich des zu gewärtigenden türkischen 
Erbes machte ein dauerndes politisches Zusammengehen unmöglich, 
und die ephemere Freundschaft beider Völker schlug bald wieder 
derart um, daß Fürst Ferdinand es bei seinem nächsten Besuch in 
Österreich-Ungarn vorzog, auf dem Umweg über Rumänien zu 
reisen, weil er wußte, daß man ihm in Serbien nach dem Leben 

^) L. Mandl, .Österreich-Ungarn und Serbien*, S. 15!. 
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trachtete. Man sah in ihm nämlich einen Agenten Österreich-Ungarns 
und ein Hindernis auf dem Wege zur Union aller Südslawen unter 
serbischer Führung.*) 

Weit günstiger schienen dagegen die Verhältnisse hinsichtlich 
der übrigen Punkte des Aktionsprogramms zu liegen, die Öster- 
reich-Ungarn betrafen. 

Der nationale Hader unter den Völkern dieses Reichs hatte 
in dessen Körper tiefe Wunden geschlagen, es zerrissen und zer- 
klüftet. In diese Spalten und Schrunden konnte die grofiserbische 
Propaganda ihre giftigen Keime säen, damit sie dort aufgehen, 
die Wunden schwären machen und das Gewebe zerstören sollten. 

Seit Jahren schon führten die Magyaren einen erbitterten, 
vor keinem Mittel zurückschreckenden Kampf gegen die Krone 
und gegen die Einheit der Armee, in der sie das letzte Band 
sahen, das sie an Österreich knüpfte, das letzte Hindernis auf 
ihrem Wege zur völligen Unabhängigkeit. 

Wenn man sich nun — so kalkulierte man in Serbien — mit 
der magyarischen Unabhängigkeitspartei gegen Österreich ver- 
bündete, wobei man auch auf die Hilfe der Tschechen und Slo- 
wenen rechnete, so konnte man vielleicht den, wie man meinte, 
morschen, altersschwachen Bau des Habsburgerreichs zum Ein- 
stürze bringen und sich aus seinen Trümmern die Beute heraus- 
holen, nach der man lüstern war. Das Bündnis mit der magyarischen 
Unabhängigkeitspartei kam auch wirklich zustande, und in Semen- 
dria, auf serbischem Boden, wurde am 4. Juni 1906 ein Verbrüde- 
rungsfest gefeiert, bei dem der Kampf gegen Österreich als ge- 
meinsames Programm aufgestellt wurde. Allein die seltsame Brüder- 
schaft zwischen Serben und Magyaren, die sonst die erbittertsten 
Feinde gewesen waren und in den Jahren 1848 und 1849 gegen- 
einander einen unmenschlichen Vernichtungskrieg im Stile des 
Dreißigjährigen Krieges geführt hatten, sollte nicht von langer 
Dauer sein. Die Unabhängigkeitspartei schloß einen Pakt mit der 
Krone und trug kein Bedenken — trotz Semendria — , ihre Ma- 
gyarisierungsgelüste auch auf die serbischen »Brüder'' in Kroatien- 
Slawonien auszudehnen, worauf diese, höchst ergrimmt, die Freund- 
schaft kündigten. 

Damit war zwar auch der vierte Punkt des großserbischen 
Aktionsprogramms hinfällig geworden ; aber dadurch ließ man sich 

^) Ivan Tvrtkovid, .König Peter und die revolutionäre 
grofiserbische Bewegung', .Osterreichische Rundschau*, Bd. XVU. 
Oktober 1908. 
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in Belgrad keineswegs irremachen. Dieser Wahdel hatte, so un- 
erwünscht er für Serbien auch kam, doch auch sein Gutes: er 
vereinigte die feindlichen Brüder — die Serben und Kroaten der 
Monarchie — zu gemeinsamem Hasse gegen ihre magyarischen 
Bedrücker, und da ihre hilfesuchenden Blicke in Wien immer nur 
ohnmächtiges Bedauern oder gleichgültiges Achselzucken gefunden 
hatten, so grollten sie auch Osterreich und sannen darauf, durch 
den Zusammenschluß aller Südslawen ein Gegengewicht gegen 
Ungarn wie gegen Osterreich zu bilden. In diesem Zustande des 
Grolles, der Unzufriedenheit und des Suchens mußten sie — so 
hoffte man in Belgrad — für die großserbische Idee, die ja alle 
Südslawen vereinigen wollte, empfänglich werden. 

Die Kroaten freilich wollten trotz ihrer Unzufriedenheit von 
einem großserbischen Staate nichts wissen; die Serben der Monarchie 
aber, besonders die in Bosnien und in der Herzegovina, lauschten 
den Sirenenklängen der großserbischen Propaganda mit mehr oder 
weniger Wohlgefallen. Dies um so mehr, als die Monarchie 
gerade in diesen Ländern nicht bloß auf nationalpolitischem, sondern 
auch auf konfessionellem Gebiete keine glückliche Hand bekundet 
hatte. So duldsam sie in dieser Hinsicht auch sonst zu sein pflegt 
und so fern ihren Behörden das konfessionelle Proselytenmachen 
im allgemeinen auch gelegen ist: in Bosnien war es anders. Auch 
wenn man die Anklagen und Schmähungen, die der Erzbischof 
von Sarajevo, Dr. Stadler, nicht bloß von serbischer Seite sondern 
auch von der freisinnigen Presse über sich ergehen lassen mußte, 
für Ausbrüche jenes bekannten Hasses hält, dessen Ziel die 
katholische Kirche seit jeher und überall bildet,^) so darf doch 
getrost behauptet werden, daß dieser streitbare Kirchenfürst in 
seinem Glaubenseifer weiter gegangen ist, als es dem Wohle des 
Landes und der Monarchie förderlich gewesen. Der Gedanke, 
aus dem seine Bemühungen, der katholischen Kirche Anhänger 
zu gewinnen, hervorgingen, war — abgesehen vom religiösen 
Moment — im Grunde zwar keineswegs unklug; denn da die katho- 
lischen Bewohner Bosniens, die sich als Kroaten fühlen, immer 
zur Monarchie gehalten und die Angliederung des Okkupations- 
gebietes an diese gewünscht hatten, so bedeutete jeder Katholik mehr 

^) Ein wahres Musterbeispiel für diesen Hafi gegen den katholischen 
Klerus bildet die Broschüre .Die Wahrheit über die Wiener Orient- 
politilc', von Karl Hron (Graz 1909, Deutsche Vereins-Druckerei), deren 
Verfasser die ganze Annexionspolitik auf den Einflufi der katholischen Kirche 
und der Christlichsozialen zurückführt. 
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auch einen neuen Anwalt mehr fflr den Annexionsgedanken : aber 
Dr. Stadler hatte den Antagonismus und die Widerstandskraft der 
orthodoxen Kirche und des Islams offenbar zu gering eingeschätzt 
und nicht bedacht, daß seine katholische Propaganda böses Blut 
machen und die heftigste Gegenströmung hervorrufen werde. Der 
Vorwurf der religiösen Unduldsamkeit war rasch zur Hand, und der 
flbereifrige Seelenhirt erzielte just das Gegenteil von dem, was er er- 
strebte: statt die eigenen Reihen zu fallen, füllte er die seiner 
Gegner und trieb Wasser auf die grofiserbischen Mühlen, die um 
so eifriger klapperten, um so reichlicher mahlten . . . 

So half die Monarchie selber, sehr g^en ihren Willen, ihren Fein- 
den in Serbien, den Punkt 5 des Aktionsprogramms durchzuführen. 

Noch mehr aber war dies hinsichtlich des Punktes 3 der Fall, 
der wirtschaftiichen Emanzipationsbestrebungen Serbiens, die durch 
die kurzsichtige und ungeschickte Politik Österreich-Ungarns reich- 
lich gefördert wurden. 

Auf das umfangreiche Kapitel der Handelsbeziehungen beider 
Staaten und ihrer Mißstände soll und kann hier nicht näher ein- 
gegangen werden. ^) Nur in flüchtigen Umrissen sei dieses für beide 
Teile so unerquickliche Verhältnis so weit angedeutet, als es zur 
Orientierung hier notwendig ist. 

Zwischen der Monarchie und Serbien bestanden von jeher die 
lebhaftesten wirtschaftlichen Beziehungen, was ja in der Natur der 
geographischen Verhältnisse lag. Ging doch bis zur jüngsten Zeit 
der einzige Weg, der aus Serbien in die Kulturwelt des Abend- 
landes führte, durch Ungarn und Osterreich. »Bis zum Jahre 1906 
reicht die Periode, in der Osterreich für alle Stände in Serbien 
das wirtschaftliche Attraktionszentrum war. Der Bauer — er spielt 
in Serbien die erste wirtschafüiche Rolle — rechnete beim Ver- 
kauf seines Viehs und seiner Feldfrüchte mit dem österreichischen 
Markt. Die höhere Lebenshaltung der bürgerlichen Kreise trug, 

1) Wer aber dieses Thema eingehend und unparteiisch unterrichtet sein 
will, lese den Artikel .Unsere Handelsbeziehungen zu Serbien', 
von Dr. J. Baernreither, in der .Osterreichischen Rundschau', Bd. XXIX, 
1. u. 2. Heft, Oktober 1911. Der Verfasser, Mitglied des österreichischen Herren- 
hauses, spricht in dieser Arbeit über die Handelspolitik gegenüber Serbien ein 
sehr ungünstiges Urteil aus, das um so schwerer ins Gewicht fällt, als er durch 
seine mafivolle, immer nüchtern-sachliche Kritik bekannt und gegen den Ver- 
dacht gefeit ist, einer jener vielzuvielen österreichischen Politiker zu sein, die 
keine Gelegenheit vergehen lassen, das eigene Nest zu beschmutzen. Auf seinen 
sachverständigen Ausführungen beruhen auch die hier gegebenen AuBerungen* 
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was alle Gebrauchsgegenstände einer verfeinerten Sitte anbelangt, 
den Osterreichischen Stempel und trägt ihn noch. Osterreich war 
das natürliche Absatzgebiet und zugleich das große Kaufhaus für 
Serbien. Alles, was das Leben angenehm macht, aller Komfort 
und Luxus kam von Wien. Wer einen edlen Kunstgenuß suchte, 
fand ihn dort. Die Vorgänge der Handelspolitik wurden daher in 
Serbien von jeher im Volke mehr verfolgt und diskutiert, als man 
glaubt. Der serbische Bauer, der sein Vieh verkaufen will, rechnet 
mit den Preisen des Auslandes, und zwar bis in die jüngste Zeit fast 
ausschließlich mit den Preisen in Österreich-Ungarn, und zwar viel 
aufmerksamer und genauer als anderswo bäuerliche Produzenten rech- 
nen. Die äußere Politik, vor allem die Handelswege nach Österreich- 
Ungarn, haben eine unmittelbare Beziehung zu seiner Tasche, daher 
einen unmittelbaren Einfluß auf seine Stimmung und Gesinnung.*^) 

In diesen engen Handelsverkehr legte einerseits der politische 
Antagonismus Serbiens gegen die Monarchie, anderseits die allzu 
scharfe Betonung des agrarischen Moments in der Handelspolitik 
Österreich-Ungarns, sowie dessen Abneigung, diesen Gegensatz 
durch wirtschaftliche Begünstigungen tunlichst wettzumachen, immer 
mehr Breschen, so daß aus den Handelsfreunden erbitterte Handels- 
feinde wurden und zwischen ihnen ein Verhältnis entstand, das eine 
wirtschaftliche Unnatur darstellte, „denn eine Politik, die sichere 
und nahe Märkte opfern will, um unsichere und entfernte zu ge- 
winnen, wäre ganz unvernünftig und undurchführbar".') 

Diese Mißhelligkeiten begannen schon nach dem Berliner 
Kongreß, und es war Serbien, das »angefangen'' hatte, indem es, 
auf seine eben errungene Selbständigkeit pochend, ablehnte, die 
ihm von der Monarchie vorgeschlagene Zollunion mit dieser ein- 
zugehen; offenbar in der Besorgnis, dadurch seine junge Unab- 
hängigkeit wieder zu verlieren, und weil der Groll über den Ent- 
gang Bosniens es im Gegenteil antrieb, sich wirtschaftlich von der 
Monarchie möglichst frei zu machen und an andere Mächte An- 
schluß zu suchen. Immerhin kam aber im Jahre 1882 ein Handels- 
vertrag zustande, der, auf gegenseitiger Meistbegünstigung fußend, 
bis 1892 dauerte. Der in diesem Jahr abgeschlossene neue Ver- 
trag, der für die Monarchie schon weit ungünstiger war, wurde 
von dieser im Februar 1906 unter dem Drucke der Agrarier beider 
Reichshälften gekündigt, worauf zwischen der Monarchie und Ser- 

^) J.Baernreither, .Unsere Handelsbeziehungen zu Serbien*,S.13f. 
*) J. Pttit, .L'union douaniöre entre TAutriche-Hongrie et 
la Serbie*, zitiert in Baernreithers mehrerwähntem Aufsatze, S. 118. 
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bien ein abnormes wirtschaftliches Verhältnis eintrat, in dem ver- 
traglose Zeiten mit Provisorien wechselten.^) 

Auf Seiten Österreich-Ungarns waren die Ursachen dieser 
Differenzen erstens die Zollunion, die Serbien mit Bulgarien ab- 
zuschliefien gedachte und die die Monarchie nach ihren Wünschen 
geändert wissen wollte ; zweitens deren Verlangen, Serbien solle seine 
Geschütze bei einer Osterreichischen Firma bestellen. Auf serbischer 
Seite dagegen forderte man von der Monarchie die Bewilligung 
einer Einfuhr von 30000 Stück Hornvieh und 80000 Schweinen 
sowie andere Begünstigungen der serbischen Viehausfuhr. Die 
Hartnackigkeit, mit der beide Teile auf ihren Forderungen be- 
harrten und die des andern ablehnten, führte schliefilich zu einem 
völligen Abbruche geregelter wirtschaftlicher Beziehungen, dem ein 
mehr als zwei Jahre dauerndes Vertrags-Interregnum folgte, zum 
großen Schaden beider Staaten. *) Für die Monarchie hatte dieser 
Konflikt auch die schwerwiegende Folge, daß die Lücke, die da- 
durch in der Einfuhr nach Serbien entstanden war, nun von andern 
Staaten ausgefüllt wurde, die sich diese günstige Gelegenheit nicht 
entgehen lassen wollten und unter denen Deutschland bald den 
ersten Platz einnahm.') Daß dieser hartnäckige wirtschaftliche 

^ Vertragioser Zustand vom 1. März bis 17. März 1906; Provisorium auf 
Grand der Meistbegünstigung vom 17. März bis 7. Juli 1906; vertragloser Zu- 
stand vom 7. JuU 1906 bis 1. September 1908. Provisorium vom 1. September 
1908 bis 31. Mflrz 1909. 

*) Baernreitlier gibt in seinem Aufsatz eine sehr Illustrative Tabelle» 
die den enormen Rückgang der wirtschaftlichen Beziehungen der Monarchie 
und Serbiens in drastischer Weise veranschaulicht und aus deren langer Zahlen- 
reihe hier nur drei besonders bezeichnende Reihen wiedergegeben seien: 

Einfuhr nach Serbien Ausfuhr aus Serbien 

aus Österreich-Ungarn nach Österreich-Ungarn 

in Prozenten der in Prozenten der 

Jahr in Franken Gesamteinfuhr Serbiens in Franken Qesamtausfuhr Serbiens 

1905 33414000 60,11 64870000 90,10 

1906 22228000 50,16 30094000 42,05 

1907 25650000 36,34 13036000 16,00 

*) Die Einfuhr Deutschlands, die im Jahre 1905 bloB ll,577o der Gesamt- 
einfuhr Serbiens ausgemacht hatte — gegen 60,117o ^us Österreich-Ungarn — , 
stieg bis 1909, also binnen vier Jahren, auf 39,24 Voi während die der Monarchie 
auf 24,43Vo herabsank. Umgekehrt wuchs die Ausfuhr Serbiens nach Deutsch- 
land, die im Jahre 1905 blofi 2,947o der Qesamtausfuhr betragen hatte, in der- 
selben Zeit auf 16,777oi wogegen die nach Österreich-Ungarn von 90,107o ^uf 
31,38% zusammenschrumpfte. So unerfreulich dies fflr die Monarchie auch 
war, so durfte sie der Politik des Deutschen Reichs daraus doch keinen Vor- 
wurf machen, daß es seinen Vorteil auch dann wahrnahm, wenn es auf ihre 
Kosten geschah ; in der Politik gibt es eben keinen Altruismus, und jeder Staat 
ist sich selber der nächste. 
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Zwist die in Serbien ohnehin schon vorhandene Abneigung gegen 
die Monarchie reichlichst nähren mufite, bedarf nicht erst eines 
Kommentars. Man wird auch kaum fehlgehen, wenn man an- 
nimmt, dafi der Hafi gegen Österreich-Ungarn dadurch auch bei 
dem Teile der Bevölkerung Serbiens geweckt wurde, bei dem er 
durch das nationale Moment allein nicht hervorgerufen worden wäre, 
denn diese Angelegenheit rührte an einen Punkt, in dem alle Welt 
empfindlich zu sein pflegt. 

Dadurch aber, dafi die Verworrenheit der innem Verhältnisse 
Österreich-Ungarns und die wenig glückliche Hand, die dieses 
Reich den Südslawen gegenüber bekundete, der grofiserbischen 
Propaganda ihr Werk erleichterten, schwoll den Serben gewaltig der 
Kamm, und sie glaubten sich ihrem Ziele schon nahe. Die Ent- 
fremdung, die infolge der Sandschakbahn-Angelegenheit zwischen 
Österreich-Ungarn und Rußland entstanden war, bestärkte sie noch 
darin und liefi sie für ihre Bestrebungen Hilfe aus Petersburg er- 
hoffen. Da auch die Westmächte in dieser Sache gegen die 
Monarchie Stellung genommen hatten, gab man sich in Belgrad 
der Hoffnung hin, diese werde durch die vereinigten Schwierigkeiten 
ihrer äufiem und Innern Verhältnisse gezwungen werden, auf das 
Okkupationsgebiet zu verzichten. 

In diese naiv-verwegenen Illusionen hinein schlug nun die 
Annexion wie ein Blitzstrahl aus heiterem Himmel und zerstörte 
sie. Zähneknirschend, in ohnmächtiger Wut erkannte man in 
Belgrad, wie weit man noch vom Ziele war, und da man sich 
allein nicht zu helfen vermochte, suchte man Himmel und Hölle 
in Bewegung zu setzen, um in den Besitz der schon für sicher 
gehaltenen bosnischen Beute zu gelangen. 

Dafi dieses selbe „unersättliche" Habsburgerreich, das angeb- 
lich auf das Verderben Serbiens sann und gegen das man jetzt 
alle erdenklichen Verleumdungen in die Welt hinausschrie, Serbien 
schon vor hundert Jahren hätte einfach nehmen können, wenn es 
nur gewollt hätte; dafi es auch später das Angebot Rufilands, es zu 
besetzen, zurückgewiesen hatte; dafi es Serbien im Jahre 1868 dazu 
verholfen hatte, die türkischen Garnisonen aus seinen Festungen zu 
schaffen; dafi es auf dem Berliner Kongresse gegen den Willen 
Rufilands für Serbien die Bezirke von Nisch, Pirot und Vranja 
errungen, die jenes Bulgarien zugedacht hatte ; dafi es endlich im 
Jahre 1885 Serbien vor der Vernichtung durch Bulgarien gerettet 
hatte: all das hatte man in Belgrad gründlich vergessen . . . 
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3. Montenegro 

In Montenegro weckte die Annexionserklärung ähnliche Emp- 
findungen wie im stammverwandten Serbien, nur äußerten sie sich 
nicht so ungebärdig. Der montenegrinische Minister Janko Vukotiö 
sprach sich at)er diese Empfindungen folgendermaßen aus: 

.Trotzdem aUe Welt hiervon (von der bevorstehenden Annexion) aber- 
xeugt war, konnten und wollten wir Serben doch nicht daran glauben. Ich 
möchte unsere Stimmung mit der einer Familie vergleichen, die ein teueres 
Mitglied, das lange schwer krank gewesen war, durch den Tod verloren hat. 
Trotzdem der Kranke von allen Ärzten aufgegeben war, blieb seinen Angehörigen 
doch noch ein Hoffnungsschimmer, und als dann der Tod eintrat, bemichtigte 
sich der Hinterbliebenen Verzweiflung.' ^) 

Wie Serbien auf die Erwerbung Bosniens, so hatte Montenegro 
auf die der Herzegovina gehofft und empfand, als es diese durch 
nichts begründete naive Hoffnung grausam enttauscht sah, gegtn die 
Monarchie Erbitterung und Groll. Und der gemeinsame Antagonismus 
gegen diese bewirkte, was man noch im Sommer nicht für möglich 
gehalten hätte : eine Versöhnung zwischen Montenegro und Serbien, 
die in einem Schutz- und Trutzbündnis ihren realen Ausdruck fand. 
Vergeben, wenn auch nicht vergessen, war oder schien doch der 
von serbischer Seite — man nannte sogar den Namen des ser- 
bischen Kronprinzen — geplante Mordanschlag auf Fürst Nikita ; ') 
der Haß gegen Österreich-Ungarn war stärker als der gegen Serbien. 
Dieser Haß sprach auch aus dem Manifeste des Fürsten vom 7. Ok- 
tober, in dem es hieß: 

.Mein Herz weint mit dem Herzen von ganz Serbien über das 
Schicksal von Bosnien und der Herzegovina. Doch die schwarzgelbe 
Farbe wird fflr dieses Land niemals eint Grenze bilden, die imstande 
wflre, den Sinn und den Geist der Montenegriner von den Brüdern 
in den annektierten Ländern zu trennen. Diese Farbe wird nicht 

^) Ivan Trtkovid, ,Die Stimmung in Montenegro*, in der 
•Osterreichischen Rundschau', Bd. XVIII, Heft 2, November 1909. 

*) Montenegrinische Revolutionäre hatten im Vereine mit Anhängern der 
grofiserbischen Idee den Plan gefaßt, Fürst Nikita und dessen zweiten Sohn, den 
Prinzen Mirko, zu ermorden, weil sie dem großserbischen Einheitsgedanken im 
Wege standen. Zu diesem Zwecke sollten die im Arsenal von Kragujevac, wie 
es heißt, mit Wissen des serbischen Kronprinzen hergestellten, ursprünglich zu 
Attentaten in Bosnien bestimmten Bomben verwendet werden. Als Seele der 
Verschwörung galt der serbische Artilleriehauptmann Jascha Nenadovid, der 
sich der besondern Gunst Prinz Georgs erfreute. Die Verschwörung wurde 
aber rechtzeitig entdeckt und drei von den acht Teilnehmern wurden im November 
1907 von den montenegrinischen Behörden verhaftet. In dem Hochverratsprozesse, 
der im Juni 1908 in Cetinje stattfand, erzählte der Kronzeuge, ein verbummelter 
Student namens Georg Nasti^, die ihm bekannte Herkunft dieser Bomben. 

Sosaofky, Die BalkanpoUUk Öflterreich-Uttgamt. II. 13 



194 Fünfter Abschnitt 

nur ein sclireiendes und weithin sichtbares Zeichen des verflbten 
Unrechts, sondern auch eine Anregung des Hasses und eine Kräfti- 
gung unserer Ausdauer bis zum endlichen Siege des Rechts und der 
Wahrheit bilden-. 

Dabei zeigte sich's, dafi man in Montenegro ein ebenso 
schleclites Gedächtnis hatte wie in Serbien; sonst hStte man sich 
erinnern müssen, daß dasselbe Österreich-Ungarn, das man jetzt 
als den Erzfeind der Cmagorzen hinstellte und gegen das man 
zum Sturme blies, Montenegro nicht nur wiederholt materiell unter- 
stützt, sondern 1853 vor dem Untergange gerettet hatte, als Omer 
Pascha sich anschickte, das Felsennest, das der Pforte so viel zu 
schaffen gab, auszuheben und endgültig von der Landkarte zu löschen. 

Fürst Nikolaus im besondem zeigte ein kurzes Gedächtnis, 
denn er selber war es gewesen, der Kaiser Franz Josef 
bei dessen dalmatinischer Reise im Jahre 1875 das 
Angebot gemacht hatte, die Herzegovina zu annektieren.^) 

4. Bulgarien 

Während die Pforte, Serbien und Montenegro gegen die An- 
nexion Einspruch erhoben und gegen die Monarchie Stellung 
nahmen, tat Bulgarien nichts dergleichen, schon weil es nichts 
tun konnte, denn wie Freiherr v. Ahrenthal hatte auch Fürst 
Ferdinand den Umschwung der politischen Zustände in der Türkei 
dazu benutzt, sein Verhältnis zur Pforte, das ihm nicht behagte, 
endgültig zu regeln. Schon in der letzten Septemberwoche war 
es zwischen Bulgarien und der Pforte zu einem Konflikte gekommen, 
denn jenes hatte, einen Streik unter den Angestellten der Orient- 
bahn benutzend, die auf seinem Gebiete liegende Strecke dieser 
Bahn militärisch besetzt. Im Anschlüsse daran proklamierte Fürst 
Ferdinand am 5. Oktober 1907 Bulgarien mit Ostrumelien als un- 
abhängiges Königreich. Da dies am selben Tage geschah, an dem 
Kaiser Franz Josef die Annexionserklärung unterzeichnete, so lag 
der Zusammenhang beider Ereignisse zu nahe, als dafi man einen 
blofien Zufall annehmen konnte, um so weniger, als Ferdinand 
kurz vorher aus Wien gekommen war. Die Versicherungen aus 
Wien und Sofia, dafi diese beiden Ereignisse sich voneinander 
unabhängig vollzogen hätten, fanden daher keinen Glauben. Die 
Gleichzeitigkeit der Schritte Bulgariens und der Monarchie war für 
diese insofern nicht günstig, als sie auf alle Welt notwendigerweise 
den Eindruck des Abgekarteten machte. Anderseits bot dieser 

^) A. Fournier, «Wie wir zu Bosnien Icamen*, S. 14. 
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Umstand ihr wieder die fflr sie sehr wichtige Gewähr, dafi die 
Pforte durch Bulgarien in Schach gehalten wurde und sie selber 
hierdurch größere Bewegungsfreiheit und Sicherheit hatte. 

5. Griechenland 

Fflr das bdleniscfae Königreich bedeutete die Unabhftngigkeits- 
erkläning Bulgariens und die Annexion Bosniens und derHerzegovina 
das Signal zur Proklamation der Angliederung Kretas. Jetzt, so 
hoffte man in Athen, wflrde die Pforte infolge ihrer flufiem und 
innem Schwierigkeiten nicht imstande sein, die Vereinigung Kretas 
mit Griechenland zu vereiteln, und wenn die Mächte jene Staats- 
aktionen Österreich-Ungarns und Bulgariens anerkannten, dann 
mufiten sie auch die Griechenlands anerkennen; eine Erwartung, 
die sich trotz ihrer unleugbaren Logik in der Folge aber doch 
nicht erfflllen sollte. Noch war die Zeit fflr die Lösung der Kreta- 
Erage nicht gekommen. 

m 

Der Verlauf der Krise 

1 

Angesichts der feindlichen Phalanx, der sich Östeneich-Ungarn 
schon gleich nach Bekanntwerden der Annexion gegenflbersah, 
nahm es sich wie bittere Ironie aus, wenn die Thronrede vom 
8. Oktober behauptete: »Die Machte, durchwegs von fried- 
lichen Absichten erfüllt, bestreben sich, die Schwierigkeiten, 
von denen die allgemeine europäische Situation noch nicht frei 
ist, im gegenseitigen Einvernehmen zu mildern und zu 
beheben." Ahrenthal bekräftigte diese merkwtlrdig euphemistische 
Deutung der von allen Seiten heraufziehenden Wetterwolken in 
seinem Expose noch mit den Worten : die Beziehungen der Mon- 
archie seien ,zu allen Mächten die besten". 

Natürlich wußte niemand besser als just er, dafi diese Be- 
ziehungen alles eher als gute, geschweige denn »beste" waren; 
schon tags zuvor hatte er ja erfahren, dafi England nicht gewillt 
sei, die Annexion anzuerkennen, und dafi auch von selten Frank- 
reichs und Rufilands Einwände zu erwarten seien. ^) Und nicht 

^) MOgUcherweise war Baron Ahrenthal zur Zeit, da er das Expose hielt, 
aach schon im Besitze der Depesche des k. u. k. Botschafters in Petersburg, 
Grafen Berchtold, worin dieser berichtete, daß Rußland die Entscheidung über 
die Annexionsfrage einer Mflchte-Konferenz vorbehalten wissen wollte. Diese 
Depesche traf nAmlich am selben Tage, 8. Oktober, in Wien ein. 
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minder unterrichtet war der Minister über die Explosion» die die 
Annexion in Serbien hervorgerufen hatte, denn schon am Tage 
vorher hatte er nach Belgrad eine ernste Warnung ergehen lassen 
und Aufklärung über die Einberufung der serbischen Reservisten 
verlangt. 

Wenn ^Baron Ährenthal die ernst» ja gefährlich aussehende 
Lage der Monarchie vor den Delegationen als unbedenklich dar- 
zustellen trachtete» so geschah dies demnach nicht aus Kurzsichtig- 
keit oder Arglosigkeit» sondern lediglich aus der Übeln Diplomaten- 
gewohnheit» die Wahrheit zu verschleiern und der Öffentlichkeit 
Sand in die Augen zu streuen. 

Aber so ernst die Situation ihm auch erscheinen mußte» so 
war die Ruhe» die er zur Schau trug» doch keineswegs nur eine 
Pose» dazu bestimmt» das Publikum zu täuschen. Er nahm die 
feindseligen Mienen und drohenden Gebärden der Ententemächte 
und das wütende Gekläffe Serbiens tatsächlich nicht tragisch» denn 
er wußte» daß der für die Monarchie gefährlichste» ja einzig ge- 
fährliche Feind» Rußland» noch zu schwer unter den Nachwehen 
der Niederlagen im fernen Osten und der innem Konvulsionen 
litt» um Ernst machen zu können. Als Botschafter in Petersburg 
zur Zeit des Kriegs mit Japan und der Revolution kannte er die 
Schwäche und Zerrüttung des großen Reichs zu genau» um an 
eine wirkliche Gefahr von dieser Seite zu glauben. England aber» 
das so viel Lärm machte» führte weder um des Berliner Vertrags 
willen» als dessen Hüter es sich jetzt aufspielte» noch um der Pforte 
oder gar um Serbiens willen Krieg. Und auch um seinen 
deutschen Rivalen zu treffen» dessetwegen es die ganze Hetze 
inszeniert hatte» hätte es nur dann zum Schwerte gegriffen» wenn 
es Rußlands Mithilfe sicher gewesen wäre» denn Frankreich allem 
als Helfer war ihm zu wenig. Baron Ährenthal ließ sich daher von 
der Triple-Entente nicht einschüchtern. Das bewies sein Verhalten 
gegenüber dem Vorschlage» die Annexion^angelegenheit und die 
Sache Bulgariens einer Mächtekonferenz vorzulegen. 

Dieser Vorschlag war der Annexionserklärung vorausgeeilt und 
schon unter dem Eindrucke der Gerüchte von der bevorstehenden 
Annektierung der bisher okkupierten Provinzen entstanden. Als 
diese am 6. Oktober ihre offizielle Bestätigung erfuhr, war er schon 
da. Er dankte seinen Ursprung offenbar dem Kopfe Herrn v. Is- 
wolskis» der dadurch die Annexion» die er als einen ihm persön- 
lich zugefügten Schlag Ährenthals empfand» zu parieren hoffte. In 
der Untenedung» die er am 4. Oktober mit dem französischen 
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Minister des Äufiern, Pichon, hatte, nahm dieser Vorschlag festere 
Formen an, und bereits Mitte Oktober wurde das Programm der 
geplanten Konferenz mitgeteilt. Es enthielt folgende neun Punkte : 

1. Die Anerkennung der Unabhängigkeit Bulgariens. Die Bestimmungen 
seiner finanziellen Verpflichtungen gegenflber der Türkei und vieUeicht auch 
die Regelung der mit Beschlag belegten Eisenbahnen. 

2. Die Konstatierung der Annexion Bosniens und der Herzegovina durch 
Österreich-Ungarn. 

3. Die Rückgabe des Sandschaks Novlbazar an die Türkei. 

4. Die Anerkennung der Annexion Kretas durch Griechenland mit der Be- 
stimmung der finanziellen Verpflichtungen Griechenlands gegenüber der Türkei 
und die Erklärung, dafi die Bestimmungen des Artikels 23 des Berliner Ver- 
trags für die europäischen Provinzen der Türkei gegenstandslos werden, wenn 
die Türkei befriedigende Verfügungen erlassen haben wird. 

5. Das gleiche für Artikel 61^ betreffend die von Armeniern bewohnten 
Länder. 

6. Die Beschränkungen, welche die Souveränitätsrechte Montenegros be- 
grenzen, wären abzuschaffen. Ein einziger Artikel, der diese Abschaffung dekre- 
tiert, hätte die Artikel 26—29 des Berliner Vertrags zu ersetzen. 

7. Vorteile, welche Serbien und Montenegro zugewiesen werden. (In der 
ursprünglichen, von Iswolski herrührenden, Passung lautete dieser Punkt: es ist 
wünschenswert, daß man suche, Serbien und Montenegro eine Kompen- 
sation durch die Berichtigung der Grenzen auf dem dem Sandschak Novl- 
bazar benachbarten Teile des Gebietes von Bosnien und der Herzegovina zu 
geben.) 

8. Es ist wünschenswert, sich über die Revision des gegenwärtig in Kraft 
stehenden Donaureglements zu verständigen, indem man den Uferstaaten gröfiere 
Rechte einräumt 

9. Da die neue ottomanische Verfassung die Reorganisation des Gerichts- 
wesens und der Umgestaltung der Gesetzgebung der Türkei in einem Sinne vor- 
sieht, der den in den andern europäischen Staaten angewendeten Grundsätzen 
konform ist, sind die Mächte bereit, mit der ottomanischen Regierung, sobald 
diese Reformen verwirklicht sein werden, das Mittel zu studieren, um an die 
Stelle der alten Kapitulationen Verträge zu setzen, die denen analog sind, die 
die Beziehungen moderner Mächte regeln. Man wolle ferner auch die Mög- 
lichkeit in Erwägung ziehen, die fremden Postämter in der Türkei abzuschaffen. 

Ährenthal lehnte die Konferenz zwar nicht rundweg ab, machte 
seine Zustimmung aber davon abhängig, dafi ihr die Einigung der 
Monarchie mit der Pforte sowie die präzise Formulierung eines 
Programms vorausgehe, in dem die Diskutierung der Annexion aus- 
geschlossen sein mflsse. Durch diese Bedingung zog er neuerdings 
einen dicken Strich durch die sorgsam zusammengestellte Rechnung 
Iswolskis, denn eben di^ Diskussion der Annexion war es ja, was 
dieser wollte. Österreich-Ungarn sollte als bufibereiter Sünder vor 
dem Areopage der Mächte erscheinen und sich demütig dessen 
Beschlüssen fügen. Dafür war Ährenthal nicht zu haben ; das ver- 
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bot nicht nur die Würde der Monarchie, sondern auch die Klug- 
heit, denn es war offensichtlich, dafi man ihr auf der Konferenz 
eine Buße in Gestalt von „Kompensationen" an Serbien und Mon- 
tenegro auferlegen wollte. 

Das Deutsche Reich schloß sich diesem Standpunkt an und er- 
klärte, daß es nur unter der Voraussetzung an der geplanten Konferenz 
teilnehmen würde, daß auch Östeneich-Ungam dies tue und keine 
von diesem nicht angenommenen Kompensationen zur Verhand- 
lung kämen. 

Durch diese Haltung der beiden Zentralmächte trat der Gegen- 
satz zwischen ihnen und den Mächten der Triple-Entente, denen 
sich, wie zwei Jahre früher in Algeciras, auch das offiziell zum 
Dreibunde gehörende Italien anschloß, in schärfster Weise hervor. 

Dieser Gegensatz führte zu einer Stockung der Krise, soweit 
die Mächte dabei in Frage kamen. 
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Während diese verhandelten, war Ährenthal darauf bedacht, 
mit der Pforte ins reine zu kommen, in der richtigen Erkenntnis, 
daß dies für die Monarchie zunächst das wichtigste war. Gab 
sich jene zufrieden, so war den Mächten der Triple-Entente die 
Möglichkeit entzogen, sich als Anwälte der Türkei zu gebärden. 
Im Anfang schienen die dahin zielenden Bemühungen Ährenthals 
auch nicht ohne Aussicht, denn wenn die Pforte gegen die An- 
nexion auch feierlichen Protest eingelegt hatte, so zeigte sie sich 
doch nicht abgeneigt, in Verhandlungen einzugehen. Mit einem 
Male jedoch setzte sie eine abweisende Miene auf und brach die 
Verhandlungen ab, 24. Oktober. In London hatte man eben Ähren- 
thals Absicht durchschaut und sich beeilt, sie zu durchkreuzen, 
was bei dem Einfluß Englands auf das jungtürkische »Komitee 
für Einheit und Fortschritt *", das jetzt am Bosporus das Steuer 
führte, nicht schwer zu erreichen gewesen war. 

Was den Abbruch der Verhandlungen mit der Pforte für die 
Monarchie noch peinlicher machte, war der Boykott, dem sich deren 
gesamter Seehandel in der Levante ausgesetzt sah. Ihre Handels- 
schiffe wurden in den türkischen Häfen am Löschen ihrer Waren 
verhindert und mit wachsender Feindseligkeit behandelt. Diese 
Art der Türkei, gegen die Annexion Stellung zu nehmen, erwies 
sich für die Monarchie als doppeltes Übel: sie fühlte sich 
dadurch nämlich nicht nur in immer empfindlicher werdender 
Weise in ihrem VTirtschaftsleben geschädigt, sondern auch in ihrem 
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Prestige« Und das schlimmste dabei war, daß sie sich gegen 
diese Unbill nicht wehren konnte, ohne ihre eigene Sache auf das 
schwerste zu gefährden. Wollte sie, was ja am nächsten gelegen 
wSre, ihren Handelsschiffen den Schutz von Kriegsschiffen ange- 
deihen und die Ladungen unter deren Kanonen löschen lassen, 
oder gar eine Flottendemonstration gegen die Pforte ins Werk 
setzen, so beschwor sie damit drei GefahrmOglichkeiten herauf: 
erstens konnte dadurch die Einigung mit der Pforte vereitelt werden, 
an deren Zustandekommen ihr notwendigerweise viel gelegen sein 
mufite; zweitens konnte es dann leicht zu einem Zusammenstoße 
mit Schiffen der Triple-Entente kommen; und drittens hatte sie 
durch Zersplitterung ihrer ohnehin so wenig zahkeichen Seestreit- 
kräfte die heimische Adriakflste ohne genügenden Schutz gelassen. 
Eine dieser Möglichkeiten war bedenklicher als die andere, und 
keiner wollte man sich in Wien aussetzen. Man verzichtete daher lieber 
auf die Ahndung des Boykotts und begnügte sich mit wieder- 
holten Protesten und Drohungen, die aber ganz wirkungslos blieben, 
weil man ihnen nicht den erforderlichen Nachdruck geben konnte, 
was man in Konstantinopel sehr wohl wuBte. Dadurch erlitt die 
Monarchie aber nicht nur in ihrem Orienthandel empfindliche Ver- 
luste, sondern auch in ihrem Ansehen, denn eine GroSmacht, die es 
nicht wagte oder zu schwach war, eine ihrer Flagge angetane 
Unbill zu ahnden, mufite nicht nur eine traurige Rolle spielen, 
sondern die Türken in ihrem V^derstand erst recht bestarken . . . 
Noch übler als in der Türkei gestaltete sich die Sache der 
Monarchie in Serbien. Weit entfernt, deren Warnung zu befolgen, 
trotzdem diese durch die Entsendung der Monitoren nach der 
untern Donau deutsam unterstützt worden war, wurde man in 
Belgrad immer ungebärdiger und herausfordernder. Und das war 
nicht zum wenigsten die Folge des Konferenzprogramms mit den 
darin Serbien und Montenegro zugedachten »Kompensationen*. 
Die Ultranationalen freilich wollten zuerst von solchen nichts wissen, 
wollten sich nicht mit Brocken abspeisen lassen: das ganze Bosnien 
sollte es sein! Aber die Klugem, und zu denen zahlte auch die 
Regierung, erkannten, dafi die Machte trotz alles Wohlwollens doch 
nicht geneigt waren, Serbien diesen Wunsch zu erfüllen, und be- 
gnügten sich vorlaufig mit den »Kompensationen" ; schon um sich 
dieses Wohlwollen zu erhalten, das allein ihnen, wenigstens teilweise, 
zu ihrem vermeintlichen Rechte, d. h. zur Befriedigung ihrer grofi- 
serbischen Gelüste, verhelfen konnte. Schon die Tatsache an sich, 
dafi ihnen die Machte eine Entschädigung zuerkannt hatten, gab 
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ihnen ja einen Rückhalt der Monarchie gegenüber, denn sie hatte 
zur logischen Voraussetzung, dafi diese Serbien durch die Aimexion 
einen Schaden zugefügt habe. 

Als »Kompensation* verlangte man in Belgrad eine .Luft- 
röhre" zum Meere, die zugleich Serbien mit Montenegro ver- 
binden sollte. Und zwar dachte man sich diese »Röhre* recht 
umfangreich, denn zu ihrer Herstellung sollte die Monarchie 
nicht weniger als 10518 qkm mit 317117 Einwohnern abtreten.^) 

Ohne diese »Luftröhre* behauptete man in Serbien »ersticken* 
zu müssen, wiewohl man bisher Jahrhunderte ohne sie gelebt hatte 
und doch nicht erstickt war. Mit dieser urplötzlichen Atemnot 
hoffte man die Mächte zu rühren und die »Kompensationen* durch- 
setzen zu können. 

Osteneich-Ungarn stand somit drei Gruppen von Feinden 
gegenüber und hatte daher drei verschiedene Aufgaben zu be- 
wältigen : es sollte die Konferenzfalle umgehen ; es sollte die Türkei 
versöhnen; und es sollte Serbien in seine Schranken verweisen. 

Daran noch nicht genug, gesellten sich zu diesen Schwierig- 
keiten von aufien auch solche im Innern. 
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Die Magyaren zwar, diese Enfants terribles der Monarchie, 
sonst immer bereit, ihr alle erdenklichen Hindemisse in den Weg 
zu legen, verhielten sich diesmal ausnahmsweise ruhig; wenigstens 
beschränkten sie sich auf ihre innem Zänkereien, ohne der Annexions- 
politik Ahrenthals Schwierigkeiten zu bereiten: um so wütender 
tobte dagegen der nationale Hader in Osterreich. Schon in dem 
letzten Septemberdrittel war es in Laibach zu bedenklichen deutsch- 
feindlichen Exzessen des slowenischen Pöbels gekommen, die be- 
zeichnenderweise durch die parteiische Haltung des Bürgermeisters 
Hribaf einen gewissen Rückhalt fanden, und es hatte sich die 
Intervention des Militärs als notwendig erwiesen, um den Mob zu 
Paaren zu treiben, wobei es sogar zur Abgabe einer Salve kam. 
Zwei Monate später fanden dann die Revolverkämpfe an der 
VTiener Universität statt, deren bereits gedacht worden ist. 

^) Und zwar von Bosnien 5745 qkm mit 203997 Einwohnern (537o Ortho- 
doxen, 42% Mohammedanern und 57o Katholiken) an Serbien, und von der 
Herzegovina und von Dalmatien (Spizza) 4773 qkm mit 113120 Einwohnern 
(53 7o Orthodoxen, 40 7o Mohammedanern und 77o Katholiken) an Monte- 
negro. Carl Ritter von Sax, .Die Wahrheit über die serbische 
Frage und das Serbentum in Bosnien", Wien 1909, Manz, S.30. 
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Diese Krawalle aber waren nur das bescheidene Vorspiel der 
wflsten Skandale gewesen, die Ende November in Prag be- 
gannen und in den böhmischen Provinzstadten ihr Echo fanden. 
Von gewissenlosen Hetzern aufgestachelt, beging der tschechische 
Pöbel die wildesten Ausschreitungen, und es kam zu Szenen wie 
an den Schreckenstagen, die sich genau elf Jahre früher an- 
läfilich des Rücktritts des Grafen Badeni in Prag abgespielt 
hatten. Die Zustände daselbst wurden dadurch noch schlimmer, 
dafi die deutschen Universitfltsstudenten durch ihre demonstrativen 
Spaziergange mit Kappen und Bandern, den sogenannten Bummel, 
die Wut der Tschechen immer wieder reizten und hierdurch stets zu 
neuen Gewalttätigkeiten Anlafi gaben. Die deutschen Abgeordneten 
aber und die deutsche Tagespresse, weit entfernt, die Schädlichkeit 
und Unsinnigkeit dieser Herausforderungen einzusehen, traten mit 
übel angebrachtem Palhos für die , heiligen Rechte" des Bummels 
ein und machten die Regierung für die Angriffe des Mobs auf die 
deutschen Studenten verantwortlich. Es war, als reizte jemand 
einen bösen Stier mit einem roten Tuch und beschwerte sich dann, 
wenn der Stier sich auf ihn stürzte. Es war ein unerhörtes, schmach- 
volles Schauspiel: 

Auf der einen Seite die tobende tschechische Menge — es 
war keineswegs bloß die Hefe des Volks I — die sich, Leben und 
Eigentum bedrohend, durch die Strafien Prags walzte, .Hoch 
Serbien!* brüllte und die kaiserliche Fahne unter wüstem Beifalls- 
gejohle in den Strafienkot trat: auf der andern die in kindischem 
Justamenttrotze mit ihren Farben paradierenden deutschen Studenten 
und ihre zeternden Anwalte in Parlament und Presse, die sich 
gebärdeten, als ob am Bummel das Wohl und Wehe der Mon- 
archie hinge. 

Und dies geschah in der ernsten Stunde schwerer Gefahr, an- 
gesichts der Möglichkeit eines Kampfes um Sein oder Nichtsein des 
Reichs! In einer Stunde, da dessen Völker des Wahlspruchs ihres 
Kaisers hatten eingedenk sein sollen: Viribus unitis; doppelt ein- 
gedenk, denn just um diese Zeit waren es sechzig Jahre, dafi er den 
Thron bestiegen hatte. Es war, als hatten sie sich verschworen, 
dieses Jubelfest in denkbar widrigster Weise zu verunglimpfen und 
zu zeigen, dafi die Krone, die der Kaiser seit sechzig Jahren auf 
seinem sorgenschweren Haupte trug, eine Märtyrerkrone war. Und 
so geschah das Unerhörte: just am Jubilaumstage, 2. Dezember 1908, 
mufite, so schwer es der Regierung auch fallen mochte, über Prag 
der Ausnahmezustand verhangt werden. 
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Waren schon diese Vorgänge vollauf geeignet, das Ansehen 
des Reichs zu untergraben und die Beutelust seiner Gegner zu 
reizen, so kam noch dazu, dafi seine Wehrmacht infolge der lang- 
jährigen Obstruktion in Ungarn und der Verständnislosigkeit der 
beiden Parlamente fflr alle militärischen Forderungen in ihrer Ent- 
wicklung zurückgeblieben war. Das wußte man im Auslände natür- 
lich, tmd wenn man es nicht gewußt hätte, so würde man es aus den 
lapidaren Worten des Kriegsministers Freiherm v. SchOnaich erfahren 
haben, die just um diese Zeit mit unheimlicher Wucht in die Ohren 
und Seelen der versammelten Delegierten dröhnten : «Die Armee ver- 
dorrt l*" Und ernster noch als mit der Armee stand es mit der Marine, 
die von jeher ein Stiefkind der Monarchie gewesen und daher allmäh- 
lich an Zahl und Kampfwert ihrer Schiffe so weit hinter den Kriegs- 
flotten der andern Miächte zurückgeblieben war, daß selbst ihre 
treffliche Schulung und ihr vorzügliches Mannschaftsmaterial diese 
Schwächen nicht aufwiegen konnten und ihr einer überiegenen 
feindlichen Flotte gegenüber das tragische Leonidasschicksal drohte : 
ruhmvoll unterzugehen. 

Unter solchen Umständen war es kein Wunder, wenn die 
Feinde des Reichs, die äußern und innem, den schon so oft 
prophezeiten Tag nahe glaubten, an dem sein alter, wie sie meinten, 
längst schon morscher Bau endlich zusammenstürzen werde und 
die einzelnen Trümmer ihnen zur Beute fallen würden. Und nicht 
nur seine Feinde, auch seine Freunde mußten an diese Möglich- 
keit denken : nur fürchteten sie, wo die andern hofften. 
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Es bedurfte eines festen Willens und eines klaren Kopfes, um 
solchen Gefahren gegenüber nicht zu verzagen; aber Ährenthal 
besaß beides und verlor weder den Mut noch die Übersicht Sein 
Hauptaugenmerk war nach wie vor darauf gerichtet, sich mit der 
Pforte auszugleichen, um dem sehr fühlbar werdenden Boykott ein 
Ende zu machen und die Konferenzanhänger vor eine vollendete 
Tatsache zu stellen. Freilich mußte er sich sagen, daß er dies ohne 
bedeutende Zugeständnisse an die Pforte nicht erreichen werde, 
und daß er wohl nicht länger an dem bisher behaupteten Stand- 
punkte festhalten könne, demzufolge Osteneich-Ungam der Pforte, 
da es ihr den Sandschak Novibazar zurückgestellt habe, für die 
annektierten Provinzen keine Entschädigung mehr schulde. Aber 
das Einvernehmen mit der Pforte war ihm dieses Opfer wert, und 
so wollte er ihr auf wirtschaftlichem Gebiet entgegenkommen. Da 
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auch sie ein Interesse hatte, sich mit der Monarchie abzufinden, 
so wurden gegen Mitte Dezember die Ende Oktober abgebrochenen 
Verhandlungen wieder aufgenommen. 

Inzwischen fand ein Notenwechsel zwischen Österreich-Ungarn 
und Rußland über die Konferenzfrage statt» der den Gegensatz 
zwischen den Auffassungen der beiden Machte deutlich offenbarte. 
Iswolski suchte seinen Standpunkt vor Europa zu rechtfertigen, 
indem er am 23. Dezember eine Zirkulardepesche an die Mächte 
richtete, worin er auf diese Meinungsverschiedenheit hinwies und 
den Standpunkt der Monarchie als ungerechtfertigt hinstellte. 
Ährenthal beeilte sich, diese Note damit zu erwidern, dafi er 
nun auch seinerseits euie Zirkulardepesche an die Mächte sandte, 
worin er ihnen seinen ganzen Notenwechsel mit dem russischen 
Kabinett in der Konferenzfrage vorlegte. Es waren dies vier 
Noten: 

Am 14. November erklärte die k. u. k. Regierung, gemäfi ihrer 
ersten Äußerung zum Konferenzprojekte, sie könne einen Nutzen 
von der Konferenz nur dann erwarten, wenn dieser eine Verständi- 
gung der Signatarmächte vorausgehe. Sie willige auch ein, daß 
die bosnisch-herzegovinische Angelegenheit und die des Sandschaks 
in die Konferenzverhandlungen aufgenommen werden ; doch dürfe 
die Souveränität Kaiser Franz Josefs Ober die annektierten Pro- 
vinzen nicht zum Gegenstande von Diskussionen gemacht werden. 
Betreffs der zu erhoffenden Verständigung zwischen der Mon- 
archie und der Pforte hätte die Konferenz bloB davon Kenntnis 
zu nehmen. 

In der vom 22. November datierten Antwortnote betonte die 
russische Regierung, im Gegensatze zu der des Wiener Kabinetts, 
das Recht der Konferenz, alle einschlägigen Fragen in voller Frei- 
heit zu diskutieren, müsse gewahrt werden. Auch genüge es nicht, 
das zu erwartende Übereinkommen zwischen der Monarchie und 
der Pforte einfach festzustellen ; es müsse vielmehr Gegenstand der 
Konferenz werden, da keine Macht das Recht habe, sich von Ver- 
tragsverpflichtungen einseitig loszumachen. 

Baron Ährenthal sprach hierauf in seiner Note vom 8. De- 
zeml>er den Wunsch aus, der Meinungsaustausch unter den Si- 
gnatarmächten, der der Konferenz vorausgehen solle, müsse sich 
auch auf das Wesen der wichtigsten Programmpunkte erstrecken, 
und wiederholte, dafi die Tatsache der Annexion nicht in Frage 
gestellt werden dürfe, dies um so weniger, „als dleEventuali- 
tät der Annexion in mehrern frühern zwischen beiden 
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Reichen getroffenen Abmachungen vorgesehen ge- 
wesen sei*. 

Diese deutliche Anspielung Ährenthals auf die wiederholt ge- 
gebenen Zustimmungen Rußlands zur Annexion bewog Iswolski, 
seine Antwort vom 17. Dezember bedeutend nachgiebiger zu 
stilisieren. Rußland nehme, hiefi es darin, den Vorschlag Öster- 
reich-Ungarns betreffs der Vorbesprechungen an, wiewohl er ge- 
wisse Unzukömmlichkeiten mit sich bringe, und behalte sich im 
übrigen vor, die für die Konferenz zu wählenden Programmpunkte 
mitzuteilen. 

Am 25. Dezember gab Iswolski endlich seine lange erwarteten 
Aufklärungen, in denen er eingestehen mufite, daß er die An- 
nexion nicht habe verhindern können, da ihm die Hände durch 
frühere Abmachungen gebunden gewesen seien. Um jedoch den 
Übeln Eindruck, den dieses Non possumus bei den Panslawisten 
herrufen mußte, tunlichst zu verwischen, verwies er mit geflissent- 
licher Betonung auf das besondere Einvernehmen Rußlands mit 
Italien und auf den wünschenswerten Zusammenschluß zwischen 
den slawischen Balkanstaaten und der Türkei, die das Ziel seiner 
Bemühungen seien. Die russisch-italienische Entente und der 
Balkanbund sollten eben seine Ohnmacht gegen die Annexion 
wettmachen und Osteneich-Ungarn einkreisen helfen. 

So schloß das bewegte Jahr 1908, ohne daß sich die ver- 
worrene und düstere politische Situation geklärt oder gelichtet hätte. 

5 
Auch das neue Jahr brachte diese Aufklärung nicht; im 
Gegenteil: die Neujahrsrede, die Milovanovid in der Skupschtina 
hielt, trug nicht wenig zur Verschärfung der allgemeinen Spannung 
bei, denn sie schlug gegen die Monarchie so dreiste und heraus- 
fordernde Töne an, wie sie der Minister eines Kleinstaates einer 
Großmacht gegenüber noch kaum je gewagt hatte. So sagte er 
unter anderem: 

.Man kam auf die unglückselige Idee, Österreich-Ungarn in die Balkan- 
halbinsel einzubeziehen, damit dieses das Zentrum des Widerstandes gegen 
Eroberungen Rußlands bilde. Da man den kleinen Balkanstaaten nicht voll 
vertraute, bestellte man Österreich-Ungarn als Wächter gegen Rußland, bis sich 
die Lage am Balkan gefestigt haben werde. Daraus geht von selbst hervor, 
dafi diese Mission eine provisorische war. Da nun eine Bflrgschaft fttr die Un- 
abhängigkeit der Balkanstaaten geschaffen worden ist und da es jetzt voll- 
kommen klar geworden ist, daß Rußland am Balkan keine aggressiven Ab- 
sichten verfolge, ist die Mission Österreich-Ungarns auf der Balkanhalbinsel 
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beendet . . . Was man vor dreifiig Jahren auf dem Berliner Kongresse als 
Argument für die Okkupation . . . vorbrachte, dafi nämlich auf diese Weise das 
Vordringen Rußlands verhindert, der Balkan aber Österreich-Ungarns Kultur 
eröffnet werde, erscheint heute als bitterste Ironie. Denn die Freiheit, 
welche die Balkan Völker von 1812 bis 1876 erlangten, erhielten 
sie durch Rußland, wahrend Österreich-Ungarns erster Schritt 
am Balkan darin besteht, dafi es das Volk zweier serbischer 
Lander zu Sklaven macht. Den Balkanlandern droht nur von Öster- 
reich-Ungarn Gefahr, und das Gleichgewicht mufi gegen Österreich-Ungarn ver- 
teidigt werden. Österreich-Ungarn mufi der Weg zum Agaischen 
Meere versperrt werden. Österreich-Ungarn mufi aufhören, 
ein Balkanstaat zu sein.* 

Wenn schon ein verantwortlicher Minister sich eine solche 
Sprache gegen die Monarchie erlaubte» so war es nicht zu ver- 
wundem, dafi die Äufierungen der unverantwortlichen Skupschtina- 
mi^lieder noch mafiloser waren. Besonders bemerkenswert waren 
die des Führers der Altradikalen, Stojan Protiö, der in ebenso ge- 
hässiger als unleugbar geschickter Weise Osteneich-Ungam als das 
Unheil Serbiens hinstellte und sich sogar zu folgendem in seiner 
tollen Anmafiung fast komisch wirkenden Ausfalle verstieg: 

»Solange Österreich-Ungarn das bleibt, was es heute ist, ist es unmöglich, 
mit ihm gute Beziehungen zu erhalten. Österreich-Ungarn will Orofimacht 
bleiben, aber seine Zusammensetzung macht es zum Vaterland einer ganzen 
Reihe von verschiedenen Nationalitaten mit ausgesprochener Individualitat. 
Zwischen uns und Österreich-Ungarn kann es nur dann einen 
Frieden und eine gute Nachbarschaft geben, wenn Österreich- 
Ungarn darauf verzichtet, eine Orofimacht zu sein, wenn es sich 
entschliefit, die Rolle einer östlichen Schweiz anzunehmen.* 

In voller Übereinstimmung mit diesen Reden fafite die 
Skupschtina am 3. Januar eine Resolution , worin sie als Gewähr 
für die Sicherheit Serbiens und Montenegros verlangte, dafi Bosnien 
und die Herzegovina die Stellung eines Vasallenfürstentums unter 
der Oberhoheit des Sultans und unter Garantie der Machte er- 
halten sollten ; femer sollte Serbien eine territoriale Verbindung Ober 
Bosnien und die Herzegovina mit Montenegro erlangen unter 
Zusicherung des Transitverkehrs nach allen Eisenbahnrichtungen. 

In Österreich-Ungarn fanden diese Äufierungen natürlich kein 
sympathisches Echo, und Baron Ährenthal verlangte durch den 
k. u. k. Gesandten, Grafen Forgäch, Aufklarung wegen des Wortes 
.zarobiti'', das Minister Milovanovid in seiner Rede mit Bezug 
auf das Verhältnis der Bosnier zur Monarchie gebraucht hatte. 
Das Wort wurde nämlich mit »versklavt" übersetzt, worin man auf 
dem Ballplatze eine verleumderische Herabsetzung der k. u. k. Ver- 
waltung erblickte. Milovanovi<^ redete sich in seiner Erwiderung 
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darauf hinaus, daß er dieses Wort nicht im Sinne von »unter- 
jochen", »zu Sklaven machen*, sondern blofi von »zu eigen 
machen *", »Untertan machen", gemeint habe, womit dieser Zwischen- 
fall beigelegt war. Das vermochte an der Spannung zwischen der 
Monarchie und Serbien im Übrigen aber nicht das geringste zu 
ändern. Wie man in Belgrad gegen Österreich-Ungarn gesinnt 
war, das hatten die in der Skupschtina gehaltenen Reden mit einer 
Deutlichkeit gezeigt, die keinen Zweifel mehr daran zuliefi, dafi 
jenes sich von Serbien auf alles gefaßt machen mußte. 

Um so mehr lag Ährenthal daran, endlich seine Rechnung mit 
der Pforte zu bereinigen, und er verstand sich jetzt unter dem 
Drucke der Verhältnisse zu einem Zugeständnisse, von dem er 
noch vor wenigen Wochen nichts hatte wissen wollen: er wollte 
dem Geldbedarie der Pforte entgegenkommen und ihr den Verzicht 
auf die annektierten Provinzen gewissermaßen abkaufen. Er bot 
ihr dafür eine Summe von 2 Vs Millionen türkische Pfund, d. i. 
ungefähr 54 Millionen Kronen (etwa 46 Millionen Mark). Damit 
hatte die Pforte erreicht, was sie vor allem haben wollte: bares 
Geld. Am 9. Januar 1909 stimmte der Großvesir Kiamil Pascha 
diesem Vorschlage zu und versprach zugleich für die Einstellung 
des Boykotts zu sorgen. 

Es mag sein, daß es ihm mit diesem Versprechen Ernst gewesen 
ist, erfüllt hat er es jedenfalls nicht Er mußte übrigens schon am 
13. Februar seinen Platz dem früheren Generalinspektor von Maze- 
donien, Hilmy Pascha, überiassen. Dieser sagte zwar ebenfalls seinen 
Beistand gegen den Boykott zu, aber ebenfalls ohne Erfolg. Die Feinde 
der Monarchie, denen das Zustandekommen einer Einigung zwischen 
ihr und der Pforte sehr unerwünscht war, boten alles auf, sie zu 
hintertreiben, und ihr Einfluß, nicht die Initiative der Türken, war es 
wohl in erster Linie, was diese bewog, an der Boykottierung der 
österreichischen und ungarischen Waren hartnäckig festzuhalten, trotz- 
dem die Einigungsverhandlungen auf der festen Grundlage der 2 Va 
Millionen schon im Gange waren. Es kam daher noch wiederholt 
zu argen Ausschreitungen gegen Handelsschiffe der Monarchie und 
sogar zu tätlichen Insulten von k. u. k. Konsulatsbeamten, so besonders 
in Mersina und Tripolitza. Infolge dieser Vorfälle sah sich der 
k. u. k. Botschafter bei der Pforte, Markgraf Pallavicini, auch jetzt 
noch wiederholt genötigt, beim Großvesir Einspruch und Vor- 
stellung zu erheben, ohne etwas anderes zu erreichen als frühen 
Bedauerndes Achselzucken und höfliche Versicherungen: das war 
alles; im übrigen aber dauerte der Boykott unvermindert fort« 
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Diese so oft wiederholten vergeblichen Schritte des Vertreters 
der Monarchie waren keineswegs danach angetan, deren Ansehen 
auf dem Balkan zu fördern, und Markgraf Pallavicini war um 
die far ihn ebenso peinliche als für die Feinde der Monarchie be- 
lustigende Rolle, die er zu spielen genötigt war, sicherlich nicht 
zu beneiden. Noch schwerer dürfte aber Baron Ährenthal darunter 
gelitten haben, dessen stark ausgeprägter Wült sich unter dieser 
beharrlichen Mifiachtung, ja Verhöhnung seiner Mahnungen und 
Drohungen in ohnmächtigem Grolle gekrümmt haben mufi; in 
ohnmächtigem, weil er bei der merklichen Verschärfung der poli- 
tischen Situation noch weniger als früher in der Lage war, seinen 
Willen der Pforte gegenüber durchzusetzen ; denn die kleine Flotte 
der Monarchie mufite vollzählig in der Adria versammelt bleiben, 
weil die plötzliche Intimität zwischen Rußland und Italien ihre An- 
wesenheit daselbst unerläßlich machte. So mußte er sich also den 
Boykott so lange gefallen lassen, bis es den Türken beliebte, 
damit aufzuhören. Das aber war erst nach der Unterzeichnung 
des Ententeprotokolls zwischen der k. u. k. Regierung und der 
Pforte der Fall. Sie erfolgte am 26. Februar 1909. Das Protokoll 
enthielt acht Artikel folgenden Inhalts: 

1. Osterreich-Ungam verzichtet auf alle ihm durch den Berliner Vertrag und 
die Konvention vom 21. April 1879 übertragenen Rechte betreffs des Sandschaks 
Novibazar. 

2. Die Aprilkonvention sowie der Protest der Pforte gegen die Annexion, 
femer alle dieser widersprechenden Vertagungen und Abmachungen werden 
aufgehoben, und der neugeschaffene Zustand wird von der Pforte ausdrücklich 
anerkannt 

3. Diein der Türkei lebenden bosnisch-herzegovinischen Landesangehörigen 
ebenso wie die in Bosnien lebenden ottomanischen Untertanen werden Ihre 
ottomanische Staatszugehörigkeit behalten. 

4. Den Mohammedanern in Bosnien und in der Herzegovina werden die 
Freiheit und Süßere Ausübung ihres Kultus gewährleistet; ebenso die gleichen 
bürgerlichen und politischen Rechte mit den Angehörigen anderer Konfessionen. 
D,er Name des Sultans wird auch weiterhin in ihrem Gebete genannt werden. 
Die Rechte der frommen Stiftungen (Vakuf) werden respektiert; die Mohammedaner 
bleiben dem Scheich-ul-Islam in Konstantinopel untergeordnet. 

5. Osterreich-Ungam verpflichtet sich, für die Ablösung der unbeweglichen 
oitomanischen Staatsgüter 2 Vs Millionen türkische Pfund zu zahlen. 

6. Osterreich«Ungarn verpflichtet sich, binnen zwei Jahren nach der Rati- 
fizierung des Protokolls, mit der Türkei einen Handelsvertrag zu schließen. 
Inzwischen stimmt Osterreich-Ungam nach Ablauf von fünfzehn Tagen einer 
Erhöhung der türkischen Wertzölle von 117o ^u' 1^% 2u, ebenso der Ein- 
führung neuer Monopole, die spezialisiert werden. 

7. Auflassung der Postflmter Osterreich-Ungams in der Türkei in jenen 
Orten, wo auch solche anderer Staaten nicht vorhanden sind, und Verpflichtung 
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OsteiTdch-Ungarns, seine Postämter auch dort, wo sie noch bleiben, aufzulassen, 
sobald dies die andern Staaten tun. 

8. Befürwortung der türlcischen Bestrebungen zur Auflassung der Kapitu- 
lationen von selten Österreich-Ungarns. 

Das Protokoll hat nach der Ratifizierung in Kraft zu treten; die Ratifi- 
kation soll so bald als möglich, spitestens in zwei Monaten, in Konstantinopel 
ausgetauscht werden. 

Durch dieses Abkommen hatte sich die Monarchie, freilich 
mit großen Opfern, wenigstens von einer der drei Schwierigkeiten 
befreit, von denen sie bedrängt wurde. Allerdings ganz sicher 
durfte sie sich trotz der Unterzeichnung des Ententeprotokolls 
selbst jetzt noch nicht fühlen, denn noch bedurfte es seiner An- 
nahme im türkischen Parlament, und auf dessen Zustimmung konnte 
man nicht mit voller Sicherheit rechnen. 

6 

Herr von Iswolski war von dem Zustandekommen des Aus- 
gleichs zwischen Österreich-Ungarn und der Pforte wenig erbaut, 
denn er sah darin eine Durchkreuzung seiner Absichten. Jetzt 
war es sicherlich noch schwieriger, jenes vor den Areopag einer 
Mächtekonferenz zu zerren, worum ihm so sehr zu tun war. Hatte 
er diesen Schlag auch nicht zu parieren vermocht, so wollte er 
doch wenigstens seinerseits einen Schlag führen, der die Monarchie 
treffen sollte, wenn auch nur indirekt. 

Die erwünschte Gelegenheit hierzu bot ihm der bulgarisch- 
türkische Konflikt. 

Gleich Österreich-Ungarn war auch Bulgarien bereit, der Pforte 
für seine völlige Loslösung aus dem Suzeränitätsverhältnis und 
den dadurch bedingten Entgang des jährlichen Tributs eine Ent- 
schädigungssumme zu zahlen; doch erschien der Betrag von 
82 Millionen Franken, den es dafür bot, der Pforte zu gering, so 
dafi die Verhandlungen zwischen beiden Staaten nicht vorwärts 
kamen. Iswolski erbot sich nun, zwischen ihnen den gefälligen 
Vermittler zu machen. Er schlug vor, Rußland wolle Bulgarien 
eine Anleihe von 82 Millionen Franken gegen mäßige Zinsen ge- 
währen und von der Kriegsentschädigung, die die Pforte noch 
vom Jahre 1878 her zum Teile schuldete, so viele Jahresraten 
streichen, als nötig wären, um diesen Betrag auf die von der 
Pforte geforderte Summe von 125 Millionen zu ergänzen. In Sofia 
ging man auf diesen Vorschlag auch gern ein; nicht so in Kon- 
stantinopel, wo man stets geldbedürftig war und, wie von Öster- 
reich-Ungarn, so nun auch von Bulgarien eine namhafte Summe 
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in barem zu erbalten gebofft hatte» um die man sich durch diesen 
Vorschlag gebracht sah. Man verlegte sich daher nach alter Ge- 
wohnheit auf das Hinziehen der Verhandlungen, sah sich aber, wie 
gleich hier bemerkt sei, schließlich doch genötigt, sich mit Bul- 
garien auf dieser Grundlage zu verständigen. 

Iswolski wollte dadurch, dafi er als Ordner auf dem Balkan 
auftrat, nicht nur zeigen, daß Rußland daselbst noch immer die 
erste Stimme hatte, sondern er wollte sich Bulgarien verpflichten 
und es damit von Östeneich-Ungarn abziehen. 

König Ferdinand hielt es denn auch für angemessen, sich für 
die Hilfe Rußlands erkenntlich zu zeigen, und benatzte den Tod 
des Großfürsten Wladimir als Anlaß, sich in Petersburg zum Be- 
gräbnis einzufinden, 19. Februar, wo er, wenn auch nicht offiziell 
als König, so doch mit den Ehren empfangen wurde, die diesem 
Rang entsprachen. Rußland bekundete damit, daß es gewillt sei, 
Ferdinand als König anzuerkennen und damit auch die eigen- 
mächtige Veränderung, die Bulgarien durch die Erklärung vom 
5. Oktober 1908 am Beriiner Vertrage vorgenommen hatte. Ja es 
hatte sogar den Anschein, als hätte man in Petersburg nicht übel 
Lust, diese Anerkennung auf eigene Faust vorzunehmen, ohne erst 
die andern Mächte zu befragen, um der Welt damit zu zeigen, 
daß Bulgarien ein Protektionskind Rußlands sei und diesem allein 
in bulgarischen Angelegenheiten das entscheidende Wort gebühre. 

Wenn es doch nicht dazu kam, so geschah dies in erster 
Linie aus Rücksicht auf die Haltung der andern Mächte der Triple- 
Entente, deren Blätter deutlich merken ließen, daß eine derartige 
Sonderaktion Rußlands keineswegs ihre Zustimmung finden würde. 
Und diese Haltung war von ihrem Standpunkt auch ganz gerecht- 
fertigt, denn Rußland hätte durch die eigenmächtige und einseitige 
Anerkennung des Vorgehens Bulgariens gegenüber der Türkei nicht 
bloß eine Rücksichtslosigkeit gegen sie begangen, sondern sie und 
sich selber dadurch auch des einzigen Arguments beraubt, das sie 
alle drei gegen die Annexion ins Treffen führen konnten und auf 
das allein sie bisher ihren Protest gegen sie gestützt hatten. Wenn 
Rußland dem Vorgehen Bulgariens seine Sanktion gab, dann mußte 
es logischerweise auch die Annexion anerkennen und durfte nicht 
länger auf der Konferenzidee bestehen. Iswolski hatte eben, ganz 
von dem brennenden Wunsch erfüllt, Ährenthal einen Streich zu 
spielen, offenbar nicht oder doch zu wenig bedacht, daß er sich 
durch sein Entgegenkommen hinsichtlich Bulgariens eine Blöße gab 
und sich seiner einzigen Waffe gegen Österreich-Ungarn beraubte. 

Sofl no 8 ky, Die Balkanpolitik Österrelch-Unganif. U. U 
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So hatte er, anstatt Ährenthal zu treffen, nur sich selber getroffen. 
In diesem hartnäckigen Duelle war ihm nun einmal kein Glück 
beschieden. 

7 

Wie in Rufiland, so hatte das Zustandekommen der Einigung 
zwischen Österreich-Ungarn und der Pforte auch in Serbien die 
heftigste Erbitterung hervorgerufen. So waren denn all die heifien 
Bemühungen, Überredungskünste und VerbrüderungskomOdien, mit 
denen man diese Einigung hatte verhindern und die Türkei zum 
Verbündeten gewinnen wollen, vergeblich gewesen I Aber weit ent- 
fernt, die Kriegslust in Serbien zu dämpfen, trug diese Enttäu- 
schung eher noch dazu bei, sie zu erhöhen, und man rüstete mit 
fieberhafter Hast. 

Am 5. Februar schon hatte der serbische Kriegsminister Ge- 
neral 2ivkovi(^ von der Skupschtina 33^/, Millionen Dinars für 
Rüstungszwecke gefordert, und in Saloniki trafen aus Frankreich 
große Mengen Waffen und namentlich Munition für Serbien ein, 
was zu langwierigen Erörterungen über die Erlaubnis der Durch- 
fuhr durch türkisches Gebiet führte. 

Da der Zwist zwischen Österreich-Ungarn und der Pforte bei- 
gelegt war, so wäre es nur selbstverständlich gewesen, wenn diese 
die Durchfuhr von Kriegsmaterial, das fraglos gegen Österreich- 
Ungarn bestimmt war — von serbischer Seite wurden die Kisten 
mit Munition als Dynamit für Sprengzwecke in Bergwerken an- 
gegeben — verweigert hätte, und die Pforte würde, wenn sie nur 
den türkischen Standpunkt vertreten hätte, auch sicheriich so ge- 
handelt haben, denn sie wußte, daß sie von selten Serbiens nur 
Schlimmes zu erwarten hatte, und daß das Kriegsmaterial, das jetzt 
gegen Österreich-Ungarn verwendet werden sollte, allenfalls auch 
gegen sie gebraucht werden konnte. Anderseits aber stand sie 
wieder unter dem Drucke der Triple-Ententemächte, die sich für 
Serbien einsetzten und mit denen — besonders mit den beiden 
Westmächten — das ,, Komitee für Einheit und Fortschritt'' die 
regsten Beziehungen unterhielt. 

Sie nahm daher wieder zu ihrem gewohnten Auskunfts- 
mittel ihre Zuflucht, gab halbe Zusagen und halbe Verbote 
und suchte die Sache hinauszuschleppen. Schließlich erwies sich 
der Einfluß der Triple-Entente aber doch stärker als die Rücksicht 
auf Österreich-Ungarn und nötigte die Pforte, ihre Eriaubnis zur 
Durchfuhr des Kriegsmaterials nach Serbien zu geben, was sie 
allerdings nur unter einschränkenden Bedingungen tat. 
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Die hartnäckig fortgesetzten Herausforderungen und Insulten 
Serbiens g^enflber Östeneich-Ungam ^) beunruhigten die beiden 
Machte, denen es, wenn auch aus verschiedenen Gründen, ernstlich 
um die Erhaltung des Friedens zu tun war, nämlich Deutschland 
und Frankreich, immer mehr; denn sie muBten sich sagen, dafi sich 
eine Grofimacht wie die Monarchie auf die Dauer ein derartiges 
Betragen bei aller Langmut nicht könne bieten lassen und daß, 
wenn sie zum Schwerte griffe, ein europäischer Krieg entfesselt 
werden könnte, bloß weil dieser kleine Gemgroß nicht bekam, 
was er durchaus haben wollte. Von dieser gemeinsamen Be- 
sorgnis bewogen, trachteten Deutschland und Frankreich, diesen 
unabsehbaren Folgen vorzubeugen und mit den andern Mäch- 
ten zusammen einen Schritt in Belgrad zu verabreden, um den 
Chauvinisten daselbst nachdrücklichst Vernunft beizubringen und 
ihnen die völlige Aussichtslosigkeit ihrer territorialen Ansprüche 
vor Augen zu halten. England und Italien waren mit diesem 
Vorschlag einverstanden; nicht so Rußland. Dieses wollte nur 
dann mithalten, wenn die gemeinsame Verwarnung nicht bloß in 
Belgrad, sondern auch in Wien erteilt wurde. Auf dieses Ansinnen 
ging aber das Deutsche Reich nicht ein, das seine Mitwükung für 
diesen Fall entschieden verweigerte ; und zwar aus vollberechtigtem 
Grunde: 

Wenn die russische Regierung — schrieb die halboffiziöse »Köl- 
nische Zeitung" — auf die öffentliche Meinung Rücksicht nehmen 
zu müssen glaube, so sei zu erwägen, daß auch die öffentliche 
Meinung Österreich-Ungarns Gehör beanspruchen könne. Öster- 
reich-Ungarn bedürfe zur Sicherung der Ruhe an seiner Grenze 
nicht erst eines eigenen europäischen Mandats. Es wäre gerade- 
zu widersinnig, demjenigen Vorstellungen zu machen, dessen Haus 
mit Brandlegung bedroht werde. Eine wenige Tage später — 
28. Februar — folgende scharfe Verurteilung der serbischen Pro- 
vokationspolitik in der sonst so zurückhaltenden «Norddeutschen 



1) Die mafilosen Ausfalle Serbiens gegen die Monarchie riefen in deren 
Öffentlichkeit den naheliegenden Wunsch hervor, Serbien eine empfindliche 
Lehre zu erteilen. Als dieser Gedanke in den Wiener und Budapester Blattern 
diskutiert wurde, erschien im Belgrader Regierungsblatte ,Samouprava' am 
22. Februar ein Communiqu^ das gegen Österreich-Ungarn Feuer und Flammen 
spie, es räuberischer Absichten beschuldigte und ihm zu wissen gab, daß es 
diese nicht werde ausführen können; nicht nur deshalb nicht, weil die Zeiten 
des Faustrechts vorüber seien, sondern auch aus andern Gründen; womit das 
Blatt offenbar auf die Hilfe Rußlands anspielte. 
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Allgemeinen Zeitung** bekundete deutlich» daß man in den Berliner 
Regierungskreisen die Geduld zu verlieren begann. 

Und nicht blofi in Berlin, auch in Paris. Der »Temps' sprach 
von den „unerträglichen* Provokationen Serbiens: die „R^publique 
frangaise* empfahl ein Zwangsmittel, um die »Tobsüchtigen* in 
Belgrad und Cetinje zu bändigen, und Emest Judet erklärte im 
,, Eclair *", niemand werde zugeben, daß Frankreich bloß deshalb in 
ein Abenteuer bineingerissen werde, um Serbien, dem nichts ge- 
nommen worden sei, zu weitem Grenzen zu verhelfen; es handle 
sich nicht mehr um Rußland, sondern um die Karriere Iswolskis. 

Selbst in England ließen sich Stimmen vernehmen, aus denen 
der Unmut Aber das Gebaren Serbiens klang. So beklagte es 
die angesehene .Saturday Review*, daß England um eines Ländchens 
wie Serbien willen seine historische wertvolle Freundschaft mit 
Österreich-Ungarn aufs Spiel gesetzt habe. 

Diese durch das unaufhörlich gellende Gezeter Serbiens ver- 
ursachte allgemeine Mißstimmung war es wohl auch, die Rußland 
bewog, sich schließlich doch mit dem von Deutschland neuerdings 
angeregten gemeinsamen Schritte der Mächte in Belgrad einver- 
standen zu erklären. 

8 

Hier war knapp vor der Unterzeichnung des Ententeprotokolls 
durch Österreich-Ungarn und die Türkei ein Kabinettswechsel ein- 
getreten, 23. Februar. An die Stelle Velimirovid' trat Nova- 
kovid mit einem aus Vertretern der verschiedenen Parteien zu- 
sammengesetzten Kabinette. Dieser Personenwechsel bedeutete 
aber nicht auch einen Systemwechsel, wenigstens nicht in der 
äußern Politik, für die, wie Novakovid in seiner Programmrede 
betonte, nach wie vor die Skupschtinaresolution vom 3. Jänner maß- 
gebend sein sollte. 

Die neue Regierung beeilte sich, kaum zusammengestellt, dem 
geplanten Schritte der Mächte zuvorzukommen und sandte an 
diese, ausgenommen nicht nur Österreich-Ungarn, sondern auch 
Deutschland, ein Memorandum, worin sie ihre friedlichen Absichten 
beteuerte und die Entscheidung über die Annexionsfrage den Mächten 
überiieß. Einen beredten Kommentar zu dieser offiziellen Friedens- 
botschaft lieferte die Annahme des vom Kriegsminister General 
2ivkovid geforderten Rüstungskredits von 33 ^U Millionen Dinars. 

Zu dem vereinbarten gemeinsamen Schritte der Mächte in 
Belgrad sollte es aber nicht kommen, denn Rußland schwenkte 
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seiner Erklärung entgegen, im letzten Moment ab und richtete, un- 
abhängig von den andern Mächten, an Serbien die Mahnung, auf 
territoriale Kompensationen zu verzichten und alles übrige der 
Entscheidung der Mächte zu aberlassen, 28. Februar 1909. 

Von diesem Rate setzte es auch die Monarchie in Kenntnis. 
Tags darauf richtete Baron Ahrenthal eine Zirkulardepesche an die 
k. u. k. Botschafter bei den Signatarmächten, worin er sie von dieser 
Mitteilung verständigte und seine Antwort darauf wissen ließ: er 
könne es nur mit Genugtuung begrflfien, wenn die Mächte in 
Belgrad Schritte unternähmen, um Serbien von gefährlichen Hand- 
lungen abzuhalten. Er erwarte im flbrigen eine präzise, direkt 
an die Monarchie zu richtende Erklärung Serbiens, daß es auf 
Kompensationsansprflche verzichte und künftig ihr gegenüber die 
Pflichten guter Nachbarschaft erfüllen wolle. Geschähe das, so 
wäre er bereit, mit Serbien über wirtschaftliche Fragen zu ver- 
handeln und ihm dabei mit größtem Wohlwollen zu begegnen. 

Am 2. März erschien der russische Gesandte Sergejew im 
Belgrader Ministerium, um die bereits schriftlich gemachten Vor- 
stellungen zu wiederholen. Ihm folgten die Gesandten Englands, 
Frankreichs und Italiens, jeder einzeln, die im selben Sinne sprachen. 
Der deutsche Gesandte beteiligte sich aber nicht an dieser zer- 
splitterten Aktion, da diese dem von der deutschen Regierung an- 
geregten Wunsch einer gemeinsamen Intervention nicht entsprach. 

Die serbische Regierung richtete hierauf am 3. März ein Rund- 
schreiben an die Mächte, worin sie ihren bereits früher gegebenen 
Versicherungen gemäß erklärte, Serbien verzichte auf alle For- 
derungen politischer und wirtschaftlicher Natur. Wenn die Mächte 
die Annexion als eine Frage ansähen, die ausschließlich Österreich- 
Ungarn und die Türkei anginge, so verlange Serbien nichts; wenn 
man die Annexion aber als eine auch die Mächte angehende 
Sache betrachte, so veriasse es sich auf deren Entscheidung. 

So resigniert diese Erklärung aber auch klang, so dachte man 
in Serbien doch nicht entfernt daran, sich ruhig fügen zu wollen ; 
sie war nur die fromme Maske, die man vornahm, um in den 
Augen Europas als das unglückliche Land zu erscheinen, dem 
jede Herausforderung fem liege und das sich mit trauriger Dulder- 
miene den Beschlüssen der Mächte beuge. Um so schwärzer und 
abstoßender sollte dagegen das „eroberungssüchtige" Österreich- 
Ungarn dastehen, das angeblich auf einen neuen «Raub* sann. 

Scheinbar schlau, war diese Maskerade in Wiridichkeit doch 
sehr naiv, denn sie wurde durch das Gebaren der serbischen Presse 
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in geradezu vernichtender Weise Lügen gestraft. Ohne auf die 
Märtyrerpose der Regierung Rücksicht zu nehmen, suchten sich 
die serbischen Blätter vielmehr in ihren Schmähungen und Heraus- 
forderungen Österreich-Ungarns gegenseitig zu überbieten und ver- 
rieten dadurch, wie weit man in Serbien in Wahrheit von der offiziell 
zur Schau getragenen Resignation entfernt und bis zu welch hyper- 
trophischen Formen das .Selbstbewußtsein dieses Volkes schon 
ausgeartet war. So schrieb das Blatt »Beogradske Novine* An- 
fang März, Serbien bleibe auch, wenn ganz Europa anderer Meinung 
sei, dabei, dafi das von Österreich-Ungarn begangene Verbrechen 
gestraft werden müsse, und diese Strafe werde Serbien 
vollstrecken. Falls Europa den Krieg nicht wolle, könne es 
ihn hindern, wenn es die Forderungen Serbiens und Montenegros 
befriedige. Sonst sei der Krieg unvermeidlich. „Mit Österreich 
werden wir kämpfen, solange einer von uns lebt, und uns nur 
dann in Verhandlungen einlassen, wenn wir ihm als Sieger 
die Friedensbedingungen werden diktieren können.* 
Ein ähnlicher Gröfienwahn sprach aus dem .Trgovinski Qlasnik", 
wo es hiefi, Östeneich-Ungam habe zwischen der Erfüllung 
der serbischen Forderungen oder seinem Untergange zu 
wählen . . . 

Der Schritt der Mächte hatte somit an der Haltung Serbiens 
nichts zu ändern vermocht, denn dieses war durch die Sonder- 
aktion Rußlands in seinem \^^derstande noch bestärkt worden, und 
wenn es von Rußland auch offiziell zum Aufgeben seiner Kompen- 
sationshoffnungen ermahnt worden war, so legte man in Belgrad 
diesen Ermahnungen offenbar doch keine sonderliche Bedeutung 
bei und hielt sich an die Ermunterungen, die, allerdings nicht 
offiziell, aus demselben Rußland kamen. 

9 

In Wien erachtete man es nun für angezeigt, an Serbien eine 
ernste Warnung ergehen zu lassen, und trug dem k. u. k. Gesandten 
in Belgrad, Grafen Forgäch, auf, die serbische Regierung folgendes 
wissen zu lassen: man habe gehört, daß Serbien auf seine Kom- 
pensationsansprüche verzichten wolle, und hoffe, daß es diese Er- 
klärung auch direkt in Wien abgebe ; denn erst dann könne daran 
gedacht werden, den zwischen der Monarchie und Serbien in 
Schwebe befindlichen Handelsvertrag den Pariamenten in Witn 
und Budapest vorzulegen. Dieses Auftrags entledigte sich Graf 
Forgäch am 6. März. 
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Die serbische Regierung ließ diese Mitteilung zunächst unbe- 
antwortet und richtete am 10. März an die Mächte eine Zirkular- 
depesche, worin sie neuerdings ihre Friedfertigkeit betonte und an 
Österreich-Ungarn keinerlei Ansprtiche zu erheben, sondern ihre 
Sache den Mächten anheimzugeben erklärte. Das hieß mit andern. 
Worten : wir fordern nichts von Österreich-Ungarn, weil wir nichts 
mit ihm zu tun haben wollen; aber wir hoffen, dafi die Mächte 
unsere Sache in Wien durchführen werden. 

Diese Note Serbiens war natürlich nicht danach angetan, zur 
Entspannung des Verhältnisses zwischen der Monarchie und Ser- 
bien beizutragen, und auch die allgemeine politische Situation 
wurde wieder gespannter. In Frankreich, wo man für die; in Ruß- 
land und auf dem Balkan investierten Millionen zitterte, wurde 
man sehr ungehalten darüber, daß die Monarchie von Serbien 
eine direkte Verzichterklärung verlangte, wodurch die Gefahr eines 
Kriegs erhöht wurde, und die bisher der Monarchie entschieden 
freundlich gesinnte französische Presse kehrte sich nun gegen sie, 
um sie als den Friedensstörer hinzustellen. 

Auch in Deutschland sah man dem schleppenden und beun- 
ruhigenden Verlaufe der Krise mit wachsender Ungeduld zu; nur 
gab man die Schuld gerechterweise nicht der Monarchie sondern 
Serbien; eine Auffassung, der das publizistische Regierungsorgan, 
die »Norddeutsche Allgemeine Zeitung', schon am 5. März in sehr 
nachdrücklicher Weise Ausdruck gegeben hatte. ^) 

Ebenso empfand die russische Regierung die bedenklich 
wachsende Spannung der Situation immer unbehaglicher, wiewohl 
sie sie durch ihr zweideutiges Vorgehen selber in erster Linie ver- 
schuldet hatte. Sie wollte Osteneich-Ungam gegenüber einer- 
seits nicht zurückweichen, konnte ihm aber anderseits ihren AK^Uen 
nicht aufzwingen, weil der Zustand des Heeres und der innem 
Verhältnisse des Reichs ihn lähmten. Sie suchte sich daher mit 
einem drohenden Säbelrasseln zu behelfen, das Österreich-Ungarn 
einschüchtern und zum Nachgeben nötigen sollte. 

Aber dieser Trick versagte gänzlich. In Wien hörte man den 
hohlen Ton dieser Drohung wohl heraus und ließ sich dadurch 
nicht irremachen. Man traf vielmehr umfassende Vorbereitungen, 

^) In Serbien nahm man diese scharfe Kritik sehr übel, und das serbische 
Regierungsblatt, .Samouprava', erdreistete sich, von dem Zynismus der deut- 
schen Presse zu sprechen, die die Ehre, das Ansehen und die Würde des 
deutschen Volkes bloßstelle, indem sie für Österreich-Ungarn Partei nehme. 
Serbien dem Deutschen Reiche Moral predigend! Risum teneatis! 
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um ffir alle Möglichkeiten gewappnet zu sein; zunächst für die, 
Serbien, wenn es nicht rechtzeitig Vernunft annahm, nadidrflcklich 
fahlen zu lassen, dafi auch die äufierste Geduld ihre Grenzen hatte 
und dafi man eine Macht vom Rang Österreich-Ungarns nicht 
fünf Monate hindurch ungestraft beschimpfen durfte. 

Am 15. Mflrz bequemte sich die serbische Regierung endlich 
dazu, die Note des Grafen Foigäch vom 6. März zu beantworten. 
Sie tat es in ausweichender Weise, indem sie auf ihre Zirkular- 
note vom 10. März verwies und betreffs des Handelsvertrags es als 
das beste empfahl, wenn dieser vorerst den Parlamenten in \^en 
und Budapest vorgelegt werde; dann würde sich das weitere schon 
zeigen. Von einem direkten Verzicht auf die Kompensations- 
ansprüche, den Ährenthal zur Vorbedingung für die Aufnahme 
von Verhandlungen gemacht hatte, enthielt die Note keine Silbe; 
ebensowenig von der Einstellung der Kriegsvorbereitungen. 

Diese für die Monarchie durchaus unbefriedigende Antwort im 
Vereine mit der Tatsache, dafi Serbien kurz vorher die Einberufung 
des zweiten und dritten Aufgebots angeordnet hatte, liefi die 
Hoffnung auf einen friedlichen Ausgang der Krise noch mehr 
verblassen. 

Auch die Antwort Rußlands auf die offizielle Verständigung 
aus V/len, die Abmachung zwischen der Monarchie und der Pforte 
betreffend, trug zur Verschärfung der Situation bei, denn Rufiland 
erklärte, sich auf seine Note vom 22. November des Vorjahrs be- 
rufend, dafi diese Abmachung die Notwendigkeit einer Mächte- 
konferenz keineswegs zu beseitigen vermöge. 

Wenn Serbien den von der Monarchie gestellten Forderungen 
nicht bald entsprach, so blieb dieser nichts anderes übrig, als ihr 
Ultimatum zu übeneichen. Liefi Serbien es unbeachtet, so war 
der Krieg unvermeidlich. Von dieser Besorgnis erfüllt, ersuchten 
die Mächte in Wien um einen Aufschub der bevorstehenden 
Demarche in Belgrad, und man war langmütig genug, diesem 
Wunsche nachzukommen und Serbien noch eine Frist zu ge- 
währen. 

Allein dieses machte keine Miene, nachzugeben, und so stieg 
die Spannung der politischen Atmosphäre bis zum Bersten. Ein 
fulminanter Artikel des namhaftesten Osterreichischen Historikers, 
Heinrich Friedjungs, der am 25. März in der „Neuen Freien Presse* 
erschien, liefi deutlich erkennen, dafi man auf dem VTiener Ball- 
platze nicht mehr gewillt war, noch länger zu warten. Der Krieg 
stand vor der Türe. 
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Da traten an demselben Tage zwei Ereignisse ein, die eine 
große Wende in der politischen Situation bedeuteten. 

Das eine war der Verzicht des serbischen Kronprinzen, der 
Seele der Kriegspartei, auf die Thronfolge. Das andere, noch 
wichtigere Ereignis war die bedingungslose Anerkennung der An- 
nexion durch Rufiland. 

Ober den Ursachen dieser beiden Ereignisse liegt heute noch 
eine gewisse Dämmerung. Was den Verzicht des Prinzen Georg 
betrifft, so wurde als dessen Beweggrund ein etwas zu kräftig 
ausgefallener Fufitritt oder Schlag bezeichnet, den er im Zorn 
einem seiner Diener verabreicht habe und an dem dieser bald 
danach gestorben sei. Wenn dieses Vorkommnis den Prinzen nach 
europäischen Begriffen für einen Thron auch nicht ganz geeignet 
erscheinen liefi, so mufite es dennoch befremden, dafi er sich der 
Krone nicht mehr fflr würdig hielt oder dafür gehalten wurde, denn 
in Serbien pflegt man in solchen Dingen sonst nicht eben heikel zu 
sein; hatte sein Vater doch kein Bedenken getragen, seine Krone 
aus den bluttriefenden Händen gewöhnlicher Meuchelmörder ent- 
g^enzunehmen und diese zu seinen Paladinen zu ernennen . . . 

Die Deutung, derzufolge der Verzicht des Prinzen auf einen 
Mnk von Petersburg erfolgt sei, klingt darum keineswegs un- 
wahrscheinlich. ^) 

Auch die Ursache der plötzlichen Anerkennung der Annexion 
durch Rufiland ist noch nicht völlig geklärt. Man erfuhr wohl von 
einem , Schritte*, den der deutsche Botschafter Graf Pourtalös bei 
Herrn v. Iswolski unternommen habe, aber nicht mehr; auch das 
, Rotbuch", die Annexionsangelegenheit betreffend, gibt darüber 
keine nähere Auskunft. Man erfährt bloß, dafi Fürst Bülow sich 
schon am 14. März nachdrücklich gegen das Konferenzprojekt aus- 
gesprochen und die Anerkennung auf dem Notenwege befürwortet 
habe. Da Rufiland aber noch immer hartnäckig auf der Konferenz 
bestand, war dem Reichskanzler offenbar die Geduld ausgegangen, 
und er hatte Herrn v. Iswolski in aller Liebenswürdigkeit zu ver- 
stehen gegeben, dafi Deutschland eine längere Drangsalierung 
seines Verbündeten nicht mehr ruhig mitanzusehen gewillt sei. 
Offenbar hatte eine unauffällige, aber unverkennbare Bewegung 
nach dem Schwerte hin diesen Worten den erforderlichen Nach- 
druck gegeben. Als Iswolski daraus erkannte, dafi er es nicht nur 

^) Siehe die interessanten Ausführungen L. Mandls über diesen Punkt 
in , Österreich-Ungarn und Serbien', S.42. 
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mit Osteneich-Ungarn, sondern auch mit Deutschland zu tun haben 
werde, blies er zum Rückzug und liefi, zu ernstem V^derstand 
unfähig, die Konferenzidee, die er bis dahin als unerläßlich be- 
zeichnet hatte, bedingungslos fallen. 

Dieser Rflckzug Rußlands bedeutete auch für Serbien das 
Signal zur Umkehr und damit für dessen Eigenliebe und hoch- 
gespannten Hoffnungen einen Schlag, der es weit empfindlicher 
treffen mußte, als die Annexion es getroffen hatte; denn damals 
hatte es seine ungerechtfertigten Hoffnungen lediglich aus sich 
selber geschöpft, diesmal aber war es darin durch Rußland bestärkt 
und ermuntert worden ; durch das offizielle indirekt, durch das in- 
offizielle direkt. Meder einmal erwachte es, von diesem Schlage 
rauh geweckt, aus der russischen „Hypnose",^) in die es trotz der 
übelsten Erfahrungen mit Rußland immer wieder versunken war. 
Vielleicht hätte Serbien, durch Rußlands Abkehr aufs äußerste er- 
bittert, völlig die Besinnung verloren und seine Existenz aufs Spiel 
gesetzt, um durch einen Krieg mit Österreich-Ungarn jenes mora- 
lisch zu zwingen, ihm Hilfe zu leisten; aber der Rücktritt des 
Prinzen Georg von der politischen Bühne bewahrte es vor solchem 
Vabanque-Spiel, denn niemand im Lande wollte einen so hohen 
Einsatz wagen. 

So blieb denn auch Serbien nichts anderes übrig, als zähne- 
knirschend den Rückzug anzutreten. Aber es geschah nur zögernd, 
nur langsam, denn es wollte seine Niederlage nicht eingestehen. 
Zudem fand es einen Halt in den Westmächten, die, scheinbar 
weniger rücksichtslos als Rußland, sich eifrig für seine Sache ein- 
setzten; allerdings nicht um Serbiens willen, sondern, weil sie, 
durch die neuerliche Sonderaktion Rußlands unangenehm über- 
rascht, das Bestreben hatten, wenigstens den Nimbus zu wahren 
und, indem sie Serbien einen möglichst ehrenvollen Rückzug zu 
verschaffen suchten, ihren eigenen Rückzug zu verschleiern trach- 
teten. Sie erklärten, ihre Zustimmung zur Annexion nur dann 
erteilen zu können, wenn die Monarchie die Versicherung gebe, 
daß sie Serbien nicht angreifen wolle, sobald dieses in dem von 
ihr geforderten Sinne geantwortet habe. Aber Baron Ährenthal 



^) Dieser treffende Ausdruck stammt von dem ehemaligen serbischen 
Minister V 1 a d a n e o r g e v 1 £, der es in seinem lesenswerten Buche, Dieser- 
bische Frage*, Stuttgart 1909, Deutsche Verlags-Anstalt, wiederholt gebraucht 
und diese Hypnose durch historische Beispiele in interessanter Weise illustriert, 
was ihn freilich nicht hindert, auch gegen Österreich-Ungarn in leidenschaft- 
licher Weise Partei zu nehmen. 
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wollte von einer Verquickung der serbischen Angelegenheit mit 
der Annexionsfrage nichts wissen und beide streng auseinander 
gehalten sehen. Zwischen ihm und Sir F« W. Cartwright, dem 
neuen britischen Botschafter in Wien, der jetzt mit der Führung 
der gegnerischen Sache betraut war, kam es darüber zu einem 
hartnäckigen Ringen, das sich hauptsächlich um die Textierung 
der von ihm geforderten serbischen Antwortaiote drehte, denn er 
wollte darin die Trennung jener zwei Fragen genau berücksichtigt 
wissen und kein einziges Wort zulassen, das ihm mit der Würde 
der Monarchie nicht vereinbar erschien, und als Cartwright ihm 
durchaus einen Text zumutete, der dieser Forderung nicht ent- 
sprach, erklärte er, nur mehr bis zum 28. März warten zu wollen. 
Habe er die Zustimmung Englands bis dahin noch nicht in 
Händen, so werde er am 29. März in Belgrad die entscheidende 
Note überreichen lassen. 

Da fand es Sir Cartwright denn doch ratsam, nachzugeben, 
und erklärte sich mit der Textierung der Note, auf der Baron 
Ahrenthal beharrte, einverstanden, 28. März. 

Am folgenden Tag erfolgte nun endlich die bisher vereitelte 
gemeinsame Demarche der Mächte in Belgrad. Das „Aide- 
memoire", das sie der serbischen Regierung übeneichten, bestand 
aus zwei Teilen. Im ersten wurde sie von allen fünf namentlich 
aufgezählten Mächten aufgefordert, unverzüglich eine Note an die 
Regierung Österreich-Ungarns zu richten, die genau den Wortlaut 
des beifolgenden Textes haben müsse. Im zweiten Teile des 
Schriftstückes gaben die abermals aufgezählten Mächte, diesmal 
jedoch ohne das Deutsche Reich, Serbien die Versicherung, dafi 
Osteneich-Ungam erklärt habe, in keinerlei Weise einen Druck auf 
Serbien ausüben oder die normale Entwicklung von dessen Streit- 
kräften behindern wolle; ebensowenig habe es einen Angriff auf 
die Unabhängigkeit, freie Entfaltung und Integrität seines Besitz- 
standes im Sinne. 

Daraufhin verstand sich die serbische Regierung endlich dazu, 
durch ihren Gesandten Simid am 31. März in Wien folgende Note 
überreichen zu lassen. 

.Serbien anerkennt, dafi es durch die in Bosnien geschaffenen Tatsachen 
in seinen Rechten nicht berührt wurde, und dafi es sich demgemäfi 
den Entscnlieflungen anpassen wird, welche die Mächte in bezug auf 
den Artikel 25 des Berliner Vertrags treffen werden. 

Indem Serbien den Ratschlägen der Qrofimächte Folge leistet, verpflichtet 
es sich, die Haltung des Protestes und des Widerstandes, die es hinsichüich 
der Annexion seit dem vergangenen Oktober eingenommen hat, aufzugeben 
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und verpflichtet sich ferner, die Richtung seiner gegenwärtigen Politik 
gegen Österreich-Ungarn zu ändern und künftighin mit diesem letztem auf 
dem Fufie freundnachbarlicher Beziehungen zu leben. 

Diesen Erklärungen entsprechend und im Vertrauen auf die fried- 
lichen Absichten Österreich-Ungarns wird Serbien seine Armee be- 
züglich der Organisation, der Dislokation und des Effektivstandes auf den 
Stand vom Frühjahr 1908 zurückführen. 

Es wird die Freiwilligen und Banden entwaffnen und entlassen und die 
Bildung neuer irregulärer Korps auf seinem Gebiete verhindern.' 

Damit war die Annexionskrise, die Europa mit der Möglich- 
keit eines Ungeheuern Krieges bedroht und ein halbes Jahr 
hindurch in Atem gehalten hatte, glücklich überstanden. Was 
noch folgte, waren bloß Förmlichkeiten, so das Ansuchen der 
Monarchie um die Zustimmung der Mächte zur Annexion, 3. April, 
deren Antworten bis 19. April einlangten; femer die Einwilli- 
gung Österreich-Ungarns in die Änderung des Artikels XXIX 
des Beriiner Vertrags, derzufolge es auf die bisher innegehabte 
seepolizeiliche Aufsicht über die Häfen von Antivari und Duldgno 
verzichtete; wogegen das Verbot, Antivari zum Kriegshafen zu 
machen, aufrechtblieb.^) Am 5. April erfolgte' auch die Annahme 

^) Der Kuriosität halber sei hier eine Ansprache wiedergegeben, die 
Nikita an seine Cmagorzen gehalten haben soll, als es nicht zum Kampfe kam. 
Wäre Paul Siebertz, dessen Buch über .Albanien unddie Albanesen* 
sie entnommen ist, nicht ein durchaus ernst zu nehmender Autor, so könnte 
man diese Rede fflr einen satirischen Scherz halten. Sie lautete nämlich: 

,Wohl habe ich vor Monden zu euch, ihr tapfem Adler der Berge, ge- 
sagt, wir würden Osterreich, das uns verriet, mit Krieg Aberziehen und ver- 
nichten. Und es war mein Wille, meine grauen Falken selber zu fflhren in 
diesem Kampfe, der sie überschütten müßte mit Ruhm und Ehre. Aber höret 
wohl, meine Brüder, was ich euch sage: Da ich also zu euch sprach, war der 
Sieg unser, denn Osterreich ist schwach, und seineKrieger wider- 
stehen nicht der Tapferkeit meiner Brüder. In der Welt aber 
hörte man, daß die Falken der Berge ausziehen woUten, um Osterreich zu 
Boden zu schmettern. Und die mächtigsten Herrscher aller Länder jenseits der 
Berge bangten um den Kaiser in Wien, der hilflos in unsere Hand ge- 
geben war — sie verbündeten sich mit ihm. Nun aber hätte unser Kampf 
gegolten sechsunddreißig Königen und zwei Kaisem. Merket auf, meine 
Brüder: als ich euch zum Kampfe rief, galt es nur den Österreichern, 
unsern Feinden. Wir hätten sie besiegt und zerstreut Gegen sie zu 
kämpfen wäre gut gewesen, und ich hätte euch geführt. Aber kämpfen gegen 
sechsunddreißig Könige und zwei Kaiser — dazu, meine Brüder, sind wir nicht 
zu mutlos, aber zu wenig an Zahl. Das werdet ihr einsehen. Deshalb ließ 
ich euch nicht fort in den Kampf, aber ich bin stolz über die Menge der 
Verbündeten, die erforderlich war, jene zu schützen, denen von uns die Ver- 
nichtung drohte. Wir wollen nicht blindlings kämpfen, wir sind Männer, die 
vernünftig handeln. Wir werden warten.' S. 15 f. 
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des Ententeprotokolls zwischen der Monarchie und der Pforte 
durch das türkische Parlament (Stimmenverhältnis 136 : 46). 

Fflr die Monarchie bedeutete dieser Ausgang der Annexions- 
krise eine allerdings mit schweren Opfern erkaufte glänzende Ge- 
nugtuung, denn sie hatte einer Koalition von halb Europa gegen- 
über ihren Willen durchgesetzt, nicht zum wenigsten dank der 
Stütze und energischen Hilfe, die sie am Deutschen Reiche ge- 
funden hatte. Der Zweibund — der dritte Verbündete, Italien, 
stand ja mit halbem Leib und ganzer Seele im feindlichen Lager 
— hatte mit dieser Krise eine ernste Belastungsprobe bestanden 
und über die Triple-Entente und ihre Trabanten auf dem Balkan 
trotz deren bedeutender Oberzahl einen Triumph errungen. 



IV 
Der „Frie(Uung-Prozefi*' 

1 

So war denn das schwere Gewitter, das sich über dem Habs- 
burgerreiche zusammengeballt und unabwendbar geschienen hatte, 
vorübergezogen, ohne sich zu entladen, und die Strahlen der wieder 
zum Vorscheine kommenden Friedenssonne woben einen Glorien- 
schein um das Haupt Ährenthals, dessen hochragende Gestalt sich 
vom dunkeln Hintergrunde des noch sichtbaren Kriegsgewölks 
wirksam abhob. Er stand als Sieger da, als Sieger über eine 
erdrückende Mehrzahl, und es liefien sich überschwengliche Stimmen 
vernehmen, die ihn als den Osterreichischen Bismarck feierten. 

Dieser Ruhm sollte aber nicht allzulange dauern, denn schon 
am Schlüsse desselben Jahres erhielt das Ansehen Ährenthals, der 
inzwischen als Dank des Kaisers den Grafentitel erhalten hatte, 
einen schweren Stofi. Und zwar durch den sogenannten i, Fried- 
jung-Prozeß". 

Die Ursache dieses Prozesses war jener aufsehenenegende 
Artikel, den dieser Historiker am 25. März 1909 in der i, Neuen 
Freien Presse" veröffentlicht hatte und in dem er das Vor- 
handensein einer großserbischen Propaganda feststellte, deren 
Herd der Klub .Slovenski jug*" (slawischer Süden) in Belgrad sei 
und die in Beziehungen zur kroatisch-serbischen Koalition stehe. 
Der Aufsatz gipfelte in der Behauptung, daß die Annexion Bosniens 
und der Herzegovina notwendig gewesen sei, weil die großser- 
bischen Umtriebe im Vereine mit dem jungtürkischen Komitee die 
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Besitzerstellung der Monarchie in diesen Ländern ernstlich ge- 
fährdeten. Kurz vorher waren auch in der «Reichspost*, dem 
Hauptorgan der christlichsozialen Partei, ähnliche Angriffe erschienen. 
Der Artikel Dr. Friedjungs war der gewisse Stein, der eine Lawine 
ins Rollen brachte; eine Lawine von Prozessen, Preßfehden, Ent- 
hüllungen und Interpellationen, die sich lärmend und schüttemd 
über die Monarchie wälzte, um schließlich auf dem Wiener Ball- 
platze vor dem Ministerium des Äußern liegen zu bleiben und sich 
hier in eine trübe morastige Lache aufzulösen, durch die sich Graf 
Ährenthal nur mühsam seinen Weg bahnen konnte. 

Die kroatisch-serbische Koalition blieb die Antwort auf diesen 
Angriff nicht lange schuldig, bezeichnete in einer Zuschrift an die 
„Neue Freie Presse* alle Behauptungen Dr. Friedjungs als falsch 
und forderte ihn auf, Namen zu nennen, damit die Sache vor Ge- 
richt ausgetragen werden könne, Dr. Friedjung erklärte für seine 
Behauptungen auch vollgültige Beweise zu besitzen und diese vor 
Gericht erbringen zu wollen. So kam es denn zum Prozeß. Es 
waren eigentlich drei Prozesse, die da, in einen zusammenge- 
faßt, ausgetragen werden sollten: erstens die Klage der 52 Mit- 
glieder der kroatisch-serbischen Koalition gegen Dr. Fried jung; 
zweitens: die des kroatischen Landtagsabgeordneten Supilo gegen 
denselben und drittens: die Supilos und der Koalitionsmitglieder 
Pribi£evid und Lukinid gegen die »Reichspost*. 

Hier eine ausführliche Darstellung dieses Prozesses zu geben, 
geht nicht an. Es muß genügen, zu erwähnen, daß er einen' sehr 
bewegten Veriauf hatte und besonders durch das Auftreten zweier 
Zeugen aus Serbien eine entscheidende Wendung nahm, nämlich 
des Professors Markovid, Präsidenten des Vereins »Slovenski jug*, 
und des Dr. Spalajkovid, Sektionschefs im serbischen Ministerium 
des Äußern, der von Dr. Friedjung als die Seele der großserbischen 
Propaganda bezeichnet worden war* Durch die Aussagen dieser 
zwei Zeugen, deren Gedächtnis, nebenbei bemerkt, in den dafür ge- 
eigneten Augenblicken stets versagte und die, wenn ihre Aalglätte 
nicht mehr ausreichte, einfach die Aussage verweigerten, stellte 
sich heraus, daß zwei von den vierundzwanzig Dokumenten, auf 
die sich Dr. Friedjung berufen hatte, Fälschungen waren. Ob dies 
auch betreffs der übrigen Aktenstücke der Fall war, sollte unent- 
schieden bleiben, denn Dr. Fried jung zog, als er sich davon 
überzeugt hatte, daß er das Opfer einer Täuschung geworden 
war und daß er sich auf die ihm vom Ministerium des Äußern 
zur Verfügung gestellten Beweisstücke nicht mehr verlassen konnte, 
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seine Behauptungen zurück, und Dr. Funder, der Chefredakteur 
der »Reichspost*, folgte seinem Beispiele.^) 

Bei den Gegnern des Grafen Ährenthal — und deren Zahl war 
innerhalb und außerhalb der Monarchie nicht gering, vor allem im 
slawischen Lager — herrschte ob dieses Ausgangs heller Jubel, denn 
man betrachtete ihn als eine schwere Niederlage und Bloßstellung 
des Ministers und seiner politischen Methode. Man sah nämlich 
in dem Auffa-eten Friedjungs und in seinem Beweismaterial einen 
mifiglflckten Versuch Äbrenthals und der ungarischen Regierung, 
den Nachweis für das Vorhandensein einer grofiserbischen Propa- 
ganda zu liefern, die gegen den Bestand der Monarchie gerichtet 
sein und in der kroatisch-serbischen Koalition Anhänger und Förderer 
haben sollte. Der doppelten Quelle entsprechend, sei auch das 
Ziel dieser Intrige ein zweifaches gewesen : das auswärtige Amt in 
Wien habe damit die Annexion rechtfertigen und als eine uner- 
läfiliche Notwendigkeit hinstellen wollen ; die ungarische Regierung 
dag^en habe hierdurch die ihr so unbequeme kroatisch-serbische 
Koalition zu sprengen gehofft, um Kroatien wieder zu schwächen 
und zur willenlosen Satrapie Ungarns zu degradieren. Um dieses 

1) Eine sehr ausführliche Darstellung dieses Prozesses nebst allen seinen 
äußerst verwickelten Vorspielen, Begleiterscheinungen und Nachwehen gibt der 
Schotte E.W. Seton-Watson in seinem Werke »Die südslawische Frage 
im Habsburgerreiche*, Berlin 1913, Meyer & Jessen, der erweiterten 
Obersetzung seines gleichnamigen, in englischer Sprache geschriebenen Buches 
,The Southern Slav Question'; einer ausgezeichneten Arbeit und der 
einzigen erschöpfenden Darstellung in deutscher Sprache über die südslawische 
Frage. So objektiv sich dieser Autor aber auch im allgemeinen zu urteilen be- 
fieifiigt, so sieht er gerade diese Angelegenheit leider durch die serbische 
Brille, wodurch seine Darstellung, so weit sie sich auf die österreichischen Be- 
hörden bezieht, einen gehässigen Beigeschmack erhalt und ihn ungerecht 
macht sowohl gegen Qraf Ahrenthal und Oraf Forgäch , die er bewufiter Fäl- 
schung zeiht, als auch gegen Dr. Friedjung. Wenn er dessen bona fides auch 
ausdrücklich betont, so erscheint dieser Historiker in seiner Darstellung doch 
in einer recht unvorteilhaften Beleuchtung, die im Leser falsche VorsteUungen 
erwecken mufi und ihn als einen ebenso selbstgefälligen als leichtgläubigen 
patriotischen Poseur hinstellt. In Wahrheit hätte jedoch wohl jedermann an 
Stelle Friedjungs an die Echtheit der diesem zur Verfügung gestellten Schriftstücke 
geglaubt, und ich denke, Seton-Watson selber würde keine Ausnahme gemacht 
haben, denn diese Papiere stammten aus dem Ministerium des Äußern und 
waren dem Kaiser und dem Thronfolger vorgelegt worden; niemand wäre daher 
auf den Gedanken verfallen, es mit gefälschten Dokumenten zu tun zu haben. 
Da Friedjung überdies der serbischen Sprache selber nicht mächtig ist, war er 
geradezu gezwungen, die ihm von so maßgebender Stelle eingehändigten Schrift- 
stücke für echt zu halten. 
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gemeinsame Ziel zu erreichen, hätten die Machthaber in Witn und 
Budapest kein Bedenken getragen, kflnstliche Schuldbeweise zu 
konstruieren und sich gefälschter Dokumente zu bedienen, was so- 
wohl beim Agramer Hochverratsprozesse ^Is beim , Fried jung- 
Prozesse** ans Tageslicht gekommen sei. 

Graf Ährenthal, für den dieser Prozeß natürlicherweise höchst 
peinlich war, beeilte sich noch während seines Verlaufes, in dem 
ihm nahestehenden . Fremdenblatt'' zu versichern, daS die von 
Dr. Friedjung benutzten Papiere für seinen Entschluß, die Annexion 
vorzunehmen, ganz unmaßgeblich gewesen seien; eine Behauptung, 
deren Unrichtigkeit wohl niemand besser beurteilen konnte als 
eben sein Vertrauensmann Dr. Friedjung, der sich durch dieses 
Abrücken des Ministers im Stiche gelassen sah. 

Trotzdem der Ausgang des Prozesses für Graf Ährenthal eine 
Niederlage bedeutete, die wohl manchen andern Minister an seiner 
Stelle zu unverzüglichem Rücktritte veranlaßt hätte, entweder frei- 
willig oder auf hohem Wunsch, blieb er dank der besondem 
Gunst, deren er sich beim Kaiser erfreute, fest auf seinem Platze. 
Allerdings fielen dabei zwei Umstände stark ins Gewicht, ohne die 
vielleicht selbst die Gnade des Monarchen seine Demission nicht 

^) Dieser Monstreprozeß , der nicht weniger als fünf Monate dauerte 
und an dem 53 Angeklagte und 276 Belastungszeugen, aber kein einziger 
von der Verteidigung vorgeschlagener Entlastungszeuge (I), teilnahmen, war 
durch eine Flugschrift, »Finale' betitelt, veranlafit worden, deren Verfasser» 
der schon früher erwähnte bosnische Student Qeorg Nastid, kurz vorher 
in Cetinje, als Kronzeuge in dem Attentatsprozesse figuriert hatte, den man 
dort den Verschwörern gegen das Leben Fttrst Nikitas machte. In dieser 
Broschüre wurde das Vorhandensein einer weitverzweigten allserbischen Ver- 
schwörung behauptet, deren Ziel die Vereinigung der Serben aller Linder 
unter dem Zepter König Peters sein und die ihren Herd im Klub »Slovenski 
jug" haben sollte. Diese Bewegung besafi der Broschtlre zufolge auch unter 
den Angehörigen der Monarchie zahlreiche Anhänger, darunter die Qe- 
brader Pribiöevid als Rädelsführer und im .Srbobran* ihr publizistisches 
Organ. 

Auf Grund dieser Angaben und anderer .Dokumente* wurde nun gegen 
eine grofie, sich fortwährend vermehrende Zahl von Verdächtigten der Prozefi 
wegen Hochverrats angestrengt Noch bevor er begann, stellte sich heraus, dafi 
die vom Banus Baron Rauch als Belastungsmaterial gesammelten »Beweisstücke' 
Fälschungen waren. Der Verlauf dieses Prozesses, auf den hier nicht näher 
eingegangen werden kann und den man in Seton-Watsons schon erwähntem 
Werk in ausführlichster Weise behandelt findet, gestaltete sich zu einer wahren 
Travestie auf die kroatische Rechtspflege, und das Urteil wurde zwei Jahre 
später wegen der Zweifel an der Schuld der Verurteilten durch Abolition 
aufgehoben. 
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hätte verhindern können: das war erstens die in Osterreich und 
in Ungarn ziemlich allgemein geteilte Überzeugung, daß die groS- 
serbischen, österreicbfeindlichen Umtriebe in Belgrad und auch 
diesseits der Grenze trotz der gefälschten Beweisstacke in Wahr- 
heit doch kein blofies Märchen waren, und zweitens die für Ähren- 
thal glückliche Fügung, daB der Areopag, vor dem er seine An- 
nexionspolitik nachträglich rechtfertigen sollte, die Delegationen, 
in der nächsten Zeit nicht zusammenfa-aten ; zuerst deshalb nicht, 
weil man — so hieß es wenigstens — während oder unmittelbar 
nach der Annexionskrise die schon erregte Stimmung durch die 
notwendig gewordenen Rüstungskredite nicht noch mehr alarmieren 
wollte; später aber darum nicht, weil die abnormen Verfassungs- 
zustände jenseits der Leitha die Entsendung der ungarischen Dele- 
gation unmöglich gemacht hätten. Diesen zwei Umständen also 
dankte es Graf Ährenthal, daß der , Fried jung-Prozeß'' für ihn zu- 
nächst keine bösem Folgen hatte, als es das Düpiertsein vor der 
Öffentlichkeit war. 

2 

Aber so glimpflich sollte er doch nicht wegkommen, denn 
als nach der Herstellung der Ordnung in Ungarn, im Spät- 
herbste 1910 die Delegationen doch endlich zusammentraten, 
wurde ihm wegen dieser Angelegenheit hart zugesetzt. Es 
hatte sich inzwischen nämlich herausgestellt, daß die Fälschungen 
in der k. u. k. Gesandtschaft in Belgrad vorgenommen worden 
waren, und der tschechische Universitätsprofessor Masaryk, der 
sich im Friedjung-Prozeß als Anwalt der beschuldigten Serben 
gebärdet hatte, schleuderte in der Delegation dem Grafen Ähren- 
thal den Vorwurf ins Gesicht, daß die Fälschungen mit seinem 
Wissen vom k. u. k. Gesandten Grafen Forgäcfa betrieben und 
mit Hilfe eines dunkeln Ehrenmannes namens Wladimir Vasid, 
vom Dragoman der Gesandtschaft, Herrn v. Swientochowski, an- 
gefertigt worden seien. 

Auf diese in der Delegationssitzung vom 8. November 1910 
erhobene Beschuldigung erwiderte Graf Ährenthal erst in der 
nächsten Sitzung am folgenden T^ge. Er versicherte zunächst, was 
er schon während des , Fried jung-Prozesses** durch das »Fremden- 
blatf* hatte besorgen lassen, und betonte es jetzt neua'dings mit 
etwas zu beflissenem Nachdrucke: «daß die Informationsstücke, 
die Dr. Friedjung vorgelegen seien, weder vor noch nach der 
Annexion auf seine Entschlüsse, also auf die Politik der öster- 
reichisch-ungarischen Regierung irgendeinen Einfluß gehabt hätten. ** 

Sosnosky, Die Balkanpolitik Österreich-Ungaraa. II. 15 



226 Fünfter Abschnitt 

Dann wies er, sich an die Adresse seines Gegners, Professors Ma«- 
saryky wendend, dessen Verdächtigungen des Grafen Forgich zu- 
rück, ohne jedoch näher auf sie einzugehen. 

Professor Masaryk liefi ihn aber nicht so leichten Kaufs davon- 
kommen und suchte ihn mit der Frage festzunagelui ob Graf 
Forgäch mit Vasid wissentlich verkehrt habe und ob er, Graf 
Ährenthal, wisse, dafi Graf Forgäch diese Fälschungen gekannt 
habe und der Fälscher sei? 

Graf Ährenthal erwiderte hierauf in großer Erregung, Graf 
Forgäch habe mit Vasid nie verkehrt 

Das erbitterte Duell Ährenthal-Masaryk war damit aber keines- 
wegs zu Ende und nahm für den Minister einen immer un- 
günstigem Verlauf, denn der Prozeß, der Vasiö im Dezember in 
Belgrad wegen Hochverrats gemacht wurde — er hatte sowohl für 
Serbien als für Österreich-Ungarn »gearbeitet' — , bot Masaryk 
neue Handhaben für seine Beschuldigung. Graf Ährenthal mußte» 
nachdem er zuerst jedwede Beziehung Vasid' zur k. u. k. Gesandt- 
schaft bestritten hatte, zunächst zugeben, daß dieser mit einem 
.subalternen Kanzleibeamten" der Gesandtschaft zu tun gehabt 
habe, um schließlich aber doch, allerdings nicht persönlich, sondern 
in einem Communiqu6 der „Neuen Freien Presse" vom 24. De- 
zember 1910, zu gestehen, daß es der Gesandtschaftsdragoman 
V. Swientochowski gewesen sei, der ein ihm von Vasid geliefertes, 
vermeintlich echtes Telegramm kopiert habe. 

Masaryk setzte seinen Feldzug gegen Ährenthal hartnäckig 
fort und begnügte sich nicht damit, Swientochowski bewußter 
Fälschung zu zeihen, sondern verdächtigte auch den Minister 
selber der Mitschuld. 

Graf Ährenthal wußte auf diese schweren Verdächtigungen 
nichts anderes zu erwidern, als daß er seine und des Grafen 
Forgäch Mitwissenschaft beharrlich bestritt. 

Professor Masaryk hatte sich mit der ganzen Hartnäckigkeit 
seines Stammes und der Gründlichkeit seines Berufes in diesen 
Kampf verbohrt und wollte ihn fortsetzen, in der unverkennbaren 
Absicht, den Grafen Ährenthal moralisch zu vernichten. 

Dieses Ziel hätte er unter andern Umständen wohl auch er- 
reicht, denn das nichts weniger als geschickte Verhalten Ähren- 
thals, sein hartnäckiges Leugnen, ohne jeden Versuch einer andern 
Widerlegung, war keineswegs darnach angetan, die Öffentlichkeit 
zu seinen Gunsten zu stimmen, sondern mußte im Gegenteil selbst 
dort, wo man ihm nicht übelgesinnt war, Bedenken erregen, seine 
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Gegner aber in der Meinung bestärken, er habe bei der Fälschung 
tatsächlich seine Hände im Spiele gehabt. Nicht mit Unrecht 
bemerkt ein scharfer Kritiker,^) in einem andern Lande wäre 
Graf Ahrenthal nach den Enthüllungen Masaryks Ober die Affäre 
Vasi£ nicht vierundzwanzig Stunden länger im Amte möglich ge- 
wesen. 

Und nicht blofi in andern Ländern, auch in Österreich-Ungarn 
hatte sich sonst ein derart bloßgestellter Staatsmann nicht halten 
können ; war es doch schon oft geschehen, dafi Minister über viel 
harmlosere Mißgriffe stürzten. Aber Graf Ahrenthal hatte ein ganz 
ungewöhnliches Glück: abgesehen davon, daß auch diese öffent- 
liche Niederlage ihn in der Gunst des Kaisers nicht zu erschüttern 
vermochte, war ihm die Stimmung in den Delegationen günstig. 
Man hatte daselbst diese unerquickliche Affäre übersatt bekommen 
und wollte von ihrer Fortsetzung nichts mehr wissen; nicht nur 
weil Graf Ahrenthal bei der Mehrzahl der Delegierten Sympathien 
genoß, sondern besonders, weil man es — und dies mit vollem 
Rechte — nicht länger mitansehen wollte, wie die nicht eben allzu 
saubere Wäsche des Reichs vor aller Welt ausgebreitet und den 
hämischen Blicken seiner Feinde preisgegeben wurde. Zudem 
dürften in der Delegation außer Masaryk nicht eben viele gewesen 
sein, die Ahrenthal einer bewußten Fälschung fähig hielten; dies 
um so weniger, als er die vermeintlichen Dokumente ja an den 
tieiden höchsten Stellen des Reichs vorgelegt hatte und eine ab- 
sichtliche Inefflhrung dieser Persönlichkeiten durch ihn als ganz 
ausgeschlossen betrachtet werden mußte. Und auch an die Mit* 
schuld des Grafen Forgäch an der Fälschung mochte wohl nie- 
mand emsflich glauben, wenngleich er offenbar nicht mit jener 
Vorsicht und Sachkenntnis zu Werke gegangen war, die man 
von einem Mann auf so verantwortlichem Posten hätte erwarten 
sollen.*) 

So blieb das Duell unentschieden, denn wenn Graf Ahrenthal 
dabei auch hart in die Enge getrieben wurde, so war es seinem 
Gegner doch nicht gelungen, die erhobenen Beschuldigungen ein- 

1) R. W. Seton-Watson, .Die sadslawische Frage", S.357. 

s) Dafi man diesen durch die Fälschungsafffire jedenfalls arg bloßgestellten 
Diplomaten später auf einen hervorragenden Posten ins Auswärtige Amt be- 
rief, wo er jetzt als Sektionschef tätig ist, ohne dafi er sich in einwandfreier 
Weise von dem für ihn doch sehr abträglichen Verdachte gereinigt hatte, das 
gehört zu den Unbegreiflichlceiten, an denen das Vorgehen der mafigebenden 
Kreise in Osteneich von jeher so reich ist. 
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wandfrei zu beweisen und ihn der Fälschung zu überfahren. Die 
ganze Sache blieb daher trotz aller Enthüllungen in einen trüben 
Dunst gehüllt, der ihre eigentliche Gestalt auch heute noch nicht 
deutlich erkennen läßt. 

Hatten die Prozesse in Agram und Wien auch gezeigt, daß 
die Dokumente, die das Vorhandensein einer gegen den Bestand 
der Monarchie gerichteten großserbischen Propaganda dartun sollten, 
igefalscht waren, wenigstens zum Teil, so war damit aber noch 
durchaus nicht auch der Beweis erbracht, daß eine derartige Be- 
wegung tatsächlich nicht bestand; man konnte sie eben nur nicht 
nachweisen, und wenn Professor Masaiyk sich damit scbmeididte, 
^r habe die Behauptung von der großserbischen Propaganda als 
^eine gehässige, raffinierte Lüge entlarvt, so befand er sich jedenfalls 
in einem Irrtum, der noch größer war als der des Grafen Ähren- 
:thal hinsichtlich der Echtheit der gefälschten Dokumente. Ein miß- 
Jungener Beweis für das Vorhandensein einer Sache ist ja doch 
noch kein Gegenbeweis für ihr Nichtvorhandensein, und wenn bei- 
spielsweise die Polizei einmal einen Mißgriff b^ebt und jemand 
als Täter verhaftet, der, wie sich nachher herausstellt, das ihm zur 
Last gelegte Verbrechen nicht begangen hat, so wäre es doch ein 
arger Fehlschluß, hieraus zu folgern, dieses Verbrechen sei über- 
haupt nicht begangen worden. 

Daß sich die großserbische Propaganda nicht gegen die Türkei 
gerichtet hatte und hinsichtlich der Monarchie nicht bloß ein künst- 
licher Schreckpopanz war, wie Masaryk und seine Gesinnungs- 
genossen glauben machen wollten, das bewies das Gebaren der 
serbischen Presse vor und während der Annexionskrise zur Ge- 
nüge. Ein so maßloser Haß, wie er aus diesen Ergüssen quoll, 
begnügt sich nicht mit bloßen Worten, und eine so schwere Ent- 
täuschung, wie sie die Annexion in Serbien hervorgerufen hatte, 
wird nur dann verständlich, wenn ihr hochgespannte Hoffnungen 
vorausgegangen waren und wenn man von serbischer Seite alles auf- 
geboten hatte, diese Hoffnungen zu verwirklichen. Falls es aber 
doch noch eines Beweises für das Vorhandensein einer groß- 
serbischen Propaganda bedurft hätte, so hat ihn das Attentat 
erbracht, das bald nach dem Kaiserbesuche im Jahre 1910 in 
Sarajevo gegen den Kommandierenden, Freiherm v. VareSanin, 
verübt worden ist und das zweifellos ursprünglich einem Höheren 
gegolten hat. 
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V 

Ahrenthals Annexionspolitik 

1 

Die Fälschungsaffäre und ihr ganzes widerwärtiges Drum und 
I>ran war es aber keineswegs allein, was dem Nimbus Ahrenthals 
Abbruch tat. Es gab noch so manchen Einwand, der sich gegen 
seine Annexionspolitik erhob, und nicht oft dOrfte auf einen Staats- 
mann das Dichterwort so zutreffen wie auf Graf Ahrenthal: „Von 
der Parteien Haß und Gunst verwirrt, schwankt sein Charakterbild 
in der Geschichte/ Es sei darum im folgenden der Versuch ge- 
macht, es festzuhalten und in klarem, nflchtemem Lichte zu zeigen. 
Zu diesem Zwecke sollen der Reihe nach alle Vorwürfe, die gegen 
Ahrenthals Annexionspolitik — und nur von dieser soll hier die 
Rede sein — erhoben worden sind, sorgfältig abgewogen werden. 
' Der erste Vorwurf gegen seine Balkanpolitik, der die Grund- 
lage der andern Vorwürfe bildete, galt dem Annexionsakte selbst. 
Die einen nannten ihn eine Gewalttat, einen Raubzug und sahen 
darin den Ausflufi einer landergierigen Eroberungspolitik; die andern 
sprachen von leichtfertiger, waghalsiger Abenteurerpolitik, die fast 
einen europäischen Krieg entfesselt hätte. 

Was sind nun in Wahrheit die Beweggründe der Annexion 
gewesen? Ahrenthal hat sich darüber in der Sitzung der Oster- 
reichischen Delegation vom 16. Oktober 1910 ausgesprochen: 

«Bestimmend für die Annexion war die Einführung der Kon- 
stitution in der Türkei und das unzweifelhafte Vorhandensein einer 
auf die Lostrennung der beiden Provinzen von der Monarchie ge- 
richteten, vom Ausland aus genährten und unterstützten Bewe- 
gung. Die an diese beiden Tatsachen geknüpften Erwägungen 
ließen die Klarstellung der völkerrechtlichen Situation Bosniens 
und der Herzegovina als unabweisbare Notwendigkeit erscheinen, 
und diese Beweggründe haben auch heute bei retrospektiver Be- 
trachtung nichts von ihrer zwingenden Kraft verloren.* 

Und diese Gründe —es waren dieselben, die schon die offiziellen 
Verlautbarungen vom 5. Oktober 1908 enthielten -* waren keines- 
wegs, wie die Gegner Österreich-Ungarns behaupteten, blo8 leere 
Vorwände, hinter denen sich dessen angebliche Ländersucht zu ver- 
bergen suchte. Die große Umwälzung in der Türkei hatte für die 
Monarchie tatsächlich eine ernste Gefahr bedeutet. Da die Jungtürken 
durch den Sultan allen zum ottomanischen Reiche gehörenden Län- 
dern die Verfassung gegeben hatten und hiezu auch das Okkupations- 
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gebiet gehörte, insofern als dessen mohammedanische Bevölkerung 
ja noch immer den Padischah als ihr Oberhaupt ansah und hiezu 
das verh-agsmäfiige Recht besafi, so war es nicht nur möglich» 
:sondem sogar wahrscheinlich, dafi diese Abgeordnete ins tflrkische 
Parlament entsenden wollte. Das aber wäre mit den Souveränitäts- 
xechten des Kaisers unvereinbar und überhaupt eine staatsrechtliche 
Ungeheuerlichkeit gewesen. Es war unter solchen Umständen also 
nur selbstverständlich, daß Ährenthal es darauf nicht ankommen 
lassen wollte und durfte. 

Noch gröfier, wenn auch nicht so unmittelbar, war die Ge- 
fahr, die der Monarchie von der grofiserbischen Propaganda drohte. 
Nichts verriet dies deutlicher als die zu wilder Wut ausgeartete Ent- 
täuschung, die die Annexion in Belgrad hervorgerufen. Man hatte 
sich daselbst eben der ausschweifenden Hoffnung hingegeben, 
Osteneich-Ungam diese Gebiete noch entreißen zu können, bevor 
es sich sie formell angliederte. Der beste Beweis dafür, wie irat-' 
wendig es war, diesen unberechtigten Hoffnungen einen festen 
Riegel vorzuschieben. 

Es war also ganz und gar nicht Gewalttätigkeit und Raublust, 
was Ährenthal zur Annexion veranlaßt hatte. Und ebenso ungerecht- 
fertigt war der Vorwurf der Eroberungspolitik, das zeigte in schla- 
gender Weise der freiwillige Verzicht auf die Rechte, die die Mon- 
archie im Sandschak von Novibazar besessen hatte, sowie die Rück- 
stellung des von ihren Truppen besetzt gewesenen Limgebiets. Was 
aber die angebliche Abenteurerpolitik betrifft, so ist die Annexion 
freilich ein Wagnis gewesen, aber wie für das Leben überhaupt, 
so gilt das ganz besonders in der Politik : wer nichts wagt, gewinnt 
auch nichts. Die ganze Politik ist im Grunde genommen ja nichts 
anderes als ein gefährliches und kompliziertes Va-banque-Spiel ; 
gefährlich darum, weil die Einsätze immer mehr oder weniger hohe 
sind und weil das Spielmittel aus Imponderabilien besteht Ein 
Staatsmann, der nicht den Mut hat, dieses Spiel zu wagen, wird 
auch niemals nennenswerte Erfolge erzielen . . . 

Alles in allem hatte Ährenthal mit der Annexion nichts anderes 
getan, als einen schon seit dreißig Jahren bestehenden, von allen 
Mächten anerkannten politischen Zustand für dauernd und endgültig 
erklärt Er hatte nur eine leere Form zerbrochen, die, weil sie 
keinen Inhalt mehr hatte, auch keine Daseinsberechtigung besaß. 
Und darum Räuber und Mörder! 

Nicht minder unberechtigt war der Einwand, der gegen den 
von ihm gewählten Zeitpunkt der Annexion erhoben wurde. Man 
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behauptete nämlich, er hatte hiezu die denkbar ungeeignetste Zeit 
benutzt 

Nun läßt sich allerdings nicht leugnen, dafi es politische Kon- 
stellationen gegeben hatte, die fflr die Durchfflhrung der Annexion 
viel günstiger gewesen wären als die Zeit, da der ganze Balkan 
durch die jungtürkische Revolution in Gärung geraten war und man 
auch im übrigen Europa eine gefährliche Reizbarkeit und Händel- 
sucht bekundete. Der beste Zeitpunkt zur Annexion wäre natürlich 
unmittelbar nach der Okkupation gewesen, wo die Monarchie nicht 
nur der Zustimmung Deutschlands, sondern auch der Englands und 
wohl auch Frankreichs sicher gewesen wäre, Rußland aber vom 
Kri^e arg geschwächt und die Türkei völlig außerstande war, sich 
ernstlich zu widersetzen. Andrässy hatte sich jedoch nicht dazu ent- 
schließen können, trotzdem ihn Schuwalow selber dazu ermuntert 
hatte. Ging diese beste Gelegenheit auch ungenützt vorüber, so bot 
sich doch sechsundzwanzig Jahre später abermals eine sehr günstige 
Gelegenheit: in den Jahren 1904 und 1905 nämlich, da Rußland 
sowohl im fernen Osten als im Innern des Reichs derart in An- 
spruch genommen war, daß es zur Verhinderung der Annexion 
nicht einen Finger hätte rühren können. 

Da diese in solcher Gunst voraussichtlich nie wiederkehrende 
Gelegenheiten aber nun einmal versäumt worden waren, konnte 
Ährenthal nichts anderes tun, als acht haben, daß nicht auch er die 
nächste Gelegenheit ungenützt vorübergehen lasse. Als infolge der 
türkischen Revolutionen die vorhin erwähnten staatsrechtlichen Kom-; 
plikationen drohten und auch die großserbischen Umtriebe das Vor- 
schieben eines Riegels ratsam erscheinen ließen, da erkannte er, daß 
die Gel^enheit zum Handeln gekommen sei, und griff zu. Waren 
die Umstände dem auch keineswegs günstig, so bestand doch die 
große Gefahr, daß sie noch ungünstiger wurden, wenn er zögerte. 
Nicht Ährenthals Schuld war es demnach, daß die Annexion zu 
einer nicht eben günstigen Zeit stattfand, sondern die Andrässys 

und Goluchowskis. 

2 

"Begründeter als die eben erörterten Vorwürfe waren dagegen 
die Einwände, die gegen die Art und Weise erhoben wurden, 
mit der Ährenthal die Annexion in Szene gesetzt hatte. Man 
hat seine Politik deshalb, zumal im Auslande, als hinterhältig 
und unaufrichtig bezeichnet, und diese Vorwürfe lassen sich denn 
auch keineswegs kurzerhand zurückweisen. Daß er die Annexion 
$0 plötzlich und für alle Welt überraschend ins Werk setzte, 
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kann ihm berechtigterweise nicht als Sünde angerechnet werden, 
das war, vom diplomatischen Standpunkte beurteilt — und der 
kommt hier doch vor allem in Betracht — , im Gegenteile nur ein 
diplomatischer Fähigkeitsbeweis, denn die Überraschung, ja Über- 
rumpelung der Gegner ist doch eines der wichtigsten Mittel zum 
Erfolge» im politischen Kampf ebenso wie im militärischen. Er 
hatte offenbar gewufit, dafi die Annexion bei den Machten auf Wider- 
stand und Schwierigkeiten stoßen werde, und daß eine langsame 
Aktion und Verhandlungen mit den Machten ihr Gelingen gefährden 
könnten, und hatte darum auch nicht den langwierigen Konferenz- 
weg gewählt, den er nach der Ansicht der Ententemachte und 
seiner landsmannischen Gegner hätte wählen sollen. Er wußte eben 
zu gut, wie gefähriich dieser Weg war und wie leicht man auf ihm 
ausgleiten konnte, und er dachte von einer Konferenz augenschein- 
lich ebenso wie Dr. Baemreither, der in der Delegationssitzung 
vom 15. Oktober 1910 aus diesem Anlasse das treffende Wort ge- 
brauchte: »Man weiß zwar, wie man in eine Konferenz hineingeht, 
aber nie, wie man wieder herauskommt." Von diesem Gesichtspunkt 
aus ist Ährenthal somit ganz im Rechte gewesen, wenn er den 
Mächten und den an der Sache interessierten Balkanstaaten — Türkei, 
Serbien und Montenegro — nicht viel Zeit gelassen hatte, lange zu 
überlegen und Gegenzüge zu ersinnen. Formell hat er übrigens 
ganz korrekt gehandelt, denn er hatte die Signatarmachte noch vor 
der Annexionserklärung von seiner Absicht verständigt. Sie hätten 
also noch Zeit gehabt, dagegen zu protestieren, haben es jedoch 
nicht getan und sich erst nachher darüber entrüstet. Was insbe- 
sondere Rußland beMfft, so hatte er ja, wie bereits dargetan worden 
ist, von Iswolski in Buchlau die volle Zustimmung zur Annexion 
erhalten, ja Iswolski war es selber gewesen, der sie ihm schon 
vorher angeboten hatte. ^) 

Insoweit also ließe sich gegen sein Vorgehen kein berechtigter 
Einwand erheben. Dennoch aber ist der Vorwurf der Unaufrichtig- 
keit nicht unberechtigt. Er hat nämlich noch knapp vor der offi- 
ziellen Mitteilung der Annexion an die Staatskanzleien seine da- 
hin gehende Absicht rundweg abgeleugnet, und zwar auch einer 
Persönlichkeit gegenüber, wie es der damalige britische Botschafter 
am Wiener Hofe, Mr. Goschen, war, der ihn gefragt hatte, ob 
den Annexionsgerüchten etwas Tatsächliches zugrunde liege. Als 
sich kurz darauf die Unwahrheit dieser Antwort herausstellte, machte 

^) Nach einer Mitteilung, die ich der Freundlichkeit Dr. Friedjungs verdanke« 
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Goschen aus seiner Erbitterung, so zum besten gehalten worden zu 
sein, kein Hehl und sagte jedem^ der es hören wollte, dafi ihn 
Ährenthal angelogen habe« 

Auch Iswolskis Erbitterung gegen diesen war, wenn auch zum 
großen Teil, so offenbar doch nicht ganz ungerechtfertigt gewesen. 
War er auch zweifellos von der Absicht Ährenthals, Bosnien und 
die Herzegowina zu annektieren, wohl unterrichtet, so scheint er 
dies doch nicht auch hinsichtlich des Zeitpunkts gewesen zu sein, 
und man darf mit ziemlicher Sicherheit annehmen, daß Ährenthal 
ihn in diesem Punkt absichtlich im Dunkel gelassen hatte, so daß 
er durch die kaum drei Wochen nach der Entrevue von Buchlau 
erfolgende offizielle Mitteilung der Annexion ebenso flberrascht 
wurde wie die andern leitenden Staatsmanner. Daher denn auch 
der hohe Grad seiner Erbitterung gegen Ährenthal. 

Auch gegen Deutschland war das Verhalten Ährenthals nicht 
ganz einwandfrei. Mit Rücksicht auf das langjährige Bundesver- 
hältnis wäre es zumindest nicht flberflflssig gewesen, wenn er 
den deutschen Reichskanzler, Fürsten Bülow, oder den deutschen 
Botschafter, Herrn von Tschirschky, von seiner Absicht früher 
verständigt hätte als die andern Staatskanzleien. Es wäre dies 
um so angezeigter gewesen, als ihm ja in Anbetracht des Wider- 
standes, auf den er bei den andern Mächten voraussichtlich stieß, die 
werktätige Unterstützung Deutschlands von großem Werte sein mußte. 
Diese Unterlassungssünde war in Berlin auch nicht unbemerkt ge- 
blieben, das zeigte der spöttische Humor, mit dem Fürst Bülow 
später im deutschen Reichstag erwähnte, daß er die Annexion . un- 
gefähr zur selben Zeit wie Frankreich und Rußland* erfahren habe« 

Daß Ährenthal in diesem Fall auch Deutschland gegenüber 
so zurückhaltend oder, deutlicher gesagt, hinterhältig war, dürfte 
sich aus seinem beharrlichen Streben erklären, die Politik der 
Monarchie völlig selbständig zu machen und alles zu vermeiden, 
was den Anschein hätte erwecken können, er lasse sich von Berlin 
l)eeinflussen. Wenn er seine Annexionsabsicht nun früher dort 
mitteilte, so besorgte er offenbar, man könnte es daselbst so deuten, 
als hielte er sich hiezu verpflichtet und wollte sein Vorhaben zuerst 
dem Gutachten der deutschen Regierung unterbreiten. Diesen 
Schein aber hatte er durchaus vermeiden wollen. 

Doch auch abgesehen von diesem besondem Grunde, lag eine 
gewisse Hinterhältigkeit nun einmal in seiner Politik. Das zeigte 
sich auch in der geradezu dreisten Art, mit der er in seinem der 
Annexionserklärung folgenden Expose versicherte, die Beziehungen 
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der Monarchie zu allen Mächten seien die besten ; eine Äußerang, 
die den Tatsachen geradezu Hohn sprach, da Europa damals 
schon von dem Protestgezeter der Ententemächte widerhallte. 
Immerhin kann man diese Unwahrheit noch mit dem üblichen und 
Übeln Euphemismus und Optimismus entschuldigen, den die Di- 
plomaten auch dann glauben zur Schau tragen zu müssen, wenn 
dessen Unwarheit mit Händen zu greifen ist. Ganz unzweifelhaft 
dagegen hat sich die für Ährenthals Politik charakteristische Unauf- 
richtigkeit bei seinem Verhalten in der Fälschungsangelegenheit ge- 
zeigt. Anstatt offen einzugestehen, daß er zum besten gehalten worden 
war, und den Delegationen eine wahrheitsgetreue, tunlichst durch 
Akten belegte Darstellung der Voigänge in der Belgrader Gesandt- 
schaft zu geben, beschränkte er sich auf hartnäckiges Leugnen 
und wollte die Welt glauben machen, die gefälschten Schriftstücke 
hätten mit der Annexion nichts zu tun gehabt, wobei er kein 
Bedenken trug, Dr. Friedjung, dessen Ruf als Historiker er miß- 
braucht hatte, schnöd im Stiche zu lassen. 

3 

Ein anderer Vorwurf, der gegen die Annexionspolitik Ähren- 
thals erhoben werden, ist die Inkonsequenz, die er der Türkei 
gegenüber bekundet hatte. 

In der Tat hat zwischen dem selbstbewußten, kategorischen 
Tone, dessen sich das Auswärtige Amt zu Beginn der Annexions- 
krise der Türkei gegenüber bedient hatte, und der schwächlichen 
Nachgiebigkeit in deren weiterem Verlauf ein scharfer Gegensatz 
bestanden; ein Gegensatz, der durch den schließlichen Rückzug 
der Monarchie in den Ablösungsverhandlungen und durch ihre 
ohnmächtige Duldung des Boykotts ihrer Handelsschiffe in einer 
für sie wahrhaft beschämenden Weise illustriert wurde. War die 
Ursache für diese Ohnmacht auch in der numerischen Unzuläng- 
lichkeit der Kriegsflotte zu suchen, die infolge der bedenklichen 
Haltung Italiens vollzählig in der Adria versammelt bleiben mußte, 
so hätte Ährenthal diesem ihm ja doch wohlbekannten Dbelstand 
eben Rechnung tragen und dem Boykott vorbeugen müssen. Er 
hätte zu Beginn der Verhandlungen mit der Pforte nicht so kategorisch 
Nein sagen dürfen, wenn er nicht sicher war, daß er später nicht 
gezwungen sein werde. Ja zu sagen und die endgültige Erwerbung 
Bosniens und der Herzegovina bar zu bezahlen. 

Nun könnte man zur Entschuldigung Ährenthals allerdings 
vorbringen, er habe diese Wendung der Dinge nicht voraussehen 
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können, ihnen dann aber Rechnung tragen und sich im Hinblick 
auf die drohende Haltung der Ententemächte die Zustimmung 
der Pforte um jeden erschwingbaren Preis erkaufen müssen. Allein 
diese Entschuldigung wäre keineswegs einwandfrei, denn als leitender 
Staatsmann hätte er, wenn er die fQr die Monarchie so bedenkliche 
Entwicklung dieser Angelegenheit im voraus auch nicht sicher 
wissen konnte, doch zumindest mit dieser Möglichkeit rechnen 
müssen. Jedenfalls erscheint die Zustimmung der Pforte zur An- 
nexion mit 54 Millionen Kronen denn doch etwas zu hoch be* 
zahlt, um so mehr, als Österreich-Ungarn ja schon auf den Sandschak 
Novibazar verzichtet hatte. 

Dieser Verzicht hat übrigens an sich schon die Kritik heraus- 
gefordert. Mit Recht hat man dagegen eingewendet, Ährenthal 
hätte den Sandschak nicht gleich zurückgeben dürfen, sondern ihn 
zunächst für den Fall eines V^derstandes von selten der Pforte 
als Kompensationsobjekt zurückbehalten sollen. Dadurch, dafi er 
ihr i hn fre iwillig zurückgegeben, habe er selber ein Recht der Pforte 
auf Entschädigung für den Entgang Bosniens und der Herzegovina 
anerkannt, was keineswegs im Interesse der Monarchie gewesen 
sei. So im voraus gegeben, sei der Verzicht wirkungslos ver- 
pufft und habe niemand zu beledigen vermocht: die Türkei nicht, 
weil ihr deir Sandschak keinen Ersatz für Bosnien und die Herzego- 
vina bieten konnte; die Mächte nicht, weil die formelle Verletzung 
des Berliner Vertrags dadurch nicht ungeschehen gemacht wurde; 
Serbien und Montenegro nicht, weil sie den Sandschak ja selber 
haben wollten. Nur wer mit Ahrenthal der Ansicht war, daß die 
Monarchie territorial schon »saturiert" sei und diese Auffassung als 
Leitmotiv für die Balkanpolitik Osteneich-Ungams festgesetzt wissen 
wollte, konnte den Worten zustimmen, mit denen er den Verzicht 
auf den Sandschak begründet hatte: »Die Beibehaltung unserer 
Garnisonen im Sandschak würde nur dazu dienen, der Legende 
von unserem Vormarsch nach dem Ägäischen Meere immer wieder 
neue Nahrung zuzuführen." 

Bei denen dagegen, die für eine aktive Balkanpolitik der 
Monarchie waren, hatte diese Motivierung erst recht Widerspruch 
herausgefordert, denn sie mußten darin nicht bloß einen Verzicht 
auf den Sandschak sehen, sondern auch einen Verzicht auf die 
Rolle, die die Monarchie auf dem Balkan zu spielen von Natur 
aus berufen war. 

Dadurch daß Ährenthal auf das vertragsmäßige Recht der Mon- 
archie auf den Sandschak verzichtete, bekannte er sich, vielleicht 
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sich selber nicht ganz bewußt, als ein entschiedener Gegner der 
von Andrässy gewollten Balkanpolitik und zog unter diese einen 
abschliefienden Strich. Andrässy hatte die Besetzung des Sandschaks 
deshalb fflr wünschenswert gehalten, um rascher und n&her zur Hand 
zu sein, wenn es in der Türkei zur Katastrophe kam. Er hatte nur 
nicht den Mut gefunden, diese Absicht ganz durchzuführen und sich 
mit der Okkupation des Limgebietes begnügt. Immerhin aber hatte er 
sich das Recht zur Besetzung des gesamten Sandschaks vorbehalten. 
Dadurch nun, daß Ährenthal dieses Recht aufgab, zeigte er, daß 
er dem Besitze des Sandschaks im Gegensatze zu Andrässy keine 
Bedeutung beimaß und mit einer Politik, die diesen Besitz zur 
Voraussetzung hatte, endgültig brechen wollte. Es schien fast, 
als hatte er sich dadurch für die Fesseln rflchen wollen, mit denen 
Andrässy durch die geheime Konvention vom 13. Juli 1878 seine 
Bewegungsfreiheit eingeengt hatte, und die ihm die Annexion so 
unendlich erschweren sollten. 

Zugleich zeigte Graf Ährenthal durch diese Erklärung, daß er 
ganz und gar nicht der tatendurstige, kühne Staatsmann war, 
für den man ihn, zumal im Ausland, infolge des Sandschakbahn- 
plans und der Annexion zu halten pflegte. Er hat, wie sein 
Nachfolger Graf Berchtold am 15. Dezember 1913 vor der Oster- 
reichischen Delegation bekanntgab, den Verzicht auf den Sandschak 
durch eine Denkschrift zu rechtfertigen gesucht, in der er dafür 
Argumente militärischer, politischer und wirtschaftlicher Natur 
geltend machte: 

Die Besetzung des Sandschaks würde, wie Graf Ährenthal 
meinte, die Monarchie zwingen, in diesem Defilee eine Truppen- 
macht in der Stärke von mindestens einem Armeekorps zu unter- 
halten. Die Bindung und Immobilisierung einer so bedeutenden 
Truppenzahl sei aber sehr bedenklich. Ein Vorrücken des Heeres 
der Monarchie dürfe keinesfalls in diesem Engpaß erfolgen, wenn 
es nicht in höchst bedrohliche Situationen geraten wollte. 

Womöglich noch zwingender als die militärischen Gründe 
gegen eine Besetzung des Sandschaks seien die politischen Be- 
denken. Dieses Gebiet zu okkupieren, wenn die Türkei zusammen- 
breche, um dadurch die Bildung eines großserbischen Reichs zu 
verhindern, wäre ein Fehler, denn der hierdurch gereifte Einigungs- 
gedanke bei den Serben und Montenegrinern würde dann für die 
Monarchie eine Quelle fortwährender Beunruhigungen werden. 

Mrtschaftlich aber wäre eine Besetzung des Sandschaks des- 
halb nachteilig, weil die Erhaltung einer so zahlreichen Truppen- 
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macht sowie die dadurch notwendige Errichtung von Befestigungen 
sehr bedeutende Kosten verursachen würden. 

Die militärischen und damit auch die wirtschaftlichen Bedenken 
Ährenthals sind von hohen Offizieren geteilt, ja vermutlich durch 
sie geweckt worden, und es kann nicht bestritten werden, dafi 
die exponierte Lage des Sandschaks sie zu rechtfertigen scheint. 
Anderseits aber war es nicht minder klar — oder hätte es wenigstens 
sein sollen — , dafi man sich durch die Überlassung des Sandschaks 
an Serbien und Montenegro den Weg nach Saloniki selber ver- 
rammeln würde. 

Diesen Einwand sucht man zwar durch den Hinweis zu ent- 
kräften, daß der kürzeste Weg aus der Monarchie nach Saloniki 
ja nicht über Mitrovitza führe, sondern über Belgrad; aber so 
richtig dieses Argument an sich zweifellos auch ist, es vermag 
die Bedeutung des Sandschaks darum doch nicht zu entkräften, 
denn dieser Weg führt durch Serbien, also durch ein Land, 
dessen Bewohner für absehbare Zeit als Oegner der Monarchie 
zu betrachten sind, zumindest nicht als Freunde. Daraus ergibt 
sich aber mit zwingender Logik, dafi Serbien sich einem Vor- 
dringen der Monarchie gegen Saloniki auch auf diesem Weg 
unbedingt entgegenstellen und dadurch dessen Vorzug der Kürze 
tmd bessern Gangbarkeit illusorisch machen würde. Allerdings 
würde es dies ebenso im Sandschak tun und überdies im Vereine 
mit Montenegro. Aber sowenig die Gefahr einer Einschnürung 
•der Sandschaklinie durch diese beiden Staaten auch unterschätzt 
iBirerden soll, so könnten sie aus den nächstliegenden Gründen 
doch nur einen bescheidenen Bruchteil ihrer Streiticräfte gegen den 
Sandschak verwenden, da sie doch in erster Lüiie auf den Schutz 
4hres eigenen Landes bedacht sein müSten. Man darf darum ge- 
irost behaupten, der Weg über Mitrovitza würde ein Heer der 
Monarchie rascher ans Ägäische Meer führen als über Belgrad. 

Was aber das von Ährenthal angeführte politische Argument 
betrifft, so ist es durch die jüngsten Balkanereignisse drastisch 
;ad absurdum geführt worden, denn diese haben gezeigt, dafi 
Serbien und Montenegro, trotzdem ihnen der Sandschak von der 
:Monarchie ohne Einspruch überiassen worden ist, sich in ihrer 
Feindseligkeit gegen sie nicht im geringsten haben beirren lassen. 

Zugunsten Ährenthals könnte man allenfalls auch einwenden, 
•er habe, wie er in seinem Expose vom 8. Oktober 1908 erklärte, 
den Sandschak in der Hoffnung zurückgegeben, .dafi das ver- 
jüngte ottomanische Reich die Sicherung von Ruhe und Ordnung 
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im Sandscbak nunmehr aus eigener Kraft zu verborgen imstande 
ist". Aber wenn dies wirklich seine Meinung gewesen sein 
sollte, dann hätte er damit nur einen unentschuldbar leichtfertigen 
Optimismus bekundet, denn er konnte nicht wissen, ob die Jung- 
türken dieses Vertrauen in ihre Kraft auch rechtfertigen würden; 
und, was die Hauptsache ist, er durfte die Bewachung eines für 
die Monarchie so wichtigen Postens nicht einer andern Macht über- 
lassen, sondern mufite sie selber besorgen. Sollte er diese hohe 
Meinung von der Kraft des jungtürkischen Regiments aber nicht 
besessen haben und jene Äußerung im Expose nur eine verbind- 
liche Redensart gewesen sein, was wahrscheinlicher ist, ^) dann hat 
er damit eben bewiesen, dafi er die Bedeutung des Sandschaks 
gründlich verkannte. 

Zu all den angeführten Gründen gegen die Rückstellung des 
Sandschaks kommt auch noch das psychologische Moment, denn 
es lag für die Balkanstaaten sehr nahe, darin einen Beweis für 
die Schwäche der Monarchie zu sehen; eine Meinung, die deren 
Ansehen auf dem Balkan nichts weniger als förderlich sein konnte. 

Die Verteidiger des Verzichts haben zu dessen Rechtfertigung 
auch die wirtschaftliche Sterilität des Sandschaks ins Treffen ge- 
führt ; aber ganz abgesehen davon, daß dieses Moment, auch wenn 
es sich tatsächlich so verhielte, hinter den politisch-militärischen 
Argumenten zurückstehen mußte, ist seine Richtigkeit keineswegs 
einwandfrei, und es gibt Kenner des Sandschaks, die dieses Gebiet 
durchaus nicht für wirtschaftlich wertlos ansehen.*) 

Nach all dem kann man, selbst wenn man von den spätem 
Ereignissen absieht, mit Entschiedenheit erklären, daß Ährenthal 
durch den Verzicht auf den Sandschak einen verhängnisvollen 
Fehler begangen hat. Wie verderblich er gewesen ist, sollte frei- 
lich erst die Zukunft erweisen. Die Militärs, die Ährenthal durch 
ihr ungünstiges Urteil über die Bedeutung dieses Gebiets in seiner 
Absicht bestärkten, haben demnach eine schwere Verantwortung 

^) Auch ein so eifriger Parteigänger der Ahrenthalschen Balkanpolitik wie 
Freiherr v. Jettel, der ehemalige Chef des Literarischen Bureaus im Ministe- 
rium des Äußern, bezweifelt, dafi dies ernstlich die Meinung Ahrenthals gewesen» 
ist. Siehe seinen Aufsatz .Der Sandschak Novibazar" in der .Deutschen 
Revue', August 1913. 

*) So Feldmarschalleutnant Otto v. Gerstner in seiner sehr lesens- 
werten Broschüre .Albanien'. Was er darin über den Sandschak sagt (S.29ff.), 
widerspricht den Ausführungen des vorhin erwähnten Artikel Jetteis, dessen 
Zweck es ist, den Verzicht Ahrenthals zu rechtfertigen, durchaus. 
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auf sich geladen. Es darf übrigens nicht unerwähnt bleiben, dafi 
keineswegs alle militärischen Urteile in diesem Sinne gelautet 
haben, und dafi man den Rückzug aus dem Sandschak wohl nir- 
gends schmerzlicher empfunden hat als gerade in Offizierskreisen, 

4 

Ebenso wie hinsichtlich der Türkei hat die Annexionspolitik 
Ahrenthals auch in bezug auf Serbien die Kritik herausgefordert. 
Trotzdem hat sich diese in der Öffentlichkeit nur wenig hören 
lassen, denn die führende Presse und der weitaus grOfiere Teil der 
parlamentarischen Körperschaften hat seine Stellung Serbien gegen- 
über gutgeheißen oder doch wenigstens nichts gegen sie ein- 
zuwenden gehabt Anders jedoch dachte man dort, wo man das 
Heil des Reichs in einer aktiven energischen Politik sah, also vor 
allem im Ofßzierskorps. In diesen Kreisen sah man dem Ver- 
halten Ahrenthals Serbien gegenüber mit tiefem Unbehagen zu, 
denn man empfand es als eine für die Monarchie beschämende 
und verhängnisvolle Schwäche. Und es wäre ein arger Irrtum, zu 
glauben, diese Verstimmung sei blofi der Ausfluß vereitelter Avance- 
menthoffnungen gewesen, dieses Urteil sei blofi aus der kurzsichtigen 
Leutnantsperspektive gefällt worden. Nein, nicht nur weil die Kampf- 
und Ruhmlust mutiger und ehrgeiziger Offiziere nicht befriedigt 
worden und es der Armee versagt geblieben ist, sich nach langer 
dumpfer Friedenszeit wieder frische Lorbeeren zu pflücken, nicht nur 
darum war man in diesen Kreisen mit der Politik Ährenthals unzu- 
frieden, sondern auch weil man daselbst weiter sah als das große Pu- 
blikum, das sich mit der Tatsache des momentanen Erfolges zufrieden 
gab; weil man erkannte, dafi die Monarchie wieder einmal eine 
günstige Gelegenheit versäumt hatte ; eine Gelegenheit, wie sie in 
solcher Gunst voraussichtiich nie wieder kam. Anstatt mit Serbien 
— und ebenso mit Montenegro — einmal reinen Tisch zu machen, 
wozu dessen beispiellos dreistes, herausforderndes Betragen gegen 
die Monarchie wahriich Anlafi genug gegeben hätte, hatte man 
sich damit begnügt, es zu einem mit knirschenden Zähnen heraus- 
geprefiten Peccavi zu nötigen. 

Wenn Österreich-Ungarn damals zum Schwerte gegriffen und 
Serbien darüber belehrt hätte, dafi man es nicht ungestraft be- 
leidigen dürfe: wer hätte es daran hindern können? Rufilands 
Drohungen brauchte es nicht zu fürchten, denn dieses war damals 
aufierstande, sie zu verwirklichen ; der Säbel, mit dem es so krie- 
gerisch rasselte, war rostig und schartig. Dadurch war die Monarchie 
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aber ihres gefährlichsten Gegners ledig. Kaum viel ernster war die 
Gefahr, die der Monarchie von Italien her drohte, weil dieser wunder- 
liche Bundesgenosse, so feindselig er sich auch gebürdete, noch zu 
sehr unter dem erschütternden Eindrucke der Katastrophe von Messina 
stand, die neue Geld- und Menschenopfer nicht ratsam erscheinen 
ließ. Niemand hätte Österreich-Ungarn somit zu hindern vermocht, 
mit Serbien abzurechnen, und die Kreise, die damals hierzu rieten 
und es dann tadelten, daß es nicht geschehen war, hatten damit 
keineswegs eine unbedachte Husarenpolitik betrieben, sondern im 
Gegenteil recht wohl gewußt, was sie wollten. 

Man hat gegen diese Politik allerdings eingewendet, sie hätte 
viel Blut und Geld gekostet und die Gefahr eines europäischen 
Krieges heraufbeschworen ; Ährenthal habe durch seine vorsichtige, 
kluge Zurückhaltung und Langmut der Sache des Friedens einen 
unschätzbaren Dienst erwiesen und nicht nur Österreich-Ungarn, 
sondern ganz Europa vor den unabsehbaren Leiden und Schrecken 
eines allgemeinen Krieges bewahrt. 

Aber so richtig dies an sich auch sein mag, so muß man 
anderseits wieder bedenken, daß Zurückhaltung und Langmut doch 
gewisse Grenzen haben, über die hinaus sie nicht gehen dürfen, 
ohne die eigene Würde zu gefährden; man muß femer erwägen, 
daß die Gefahr eines europaischen Krieges damals durchaus nicht 
so groß gewesen ist, als es dem Lärme der austrophoben Presse 
zufolge den Anschein gehabt hat, denn die Gegner der Monarchie 
waren, wie vorhin gezeigt worden ist, keineswegs kriegsbereit und 
hatten triftige Gründe, einen Waffengang zu vermeiden. Und was 
die Hauptsache ist: es bleibt sehr fraglich, ob Ährenthal durch 
seine Zurückhaltung Österreich-Ungarn auch wirklich einen so 
großen Dienst erwiesen hat? 

Mochte diese übergroße Langmut auch der Pforte gegenüber 
angemessen gewesen sein, Serbien gegenüber war sie's gewiß 
nicht. Sie würde sich nur dann haben rechtfertigen lassen, wenn 
-die Annexionskrise mit einer völligen Bereinigung der zwischen 
der Monarchie und Serbien bestehenden Meinungsverschiedenheiten 
geendet hätte. Das ist aber durchaus nicht der Fall gewesen, im 
Gegenteil : es war ein dunkler Bodensatz zurückgeblieben, der die 
bösen Keime zu neuen Zwistigkeiten enthielt. Die Miene, die 
Serbien zur Schau trug, als es, der Not gehorchend, endlich den 
Köcher verschloß, dem es die gegen die Monarchie so reichlich 
abgesendeten Giftpfeile entnommen hatte, war ganz und gar nicht 
demütig, und aus den Kommentaren, mit denen die serbische 
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Presse die erzwungene Entschuldigungsnote an Österreich-Ungarn 
versah, klang die Erbitterung Ober diesen Rückzug so unverhohlen 
heraus, daß dieses Schriftstück zur Farce wurde und viel Nachsicht 
dazu gehörte, es ernst zu nehmen. 

»Niemand konnte demnach daran zweifeln, dafi Serbien diesen 
Zwist keineswegs als erledigt ansah, sondern die Austragung nur 
auf eine bessere Gelegenheit verschob. Durch die Annexion hatte 
Österreich-Ungarn blofi Serbiens Hafi geweckt; durch seine Um- 
kehr vor der Entscheidung aber hat es ihm Qel^enheit gegeben, 
diesen Hafi zur Tat werden zu lassen. Der Krieg, vor dem Graf 
Ährenthal Europa während der Annexionskrise bewahrt hat, kann 
nicht als aufgehoben betrachtet werden, sondern bloß als auf- 
geschoben. Damals hätte die Monarchie die Differenzen mit 
Serbien zu einem Zeitpunkt austragen können, der ihr zusagte; 
dereinst wird es dies zu einem Zeitpunkte tun müssen, der Serbien 
und dessen Hintermännern genehm ist. Österreich-Ungarn hat da 
eben wieder einmal die richtige Gelegenheit zu handeln versäumt, 
und diese Erkenntnis wirft einen dunkeln Schatten auf den Glanz 
des Annexionserfolges. 

Man täte dem Grafen Ährenthal jedoch vermutlich unrecht, 
wollte man ihm allein die Schuld an dieser Unterlassungssünde 
geben, es ist im Gegenteil sogar nicht undenkbar, daß seine Nach- 
giebigkeit gegenüber Serbien nicht oder doch nicht ganz seinem 
eigenen Ermessen zuzuschreiben ist, sondern vielmehr Einflüssen, 
die schwerer ins Gewicht fielen als sein eigener Wille.* ^) 

5 

Die Annexionspolitik Ährenthals ist, wie man aus all dem er- 
sehen kann, nichts weniger als einwandfrei gewesen; aber ein 
großes Verdienst hat sie doch aufzuweisen : sie hat der Monarchie 
neues Ansehen verliehen und frisches Leben eingehaucht, und das 
ist ein Verdienst, das nicht gering angeschlagen werden darf. 

Man hatte sich dank der reservierten Politik, die Kälnoky, der 
lendenlahmen, die Goluchowski betrieben hatte, daran gewöhnt, in 
Österreich-Ungarn einen gemütlichen, harmlosen Jasager zu sehen, 
der allen Konflikten ängstlich aus dem Wege ging, sich nie eine 
selbständige Meinung erlaubte und, ohne selber einen Finger 

^) Diese beiden Absfitze sowie die unter Anftthrungszeichen gebrachten 
SteUen im folgenden Texte sind meinem Buche .Die Politik im Habs- 
burgerreiche', Beilin 1912, Allgemeiner Verein für deutsche Literatur, Bd. I, 
S. 51 ff. entnommen. 

SosBOsky, Die BalkanpoUtik Österreich-Ungarnt. H. 16 
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ZU rühren, mit wohlwollendem Lächeln zusah, wie die andern 
Mächte untereinander die Welt aufteilten. 

Das wußte Ährenthal und es erbitterte ihn. Er glaubte an 
das Habsburgerreich und wollte die Welt zwingen, diesen Glauben 
zu teilen, wollte ihr zeigen, daß es nicht das altersschwache, zer- 
fallende, ja todesreife Staatswesen war, fflr das man es hielt; wollte 
ihr ganz besonders auch beweisen, daß es nicht der gute blasse 
Mond war, der sein ganzes Licht von der strahlenden Sonne 
Deutschland empfing . • . 

Dazu bot ihm die Annexion die erwünschte Gelegenheit, nach- 
dem er schon vorher in der Sandschakbahnangelegenheit eine kleine 
Probe dafür gegeben hatte, daß er seinen eigenen Weg zu gehen 
liebte und sich durch fremden Einspruch darin nicht beirren ließ. 
Aber man hatte das damals doch wohl noch nicht ganz erkannt 
und sich daher der Hoffnung hingegeben, die Monarchie werde 
in der Annexionsfrage ihrem durch so viele Jahre befolgten Prin- 
zipe treu bleiben und nachgeben, wenn man nur etwas mit dem 
Säbel rassele. »Aber siehe dal Das Mittel verfing nicht Der 
sonst so gemütliche Allerweltsfreund machte diesmal nicht höflich 
Platz, der bequeme Jasager erlaubte sich ein sehr entschiedenes 
Nein zu sagen. Und er setzte dazu eine Miene auf, die keinen 
Zweifel daran ließ, daß er bereit war, das, was er für sein gutes 
Recht hielt, nötigenfalls auch mit blanker Waffe zu verteidigen. Er 
zeigte sich weder gewillt, Serbien die bewußte ,Luftröhre* ab- 
zutreten, noch ließ er sich dazu herbei, die Annexion dem Gut- 
achten eines europäischen Areopags zu unterwerfen, um sie nach- 
träglich genehmigen zu lassen.'' 

Dieser unerwartete Widerstand übenaschte und erboste die 
Gegner der Monarchie, aber er imponierte ihnen, und als sie alle 
ihre Einschüchterungsversuche an der kalten Entschlossenheit Ähren- 
thals wirkungslos abprallen sahen, zogen sie vor, es nicht aufs 
äußerste ankommen zu lassen, und bliesen zum Rückzuge. 

Die Monarchie hatte damit einen Erfolg errungen, wie seit 
dem Berliner Kongresse nicht, ja vielleicht nicht seit dem Tag in 
Olmütz; einen Erfolg, der alle Welt überraschte und dadurch be- 
deutender erschien, als er tatsächlich war. 

Man wird übrigens kaum fehlgehen, wenn man die Beharr- 
lichkeit und Energie, der Ährenthal diesen Erfolg verdankt, nicht 
bloß als sein Verdienst betrachtet, sondern auch als das des Thron- 
folgers, der hinter ihm stand und dessen fester Sinn von einem 
Rückzuge der Monarchie nichts wissen wollte. 
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Jedenfalls hatte die Annexion das Ansehen der Monarchie 
nicht blofi in den Augen des Auslands gehoben, sondern auch in 
denen ihrer eigenen Bevölkerung: 

«Jahrzehnte hindurch hatten ihr Presse und Parlament ein- 
geredet, das Reich wäre altersschwach und unfähig, hatten sie jedes 
Selbstbewußtsein in ihr systematisch erstickt, jeden Versuch, sich 
den andern Mächten gleichzustellen, als lächerliche und verderb- 
liche Grofimannssucht verhöhnt. Da war es kein Wunder, daß 
sie dieser hartnäckigen Suggestion schließlich erlag, daß sie selber 
an ihre Schwäche und Minderwertigkeit glaubte, daß sie von ihren 
Kräften keinen Gebrauch mehr zu machen wagte und allmählich 
in eine tiefe, dumpfe Lethargie versank. 

In diese hinein klang der kriegerische Annexionslärm wie 
helles Trompetengeschmetter. Da ging ein Erwachen durch das 
ganze weite Reich. Es b^ann die schweren, starr gewordenen 
Glieder zu regen, zaghaft, sich selber noch nicht recht trauend, 
und sieh da: es ging! Niemand wagte es daran zu hindern. Es 
hob drohend den Arm, und die Gegner gaben Raum. Es griff zum 
Schwert, und die Gegner wichen zurück. Da erkannte es zu seiner 
, eigenen Verwunderung, daß es weder zu alt noch zu schwach war, 
daß es noch Jugend genug in sich verspürte, weiter zu leben, als 
Großmacht zu leben, und Kraft genug, dieses Leben zu verteidigen." 
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I 

Seltsame Bundesgenossen 

Die Annexionskrise war glflcklich überstanden, aber die Span- 
nung blieb. Nach wie vor standen die beiden Mächtegruppen, 
Triple-Entente und Zweibund, einander scharf gesondert gegenüber. 
Zweibund, nicht Dreibund, denn Italien legte ein Verhalten an den 
Tag, das seine Zugehörigkeit zum Dreibunde, wenigstens hinsicht- 
lich Österreich-Ungarns, nicht erkennen ließ, ja ihr geradezu Hohn 
sprach. Nichts kennzeichnete die Stellung Italiens der Monarchie 
gegenüber drastischer als der demonstrative Jubel, mit dem es den 
Zaren empfing, als dieser im Spätherbste 1909 zum Besuche König 
Viktor Emanuels nach Racconigi kam; ein Jubel, der um so be- 
redter war, als der Zar durch den weiten Umweg, den er auf seiner 
Reise nahm, um nur ja keinen fußbreit österreichischen Gebietes 
betreten zu müssen, in ebenso auffallender wie verletzender Weise 
bekundet hatte, von welchen Gefühlen er der Monarchie gegen- 
über beseelt war. 

Die Kluft zwischen den .Bundesgenossen", die bis dahin 
durch den offiziösen Phrasennebel verhüllt gewesen, war dadurch 
mit einemmal aller Welt sichtbar geworden, und jeder, dem dieser 
Nebel den Blick nicht schon völlig getrübt hatte, mußte erkennen, 
daß das Bündnis zwischen Österreich-Ungarn und Italien nur mehr 
auf dem Papiere bestand. Bloß die offiziösen Kreise in Wien wollten 
dies nicht sehen, und ihre Presse brachte sogar das erstaunliche 
Kunststück zuwege, in der Zusammenkunft von Racconigi eine 
»erfreuliche Erscheinung" zu sehen. ^) 

>) So hiefi es im Leitartikel des .Neuen Wiener Tagblatts' vom 23. Ok- 
tober 1909: 

, ... Es erweist sich bei den tatsächlichen Verhaltnissen geradezu als 
mflfiig, Betrachtungen Aber den Einflufi des Zarenbesuches auf den Dreibund 
anstellen zu wollen, wie sie von manchen Seiten unternommen wurden. Die 
Haltung Italiens waiirend der letzten Verwicklungen hat Österreich-Ungarn 
mit grofier Befriedigung erfüllt (Q, und die Politik Italiens, vor allem 
sein Festhalten am Dreibund, hat sich als sowohl im Interesse des Friedens 
und der yerbflndeten Machte wie selbstverständlich auch im Interesse ItaUens 
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Das innige Einvernehmen zwischen Rufiland und Italien, das 
Iswolski in seiner bedeutsamen Dumarede vom 25. Dezember 1908 
als eines der Ziele seiner Politik bezeichnet hatte, war in Racconigi 
augenscheinlich erreicht worden, und damit schien der erste ent- 
scheidende Schritt zur Trennung Italiens vom Dreibunde getan. 
Das Ende dieses zu einer Farce herabgesunkenen Bündnisses konnte 
allem Anscheine nach nicht mehr fem sein. Alle Symptome sprachen 
dafür. Die fulminante Rede, die der Korpskommandant von Mai- 
land, General Asinari bald nach Racconigi in Brescia anläßlich der 
Standarten-Weihe eines der neu aufgestellten Kavallerieregimenter 
hielt, ^) die gegen Österreich gerichteten leidenschaftlichen Kund- 
gebungen, bei denen es zu beispiellosen Verunglimpfungen Kaiser 
Franz Josefs kam,') der demonstrative Oberdank-Kult:") all dies 

gelegen erwiesen und bewährt Tatsächlich ist das Verhältnis zwischen 
Österreich-Ungarn und Italien das freundschaftlichste, und 
es liegt kein wie immer gearteter Qrund für irgendeine noch 
so geringe Besorgnis vor, dafi die Begegnung von Racconigi 
einen Anlafi für einen Wandel bieten könnte... Der Dreibund 
hat es immer als erfreuliche Erscheinung betrachtet, wenn seine einzelnen 
Partner mit Mächten, die andern Gruppierungen angehören, in freundschaftliche 
Beziehungen traten, da man hierin stets eine weitere Gewähr für die Friedens- 
festigung erblickte . . .' 

Dem Autor dieser euphemistischen Interpretation — es war wohl der 
Herausgeber selber — passierte drei Tage später das ergötzliche Malheur, von 
seinem eigenen Berliner Konespondenten Lflgen gestraft zu werden, denn dieser 
schrieb am 26. Oktober aus demselben Anlasse: .Die Gemeinsamkeit der Inter- 
essen zwischen der russischen und der italienischen Balkanpolitik aber ist 
ebenso offenkundig als ihre Gegensätzlichkeit zur österreichischen. Sie leugnen 
zuwollen, ist Vogelstraufipolitik dergröbsten und dOmmsten 
Art . . .• 

^) General Asinari di Bernezzo sagte bei dieser Gelegenheit unter 
anderem folgendes: .Da questa caserma si spiegano aivostri squardi la colline 
bagnate del sangue di tanti valorosi e poco lontane stanno le terre irredente 
le quali attendono l'opera vostra . . .' — 

*) In Udine wurden Strohpuppen, die den Kaiser vorstellen sollten, unter 
dem Beifalle der Menge verbrannt, mit dem Bilde des greisen Monarchen aber 
trieb diese die empörendsten Bübereien. 

*) Für Leser, denen der Name Oberdank fremd klingen sollte, sei hier 
angeführt, dafi im August 1882, anläfllich des Festes der fünfhundertjährigen 
Zugehörigkeit Triests zu Osterreich, ebenda ein Putsch geplant war, der die 
Vereinigung dieser Stadt mit dem Königreich Italien zum Ziele hatte. Es kam 
jedoch blofi zu einem Bombenattentate, dem ein Menschenleben zum Opfer fiel. 
Bald darauf wurde ein Komplott aufgedeckt, das dem Leben des Herrschers 
gegolten hatte. Das Haupt beider Verschwörungen war Wilhelm Oberdank. 
Da er im Okkupationsfeldzuge desertiert war, wurde er vor ein Kriegsgericht 
gestellt, das ihn wegen Hochverrats und Desertion vor dem Feinde zum Tode 
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lieB nicht den geringsten Zweifel daran zu, wie man in Italien der 
Monarchie gesinnt war. Und dafi diese Gefühle auch der italienischen 
Regierung keineswegs fremd waren, wenngleich sie den Schein wahrte 
und sich diesep Kundgebungen offiziell fernhielt» das zeigten die 
gewaltigen Rüstungen, die sie, von einer wahrhaft bewunderungs- 
würdigen Opferwilligkeit der' Bevölkerung unterstützt, zu Lande 
und zu Wasser betrieb und deren Ziel unverkennbar der Kampf 
gegen Österreich-Ungarn war. 

Auf dem \^ener Ballplatze war man von diesen Vorgangen 
und Stimmungen natürlich sehr gut unterrichtet, aber man stellte 
sidi taub und blind und tat, als ob man von der Bundestreue 
Italiens überzeugt wäre. Man begnügte sich aber nicht mit dieser 
Komödie, sondern bot noch zudem alles auf, die öffentliche 
Meinung in diesem Smne zu beeinflussen, was mit Hilfe einer 
gefügigen Presse nur zu leicht gelang. ^ 

Mochten die Explosionen des Irredentismus auch noch so arg 
sein, die Presse wufite sie doch immer so darzustellen, als ob es 
bloB die Ausbrüche einer kleinen Schar von Tollköpfen wären, die 
selbst in ihrem Vaterlande von niemand ernst genommen würden 
und denen man daher keinerlei Bedeutung zollen dürfe. Wenn 
man der Wiener liberalen Presse glauben sollte, dann gab es in 
Italien überhaupt keinen Irredentismus mehr, war dieser zumindest 
auf ein Häuflein Exaltados beschränkt, die keinerlei Einflufi besaBen. 

Da war es denn kein Wunder, wenn das Publikum der Mon- 
archie diese schönen Worte für bare Münze nahm und an die Auf- 
richtigkeit der Freundschaft Italiens glaubte. Einem Somnambulen 
gleich wandelte es arglos und blind an einem Abgrunde hin. 

^Da es aber doch einige wenige Organe gab, die in den all- 
gemeinen Chorus nicht einstimmten, und ihre warnende Stimme 
vernehmen liefien,^) suchte die liberale Presse deren Einflufi da- 

venirteilte. Das Verdikt wurde im Dezember 1882 durch den Strang vollzogen. 
Oberdanlc hatte in der Untersuchung unverhohlen zugegeben, dafi er die Er- 
mordung des Kaisers beabsichtigt hatte. Diesem MordgeseUen zu Ehren wurde 
in Rom eine Strafie benannt, und man besang ihn in einer eigenen Hymne, 
die von den Italienern in Triest mit Vorliebe angestimmt zu werden pflegt, 
wenn sie ihren politischen Gefühlen Ausdruck geben wollen. Damit noch nicht 
genug, hat man diesem merkwürdigen Nationalheros vor einigen Jahren in Venedig 
ein Denkmal errichtet! 

^) In erster Linie .Danzers Armee*Zeitung', ein aberaus schneidig und 
geistvoU geleitetes Blatt; ferner die. Osterreichische Rundschau*, in der einer 
ihrer vier Herausgeber, Leopold Freiherr v. Chlumecky, sich die Behandlung 
der Osteneichisch-italienischen Beziehungen als Spezialität erkoren hatte; aufier- 
dem die , Reichspost', das Hauptorgan der Christlich-Sozialen. 
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durch zunichte zu machen, daß sie sie als die Werkzeuge einer 
»Kriegspartei* hinstellte, einer «Kamarilla', die aus einer Reihe 
kriegslustiger Generale und ehrgeiziger Geistlichen bestehen und 
deren Seele der Thronfolger, Erzherzog Franz Ferdinand, sein sollte. 
Die einen gelüstete es angeblich nach blutigen Lorbeeren, die 
andern träumten von der Wiederherstellung der päpstlichen Welt- 
herrschaft. 

Und zweifellos hat diese L^eiide auch Glauben gefunden, 
trotzdem die dreiste Verdrehung der Wahrheit auf der Hand lag 
und schon der nüchterne Hausverstand hätte erkennen müssen, 
daß einzig nur Italien es war,^ das den Krieg wollte; denn nur 
der Staat kann den Krieg wollen, der einem andern etwas nehmen 
will;italien aber wollte Trient und Triest, während sich in Oster- 
reich niemand danach sehnte, sich durch die Wiedereroberung 
der Lombardei und Venetiens mit 8 Millionen Italienern zu be- 
lasten.^ Und nicht minder hätte sich der einfache Hausverstand 
sagen müssen, dafi ein selbst von seinen Gegnern ernst ge- 
nommener Mann wie der Thronfolger nicht daran denken konnte, 
Hunderttausende von Existenzen, Milliarden an Geld und Geldes- 
wert, ja die Existenz des eigenen Reichs aufs Spiel zu setzen, 
um dem Papste wieder zur Weltherrschaft zu verhelfen; und 
zwar auch dann nicht, wenn ihm dieser Gedanke sympathisch 
sein sollte. 

Wären die liberalen Blätter nicht in deutscher Sprache ge- 
schrieben gewesen, so hätte man glauben können, sie wären nicht 
in Wien, sondern in Rom oder Mailand gedruckt, jedenfalls aber 
von dorther redigiert worden.^) In Italien hatte man somit alle 
Ursache, mft der Osterreichischen Presse zufrieden zu sein, und 
konnte sich für die Behauptung, Österreich-Ungarn trage sich 
gegen Italien mft Eroberungsabsichten, mft der man die eigenen 
Rüstungen zu rechtfertigen suchte, auf das Zeugnis der Wiener 
Blätter berufen. 1) 

Man täte dem Grafen Ährenthal jedenfalls unrecht, wollte man 
ihm alles dies zur Last legen; aber sicher ist sein Anteil daran 
nicht gering. 

^) Im .Neuen Wiener Tagblatt*, das sich die Anwaltschaft für Italien ganz 
besonders angelegen sein liefi, kam zu jener Zeit im Leitartiicel tatsächlich 
wiederholt ein Italiener, Conte Voltolini, zu Worte. Die italienische Re- 
gierung ist für diese eifrige Förderung ihrer Sache auch nicht undankbar ge- 
wesen und hat dem Herausgeber des Blattes das Qrofioffizierskreuz der Krone 
von Italien verliehen 1 . . . 
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Was ihn Italien gegenaber zu dieser Politik bewog, fflr die 
das Wort servil^) nicht zu viel besagt und die im schroffsten 
G^ensatze zu seiner in der Annexionskrise bekundeten festen und 
selbstbewuflten Haltung stand, das konnte nur das Bestreben sein, es 
mit Italien um keinen Preis zum Bruche kommen zu lassen, selbst 
um den der Wflrde des Reichs nicht An sich war diese Absicht 
ja verstandlich und im Interesse der Monarchie gelegen, denn 
wenn es auf dem Balkan einmal zum Kampfe kam — eine Möglich- 
keit, mit der man nach den Erfahrungen der Annexionskrise rechnen 
mußte — , dann war es fflr sie zweifellos von großer Bedeutung, 
dafi sie den Rflcken frei hatte, um so mehr, als sie dann voraus- 
sichtlich nicht bloß im Sfldosten zu kämpfen hatte, sondern auch 
im Nordosten. Aber trotzdem durfte er nicht so weit gehen, 
durfte er in diesem Bestreben nicht die Bevölkerung irreführen, 
nicht die Wflrde des Reichs herabsetzen und überdies dessen 
Sicherheit gefährden. Denn auch dies tat er; dadurch nämlich, 
daß er der Bevölkerung durch seine Presse immer versichern 
ließ, zwischen der Monarchie und Italien bestflnden die herz- 
lichsten Beziehungen, bestärkte er sie natürlich in ihrer an sich 
schon großen Abneigung gegen die Wehrauslagen, besonders 
gegen die Vermehrung der Kriegsmarine, und erschwerte dem 
Kriegsminister dessen ohnehin so mühevolle Aufgabe. Wenn 
die Monarchie mit Italien so gut harmonierte, wozu dann die 
gewaltigen Rüstungen? Wozu besonders die Vermehrung der 
Flotte? 

So erlebte man in der Monarchie das seltsame Schauspiel, 
daß der Minister des Äußern den Kriegsminister Lügen strafte 
und umgekehrt, trotzdem sie im Grunde beide natürlich dasselbe 
wollten. 



^) Als Beweis dafflr möge folgender überaus charakteristische Vorfall 
dienen: Im Wiener .Lunaparke' war im Sommer 1910 ein Diorama zu sehen, 
das die Seeschlacht bei Lissa darsteUte und natürlich auch als solche bezeich- 
net wurde. Mit einem Male verschwand dieser Titel auf den Plakaten, um der 
nichtssagenden Bezeichnung .Marineschlacht' Platz zu machen, und zwar in- 
folge eines Winks .von oben'. Wie es hiefi, hatte sich nflmlich der italienische 
Botschafter von dieser Schaustellung unangenehm berührt gefühlt und dies auch 
geflnfiert Die österreichische Regierung hatte hierauf natürlich nichts Eiligeres 
zu tun, als das fatale Wort entfernen zu lassen, unbekümmert darum, dafi es 
an eine der ruhmvollsten Episoden der vaterländischen Geschichte erinnertet . . . 
Ob man sich in Italien eben so dienstbeflissen zeigen würde, wenn es sich die 
Monarchie einfallen liefie, gegen die Feier der Schlacht von Solferino zu pro- 
testieren? . . . 
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All dieser einseitigen Liebe Mühe war jedoch umsonst, denn 
die angebliche , Herzlichkeit" der Beziehungen zwischen beiden 
Staaten blieb nach wie vor bloß auf dem Papier, und nach wie 
vor blieb das Habsburgerreich für die Italiener schlechtweg ,der 
Feind«. 



II 
Albanien 

1 

Die Reibungsflächen zwischen der Monarchie und Italien be- 
schränkten sich schon lange nicht mehr auf Triest und Trient, die 
alten Ziele der Irredenta, sondern erstreckten sich jetzt auch auf 
die Balkanhalbinsel. Albanien hiefi der neue Zankapfel zwischen 
beiden, der immer stärker in den Vordergrund trat. 

Verlockend winkte ftir die Italiener das albanesische Gestade 
über die Adria herüber; um so begehrenswerter, als es einst der 
Besitz ihrer Vorfahren, der alten Römer, gewesen war, von denen 
noch die verwitterten Trümmer Kunde geben, die, als Zeugen längst 
entschwundener Kulturherrlichkeit, aus dem wüsten Chaos türkischer 
Unkultur aufragen. Und nicht nur die alten Römer, auch die 
Venetianer des Mittelalters hatten an diesen Gestaden italienischen 
Geist und italienische Sitte verbreitet, bis die türkische Barbarei 
auch diese vernichteten. Waren seither auch schon mehr als vier 
Jahrhunderte dahingegangen, so glaubte die leichterregte südliche 
Phantasie der Italiener auf dieses Gebiet doch noch immer ,,legitimen' 
Anspruch^) zu haben und träumte davon, dafi die Adria ein ,, ita- 
lienischer See" sein sollte.*) 

^Es hätte wohl nicht erst des Winks Bismarcks bedurft, der 
Crispi schon im Jahre 1877 empfohlen hatte» sich für die Besetzung 
Bosniens durch die Monarchie, die damals bereits zu gewärtigen 
war, an Albanien schadlos zu halten. "^Der Reichskanzler hatte 
diese Bemerkung vermutlich nur oder doch hauptsächlich zu dem 
Zwecke hingeworfen, um die Reizbarkeit Italiens gegenüber der 
Monarchie zu beschwichtigen, und man möchte fast glauben, er 
habe diese Aufierung nicht ernstlich bedacht, denn sonst hätte er 
sich doch sagen müssen, dafi er damit ein Streichholz in ein Pulver- 

^) Imbrisni in der Kimmer am 25. Mai 1896» zitiert bei L Freihen 
V. Chlumecky, .Osterreicli-Ungarn und Italien^ S. 11. 
') Ebenda S. 159, Zitat aus der .Tribuna'. 



Die Balkan-Katastrophe 253 

fafi schleuderte und den alten Zwist zwischen der Monarchie und 
Italien mit neuem Zfindstoffe versah. Das aber konnte unmöglich 
seinen Absichten entsprechen, da er Italiens ja gegen Frankreich 
bedurftei nicht gegen Österreich-Ungarn. 

Sei dem nun wie immer gewesen : jedenfalls handelte man in 
Italien nach diesem Rezept und gab sich der Hoffnung hin, dafl 
nach dem Zusammenbruche des türkischen Reichs, der doch nur 
mehr eine Frage der Zeit sein konnte, Albanien wieder italienisches 
Land werde. 

Allein der Erfflllung dieser verlockenden Pläne stand ein mäch- 
tiges Hindernis im Wege: das Habsburgerreich. Denn auch dieses 
durfte sich in Albanien auf gewisse Rechte stützen» wenn auch von 
wesentlich anderer Art. Wenn es sich auch nicht wie Italien dar- 
auf berufen konnte, dafi Albanien einmal österreichisches Gebiet 
gewesen sei, so konnte es sich doch auf das Protektorat stützen, 
das es schon seit dem Jahre 1615 über die Katholiken Nord- 
albaniens ausübte und das in den Friedensschlüssen von Karlovitz 
1699, Passarovitz 1718, Belgrad 1739 und Sistovo 1791 bestätigt 
worden war. Dies sowie die große Nähe Albaniens gaben 
Österreich-Ungarn das Recht, Angelegenheiten, die Albanien be- 
trafen, aufmerksam zu verfolgen, ja unter Umständen dabei ein 
Wort mitzusprechen; ein Recht, das keinesfalls geringer war als 
das Italiens und überdies den Vorzug hatte, verbrieft zu sein und 
nicht seit Jahrhunderten brachzuliegen. Dieses Verhältnis brachte 
es mit sich, dafi zwischen der Monarchie und Albanien schon lang 
ein Verkehr bestand, der ursprünglich viel lebhafter war als der 
zwischen diesem Land und Italien. 

Marchese A. di San Giuliano, gegenwärtig italienischer 
Minister des Aufiem, erkennt dies in seinen „Briefen über 
Albanien"^) auch unumwunden an, ja er überschätzt den Vor- 
sprung sogar mit Absicht, um seine Landsleute zum Wetteifer 
anzuspornen : 

.Osterreich befindet sich in gflnstigern Verhaltnissen als wir, durch die 
territoriale Nachbarschaft, durch die reichlichem Geldmittel, durch die altern, 
ununterbrochenen Oberileferungen, die beständigere und rationellere Richtung 
seiner internationalen und innera Politik, durch die größere Bedeutung seines 
Handels, die bessere Organisation seiner Marine, seine angenehmem Bezie- 
hungen zum Vatikan und zur Geistlichkeit und durch sein höheres sowie weiter 
zurflckreichendes Machtansehen.* 



^) Deutsch von D. Schulz und W. Wichmann, Leipzig 1913, Dieterichscher 
Verlag, S. 10. 
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Dieser Einfluß der Monarchie stand den albanesischen Wünschen 
Italiens begreiflicherweise sehr im Weg, und die natürliche Folge 
dieses Verhältnisses war eine wachsende Rivalität zwischen beiden 
Mächten, durch die die an sich schon gespannten Beziehungen 
zwischen ihnen sich noch schärfer zuspitzten. 

2 

Selbstverständlich segelte die italienische Propaganda in Alba- 
nien unter der Flagge der Uneigennützigkeit: Italien hatte nur eine 
»Penetration pacifique' im Sinne, gedachte nur der werktätige 
Freund, zu sein, der Albanien aus seiner tiefen Unkultur heben 
und es für die Autonomie vorbereiten wollte, die ihm die Zukunft 
voraussichtlich bringen würde. So das offizielle Italien. 

Ganz anders klangen aber die Stimmen des nichtoffiziellen, 
deren Leitmotiv das »Mare nostro* war; ein Wort, das nur dann 
Sinn hatte, wenn Albanien italienischer Besitz werden sollte. Und 
daß das nichtoffizielle Italien, wie ja immer, die wahre Meinung 
der Öffentlichkeit wiedergab, das bewies der frenetisch^ Beifall, 
den D'Annunzios Drama .La Nave" erntete, in dem der Gedanke 
des »Mare nostro" seine poetische Resonanz fand. 

Aber selbst wenn man von diesen und ähnlichen Kundgebungen 
absieht, so hätte schon die mißgünstige und mißtrauische Auf- 
merksamkeit, mit der man in Italien das Verhalten der Monarchie 
Albanien gegenüber überwachte, die Pläne verraten müssen, mit 
denen es sich hinsichtlich dieses Landes trug; denn die daraus 
sprechende Angst, jene könnte sich Albaniens bemächtigen,''hatte 
doch nur dann einen psychologisch zureichenden Grund, wenn 
man dieses Land für sich selber erhoffte ; der bloß negative Wunsch 
allein, daß es nicht an Österreich-Ungarn fallen dürfe, konnte nicht 
die Ursache dieses reizbaren Argwohns sein, denn gerade die 
alles eher denn unternehmungslustige Politik Goluchowskis gab 
nicht den geringsten Anlaß zu solcher Besorgnis, und eben- 
sowenig rechtfertigte das dienstbeflissene Entgegenkommen, das 
sein Nachfolger Italien gegenüber an den Tag legte, einen der- 
artigen Verdacht. Man schob jenseits der Adria der Monarchie 
eben die eigenen Gelüste unter. 

Man hatte dort um so weniger Ursache zu Befürchtungen, 
als zwischen den beiden Staaten ja ein Abkommen bestand, das 
Albanien für sie zu einem Noli me tangere machte. ^ Ihre Staats- 
männer hatten nämlich in der richtigen Erkenntnis, daß die 
Rivalität um den Einfluß in Albanien — wenn nicht um mehr — 
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der offiziellen Bundesfreundschaft nicht eben förderlich sein konnte, 
Vorsorge getroffen, diesem Wettbewerbe gewisse Grenzen zu setzen, 
so daß er auf das wirtschaftliche und kulturelle Gebiet beschränkt 
bleiben sollte. Von dieser Absicht geleitet, hatten die beiden 
Regierungen schon im Jahre 1897 ein Abkommen getroffen, wo- 
nach in Albanien der Statusquo erhalten bleiben sollte. Drei Jahre 
später wurde diese Vereinbarung durch Graf Goluchowski und 
Marchese A^sconti-Venosta erneuert, worauf dieser auch in der 
Kammer hinwies, als Guicdardini und andere Deputierte ob des 
»von Osterreich -Ungarn bedrohten Albaniens" Lärm schlugen, 
18. Dezember 1900. 

Dieses Abkommen entsprach dem tatsächlichen Bedürfnisse 
beider Staaten: 'da keiner Albanien dem andern gönnte, sollte es 
keiner besitzen.^ Der Charakter dieser Vereinbarung war also ein 
durchaus negativer. Außerdem auch ein provisorischer, denn wie 
lange der Statusquo noch dauern würde, war im Hinblick auf den 
Zerfallsprozeß im türkischen Reiche ganz ungewiß. 

Natürlich hatten die beiden Regierungen auch diese Möglich- 
keit in Betracht ziehen müssen, um durch den immerhin denk- 
baren plötzlichen Eintritt eines Wandels auf dem Balkan nicht 
überrascht zu werden. \^sconti-Venostas Nachfolger, Prinetti, hatte 
denn auch in der Kammer erklärt, falls sich der Statusquo in 
Albanien nicht aufrechterhalten lassen sollte, würde Italien die 
Entwicklung Albaniens zu einem selbständigen Staate mit Wohl- 
wollen betrachten und gemeinsam mit Österreich-Ungarn in abso- 
luter Uneigennützigkeit unterstützen, 23. Mai 1901. 

So erfreulich diese Erklärung des Ministers aber auch für die 
Monarchie klingen mußte — sofern man sie daselbst ernst nahm — , 
so wenig angenehm mochte sie seine Landsleute berühren, und 
darum hatte er sich auch beeilt, dazuzusetzen : einstweilen wolle er 
alles tun, um den Einfluß Italiens in Albanien zu verstärken; ein 
Zusatz, der die früher betonte »Uneigennützigkeit* Italiens in einem 
seltsamen Lichte zeigte und damit zugleich die Gefahr, die für 
das Bundesverhältnis der beiden beteiligten Staaten in diesem 
Provisorium lag. San Giuliano äußerte darum auch seine Bedenken 
dagegen: das Abkommen sei wohl dem Inhalte nach richtig und 
entspreche dem italienischen Standpunkt; es sei jedoch fraglich, 
.ob sich der Verlauf der künftigen, vielleicht nicht mehr allzufem 
liegenden Ereignisse in die starre Klammer dieser diplomatischen 
Formel zwingen lasse* ?^X Seine Besorgnis war um so größer, als er 

1) .Biiefe über Albanien-, S. 12. 
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an die Fähigkeit Albaniens» ein selbständiges Staatswesen zu bilden, 
vorläufig nicht zu glauben vermochte und diese Lösung des Adria- 
problems für die unwahrscheinlichste hielt ^) Die möglichst lange 
Dauer des territorialen Statusquo im Adriagebiete erschien ihm 
daher im Interesse beider Staaten sehr wünschenswert, und er be- 
zeichnete .die Aufrechterhaltung der unantastbaren Obergewalt des 
Sultans» verbunden mit notwendigen und angemessenen Neue- 
rungen, für deren gesetzliche Anwendung wirksame Garantie ge- 
leistet werden müsse, als die einzige Lösung des Adriaproblems, 
die Italien befürworten könne. Nur auf dieser Grundlage und 
innerhalb dieser Grenzen dürfe Italien seinen Einfluß und Handel 
in Albanien ausdehnen und befestigen*.*) 

Es war demnach ein durchaus negatives Programm, zu dem 
sich dieser Staatsmann damals — 1901 — bekannte und dem er 
gleich im ersten seiner «Briefe über Albanien" ') mit den Worten 
Ausdruck gab: 

.Italien kann und soU nicht nach europäischem Territorialbesitze jenseits 
seiner natürlichen Grenzen streben, aber es hat ein alleremstestes Interesse, 
zu verhindern, dafi zu seinem Nachteil die Ordnung am Adriatischen Meere 
und das gegenwartige Machtverhältnis zu demjenigen der österreichischen 
Monarchie eine Veränderung erfahre." 

Diese Auffassung entsprach wohl kaum den Ansichten der 
Mehrzahl seiner Landsleute und sicherlich auch seinem eigenen 
Herzenswunsche nicht; aber als nüchterner Realpolitiker, der mit 
gegebenen Tatsachen rechnete, nicht mit leidenschaftlichen Gefflhlen 
hielt er eine Politik, wie sie dem wachsenden Machtdrange seiner 
heißblütigen Landsleute entsprochen hätte, für zu gefährlich, um 
sie befürworten zu können. Die Monarchie war trotz ihrer 
innem Wirren noch viel zu stark, als daß Italien es mit einiger 
Aussicht auf Erfolg hätte wagen können, sich gegen ihren Willen 
Albaniens zu bemächtigen. ' Nur wenn ihre Kräfte anderweitig in 
Anspruch genommen werden sollten, war daran zu denken. Vor- 
läufig galt es darum, wenil auch schweren Herzens, auf den terri- 
torialen Besitz Albaniens zu verzichten. Bis dahin aber mußte man 
es auf unblutigem Wege zu erobern suchen, auf daß es, wenn die 
Zeit gekommen war, Italien in den Schoß falle wie eine reife Frucht. 
Zu diesem Zwecke galt es, wirtschaftliche Brücken über die Adria 
zu schlagen, auf denen italienische Waren und mit ihnen italienisches 
Wesen den Weg ins Herz Albaniens finden sollten. Wie dies zu 

^) .Briefe über Albanien', S.99. 
s) Ebenda, S. 105. 
3) Ebenda, S. 10. 
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geschehen habe, darflber gab San Giuliano seinen Landsleuten 
folgenden Rat: 

.In der Zwischenzeit ist es nötig, tinsem Einfluß in Albanien zu erhalten 
und zu erweitem» und zwar durch Schiffahrtslinien, Postämter, Konsulate, 
Handelsagenturen, Schulen, Wohlfahrts- und Fürsorge-Einrichtungen, Banken 
zu eventueller Kreditleistung für Eisenbahnbauten; kurz: durch alle Mittel fried- 
lichen und kulturfördemden Charakters, welche vereinbar sind mit der schuldigen 
Ehrfurcht, die der Oberhoheit des Sultans gebflhrt' i) 

3 

Die Italiener ließen sich diesen klugen Rat gesagt sein und 
gingen mit leidenschaftlichem Eifer ans Werk. Und dieses Feuer 
war keineswegs bloßes Strohfeuer, sondern mit zäher Tatkraft 
und umsichtiger Klugheit gepaart. Leopold Freiherr v. Chlumecky 
berichtet hierflber: 

»Eigene Organe wie die .Nazione Albanese* wurden geschaffen, Kongresse 
Aber Kongresse abgehalten, alles nur zu dem Zwecke, die öffentliche Meinung 
aufzurütteln und Italien für Albanien zu interessieren. Fast an Jedem wichti- 
geren Orte bildete sieh ein Verein oder Komitee, welches sich die gleiche Auf- 
gabe stellte, und die in Italien lebenden Albanesen sorgten dafür, daß der Kon- 
takt zwischen den beiden Adriaküsten zu einem noch lebhafteren gestaltet werde.' *) 

Italienische Agenten fiberschwemmten Albanien, italienische 
Konsulate vertraten die Handelsinteressen Italiens, italienische 
Schulen sorgten für die Verbreitung italienischer Sprache und ita- 
lienischen Geistes, kurz: die Italiener gebürdeten sich, als wäre das 
Land tatsächlich schon in ihrem Besitze, als wflre es nur mehr eine 
italienische Provmz,') und venieten dadurch ihre Absichten so 
deutlich, daß nur naivste Arglosigkeit an die Uneigennfitzigkeit 
ihres Vorgehens glauben konnte. 

Ganz anders verhielt man sich in der Monarchie. Von solcher 
Rührigkeit war da nichts zu bemerken. Der passive, mattherzige 
Charakter der Goluchowskischen Politik zeigte sich auch hier, und 
er fand eine kongeniale Unterstützung in der Bequemlichkeit und 
dem krassen Mangel an Unternehmungsgeist, die in Osterreich nun 
einmal an der Tagesordnung sind. 

So kam es, dafi die Monarchie, trotzdem ihre ursprüngliche 
Situation günstiger war als die ihrer Rivalin, in Albanien immer 
mehr an Boden einbüfite, dafi schon ein einziges Dezennium ge- 
nügte, die Verhältnisse daselbst zu ihren Ungunsten zu ändern. 
Chlumecky äufiert sich hierüber f olgendermafien : 

^) .Briefe über Albanien', S. 10. 
*) .Österreich-Ungarn und Italien', S. 160. 
*) Ebenda, S. 165 u. 213. Zitat aus dem Buche des Italo-Albanesen An- 
selmo Lorecchio, .11 Pensiero Politico Albanese', Roma 1905. 

Sotnosky, Die Balkanpolitik Österreich-Ungarns, ü. 17 
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•Der Wandel, der sich in dieser Zeit vollzogen, wird demjenigen ganz be- 
sonders auffallen, der — wie der Verfasser — Albanien Mitte der neunziger 
Jahre kennen gelernt und es dann acht Jahre später wieder betreten. Damals, 
vor zehn Jahren, war die kommerzielle Position Österreich-Ungarns eine domi- 
nierende, die Sympathien für die Monarchie entschieden vorwiegend. Heute 
(im ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts) fühlen wir uns in einem in voller 
Italianisierung begriffenen Lande, und allerorts empfinden wir die uns feind- 
lichen Wellen einer hochgespannten Strömung von Sympathie, welche den 
Kanal von Otranto hinüber und herüber eilt* ^) 

Noch ungünstiger als auf ökonomischem Gebiete gestalteten 
sich in Albanien die Verhältnisse für die Monarchie auf kulturellem, 
denn infolge der zahlreichen Italiener, die nach Albanien kamen, 
und besonders der vielen italienischen Schulen breitete sich die 
italienische Sprache und mit ihr italienisches Wesen längs der Küste 
immer mehr aus. Und die Ironie des Lebens fügte es so, daß es 
just die Monarchie war, die ihrer Rivalin dazu die Wege geebnet 
hatte, denn in allen Schulen, die es schon vor Italien in Albanien 
errichtet hatte, war die Unterrichtssprache italienisch, da es Mis- 
sionäre italienischer Nationalität waren, die Osterreich nach Albanien 
gesandt hatte, um für die katholische Kirche Anhänger zu werben. 
Was diese aber an Gläubigen gewinnen mochte, verior dafür die 
Monarchie an Anhängern, denn es lag in der Natur der Sache, 

^) .Österreich-Ungarn und Italien', S. 160. Dieser verdienstvolle 
Autor gibt auch eine Reihe von Beispielen, die diesen Umschwung zum Nach- 
teile der Monarchie in anschaulicher Weise illustrieren. So fahrt er unter 
anderem nach einer Zusammenstellung des damaligen Sekretärs der Wiener 
Handels- und Gewerbekammer, Richard Riedel (auch Verfasser der bereits 
erwähnten Publikation über die Sandschakbahn) folgende Daten an, die den 
Anteil der Monarchie und Italiens am Gesamtverkehre nach Skutari in Prozenten 
darstellen (S. 191—194). Es sind demnach entfallen 

auf Österreich auf Italien 

Im Jahre Lloyd Ragusea PugUa 

1901 46 40 14 

1902 48,7 31.7 14,4 

1903 45,8 27,7 26,5 

1904 22,2 23,7 43,5 

1905 8.9 14.9 56,7 

Ebenso unerfreulich für die Monarchie war in jenen Jahren das Export- 
verhältnis beider Staaten hinsichtlich des Vilajets Janina. Der Wert der Waren- 
einfuhr daselbst hat nämlich betragen (in Liren): 

aus Italien 
438450 
899060 
1167650 
1546561 
1709800 



Im Jahre 


aus Österreich-Ungarn 


1900 


2035475 


1901 


1749930 


1902 


1706060 


1903 


1673350 


1904 


1723510 
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daß die italienisch unterrichteten Kinder zu Freunden Italiens 
herangezogen wurden, nicht zu solchen Österreichs. Mit berech« 
tigter Bitterkeit schreibt daher Chlumecky: 

jpWäre es nicht so unendlich traurig, so könnte man eine blutige Satire 
darüber schreiben, wie wir fürsorglich jahrelang nicht unbedeutende Geldmittel 
dafür aufwenden« um den Albanesen, über welche einen dauernden Einflufi zu 
gewinnen wir uns bemühten, die Kenntnis gerade desjenigen Idioms beizu- 
bringen, das wenige Seemeilen weit das herrschende ist, und in welchem nun- 
mehr der Haß und die Feindschaft gegen den einstigen Lehrer gepredigt wird 1 
Gegen die naive Monarchie, welche in ihrer Kurzsichtigkeit gar nicht daran 
dachte, dafi Italien einmal seine Hand über die Meerenge strecken könne und 
um so sicherer herübergreifen werde, wenn wir in so liebenswürdiger Weise 
ihm den Boden geebnet haben.* ^) 

San Giuliano aber bemerkt mit verhaltener Ironie hiezu: 

«Durch seine religiöse Propaganda sorgt Osterreich also auf eigene Kosten 
für die Verbreitung der italienischen Sprache, und diese, als bestes Obertragungs- 
mittel far Gedanken und Gefühle, wirkt selbsttätig im entgegengesetzten Sinne 
als dem von Osterreich beabsichtigten.") 

Ein Umstand, der das Verhältnis noch mehr zum Nachteile 
der Monarchie verschob, waren auch die engen verwandtschaft- 
lichen Beziehungen, die durch die Heirat des Kronprinzen und 
nunmehrigen Königs von Italien mit der Tochter des Fürsten von 
Montenegro entstanden waren, denn dadurch vermochte Italien auf 
dem östlichen Adriaufer einen Stützpunkt für seine Balkanpolitik 
zu gewinnen und auch von dort aus seine Fäden über Albanien 
zu spinnen. 



III 
Tripolis 

1 

Da Italien voriäufig keine Aussicht hatte, seine albanischen 
Wünsche verwirklichen zu können, fühlten sich seine Staatsmänner 
bemüfiigt, sich nach einem andern Ziele für den heftigen Expan- 
sionsdrang ihrer Landsleute umzusehen, denn es galt, ihm ein 
Ventil zu geben, wenn er nicht Unheil stiften sollte. Dieses Ventil 
war bald gefunden: es hieß Tripolis. 

Gleich Albanien stand dieses Land schon seit Jahren auf der 
Wunschliste Italiens, seit der Zeit, da ihm Frankreich bei Tunis 

1) .Österreich-Ungarn und Italien", S. 163. Siehe auch die 
Broschflre »Die Wahrheit über das Vorgehen der Jungtürlcen in 
Albanien • von E. b. V., Wien 1911, C. Fromme. S. 42. 

*) »Briefe über Albanien", S. 49. 
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zuvorgekommen war und es sich genötigt gesehen hatte, auf dieses 
zu verzichten. Hatte Cialdini seinerzeit Freydnet gegenüber auch 
erklärt, Italien könne in Tripolis keinen vollwertigen Ersatz fOr 
Tunis sehen, ^) so war Italien doch nichts anderes flbrig geblieben, 
als sich fortan mit der Hofftiung auf Tripolis zu bescheiden. Es 
befreundete sich aber mit diesem Los um so eher, als es von selten 
der Mächte anscheinend keinen Widerstand zu besorgen brauchte. 

Am wenigsten von England, von dem es ja geradezu er- 
muntert worden war, Tripolis zu nehmen« Hatte Salisbuty doch 
schon gelegentlich des Berliner Kongresses Delaunay auf Tripolis 
hingewiesen und zwölf Jahre später, 1890, dem italienischen Ge- 
schäftsträger Catalani gegenüber sogar erklärt, die Besetzung von 
Tripolis durch Italien sei im Interesse Europas unbedingt not- 
wendig, damit das Mittelmeer kein französisches Binnengewässer 
werde. *) 

Auch Österreich-Ungarn hatte Italien in dieser Angelegenheit 
seines Einverständnisses versichert. Baron Haymerle hatte die ita- 
lienische Regierung wissen lassen, daß die Monarchie jedem den 
italienischen Interessen in der tunesischen Frage günstigen Vor- 
schlag und gegebenenfalls einer Erwerbung von Tripolitanien 
»mit Vergnügen" zustimmen werde.') Auch hatte sich Graf Kalnoky, 
wenngleich kühler, aber doch zustimmend dem Grafen Nigra, da- 
mals Vertreter Italiens in Wien, gegenüber ausgesprochen: Öster- 
reich-Ungarn habe, so sagte er, keine Bedenken dagegen, daß 
Italien, wenn die Gelegenheit sich böte, eine Entschädigung an 
der afrikanischen Küste erlange ; er mache aber darauf aufmerksam, 
daS es von höchster \Mchtigkeit sei, die Türkei nicht in die Arme 
Rußlands oder Frankreichs zu treiben. Auch könne er Italien bei 
dessen Unternehmen gegen Tripolis keinen materiellen Beistand 
leisten. *) 

Selbst Frankreich — Ferry zu Menabrea im Mai 1884 — 
hatte erklärt, daß es gegen die Besetzung von Tripolis nichts ein- 
zuwenden habe.') 

Und was ebenfalls von Wichtigkeit war: Sid Hassuna Kara- 
manli, das Haupt der Familie, die in Tripolis seit 1835 eine füh- 
rende Rolle spielte, sprach sich zugunsten Italiens aus. In einem 

») F. Crlspl, .Memoiren*, S. 108. 
») Ebenda, S. 466. 
*) Ebenda, S. 124. 
«) Ebenda, S. 474. 
*) Ebenda. 
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Briefe des italienischen Agenten aus Tripolis vom 7. August 1890 
hieß es: 

. . . . Sid Hassana Karamanli zeigte sich, da er überzeugt ist, daß, wenn 
wir nicht zugreifen, Tripolitanien von andern olücupiert werden wflrde, be- 
reit, die italienische Besetzung zu unterstützen; er sagte, er verfüge über die 
gesamten Streitkräfte der BergbevOllcerung, deren Sympathien ihm gehörten. 
Er brauche jedoch, um das Terrain zu sondieren, Zeit und Geld, nicht für sich, 
sondern für die Scheichs. Eine Form der Regierung, Ähnlich der in Tunesien, 
wflrde er annehmen. So, sagte er, würde das Eingreifen der Araber verhindert 
und dem Lande der Frieden gegeben werden können. Er verkennt nicht den 
Widerstand, den die Türkei erheben könnte, doch würde die Türkei, wenn 
keine Hilfe von den Arabern zu erwarten sei, der italienischen Macht weichen.*^) 

Aber trotz dieser günstigen Bedingungen konnte man sich in 
Italien nicht entschließen, den entscheidenden Schritt zu tun. Offen- 
bar, weil man sich selber noch für zu schwach, die Türkei aber für 
zu stark hielt. Zudem war man Prankreichs doch noch nicht sicher, 
trotzdem man 1899 und 1904 mit ihm Abkommen getroffen hatte, 
in denen man seine Festsetzung in Marokko anerkannte, wogegen 
es den Bestrebungen Italiens betreffs Tripolis kein Hindernis in den 
Weg zu legen versprach. Diesem Wohlwollen zuliebe hatte Italien 
Frankreich auch in der Konferenz von Algeciras Sekundantendienste 
geleistet, die nicht ganz zu seinen Bundespflichten gegenüber 
Deutschland stimmten. Dennoch vermochte es sich angesichts der 
stetigen Ausdehnung der französischen Machtsphäre in Nordafrika 
nicht eines wachsenden Unbehagens zu erwehren und begann um 
den tripolitanischen Zukunftsbesitz zu bangen. Wenn es nicht bald 
Zugriff, so konnte es geschehen, dafi ihm Frankreich zuvorkam, 
trotz aller Abmachungen. Die Stimmung im eigenen Lande war 
jetzt hierzu günstig, denn man war sehr unternehmungslustig, 
und wenn dieser Drang zunächst auch einem andern, nähern Ziele 
galt, so konnte es bei der Leichtbeweglichkeit des italienischen 
Volkscharakters voraussichtlich nicht schwerfallen, ihm eine andere 
Richtung zu geben. Zudem fühlte man sich militärisch, maritim 
und finanziell stark genug, eine Aktion gegen Tripolis zu wagen. 

Trotzdem hätte man sich aber zu diesem Schritte vielleicht 
noch nicht entschlossen, wenn nicht ein Umstand dazugekommen 
wäre, der den Zeitpunkt hierzu sehr günstig erscheinen ließ: die 
überaus schwierige innere Lage des türkischen Reichs. 

2 
Diese liefi immer deutlicher erkennen, dafi der vermeintliche 
Verjüngungsprozefi der Türkei in Wahrheit nichts anderes war als 

*) F. Crispi, .Memoiren*, S. 484f. 
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eine täuschende Verfallserscheinung. Der jungtürkische Geist ver- 
mochte den siechen Organismus des Reichs nicht nur nicht zu 
beleben, sondern er beschleunigte im Gegenteile dessen Zersetzung. 
Doktrinär und gewalttätig, wie alle zur Herrschaft gelangten Revo- 
lutionäre, wollten seine Anhänger ihm unbedingt Geltung ver- 
schaffen, auch dort, wo es durchaus unangemessen war, und sie 
bedienten sich dabei derselben Mittel wie der Despotismus Abd ul 
Hamids. Die Freiheit, die sie meinten, bestand eben, wie seit 
jeher bei allen Umsturzleuten, in der brutalsten Unterdrückung 
jeder andern Freiheit. Die Folge davon war, daß sie überall auf 
HaS und Widerstand stießen, und dafi Zwist und Zerfall, wohin 
sie kamen, ihren Spuren folgten. Seit sie die Zügel des türkischen 
Reichs an sich gerissen hatten, wurde dieses unaufhörlich von 
wilden Krämpfen durchrüttelt, die es erschöpften und lahmten, 
während immer neue, häßliche Schwären an seinem durchseuchten 
Körper aufbrachen. Wie bitterste Ironie klang es, daß die Partei, 
die diese Verheerungen angerichtet hatte, sich selbstbewußt »Ko- 
mitee für Einheit und Fortschritt* nannte. Sie hätte sich mit 
mehr Recht als Komitee für Zwiefa'acht und Rückschritt bezeichnen 
können ... 

Immer bedenklicher bebte und krachte das morsche Gerüste 
des weitläufigen Reichs. In Kleinasien war es schon im Jahre 1909 
zu Massenmetzeleien an Armeniern gekommen. Im selben Jahre 
nahmen auch die Unruhen in Arabien einen bedrohlichen Cha- 
rakter an, der die dort schon erschütterte türkische Herrschaft 
ernstlich in Frage stellte, sich, von außen genährt, ^) auch durch die 
folgenden Jahre hinschleppte und der Pforte viel Menschen- und 
Geldopfer verursachte. Im Jahre 1910 erhoben sich auch die 
Drusen in Syrien, die erst im folgenden Jahre niedergeworfen 
werden konnten. Nicht besser als in Asien stand es auf Kreta, 
wo die Griechen sich nach dem Abzüge der Truppen der vier 
Schutzmächte, 27. Juli 1909, immer anspruchsvoller als Herren ge- 
bärdeten und schon einen Zustand geschaffen hatten, der die Zu- 
gehörigkeit der Insel zum türkischen Reiche nur mehr als Illusion 
erscheinen ließ. 

Noch schlimmer aber als diese an der Peripherie des türkischen 
Reichs entbrannten Aufstände wurden für die Pforte die im Innern, 

^) Der rebellische Scheich von Assir, Seid Idriss, erfreute sich sowohl 
englischer als italienischer Unterstützung. Für die letztere zeugte die Beschlag- 
nahme eines italienischen Dampfers in Hodeida, der Seid Idriss Waffen liefern 
wollte. C. V. Sax, .Machtverfall', 5.531. 
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auf dem Balkan. Hier waren es vor allem die Albanesen, die, 
seit jeher unbotmflfiig, sich gegen das jmigtarkische Regiment auf- 
lehnten. Ursprünglich dessen eifrige Anhänger, die an dem Ge- 
lingen der jungtOrkischen Revolution keinen geringen Anteil ge- 
habt hatten, sahen sie sich alsbald von ihren vermeintlichen Freun- 
den bitter enttauscht. Anstatt von ihnen den erhofften Lohn m 
Gestalt der schon langst begehrten Sonderstellung zu erhalten, 
erkannten sie, dafi das neue Regiment von der Entwicklung ihres 
nationalen Lebens ebensowenig wissen wollte wie der Despotis- 
mus Abd ul Hamids und deshalb sogar die Einführung des albani- 
schen Alphabets unterdrückte, um ihnen dafür das arabische auf- 
zuzwingen.^) Darüber kam es im Frühjahr 1910 zwischen den 
Albanesen und den türkischen Truppen zu blutigen Kämpfen, die 
erst durch ein großes militärisches Aufgebot unter Torgut Pascha 
zu Gunsten der Pforte entschieden werden konnten und mit einer 
allgemeinen Waffenauslieferung von selten der unterworfenen Alba- 
nesen endeten.') 

Aber der Friede sollte nicht von langer Dauer sein, denn 
schon im Frühling des folgenden Jahrs erhoben sich wieder die 
Malissoren in Oberalbanien und fanden bei Montenegro, mit dem 
sie sonst immer in Fehde lebten, diesmal bezeichnenderweise Unter- 
stützung. Als die Pforte, dadurch gereizt, an der montenegrini- 
schen Grenze Truppen zusammenzuziehen begann, nahm sich 
Rußland seines «einzigen Freundes" an und richtete an sie eine 
warnende Note, 23. Mai 1911. Österreich-Ungarn aber trat zu 
Gunsten der seinem Protektorate unterstehenden katholischen Alba- 
nesen ein und empfahl der Pforte ein nachsichtigeres Vorgehen in 
Albanien. Konstantinopel befolgte diesen Rat auch wirklich. Der 
friedliebende Sultan Mohammed gewährte den Albanesen Amnestie, 
Steuemachlässe, Zulassung des albanesischen Alphabets, Eröffnung 
neuer Schulen mit albanesischer Unterrichtssprache sowie sonstige 
Zugeständnisse und berief den ihnen durch seine Strenge ver- 

^) Es gab in Albanien verschiedene Alphabete, unter denen es aber nur 
zwei zu ernster Bedeutung brachten: das lateinische, das in den Ö8terreic;hischen 
und italienischen Schulen gebraucht wurde, und besonders ein von den Oe. 
trüdern Fraschri ersonnenes Alphabet, das aufier den lateinischen Lettern auch 
griechische Buchstaben enthielt. Auf dem Albanesenkongresse von Monastir 
wurde nun bestimmt, dafi fortan nur diese zwei Alphabete zu gelten hätten. 
Siehe darüber die bereits erwähnte lesenswerte Broschüre «Die Wahrheit 
über das Vorgehen der Jungtürken in Albanien* von E. c. V. 

*) Es sollen nicht weniger als 147000 Gewehre und fast 600000 Patronen 
abgeliefert worden sein. Ebenda, S. 36. 
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haßten Torgut Pascha von seinem Posten ab. Gegen Ende August 
war der Aufstand erloschen. 

Aber die Türkei sollte trotzdem nicht zur Ruhe kommen; es 
stand vielmehr für sie eine neue schwere Prüfung bevor. 

3 

Jetzt schien es Italien an der Zeit zu sein, seine Absicht auf 
Tripolis auszuführen. Die Türkei war durch die vorausgegangenen 
Kämpfe politisch erschüttert, finanziell erschöpft und auch mili- 
tärisch geschwächt, denn ihr Heer hatte, namentlich in Arabien, 
schwere Verluste erlitterLund befand sich infolge der begonnenen 
Reorganisierung in ^nem Obergangsstadium, das seine Schlag- 
fertigkeit verminderte. Zudem herrschte im Offizierkorps ein zer- 
setzender Zwist Was aber im Hinblick auf die geplante Expe- 
dition die Hauptsache war: die Flotte war zu jeder großem 
Aktion völlig außerstande, konnte somit weder den italienischen 
Truppentransportschiffen gefährlich werden noch auch eigene Streit- 
kräfte in das von regulären Truppen fast völlig entblößte Tripoli- 
tanien schaffen. Die Türkei war demnach daselbst so viel wie 
wehrios. Italien brauchte also nur zuzugreifen. 

Und es griff zu. Nur eines Vorwandes dazu bedurfte es. 
Und da die Diplomaten immer einen finden, wenn sie ihn suchen, 
so war man in Italien darum nicht verlegen. Man hielt sich über 
die Schwierigkeiten auf, die die ottomanische Regierung den in 
Tripolis ansässigen Italienern — aus guten Gründen — in den 
Weg legte ^) und bauschte diese Angelegenheit künstlich zu einem 
Casus belli auf, indem man von einer Gefährdung der italienischen 
Kolonie in Tripolis und von auffallenden türkischen Truppen- 
sendungen nach Truppensendungen dahin sprach. 

Ohne das Entgegenkommen der erschreckten Pforte zu be- 
achten, richtete die italienische Regierung am 28. September 
1911 ein Ultimatum an sie, worin sie ihr die bevorstehende Be- 
setzung von Tripolitanien und der Cyrenaika ankündigte und von 
ihr verlangte, daß sie diesen durch ihre Stellung notwendig ge- 
wordenen Maßnahmen keine Schwierigkeiten bereite. Binnen vier- 

^) Mit Recht verhielt sich die Pforte gegen die Bemühungen der Ita- 
liener, Tripolis wirtschaftlich und kulturell zu einer Filiale Italiens zu machen, 
mißtrauisch und ablehnend. Sie erschwerte tunlichst die von Italienern ge- 
planten .wissenschaftlichen' Expeditionen ins Innere des Landes und unter- 
sagte den einheimischen Kindern auch den Besuch der von italienischen Geist- 
lichen und Ordensschwestern geleiteten Schulen. C. v. Sax,,MachtverfalP, 
S.592f. 
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undzwanzig Stunden verlangte sie Antwort, widrigenfalls sie sofort 
zur ^usfflhrung ihrer Absicht schreiten werde. 

Vergebens hielt die Pforte die gestellte Frist ein und erbot 
sich zu wirtschaftlichen Zugestandnissen, falls die angekündigte 
Besetzung unterlassen werde. An dem Schicksale Tripolitaniens 
vermochte sie nichts mehr zu andern. Darüber hatte der Mini- 
sterrat in Rom schon langst beschlossen, und dieser bedauerte 
höchstens, dafi die Antwort der Pforte nicht schroffer ausgefallen 
war, denn das hatte diesen Oberfall mitten im Frieden etwas be- 
schönigt. Durch ihr entgegenkommendes Verhalten aber mußte 
das Vorgehen Italiens doppelt kraß erscheinen. / 

Man hatte — wider alles Völkerrecht — den Ablauf der ge- 
stellten Frist übrigens gar nicht abgewartet, denn der Herzog der 
Abruzzen, der das italienische Adriageschwader befehligte, hatte 
in unbezähmbarem Drange, sich durch eine Heldentat zur See zu 
verewigen, schon zwei Stunden vor Ablauf der Frist ein türkisches 
Kanonenboot, das arglos den Hafen von Prevesa verlassen hatte, 
in den Grund gebohrt; eine Tat, die einigermaßen an die Komödie 
von Saarbrücken im Juli 1870 erinnert . . . 

An demselben Tage, 29. September, erfolgte die Kriegserklä- 
rung Italiens, am 3. und 4. Oktober das Bombardement und am 
5. Oktober die Besetzung der Stadt Tripolis durch die Italiener. 

Diese hatten damit ein Korsarenstück geleistet, wie man es 
in unseren Tagen nicht hatte für möglich halten sollen. Als 
solches wurde ihr Vorgehen denn auch von der Presse ganz 
Europas mehr oder minder scharf verurteilt;^) ausgenommen na- 
türlich die Wiener offiziösen und halboffiziösen Blatter, die sich 
wie immer, so auch diesmal, als beredte Anwalte Italiens gaben. 

Aber trotz dieser allgemeinen Verurteilung des italienischen 
Vorgehens dachte doch keine von den Machten daran, Italien in 
den Arm zu fallen; sie entrüsteten sich zwar, aber sie ließen es ruhig 
geschehen, daß die Türkei auch um ihren letzten afrikanischen 
Besitz gebracht wurde. Und darin unterschied sich ihre gegen- 
wartige Haltung so wesentlich von der, die sie drei Jahre früher 
der Monarchie gegenüber wegen der Annexion an den Tag ge- 
legt hatten. Wahrend sie damals Himmel und Hölle in Bewegung 
zu setzen gesucht, um Osteneich-Ungam zu einem Canossagange 
zu zwingen, und sich gebärdet hatten, als kennten sie kein wich- 

^) Derb, aber treffend schrieb die russische Zeitung «Rjetsch*: .Es ist 
schwer, sich ein Dokument vorzustellen, das jedes Schamgefühls ebenso ent- 
behrt wie das italienische Ultimatum, das an die Sprache CfisarBorgias erinnert.' 
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tigeres Interesse als die Integrität der Türkei: rührten sie jetzt 
keinen Finger für diese. Und dieser Unterschied war um so 
krasser, wenn man bedenkt, daß es sich bei der Monarchie ledig- 
lich um die Umwandlung eines alten Provisoriums in ein Defini- 
tivum gehandelt hatte und um ein Gebiet, das sie im Auftrage 
der Machte besetzt und sich unter schweren Blut- und Geldopfem 
erworben hatte: bei Italien aber um einen mutwillig vom Zaune 
gebrochenen Vorwand für einen Raubzug. 

\fie erklärt sich nun der scheinbare Widersinn dieses Ver- 
haltens? Einfach daraus, dafi es sich damals um eine Macht ge- 
handelt hatte, in der die Tripleentente den Verbündeten Deutsch- 
lands verfolgte, diesmal jedoch um einen Staat, mit dem sie es 
nicht verderben wollte, um ihn dem Dreibund abtrünnig zu machen. 

Weit peinlicher als die Lage der drei Ententemächte hinsicht- 
lich des fiandstreichs der Italiener war die der beiden Dreibund- 
mächte. Wie vor drei Jahren, so geriet Deutschland auch diesmal 
in einen Konflikt zwischen seiner Bundesgenossenpflicht und seiner 
Freundschaft mit der Türkei; nur daß es ihm diesmal unendlich 
schwieriger fallen mufite, sich für den Bundesgenossen zu er- 
klären, da dieser seinem unerhörten Vorgehen auch nicht die Spur 
eines Rechtsscheins zu geben vermochte. Dennoch unternahm 
es keinen Schritt, um der Pforte zu helfen . . . 

Auch für Österreich-Ungarn war die Lage sehr heikel. Gleich 
Deutschland konnte es auch ihm keineswegs erwünscht sein, 
wenn das Gefüge des türkischen Reichs abermals gelockert und 
dadurch die Gefahr einer neuen Balkankrise heraufbeschworen 
wurde. Anderseits aber mußte es ihm erwünscht sein, wenn der 
italienische Expansionsdrang, der seinen Frieden so lange schon 
bedrohte, eine andere und so entlegene Richtung erhalten hatte. 
Das schien auf den ersten Blick eine gewisse Gewähr dafür zu 
bieten, daß die Gelüste Italiens auf Trient, Triest und Albanien 
nun für eine Weile schweigen würden, zumal da die italienische 
Regierung am Tage nach ihrem Ultimatum ausdrücklich erklärt 
hatte, den Statusquo auf dem Balkan nicht anzutasten. 

Allein der Angriff des Herzogs der Abruzzen auf Prevesa und 
das hartnäckige Kreuzen italienischer Schiffe an der albanesischen 
Küste zeigten, daß man in Italien über Tripolis Albanien keines- 
wegs vergessen hatte und die Hoffnung, die Monarchie werde in 
der Adria vor italienischen Obergriffen nunmehr sicher sein, nicht 
ganz so berechtigt war, als sie dies zu sein schien. Es bedurfte 
wiederholter Vorstellungen von seiten des Grafen Ährenthal bei 
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der italienischen Regierung, um diesen Beunruhigungen der alba- 
nesischen Küste ein Ende zu machen. 

In jenen Kreisen der Monarchie, denen deren Aufschwung 
am Herzen lag und in denen man eine tatkräftige Politik wOnschte, 
war man der Ansicht, sie dflrfe sich diese Gelegenheit, mit Italien 
reinen Tisch zu machen, nicht entgehen lassen. Der Hauptvertreter 
dieser Auffassung war der Chef des Generalstabs , General der 
Infanterie Franz Preihen Conrad v. Hötzendorf. Ein anderer An- 
hänger dieser Meinung, Leopold Freihen v. Chlumecky, schrieb 
aus diesem Anlafi in der »Osterreichischen Rundschau' : 

,Es drängt sich nun die Frage auf, ob es nicht heute gerade unsere 
Pflicht ist, von Italien als Preis für unser nachsichtiges Qewihrenlassen einen 
leierlichen, fflr alle Zukunft gültigen Verzicht auf jedwede weitere politische 
und wirtschaftliche Betätigung in Albanien zu fordern? Man sage nicht, daß 
dies ein zu hoher Preis seil Als Österreich-Ungarn, das infolge eines europä- 
ischen Mandats Bosnien und die Herzegovina okkupierte, diese Länder drei 
Jahrzehnte lang verwaltet, sie mit großen Opfern der Kultur und Zivilisation 
zugeführt hatte, eine einfache Änderung im Besitztitel dieser Länder durch- 
führen wollte, da mußte es hierfür einen Ungeheuern Preis zahlen.' ^) 

Naive Gefühlspolitiker wflrden sich vermutlich entrüstet haben, 
wenn die Monarchie diesen Rat beherzigt und die günstige Ge- 
legenheit benutzt hatte, mit Italien abzurechnen, denn ein solches 
Vorgehen wäre in ihren Augen zweifellos unedelmütig und rück- 
sichtslos gewesen. 

Allein mit Edelmut lassen sich in der Politik nun einmal keine 
Erfolge erzielen, und Rücksicht hat ein Staat in erster Linie auf 
seine eigenen Interessen zu nehmen; die geboten aber in diesem 
Falle, die Inanspruchnahme Italiens durch Tripolis zu benutzen, 
nicht um dem Bundesgenossen Land wegzunehmen, woran kein 
vernünftiger Mensch dachte, sondern blofi, um ihn zum Auf- 
geben seiner Ansprüche auf Albanien und damit auf die Allein- 
herrschaft in der Adria zu zwingen. Zu irgendwelcher Rücksicht 
wäre die Monarchie gerade Italien gegenüber nicht verpflichtet 
gewesen, das niemals auch nur die geringste Rücksicht ihr gegen- 
über bekundet hatte und das eine solche an Stelle der Monarchie 
sicherlich auch in diesem Falle nicht gekannt hätte. 

Wie wenig Anlafi zu Rücksichten auf Italien die Monarchie 
hatte, das erfuhr sie gerade damals in wahrhaft drastischer Weise. 
Es hatten nämlich italienische Einberufungskarten, wie sie anläfi- 
lich des Tripolis-Feldzugs von der italienischen Regierung ausge- 
geben worden waren, ihren Weg auch nach Osterreich gefunden. 

1) Jahrgang XXIX, Heft 2. Oktober 1911. 
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Diese Karten aber und ebenso die amtlichen Mobilisieningskund- 
machungen waren, wie sich bei näherer Prtthmg herausstellte, be- 
reits im Jahre 1909 während der Annexionskrise gedruckt 
und durch Überklebung der Jahreszahl ffir ihren neuen Zweck bloB 
adaptiert worden. Dank der Sparsamkeit des italienischen Fiskus, 
der fflr die Tripolisexpedition keine neuen Drucksorten hatte an- 
schaffen wollen, da die alten noch unbenatzt vorhanden waren, 
konnte man es in der Monarchie somit schwarz auf weiß lesen, 
daS Italien während der Annexionskrise schon bereit 
gewesen war, ihr in den Rücken zu fallen. Denn da& 
eine damals geplante Mobilisierung nicht etwa Tripolis, sondern 
einzig und allein der Monarchie gegolten hatte, stand völlig aufier 
Frage. Daß es dieses bundesfreundliche Vorhaben nicht ausgeführt 
hatte, war aber nicht etwa auf eine plötzliche Gesinnungsänderung 
gegenüber der Monarchie zurückzuführen, sondern ausschließlich 
darauf, daß es sich infolge des Einlenkens Rußlands dazu nicht 
stark genug gefühlt hatte. 

Mit diesem Dokument in der Hand wäre Graf Ahrenthal nun 
in der Lage gewesen, aller Welt den unanfechtbaren Beweis zu 
liefern, daß nicht die Monarchie es war, die den Krieg gegen 
Italien wollte, wie man dort immer behauptete, sondern umge* 
kehrt: dieses gegen sie. Diese Waffe in der Hand, hätte er femer 
mit einem einzigen wuchtigen Schlage die Verdreher und Ver- 
leumder zu Boden schmettern und das Lügengewebe zerreißen 
können, mit dem sie das leichtgläubige Publikum umgarnt hatten 
und es glauben machten, es sei bloß die »Kamarilla", die, von 
militärischem und klerikalem Ehrgeize getrieben, die Monarchie 
in einen Krieg mit Italien stürzen wolle. 

Was aber tat Graf Ährenthal? Er machte von dieser Waffe 
keinen Gebrauch und ließ ihr Vorhandensein von seiner Presse 
totschweigen. Die Bevölkerung sollte nichts erfahren und auch 
weiter in völliger Unkenntnis der Gefahren erhalten werden, die 
ihr drohten, sie sollte Italien nach wie vor für den treuen Ver- 
bündeten halten. 

Damit noch nicht genug, gab Ährenthal auch die Veranlassung 
zum Rücktritte General Baron Conrads von seiner Stellung als 
Chef des Generalstabs des k. u. k. Heeres, denn dieser wollte bei 
einer Politik, wie sie Ährenthal hinsichtiich Italiens betrieb, nicht 
länger die Verantwortung für sein schweres Amt tragen. So hatte 
Graf Ährenthal den Sturz just desjenigen Generals herbeigeführt, 
der allgemein als der berufenste Führer der Armee in der Stunde 
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der Gefahr galt und sich ihres Vertrauens in ungewöhnlichem Maße 
erfreute. 

Und da hatte man Ährenthal den Osterreichischen Bismarck 
genannt ! 



IV 
Der Balkanbund 

1 

Der Feldzug in Tripolis, der von Anbeginn den Charakter 
eines Guerillakriegs zeigte und einen schleppenden Verlauf nahm, 
hatte, für sich betrachtet, der Türkei nicht viel anzuhaben vermocht. 
Verloren war Tripolis ffir sie freilich schon bei Beginn des Kriegs, 
und das hätte sie auch mit dem besten und zahlreichsten Heere 
nicht hintanhalten können, denn sie konnte bei dem traurigen Zu- 
stande ihrer Flotte nicht daran denken, die kleine Truppenmacht 
zu verstärken, die dort noch fflr sie kämpfte. Sie mufite die Ver- 
teidigung von Tripolis vielmehr ganz den Eingeborenen flberlassen. 
Aber diese Unmöglichkeit, in Afrika Krieg zu fahren, hatte ander- 
seits fflr die Pforte den Vorteil, daß ihr dieser wunderiiche 
»Krieg* weder an Menschen noch an Geld nennenswerte Verluste 
verursachte. ^ Und da Italien es ' aus Rücksicht auf die andern 
Mächte nicht wagen durfte, sie im eigenen Land anzugreifen, 
so wäre ihr dieser Krieg keineswegs ans Leben gegangen, und 
sie hätte auch diese Amputation überstanden, ohne daran zugrunde 
zu gehen.*-" 

Dennoch war dieser Krieg der Stein, der die Lawine ins 
Rollen brachte, unter der die europäische Türkei bis auf einen 
kargen Rest begraben werden soUte. Er war es aber nicht un- 
mittelbar, sondern durch seine Begleit- und Folgeerscheinungen« 

Alle die Wirren im Innern des Reichs und an seiner Peri- 
pherie, die Italien dazu verlockt hatten, sich Tripolis zu nehmen, 
wurden durch den Krieg wesentlich gefördert. 

Ganz besonders in den von Albanesen bewohnten Gebieten. 
Namentlich die Bergstämme in Nordalbanien zeigten sich unbot- 
mäßiger und angriffslustiger denn je, forderten die Entlassung des 
jungtürkischen Kabinetts sowie die Auflösung der Kammer und 
setzten den Anordnungen der ottomanischen Behörden bewaffneten 
V^derstand entgegen, wobei sich namentlich der Bandenführer 
Issa Boletinaz bemerkbar machte. 
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Die rebellierenden Albanesen fanden eine wirksame Unter- 
stützung bei den türkischen Truppen, die sich zum Teile weigerten, 
gegen sie zu kämpfen, und mit ihnen fraternisierten. Zu den 
Drangsalen, von denen die türkische Herrschaft schon heimgesucht 
wurde, kam nämlich als schlimmstes Übel und bedrohliches Ver- 
fallsymptom auch noch die Zersetzung des Heeres. 

Die Jungtürken, die ihre Hauptstütze gerade im Offiziers- 
korps gehabt, hatten sich auch da verhaßt gemacht und sahen sich 
nun einer Liga gegenüber, die sich unter dem Namen der „Retten- 
den Offiziere** gegen ihre Herrschaft empörte und stärker erwies 
als das .Komitee für Einheit und Fortschritt'. Der Sturz des 
jungtürkischen Kabinetts war die Folge dieses Aufstandes. An 
Stelle Said Paschas wurde Ahmed Mukhtar Pascha zum Grofi- 
vesir ernannt, und Mahmud Schefket Pascha mufite das Kriegs- 
portefeuille Nazim Pascha überlassen, Juli 1912. Einige Wochen 
später, 5. August, wurde auch die Kammer aufgelöst 

War damit das jungtürkische Regiment auch gestürzt^ so 
gaben sich die Albanesen doch noch keineswegs zufrieden und 
fuhren fort, der Pforte, die ihnen tunlichst entgegenzukommen 
suchte, Schwierigkeiten zu bereiten. Daß dabei Italien die 
Hand im Spiele hatte, in dessen Interesse dies lag, stand außer 
Frage. 

Auch in Arabien leistete es den Aufständischen Vorschub und 
erschwerte der Pforte die Pazifizierung des Landes. 

In Mazedonien dagegen waren es die Bulgaren, die nach 
einer langem Pause wieder mit Banden zu operieren begannen 
und sich neue Untaten zuschulden kommen ließen, wie dies die 
Bombenattentate in Istip (November 1911), Kotschana (2. August 
1912) und Doiran (10. September 1912) bewiesen. Der tückische 
Zweck dieser Attentate war vor allem der: die davon betroffene 
türkische Bevölkerung zu Repressalien zu reizen und hierdurch 
einen Vorwand zu Beschwerden bei der Pforte zu erzielen; ein 
Zweck, der denn auch vollends erreicht wurde. 

Es war nur natürlich, daß die von innen und von außen so 
schwer bedrängte Lage der Türkei in deren feindlichen Nachbarn 
den Gedanken wecken mufite, daß nun endlich der Zeitpunkt ge- 
kommen sei, an dem sie an die schon so lang und heiß begehrte 
Aufteilung ihres europäischen Besitzes schreiten könnten. So 
einigten sich denn die vier christlichen Balkanstaaten: Bulgarien, 
Serbien, Montenegro und Griechenland zu einem gemeinsamen 
Vorgehen gegen die Türkei. 
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Der Balkanbund, von dem schon so oft die Rede gewesen 
war, nahm damit nun endlich feste Gestalt an.^) 

2 

Der Inspirator des Balkanbundes war Iswolsky, der während 
der Annexionskrise mit dessen Schaffung einen wirksamen Schach* 
2ug gegen Ährenthal zu tun glaubte. Und zwar sollte diesem 
Bunde auch die Türkei angehören ; eine Kombination, die damals 
bei dem gespannten Verhältnisse der Pforte zur Monarchie keines^ 
wegs außer dem Bereiche der Möglichkeit lag. Dieser Plan fand 
im russischen Botschafter am Goldenen Hom, Tscharykow, einen 
eifrigen Anwalt, der die Türkei auch für die Öffnung der Meer- 
engen zu gewinnen suchte. 

Allein so kurzsichtig die Jungtürken auch sonst waren, in 
diesem Falle erkannten sie doch die Unnatur und Gefährlichkeit 
eines Bündnisses mit ihren Todfeinden, und da auch bei den 
andern Balkanstaaten kaum viel Lust bestanden haben dürfte, einen 
Bund mit einem Reiche einzugehen, nach dessen Aufteilung sie 
geradezu lechzten, so kam diese Konföderation nicht in der von 
Rußland gewünschten Form zustande, und die Balkanvölker ver- 
bündeten sich statt mit der Türkei gegen sie. 

Es war kein emheiüiches Bündnis, das die Balkanstaaten mit- 
einander schlössen, sondern es setzte sich aus den Abmachungen 
je zweier von ihnen zusammen. Näheres darüber hat man erst 
aus den Enthüllungen des ^Matin** erfahren, der am 24. Oktober 
1913 den Wortlaut dieser Abmachungen veröffentlichte. 

Seinen Angaben zufolge wurde zwischen Serbien und Bulga- 
rien am 29. Februar 1912 ein Bündnisvertrag geschlossen, zu dem 
später noch eine geheime Militärkonvention kam. 

^) Schon im Jahre 1889 bildete ein Balkanbund den Gegenstand von 
Verhandlungen zwischen Crispi und Kilnoky. Crispi zeigte sich dabei als 
ein eifriger Förderer dieser Idee, und zwar des Zusammenschlusses von RumX- 
nien, Bulgarien und Serbien zu einer Militärkonvention, die augenscheinlich 
gegen Rußland geplant war, dessen entschiedener Gegner Crispi war; wo- 
bei dieser kluge Politiker aber wohl auch an die Möglichkeit dachte, dafi sich 
dieser Bund gegebenenfalls auch als Instrument gegen Österreich-Ungarn 
gebrauchen liefie. An diese Möglichkeit scheint auch Kälnoky gedacht zu haben, 
denn er wollte auf den Vorschlag Crispis nicht eingehen. Allerdings behaup* 
tete er — so schrieb wenigstens Graf Nigra an Crispi, 23. April 1889 — , dafi 
er nichts Besseres als die Bildung eines solchen Bündnisses wünschen würde, 
sie aber nicht für wahrscheinlich halte, ausgenommen im Falle zwingender 
Notwendigkeit; dafi ferner die verbündeten Mflchte dem Zaren, der friedliebend 
sei, durch die Förderung eines solchen Bundes keinen Vorwand liefern dürften, 
sein Verhalten zu ändern. F. Crispi, »Memoiren*, S. 407ff. 
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Der Inhalt des Vertrags bestand im wesenflichen aus folgenden 
Artikeln : ^) 

1. Gegenseitige Garantie der Unabhängigkeit und des territorialen Besitz- 
standes und gegenseitige Verpflichtung der Hilfe bei Angriffen von dritter Seite. 

2. Gegenseitige Verpflichtung zur Hilfeleistung mit voller Macht für den 
Fall, daß eine der Großmächte den Versuch machen sollte, irgendein 
Territorium der Balkanhalbinsel, das giegenwärtig unter türkischer Herrschaft 
steht, zu annektieren, zu okkupieren oder, wenn auch nur provisorisch, 
zu besetzen, sofern eine der vertragschließenden Parteien darin ihre vitalen 
Interessen gefährdet sieht und der Meinung ist, daß sich daraus ein Casus 
belli ergibt. 

3. Gegenseitige Verpflichtung, den Frieden nur im Einvernehmen und 
gemeinsam zu schließen. 

4. Abschluß einer Militärkonvention, die einen wesentlichen Bestandteil 
des Vertrags bildet 

5. Vertrag und Militärkonvention bleiben bis 31. Dezember 1920 in Kraft 
und können nur im gegenseitigen Einvernehmen verlängert werden. 

6. Zwei gleichlautende Exemplare des Vertrags und der Militärkonven- 
tion werden von den Herrschern und den Ministem des Äußern beider Staaten 
unterzeichnet 

7. Die VerOffenüichung darf nur nach Vereinbarung, gemeinsam und 
gleichzeitig erfolgen. Ebenso bedarf es einer Vereinbarung, wenn ein dritter 
Staat dem Bündnisse beitreten will. 

Diesen Artikeln schloß sich ein geheimer Anhang an, der 
nachstehende Bestimmungen enthielt: 

1. Wenn die Zustände in der Türkei die Interessen Bulgariens oder Ser- 
biens verletzen oder den Statusquo gefährden sollten, haben sich die beiden 
Staaten miteinander zu verständigen und sich nach der Einigung an Rußland 
um Rat zu wenden. Kommt eine Einigung nicht zustande, hat Rußland zu 
entscheiden, was zu tun ist, und beide Teile haben sich dessen Urteil zu fttgen. 
Enthält sich Rußland einer Entscheidung, so unternimmt der zu aktivem Vor- 
gehen entschlossene Vertragsteil die Aktion auf eigene Gefahr; der andere hat 
wohlwollende Neutralität zu bewahren und teilweise zu mobilisieren. 

2. Alle territorialen Vergrößerungen infolge gemeinsamer Aktion werden 
ein Kondominium. Und zwar sollen die Gebiete östlich des Rhodopegebirges 
und der Struma an Bulgarien fallen, die nördlich und westlich des Schardagh 
(also auch Albanien) an Serbien. 

3. Entsendung einer Kopie des Vertrags und seines geheimen Anhangs 
an die russische Regierung, die den Zaren um sein Wohlwollen und die Über- 
nahme des Schiedsrichteramts ersuchen soll. 

4. Jede Meinungsverschiedenheit betreffs Auslegung und Durchfahrung 
des Abkommens wird der Entscheidung des Zaren unterbreitet 

5. Keine der Bestimmungen des Nachtrags dari ohne vorausgehende 
gegenseitige Verständigung der beiden Vertragsteile und ohne Zustimmung 
Rußlands veröffentlicht oder einem dritten Staate mitgeteilt werden. 

^) Den vollen Wortlaut der vom .Matin' veröffentlichten Mitteilungen 
hier anzufahren, ist aus Raumrilcksichten leider nicht möglich. 
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Die gleichfalls geheime Militirkonvention, die am 19. Juni in 
Vama abgeschlossen wurde, enthielt 14 Artikel: 

1. Im Kriegsfalle verpflichten sich Bulgarien und Serbien laut den Artikeln 
1 und 2 des Vertrags xu gegenseitiger Unterstützung, und zwar Bulgarien mit 
200000, Serbien mit 150000 Mann, die sowohl an der Grenze als auch außer- 
halb des nationalen Gebietes zu kämpfen haben. Sie mflssen spätestens am 
21. Tage nach der Kriegserklärung kampfbereit sein, sollen aber schon am 
7. Tage alle verfflgbaren Truppen nach dem Kriegsschauplatze dirigieren. 

2. Wenn Rumänien Bulgarien angreift, ist Serbien verpflichtet, Rumä- 
nien unverzflglich den Krieg zu erklären und mindestens 100000 
Mann gegen Rumänien zu senden, sei es an der Donau oder in der 
Dobmdscha. Wird Bulgarien von der Türkei angegriffen, so verpflichtet sich 
Serbien, mindestens 100000 Mann gegen die Türkei an den Vardar zu senden. 
Falls sich Serbien aber schon allein oder zusammen mit Bulgarien im Kriege 
mit einem dritten Staate befände, so hat es gegen Rumänien oder die Türkei 
alle verfügbaren Truppen zu verwenden. 

3. Falls Österreich-Ungarn Serbien angreift, ist Bulgarien 
verpflichtet, jenem unverzüglich den Krieg zu erklären und 
mindestens 200000 Mann nach Serbien zu senden, die offensiv 
und defensiv zusammen mitdem serbischen Heere zu kämpfen 
haben. Dieselbe Verpflichtung hat Bulgarien Serbien gegen- 
über, wenn Österreich-Ungarn unter was immer für einem Vorwande 
und ohne Zustimmung der Türkei seine Truppen in den Sandschak 
Novibazar einrücken läfit, so dafi Serbien ihm den Krieg erklärt; oder 
aber wenn Serbien zur Wahrung seiner Interessen in den Sandschak seine 
Truppen einmarschieren läfit und hierdurch einen Konflikt mit Öster- 
reich-Ungarn herbeiführt 

Falls die Türkei Serbien angreift, verpflichtet sich Bulgarien, unverzüg- 
lieh die türkische Grenze zu überschreiten und gemäfi dem 1. Artikel der Kon- 
vention mindestens 100000 Mann an den Vardar zu senden. 

Falls Rumänien Serbien angreift, ist Bulgarien verpflichtet, unverzüg- 
lich die rumänischen Truppen, sobald sie die Donau übersetzt haben, auf ser- 
bischem Gebiet anzugreifen. 

Falls Bulgarien sich in einem der vorgesehenen Fälle schon allein oder 
zusammen mit Serbien im Kriege mit einem dritten Staate befindet, so ist es 
verpflichtet, Serbien alle noch verfügbaren Streitkräfte zu Hilfe zu senden. 

4. Wenn Bulgarien und Serbien der Türkei den Krieg erklären, so muß 
jeder Teil 100000 Mann an den Vardar senden. 

5. Führt einer der beiden Vertragsteile einen Krieg ohne Zustimmung des 
andern, so ist er der im Artikel 1 der Konvention festgesetzten Verpflichtungen 
enthoben, mufi aber wohlwollende Neutralität bewahren und mindestens 50000 
Mann mobilisieren. 

6. Im Fall eines gemeinsamen Kriegs darf keiner der beiden Vertragsteile 
ohne Zustimmung des andern mit dem Feind einen Waffenstillstand von mehr 
als 24 Stunden schließen. Dasselbe gilt für Friedensverhandlungen. 

7. Während des Krieges wird jedes der beiden Heere von seinen eigenen 
Kommandanten befehligt; bei gemeinsamen Operationen fällt das Kommando an 
den rangältesten Offizier. Bei einem Kriege gegen die Türkei erhält der Kom- 
mandant des zahlreichem Heeres den Oberbefehl über die verbündeten Truppen. 

Soinosky, Dl« Balluapolitlk Österrdch-Ungarns. II. 18 
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Die folgenden Artikel 8—14 enthielten militärische Details, 
von deren Aufzählung hier abgesehen werden kann. 

Aufierdem wurde noch ein Obereinkommen zwischen den 
Generalstäben Bulgariens und Serbiens getroffen, das sieben Punkte 
und einen vier Punkte enthaltenden Anhang umfaßte und worin 
genaue militärische Dispositionen vereinbart wurden. Unterzeichnet 
wurde die Militärkonvention vom serbischen General Putnik und 
dem bulgarischen General Fitschew. 

Das Bflndnis zwischen Bulgarien und Serbien war somit gegen 
die Türkei, gegen Österreich-Ungarn und gegen Rumänien gerichtet 

Außer mit Serbien schloß Bulgarien auch mit Griechenland 
einen Bündnisvertrag und eine Militärkonvention ab. Der Vertrag» 
der vom 16. Mai datierte, enthielt bloß vier Artikel: 

1. Die beiden Kontrahenten waren verpflichtet, wenn sie von der Türkei 
angegriffen werden sollten, einander beizustehen. 

2. Sie sollten ihren moralischen Einfluß zugunsten ihrer Volksgenossen 
unter türkischer Oberhoheit geltend machen und ihnen zu ihren poUtlschen 
Rechten verhelfen. 

3. Der Vertrag sollte für drei Jahre gelten, und wenn er in dieser Zeit 
nicht gekündigt wurde, um ein Jahr verlängert werden. 

4. Der Vertrag war geheimzuhalten. 

An diesen Vertrag schloß sich eine Militärkonvention, deren 
acht Artikel den Vertragsparteien ähnliche Verpflichtungen auf- 
erlegte wie die Militärkonvention zwischen Bulgarien und Serbien. 
Die wichtigsten Punkte waren folgende: 

Bulgarien verpflichtete sich 300000 Mann, Griechenland 120000 Mann 
gegen die Türkei zu stellen. Die griechische Flotte sollte die Beherrschung 
des Agäischen Meeres anstreben, um die Verbindung der Europäischen Türkei 
mit Kleinasien abzuschneiden. 

Für den Fall, als Serbien an dem Kriege teilnehmen sollte, konnte Bul- 
garien über die Gesamtheit seiner Truppen in Thrazien verfügen, war aber 
verpflichtet, mit mindestens 120000 Mann gegen die türkischen Truppen in 
den Vilajets Kossovo, Monastir und Saloniki offensiv vorzugehen. 

Wenn einer der beiden Vertragsteile einem andern Staate als der Türkei 
ohne vorheriges Einvernehmen oder Zustimmen des andern den Krieg erklärte, 
war dieser seiner Verpflichtungen entbunden, mußte aber eine wohlwoUende 
Neutralitat beobachten. 

Der bulgarisch-griechische Vertrag unterschied sich demnach 
vom bulgarisch-serbischen besonders dadurch, daB er ausschliefilich 
gegen die Türkei gerichtet war, nicht auch gegen Österreich-Ungarn 
und Rumänien. 

Über den Bündnisvertrag zwischen Griechenland und Serbien, 
und ebenso über die von Montenegro abgeschlossenen Verträge, 
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wofern dieses nicht etwa bloß mit Serbien einen solchen ab* 
geschlossen hatte, wurde bisher nichts Näheres bekannt. 

^ Die Aufteilung der Türkei sollte die erste Etappe auf dem 
Siegeszuge sein, den die Balkanstaaten demnächst anzutreten 
hofften; nach ihr sollte dann — so dachte man wenigstens in 
Serbien — die Monarchie an die Reihe kommen. 

Mit der Türkei aber wollte man nicht länger warten. Ihre 
politische Lage war bedrängter denn je, ihr Heer zersetzt, zudem 
in der Reorganisation begriffen; ihre Kassen waren erschöpft: eine 
günstigere Gelegenheit konnte sich kaum mehr bieten. Es galt 
also nur einen Casus belli zu finden, und darum brauchte ihren 
Gegnern nicht bange zu sein ; hatte Italien im Vorjahr in Tripolis 
nicht lange danach zu suchen gebraucht, so mußten sie auf dem 
vulkanischen Boden des Balkans um so leichter einen finden. 
Schon die daselbst nie ganz verstummenden Grenzstreitigkeiten 
boten dazu bequemen Anlaß. Man brauchte also nur dafür zu sorgen, 
daß diese schärfere Formen annehmen. Und man sorgte dafür. 

Im Hochsommer 1912 kam es an allen Grenzen des türki« 
sehen Reichs zu Konflikten: Montenegro unterstützte die auf- 
ständischen Malissoren in ihren Kämpfen gegen die türkischen 
Truppen. Im Sandschak Novibazar kam es zu Zusammenstößen 
zwischen Serben und Amanten.^) An der türkisch-bulgarischen 
Grenze wechselten die Soldaten Schüsse, und ebenso gerieten an 
der griechisch-türkischen Grenze Truppen beider Teile aneinander. 



V 

Der Statusquo 

1 
Auf dem Mener Ballplatze verfolgte man die Balkanvorgänge 
mit besorgter Aufmerksamkeit. Seit Februar 1912 saß dort ein 
neuer Mann am Ruder, Graf Leopold Berchtold, gleich seinem 
Vorgänger, dem im Amte verstorbenen Grafen Ährenthal, früher Bot- 
schafter in Petersburg., Angesichts der Wetterwolken, die sich über 
dem Balkan in bedrohlicher Weise zu verdichten begannen, fühlte er 
sich verpflichtet, nicht müßig zuzusehen, sondern etwas zu unter- 
nehmen, um gefährlichen Folgen vorzubeugen, und so regte er 
Mitte August einen Gedankenaustausch der Mächte über ent- 
sprechende Schritte bei den Balkanstaaten an.L Und zwar sollte 

^ Mohammedftnisierte Serben. 
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man der Pforte nahelegen, die von ihr den Albanesen gegenüber 
in der letzten Zeit bekundete dezentralistische Tendenz auch auf 
die übrigen Nationalitäten des türkischen Reiches auszudehnen 
und dadurch deren Umtrieben tunlichst den Boden zu entziehen. 
Anderseits sollte aber den übrigen Balkanstaaten empfohlen werden, 
die Pforte in diesem Pazifizierungswerke nicht durch Feindselig- 
keiten zu stören.*) "^ 

Die Aufnahme, die dieser Vorschlag bei den Mächten fand, 
entsprach den Absichten des Grafen Berchtold aber nur unvoll- 
kommen, denn wenn sich die Kabinette auch zustimmend äufierten, 
so geschah es doch in ziemlich zurückhaltender Weise, und die 
Kommentare, die der Vorschlag in der Presse, sowohl in den 
europäischen Hauptstädten, zumal in Paris, als auch auf dem 
Balkan veranlaBte, klangen gereizt und nichts weniger als er- 
munternd. 

Graf Berchtold fühlte sich hierdurch veranlaßt, seiner ersten 
Note über diese Angelegenheit noch zwei andere folgen zu lassen, 
eine an die Balkanstaaten (ausgenommen die Pforte), die andere 
an die Mächte gerichtet, worin er seine Absichten erläuterte und 
sich bemühte, das Mißtrauen zu zerstreuen, das seine erste Note 
hervorgerufen hatte. Eine Bevormundung der türkischen R^e- 
rung sei ihm fern gelegen, er habe ihr nur eine moralische Unter- 
stützung verschaffen wollen. Der wahre Sinn seines Vorschlags 
sei: .durch eine einmütige Kundgebung der Mächte darzutun, 
dafi Europa nach dem Fehlschlagen des jungtürkischen Systems 
aus dem in der öffentlichen Meinung der Türkei eingetretenen Um- 
schwünge und aus dem hieraus entspringenden neuen Kurse der 
Pfortenpolitik die Hoffnung schöpft, daß hierdurch die Ruhe am 
Balkan erhalten bleiben wird.** Als erfreuliche Beispiele dieses 
neuen Kurses könne er die Erneuerung des ottomanischen Parla- 
ments durch unparteiisch durchgeführte Wahlen und die verfassungs- 
mäßige Rekonstruktion der provinzialen Generalräte anführen. Die 
Einwirkung der Mächte auf die Pforte denke er sich in der Form 
freundschaftlicher Einzelvorstellungen der Botschafter und Ge- 
sandten bei ihr.') 

Diese Note fand bei den Mächten wohl eine günstigere Auf- 
nahme, aber während der . Konversationen ** über dieses Thema 

^) Rotbuch, Diplomatische Aktenstücke, betreffend die Ereignisse am 
Balkan, 13. August 1912 bis 6. November 1913, Wien, K. k. Hof- und Staats- 
druckerei 1914. Note Nr. 1 vom 13. August 1912. 

*) Ebenda, Note (an die Mächte) Nr. 9 vom 29. August. 
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verschlimmerte sich die Situation auf dem Balkan, und Graf Berch- 
told fand sich bemflfiigt, der deutschen Regierung mitzuteilen, dafi 
von den Balkanstaaten eine schon seit Monaten vorbereitete ge- 
meinsame Aktion gegen die Türkei geplant sei, und dafi er der 
Pforte empfehlen werde, Maßnahmen zu treffen, die auf die öffent- 
liche Meinung beruhigend einwirken und den Feinden der Türkei 
,den Wmd aus den Segeln nehmen" sollten.^) 

Kurz darauf überreichte die russische Botschaft dem Wiener 
Kabinett ein .Aide-memoire", worin sie, veranlafit durch die be- 
drohlichen Nachrichten vom Balkan, die Ansicht äußerte, dafi ein 
Zusammenstofi zwischen der Türkei und Bulgarien unvermeidlich 
sei, wenn die Pforte in Mazedonien nicht schleunigst Reformen 
treffe, die der christlichen Bevölkerung Mazedoniens persönlichen 
Schutz, Gleichheit vor dem Gesetz und ethnographisch proportio- 
nale Vertretung im Verwaltungskörper gewährleisteten. Es wäre 
ratsam, wenn die k. u. k. Regierung durch ihren Vertreter in dem- 
selben Sinne bei der Pforte tätig wäre.') 

Graf Berchtold kam diesem Wunsche auch nach und gab dem 
k. u. k. Botschafter in Konstantinopel, Markgrafen Pallavicini, 
den Auftrag, Maßnahmen zur Beruhigung der christlichen Be- 
völkerung in Mazedonien zu treffen und in dieser Hinsicht bin- 
dende Erklärungen abzugeben, damit man den Balkanstaaten gegen- 
über hierauf verweisen könne. 

Als Pallavicini sich hierauf am 23. September dieses Auf- 
trags entledigte, äufierte sich der türkische Minister des Äufiem, 
Gabriel Efendi, über den Wert derartiger Mafinahmen, die die 
Pforte übrigens durchführen wolle, sehr skeptisch und sprach die 
Überzeugung aus, dafi die Balkanstaaten sich dadurch in ihrer 
feindseligen Haltung gegen die Türkei keineswegs beirren lassen 
würden, da sie nur darauf bedacht seien, Vorwände für kriegeri- 
sche Verwicklungen zu finden. Zu bindenden Erklärungen sei die 
Pforte wohl den Mächten gegenüber bereit, nicht aber auch den 
Balkanstaaten. Die Türkei könne sich nicht alles bieten lassen.^) 

Wie ernst man in Wien die Lage auf dem Balkan ansah, ging 
aus dem Exposä des Grafen Berchtold hervor, das den bei solchen 
Anlässen üblichen Optimismus nicht so geflissentlich zur Schau 
trug, wie man ihn sonst in den Exposes an dieser Stelle gewohnt 

^) Rotbuch, Note Nr. 14 vom 14. September. 
*) Ebenda, Note Nr. 17 vom 19. September. 

*) Ebenda, Note Nr. 21, Markgraf Pallavicini an Graf Berchtold, vom 
23. September. 
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war, sondern von dem .Wetterleuchten'' im nahen Osten mit einem 
Ernste sprach, der zu denken gab. 

Wenige Tage später, 30. September, ließ Graf Berchtold, aber- 
mals von Rußland dazu ermuntert, an Pallavicini neuerdings die 
Order ergehen, bei der Pforte dahin zu wirken, die Truppenkon- 
zentrierungen an den Reichsgrenzen einzustellen, wie ihr das be- 
reits von Rußland angeraten worden sei. Gleichzeitig beauftragte 
er die k. u. k. Gesandten in Sofia, Belgrad, Cetinje und Athen, 
auch bei den dortigen Regierungen die Einstellung der militäri- 
schen Vorkehrungen zu empfehlen. 

Diese Aktion, an sich schon aussichtslos, kam überdies zu 
spät, denn am selben Tage erging gleichzeitig an die Truppen 
aller vier Balkanstaaten der Mobilisierungsbefehl. 

Da die Kriegsgefahr auf dem Balkan hierdurch aufs äußerste 
gestiegen war, machten die Mächte einen gemeinsamen Versuch, 
den gefährlichen Brand noch im Keime zu ersticken. Und zwar 
übernahm dabei die französische Regierung die Führung. Nach 
mehrtägigen Verhandlungen einigten sich die Mächte auf folgendes 
vom französischen Ministerpräsidenten Poincar6 vorgeschlagene 
Aktionsprogramm, dessen Durchführung Österreich-Ungarn und 
Rußland als die am meisten interessierten Mächte übernehmen 
sollten. Sie hätten den Balkanstaaten zu erklären: 

1. Die Mächte mißbilligten energisch jede des Friedensbruchs 
verdächtige Maßnahme. 

2. Sie würden im Interesse der Bevölkerung die Verwirklichung 
der Verwaltungsreformen in der europäischen Türkei in die Hand 
nehmen, wobei die Souveränität des Sultans und die territoriale 
Integrität des ottomanischen Reiches durch diese Reformen nicht 
angetastet werden dürften. Diese Erklärung wahrt den Mächten 
im übrigen die Freiheit zum gemeinsamen Studium der Reformen. 

3. Sollte der Krieg zwischen den Balkanstaaten und der Türkei 
aber dennoch ausbrechen, würden die Mächte keine aus 
dem Konflikt sich ergebende Veränderung im terri- 
torialen Statusquo de/ europäischen Türkei zulassen. 

Die Mächte werden gemeinsam bei der Hohen Pforte die 
Schritte tun, die sich aus der vorstehenden Erklärung ergeben. 

Das war die selbstbewußte Statusquo-Note , die bald zu so 
fragwürdiger Berühmtheit gelangte. 

Sie sollte von den Vertretern Österreich-Ungarns und Rußlands 
den Regierungen in Sofia, Belgrad, Cetinje und Athen übergeben 
werden. 
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Eine zweite Note sollte Markgraf Pallavicini als der Doyen 
des diplomatischen Korps in Konstantinopel der Pforte übeneicben. 

Diese hatte inzwischen, um dem Eingreifen der Mächte zu- 
vorzukommen, selber die Absicht geäußert, auf das Vilajetgesetz 
vom Jahre 1880 zurückzugreifen, das auf Grund des Berliner Ver- 
trags von den Vertretern der Signatarmächte im Vereine mit Be- 
vollmächtigten der Pforte ausgearbeitet, aber nie angewendet 
worden war. 

Diese Absicht nahmen die Mächte in ihrer Note zustimmend 
zur Kenntnis und versicherten die Pforte im übrigen darin der 
vollen Wahrung der Souveränität des Sultans und der Integrität 
ihres Territoriums. 

Diese zur Verhütung des Balkanbrandes bestimmte Doppel- 
aktion kam jedoch zu spät. Ehe sie ausgeführt wurde, schlug 
schon die erste Flamme auf. 

Als die Vertreter der Monarchie und Rußlands am 8. Oktober 
ihre warnende Note in Cetinje überreichten, teilte ihnen Nikita 
— er trug seit 1910 die Königskrone — mit, daß er anderthalb 
Stunden vorher der Pforte den Krieg erklärt habe. 

Der schlaue und energische Hen der Schwarzen Berge hatte 
eben, die Unverläßlichkeit der russischen Regierung kennend, nicht 
erst in Petersburg angefragt, sondern in nicht unbegründeter Be- 
sorgnis, sie könnte durch Zögern die so günstige Gelegenheit un- 
genutzt vorübergehen lassen, auf eigene Faust gehandelt und den 
Würfel geworfen; einen Würfel, der zur Lawine werden sollte. 

Zwar schlössen sich ihm die Regierungen in Belgrad, Sofia 
und Athen nicht gleich an; aber ihr Zögern entsprang nur der 
Absicht, den Schein zu wahren und Zeit zu gewinnen. Sie 
erklärten den ebenfalls am 8. Oktober vorsprechenden Gesandten 
Österreich-Ungarns und Rußlands, sie müßten auf grtindlichen 
Reformen bestehen, über die sie direkt mit der Pforte verhandeln 
wollten. In ihrer am 13. Oktober in Konstantinopel überreichten 
Note stellten sie folgende Forderungen: 

1. Bestätigung der ethnischen Autonomie der Nationalitilten des türkischen 
Reichs mit allen ihren Konsequenzen. 

2. Proportionale Vertretung aller Nationalitäten im türkischen Parlament. 

3. Zulassung der Christen zu allen öffentlichen Ämtern in den von Christen 
bewohnten Provinzen. 

4. Oleichberechtigung der christlichen Qemeindeschulen mit denen der 
Mohammedaner. 

5. Verpflichtung der Pforte, den ethnographischen Charakter der türkischen 
Provinzen nicht durch Hinverpflanzen von Ottomanen zu ändern. 
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6. Regionale Rekratierung der Christen mit christlichen Cadres. Bis zur 
Bildung der Cadres Sistierung der Rekrutierungslisten. 

7. Reorganisation der Gendarmerie in den europäischen Vilajets unter dem 
Kommando schweizerischer und belgischer Offiziere. 

8. Ernennung schweizerischer und belgischer Valis (Gouverneure) mit 
Genehmigung der Mächte. 

9. Errichtung eines aus Christen und Mohammedanern zusammengesetzten 
obersten Rats beim Grofivesirat zur Überwachung der Reformen. Kontrollierung 
dieses Rats durch die Mächte und die Balkanstaaten. 

Auf die Note der Mächte erwiderte die Pforte mit Versiche- 
rungen ihres festen Willens, die in Aussicht gestellten Reformen 
auch wirklich durchzuführen und mit den Irrtümern der Vergangen- 
heit endgültig zu brechen. 

Auf die Forderungen der Balkanstaaten aber, die für sie schon 
wegen der verlangten Kontrollierung durch jene unannehmbar 
waren, antwortete sie mit der Zustellung der Pässe an die Ver- 
treter der Balkanverbündeten und mit der Abberufung ihrer eigenen 
Gesandten aus Sofia, Belgrad und Athen, ohne jedoch den Krieg: 
zu erklären, 15. Oktober. 

Poincarä versuchte es nun in zwölfter Stunde mit einem 
neuen Vorschlage: die Mächte sollten im geeigneten Zeitpunkt 
zwischen der Pforte und ihren Gegnern vermitteln und sich im 
Anschlüsse daran zu einer internationalen Konferenz zusammen- 
finden, deren Aufgabe es sein würde, in der europäischen Türkei 
Reformen einzuführen. Auch für den Fall des Mißlingens der Ver- 
mittlung solle diese Konferenz stattfinden, um Maßnahmen zur 
Wahrung der Ruhe und der Interessen Europas zu treffen. Die 
Mächte müSten sich darüber einigen, nichts gegen die Souveränität 
des Sultans und die Integrität der Türkei zu unternehmen. 

Dieser Vorschlag, der sich auf die Zustimmung Rußlands und 
Englands stützen konnte, fand bei den Dreibundmächten nur ein 
bedingtes Einverständnis. Insbesondere betonten sie, daß die Ver- 
mittlung nur zu geeigneter Zeit unternommen werden solle und 
daß einer europäischen Konferenz vorbereitende Studien zwischen 
den Kabinetten vorausgehen müßten. Graf Berchtold im beson- 
dem knüpfte die Voraussetzung daran, daß an der Konferenz bloß 
die Vertreter der Großmächte (also nicht auch die der Balkan- 
staaten) teilnehmen würden. Daraufhin unterzog Hen Poincare 
die bereits einmal geänderte Fassung seines Vorschlags einer 
zweiten Umarbeitung und schied die Konferenzidee aus. 

Am selben Tage, an dem der französische Botschafter Dumaine 
diesen Text in Wien überreichte, am 18. Oktober, traf daselbst 
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eine Note der serbischen Regierung ein, in der diese dem Wiener 
Kabinett ihre Absicht, der Pforte den Krieg zu erklären, mitteilte 
und die Hoffnung auf eine wohlwollende Neutralitat der Monarchie 
aussprach. 

Am 17. und 18. Oktober erfolgten die Kriegserklärungen der 
drei Balkanstaaten, die die Ignorierung ihrer Note als Anlaß hierzu 
benutzten und sich auf die bereits erwähnten Grenzstreitigkeiten, 
femer auf die Beschlagnahme serbischen Kriegsmaterials und grie- 
chischer Handelsschiffe durch die ottomanische Regierung beriefen. 

Die verbündeten Könige erließen hochtrabende Manifeste an 
ihre Völker, worin sie mit mehr Verwegenheit als Wahrheitsliebe 
deren Konnationale im türkischen Reich als Opfer des islamitischen 
Despotismus hinstellten und einen Kreuzzug gegen den Halbmond 
predigten, von dessen verderblicher Herrschaft sie den Balkan zu 
befreien versprachen. 

Angesichts des Kampfes nach vier Fronten, vor den sich die 
Pforte gestellt sah, fand sie sich bemüßigt, mit Italien endgültig 
Frieden zu schließen, nachdem schon am 15. Oktober in Ouchy 
(Schweiz) ein Präliminarfriede zustande gekommen war. Drei Tage 
später schlössen beide Teile den definitiven Frieden von Lausanne, 
der für die Türkei zwar den Verlust von Tripolitanien und der 
Cyrenaika bedeutete, aber dem Sultan die kirchliche Souveränität 
in diesen Ländern erhielt — so wie in der Konvention vom 
21. April 1879 — und der Pforte sogar eine pekuniäre Entschädi- 
gung verschaffte in der Form einer von Italien an die Dette Pu- 
blique Ottomane zu zahlende Summe von mindestens 2 Millionen 
Lire.^) Die Räumung der von den Italienern besetzten Inseln 
sollte erst erfolgen, wenn die Türkei ihrerseits Tripolitanien und die 
Cyrenaika geräumt haben würde. 

So war ein Krieg zu Ende, und der andere begann. 

HooyerItär 

^ l COLL ECTIQN 

„Der Balkan den Balkanvölkern** 

Am selben Tag, an dem der König von Montenegro der 
Pforte den Krieg erklärte, äußerte sich Sasonow, der sich, wie vor 
vier Jahren Iswolski auf einer Besuchsreise bei den Staatskanzleien 
von Berlin, Paris und London befand, einem Vertreter des Beriiner 

^) Näheres über diesen höchst seltsam formulierten Friedensvertrag bei 
C. v. Sax, .Machtverfall*, S. 603 ff. 
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, Lokalanzeigers " gegenüber dahin, daß Europa der Entwicklung der 
Dinge auf dem Balkan gelassen zusehen könne, denn in wenigen 
Wochen werde wieder alles beim alten sein und die Karte Europas 
werde das frühere Aussehen behalten. Wer immer in diesem 
Kampfe Sieger bleiben werde, territoriale Veränderungen würden 
keinesfalls eintreten. 

Ganz im selben Sinne sprach sich die offiziöse »Norddeutsche 
Allgemeine Zeitung" wenige Tage später in ihrer Wochenrund- 
schau vom 13. Oktober aus, in der sie in dem gemeinsamen Ent- 
schlüsse der Großmächte, auf dem Balkan den territorialen Status- 
quo aufrechtzuerhalten, die beste Gewähr dafür sah, daß es zu 
keinen bösen Verwicklungen kommen werde. Die Erhaltung des 
Statusquo war eben die politische Parole des Tages und wurde 
von der gesamten offiziösen Presse Europas als ein unumstöß- 
liches Dogma hingestellt. 

Dieser Glaube der Diplomaten an den Statusquo war, so- 
fern er überhaupt echt war, jedenfalls sehr naiv, denn es hieß 
dem künftigen Sieger auf dem Balkan denn doch eine über- 
menschliche Entsagungsfähigkeit zumuten, wenn man von ihm 
verlangte und erwartete, daß er auf die unter blutigen Opfern er- 
rungenen Früchte seines Sieges großmütig verzichten werde. Das 
war ein Verlangen , das nicht nur gegen die Logik der Tatsachen 
verstieß, sondern der menschlichen Natur überhaupt widerstrebte 
und den psychologischen Kenntnissen der europäischen Diplomatie 
just nicht zum Ruhme gereichte. Daß diese an die praktische 
Durchführung der Statusquo-Theorie glaubte oder doch zu glauben 
schien, das war wohl darauf zurückzuführen, daß sie dabei offenbar 
von der Annahme ausging, die Türken würden Sieger bleiben ; dann 
nämlich konnte man sich auf einen Präzedenzfall berufen,, denn 
die Türken hatten auch nach ihrem Sieg über die Griechen im 
Jahre 1897 auf territoriale Erwerbungen verzichten müssen. Was 
damals gelungen war, mußte, so glaubten die Diplomaten augen- 
scheinlich, auch diesmal wieder gelingen; ein Kalkül, der aber, 
selbst wenn seine Voraussetzung zutreffen und die Türkei die 
Oberhand behalten sollte, sehr fragwürdig war, denn es war nichts 
weniger als wahrscheinlich, daß sich die Jungtürken, wenn sie 
momentan auch nicht am Ruder saßen, bei ihrem an sich schon 
gesteigerten Selbstgefühl um den Siegespreis bringen lassen 
würden. Und ebensowenig durfte man dies von den Gegnern 
der Türkei erwarten, deren Sieg doch keineswegs so ausgeschlossen 
war, wie man in diplomatischen Kreisen anzunehmen schien. 
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Wie wenig sie von allem Anfang an gewillt waren, auf terri- 
toriale Erwerbungen zu verzichten, das hätten die Diplomaten 
schon aus dem Interview entnehmen können, das der monte- 
negrinische Gesandte bei der Pforte, Plamenac, auf seiner Rück- 
reise aus Konstantinopel einem Redakteur des rumänischen Blattes 
»Tara* gewährte. Als dieser sich nämlich auf den Statusquo 
berief, dessen Änderung die Mächte unter keinen Umständen 
dulden würden, erwiderte Plamenac mit, wie es hieß, unverhüllter 
Ironie : 

»Pardon! mein Herr, ,unter keinen Umständen' dürfen Sie nicht sagen! 
Unsere erfolgte Kriegserklärung auf eigene Paust ist ein deutlicher Fingerzeig 
dafür, dafi wir nicht davor zurückschrecken, unseren eigenen 
Willen dem der Großmächte entgegenzusetzen! Wenn wir uns 
jetzt um den Willen der Großmächte nicht bekümmert haben und der Türkei 
den Krieg auf eigene Faust erklärt haben, um wie viel weniger werden 
wir uns nach glücklich beendetem Kriege um den Willen der 
Großmächte bekümmern! Als Sieger werden wir uns gar nicht genieren, 
die mit dem Blute unserer tapferen Volksgenossen gedüngte Erde für uns zu 
reklamieren! Wir haben übrigens niemals ein Hehl daraus gemacht, daß wir 
territorialen Gewinn anstreben; in San Stefano haben wir es klipp 
und klar herausgesagt: Montenegro will den Sandschakl ... Und 
dessen können Sie, mein Herr, sicher sein: Ein zweites San Stefano werden 
wir uns nicht gefallen lassen! Als Sieger in diesem von uns begonnenen 
Kriege werden wir nicht nur der Türkei unsere Rechnung, sondern auch den 
Großmächten — die darin angeblich einig sind, keine Änderung des Statusquo 
auf dem Balkan zuzulassen — unsem Wunschzettel präsentieren! Und daß 
dieser Wunschzettel seit San Stefano länger geworden ist, versteht 
sich von selbst! Seien Sie getrost, unser Blut wird nicht nutzlos ver- 
gossen worden sein ! Wenn wir uns jetzt nicht gescheut haben, unsern eigenen 
Willen vor Europa zu bekunden, so werden wir — als Sieger im Kampfe — 
uns gewiß nicht schüchtern zeigen! Nach glücklich beendetem Kriege werden 
wir den Großmächten sagen, was wir wollen, und werden unsem 
WiUen auch durchzusetzen den Mut haben! Die geographische Karte 
des Balkans muß eine Änderung erfahren, und diese notwendige 
Änderung werden, wie ich hoffe, wir vorzeichnen.' 

Dort, wo man sich auf Psychologie ein wenig besser ver- 
stand als in der europäischen Diplomatie und vor dem »Konzerte 
der Mächte" etwas weniger Respekt hatte als diese, war man der 
so selbstbewußt auftretenden Statusquo-Idee von Anbeginn un- 
gläubig und mit Spott begegnet.^) So hatte der Tschechenfahrer 

^) Der ehemalige französische Minister Gabriel Hanotaux glossiert 
in seinem Buche: .La Ouerre des Balkans et TEurope 1912—1913', 
Paris 1914, Plon-Nourrit & Cie., den Statusquo mit folgenden treffenden 
Worten: »Comment pourrait-on dire et croire que la statusquo serait respectä 
par tout le monde, alors que deux provinces ^taient arrach^es ä TEmpire 
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Dr. Kramaf in der östeneichiscben Delegationssitzung vom 9. Ok- 
tober, also gleich nach Bekanntwerden der Sasonowschen Er- 
klärungen, folgendes bemerkt: 

.Es ist zu fürchten, daß die starken Worte Sasonows, wonach, möge der 
Krieg ausfallen wie er woUe, von einer Gebietserweiterung absolut keine 
Rede sein kann, keinen großen Eindruck machen werden. Wie Sasonow ge- 
sprochen hat, kann man in Paris sprechen, aber etwas schwieriger zu Hause 
in Petersburg. Wenn die Bulgaren und Serben siegen, dann möchte ich 
gern sehen, wie es möglich wäre, daß sich Rußland dagegenstellt und 
verlangt, daß man den Türken alles wieder zurückgibt. Das glaubt wohl 
niemand auf der Welt. Wenn die Bulgaren und Serben siegen, wird man 
ihnen die natürliche Gebietserweiterung kaum entreißen können. Das Vorgehen 
Bulgariens und Serbiens bedeutet einen großen Akt der Emanzipation von den 
Großmächten. Sie haben so lange auf alle Großmächte gehofft, bis sie endlich 
der Sache überdrüssig geworden sind und diesen Glauben aufgegeben haben. 
Die Balkanvölker wollen mitentscheiden, wenn sie siegen. Daß Europa 
sich zu einer Konferenz zusammensetzt und dann alles aufteilt, wie es ihm 
beliebt, wird nicht möglich sein. Auf jeden Fall werden die Balkanvölker, 
wenn sie siegen, verlangen, daß man nicht nach den Interessen der Groß- 
mächte, sondern vor allem nach jenen der Balkanvölker, welche gekämpft 
haben und denen nach dem Diktum der Großmächte selbst der Balkan gehört, 
entscheide.' 

Der Abgeordnete Pater Bauchinger aber bezeichnete gleichfalls 
in der österreichischen Delegation sechs Tage später jeden, der 
an die Durchführbarkeit des Statusquo glaube, als ein politisches 
Kind. 

Diese Skeptiker sollten recht behalten. 

Der Krieg, auf dessen militärische Ereignisse hier nicht ein- 
gegangen werden kann, nahm einen ganz andern Verlauf, als 
man allgemein erwartet hatte, und es zeigte sich, dafi einzig und 
allein die vier Balkanstaaten über die Widerstandskraft des tür- 
kischen Heeres gut unterrichtet gewesen waren, während sich die 
Mächte, die von ihm eine zu hohe Meinung besessen, darüber 
im Irrtum befunden hatten. Nach den furchtbaren Nieder- 
lagen, die die türkischen Heere auf allen vier Kriegsschau- 
plätzen Schlag auf Schlag erlitten, ohne auch nur einen ein- 
zigen nennenswerten Erfolg aufweisen zu kOnnen, und die die 
türkische Hauptarmee schon nach wenigen Wochen zwangen, hinter 
den Befestigungen von Tschataldscha Zuflucht und Sammlung zu 

Ottoman, quand toutes les lies de la mer ^g6e ^taient occup^es, quand les 
flottes ennemies op^raient en Arabie, ä Smyme et jusque dans les Dardanelles ? 
Vraiment, la fiction 6tait un peu forte. Puisqu'une des puissances du concert 
europ^en avait d^dar^ la guerre k Turquie, Thomme malade 6tait bien malade/ 
S. 112. 



Die Balkan-Katastrophe 285 

suchen: nach diesem alle Welt überraschenden Zusammenbruche 
der so sehr überschätzten türkischen Armee konnte allen, die 
noch an die Zukunft der verjüngten Türkei geglaubt hatten, auch 
nicht der leiseste Zweifel mehr die traurige Erkenntnis trüben, daß 
der scheinbar aufnehmende Halbmond in Wahrheit der abnehmende 
gewesen war. Luna est mendax . • • 

Skutari von den Montenegrinern, Adrianopel von den Bul- 
garen zemiert, die Sert)en im Besitze Oskübs und gegen Monastir 
sowie an die Adriaküste vorrückend; die Griechen im Anmarsch 
auf Saloniki, die Bulgaren auf Konstantinopel: angesichts dieser 
Sachlage, die von der völligen Vernichtung der europäischen 
Türkei nicht mehr ferne schien, mufite selbst der überzeugteste 
Anhänger des Statusquo-Dogmas an diesem irre werden und er- 
kennen, dafi ein derartiger Umsturz der Machtverhältnisse jeden 
Gedanken an die Wiederherstellung^ des frühem Besitzstandes voll- 
kommen ausschlofi. Der europäischen Diplomatie blieb daher, 
wenn sie ihre Niederlage nicht noch ärger machen wollte, nichts 
anderes übrig, als das so drastisch ad absurdum geführte Statusquo- 
Dogma zum alten Eisen zu werfen und sich zu einem neuen 
Schlagworte zu bekennen: Der Balkan den BalkanvOlkern ! 



VII 
Die »legitimen Interessen^ Österreich-Ungarns 

Graf Berchtold war der erste Staatsmann, der sich in feier- 
licher Weise zu diesem neuen politischen Dogma bekannte und 
ihm dadurch gewissermaßen die offizielle Weihe gab, dafi er in 
seinem Expose vom 5. November vor den Delegationen die bedeut- 
samen Worte sprach: »Wir sind bereit, der durch die Siege der 
Balkanstaaten geschaffenen neuen Situation in weitgehender Weise 
Rechnung zu tragen und so die Grundlage zu einem dauernden 
freundschaftlichen Einvernehmen zu denselben zu schaffen/ 

Wie weit diese Rücksicht der Monarchie auf die Interessen 
der Balkanstaaten ging, das bewies die außerordentliche Zurück- 
haltung, die sie bisher den Vorgängen auf dem Balkan gegenüber 
an den Tag gelegt hatte, wiewohl sie sich zum Teil hart an ihren 
Grenzen abspielten. 

Ihre Haltung war es von Anbeginn der Balkankrise, die nächst 
den Vorgängen auf dem Kriegsschauplatz aller Augen auf sich ge- 
zogen hatte. Erwartungsvoll fragte man sich, was sie tun würde, 
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wenn Serbien und Montenegro in den Sandschak Novibazar drangen? 
Würde sie dies dulden oder ihnen ein energisches »Hände weg!" zu- 
rufen? Letzteres schien näher zu liegen, denn die Monarchie hatte 
den Sandschak der Türkei vor vier Jahren offenbar doch nur in 
der Voraussetzung zurückgegeben, daß er in deren Händen bleibe, 
nicht aber in die Serbiens und Montenegros komme; ja es war 
damals, wie man sich jetzt erinnerte, sogar die Rede davon ge- 
wesen, daß die Monarchie mit der Pforte ein Abkommen getroffen 
habe, demzufolge sie den Sandschak wieder besetzen würde, wenn 
diese nicht imstande wäre, ihn gegen die beiden Slawenstaaten zu 
schützen. Und diese Version klang sehr glaubwürdig, denn es 
mußte ihr doch daran gelegen sein, daß dieses Gebiet nicht in 
die Hände ihr feindselig gesinnter Staaten falle und diese sich 
nicht mit vereinten Kräften anschicken konnten, ihr den Weg nach 
dem Ägäischen Meere zu verjagen. 

Allein Österreich-Ungarn rührte sich nicht und verzog keine 
Miene. Regungslos und schweigend sah es zu, wie Serben und 
Montenegriner vom Sandschak Besitz ergriffen und sich dort als 
Henen gebärdeten, wo vier Jahre früher das habsburgische Banner 
geweht hatte. 

So groß, ja widernatürlich die Enthaltsamkeit und Selbst- 
beherrschung des Grafen Berchtold in der Sandschakfrage aber 
auch war, sie hatte doch ihre Grenzen. Ganz so schrankenlos, 
wie man die neue Parole, daß der Balkan den Balkanvölkem ge- 
höre, vielerseits aufzufassen schien, wollte er sie keineswegs ver- 
standen wissen, das ging aus dem Zusätze hervor, mit dem er 
sein Bekenntnis dazu versah: 

»Andererseits haben wir aber auch das Recht, zu verlangen, 
daß die legitimen Interessen der Monarchie durch eine Neurege- 
lung der Dinge keinen Schaden erleiden." 

Diese Bemerkung war vor allem an die Adresse Poincar^s 
gerichtet, der kurz vorher, Ende Oktober, die Welt mit einer neuen 
„Formel" ^) überrascht hatte. 

Er hielt nämlich die Stunde für eine Vermittlungsaktion der 
Mächte gekommen und hatte vorgeschlagen, sie sollten erklären, 
daß sie bei ihren dahin zielenden Bemühungen keinerlei Interessen 
verfolgten: „s'appliqueront ä leur ceuvre commune dans un esprit 

^) Dieser jetzt in der politischen Terminologie allgemein übliche, der 
Mathematik entlehnte Ausdruck erscheint mir, in das diplomatische Milieu 
übertragen, so wichtigtuend und unangebracht, dafi ich ihn nur mit Gänse- 
füfichen gebrauchen will. 
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d'absolu desinteressement."*) Da die famose Statusquo-, Formel", 
deren eifrigster Anwalt er gewesen war, so kläglich gescheitert 
und auch sein Konferenzvorschlag ergebnislos geblieben war, so 
hatte er es nun mit dem »D^sint^ressement absolu" versucht, das 
scheinbar allen Mächten, im Grunde aber doch nur einer einzigen 
zugemutet wurde: Österreich-Ungarn. Diesem sollten damit die 
Hände gebunden werden, damit die Schützlinge Rußlands, Serbien 
und Montenegro, auf dem Balkan nach Herzenslust schalten und 
walten und all das unbehindert tun könnten, was der Monarchie 
zum Schaden gereichte. Mit Recht bemerkte die ,,Neue Freie 
Presse* zu dieser merkwürdigen Zumutung, wenn diese „Formel" 
ein Vertrag wäre, hätte der Advokat Poincar6 ohne Mühe be- 
weisen können, daß er hinfällig sei, da er Pflichten auferlege, die 
vernunftwidrig und daher unerfüllbar seien. Daß der Staatsmann 
Poincarä so naiv gewesen sei, andern Staatsmännern eine derartige 
Zumutung zu machen, gereiche seinem diplomatischen Geschicke 
just nicht zur Ehre. Graf Berchtold hätte von unverzeihlicher Arg- 
losigkeit sein müssen, wenn er die plumpe Fußangel in dieser 
Zumutung nicht sofort gemerkt hätte und in die Falle gegangen 
wäre. Es sei daher nur selbstverständlich gewesen, daß er dieser 
„Formel* nicht zustimmte. 

Daß Rußland sich mit ihr einverstanden erklärt hatte — es 
war vermutlich sogar ihr Urheber — bewies nur von neuem die 
alte Doppelzüngigkeit der russischen Politik, denn indem die Re- 
gierung des Zaren sich auf dem Balkan als nicht interessiert er- 
klärte, verleugnete sie ja ihre ganze traditionelle Politik, deren 
heißestes Streben doch gerade die Vorherrschaft auf dem Balkan 
und der Besitz Konstantinopels war. Sasonow strafte sich übrigens 
gleichzeitig selber Lügen, indem er einem Interviewer der „Bir- 
schewska Wjedomosti" gegenüber das alte Protektorat Rußlands 
über die Balkanstaaten betonte und auch die besondem Interessen 
Österreich-Ungarns auf dem Balkan anerkannte, also just das Gegen- 
teil von dem behauptete, was Poincarö von den Mächten verlangte. 

Die zweite Adresse, an die Graf Berchtold die bedeutsamen 
Worte gerichtet hatte, war die Serbiens und Montenegros, die 
durch ihr ganzes Auftreten bekundeten, daß sie nicht gewillt waren, 
auf Österreich-Ungarn Rücksicht zu nehmen, und von denen 
namentlich Serbien, von seinen Erfolgen berauscht und durch die 
Zurückhaltung der Monarchie ermutigt, darauf ausging, die »legi- 

^) Rotbuch, Note Nr. 63, Qraf Berchtold an Graf Sizögydny in Berlin, 
vom 31. Oktober. 
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timen Interessen *" zu verletzen, die Graf Berchtold in seinem Expose 
betont hatte. 

Welcher Art die Interessen waren, darüber hatte er sich schon 
einige Tage früher in emer langem Note an den k. u. k. Bot- 
schafter in Berlin, Grafen Szögy^ny, ausgesprochen und als solche 
folgende Punkte bezeichnet : 

L Die freie Entwicklung Albaniens. 

2. Die unbedingte Zurückweisung serbischer Forderungen 
nach einer Gebietserweiterung bis an die Adria; 

3. die Befriedigung berechtigter Wünsche Rumäniens; 

4. die Sicherstellung wichtiger wirtschaftlicher Interessen der 
Monarchie am Balkan, besonders hinsichtlich der Bahnverbindung 
zum Ägäischen Meere. ^) 

Eine ähnlich lautende Mitteilung sandte Graf Berchtold später 
an das römische Kabinett,*) und dieses trug dafür Sorge, daß auch 
die Regierungen der Tripelententemächte von diesen Wünschen der 
Monarchie erfuhren. 

Die Aufnahme, die diese Mitteilungen bei den andern Kabi- 
netten fanden, war natürlich eine sehr verschiedene. 

Die deutsche Regierung ließ den Grafen Berchtold auf seine 
Note hin umgehend wissen, dafi sie mit seinem Standpunkte voll- 
kommen einverstanden sei und ihn in seinen Bestrebungen unter- 
stützen werde. 

Auch die italienische Regierung äußerte sich in zustimmen- 
dem, wenn auch sicherlich nicht so aufrichtigem Sinne wie jene. 
Da jedoch der Zusammenbruch der türkischen Herrschaft die bis- 
her chronische und mehr latente albanische Frage zu einer akuten 
und manifesten machte, so ergab sich für Italien die Notwendig- 
keit, mit Österreich-Ungarn den wiederholten Abmachungen gemäß 
gemeinsame Sache zu machen, wenn es nicht vertragsbrüchig 
werden und einen Konflikt mit diesem herbeiführen wollte, was 
aber schon mit Rücksicht auf Tripolis nicht ratsam erschien. Es 
fehlte in Italien zwar keineswegs an Stimmen, die von einem Zu- 
sammengehen mit Österreich-Ungarn nichts wissen wollten; aber 
Marchese San Giuliano ließ sich dadurch nicht irremachen und 
seine Politik ausschließlich durch Vemunftgründe bestimmen. 

^) R 1 b u c h , Note Nr. 60 vom 30. Oktober. 

^ Wenigstens äußerte er diese Absicht in der eben angeführten Note 
Ob er solche Mitteilungen auch an die andern Kabinette ergehen ließ, ist 
aus dem Rotbuche nicht zu ersehen. 
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Anders verhielten sich die Regierungen der Ententemächte 
g^en die Wünsche der Monarchie, die Graf Berchtold als deren 
legitime Interessen bezeichnet hatte. Zwar gestanden auch sie die 
Berechtigung eines selbständigen Albanien zu^ weil ihnen ja mit 
Rücksicht auf das neue Dogma, «der Balkan den Balkanvölkem*', 
nichts anderes übrig blieb, wenn sie sich nicht selber Lügen strafen 
wollten; aber sie taten es sichtlich nur widerwillig und wichen 
einer Besprechung der albanischen Frage unter dem Vorwande aus, 
sie sei zurzeit noch nicht spruchreif und werde es erst nach dem 
Ausgange des Balkankrieges werden. Anderseits aber betonten 
sie die Notwendigkeit, Serbien einen Ausgang an die Adria zu 
gewähren, und kamen auf diesen Punkt teils direkt, teils indirekt 
durch Vermittlung der deutschen Regierung hartnäckig immer 
wieder zurück. 

Allein Graf Berchtold liefi sich dadurch nicht irremachen, 
sondern beharrte nicht minder hartnäckig auf seiner Weigerung 
und gab dies den Mächten der Tripelentente mit einer Entschieden- 
heit bekannt, die an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig liefi. 

So richtete er an die Botschafter in London, Paris und Peters- 
burg eine Note, die folgenden Wortlaut hatte: 

.Ich entnehme aus mir zugekommenen Meldungen, dafi die Tripelentente- 
machte zwar die Möglichkeit einer dauernden Besitzergreifung von Durazzo 
durch Serbien aus dem Kalkül ausgeschieden haben, hingegen der Ansicht 
zu huldigen scheinen, als ob der Hafen von San Giovanni di Medua den 
Gegenstand einer Transaktion bilden könnte, indem derselbe nebst einem 
schmalen Verbindungsstreifen Serbien zufallen, unsern Wünschen und der 
Integrität Albaniens Jedoch durch Neutralisierung jenes Hafens und des Korri- 
dors Rechnung getragen werden würde. 

Man geht dabei offenbar von der irrigen Auffassung aus, als ob wir In 
einem späteren Zeitpunkte geneigt wflren, einer territorialen Erwerbung San 
Giovanni di Meduas durch Serbien zuzustimmen, oder als ob wir uns über- 
haupt mit der Lostrennung jenes Hafens von Albanien bei der seinerzeitigen 
Neuregelung der Dinge am Balkan abgefunden hStten. 

Da dies meinen Intentionen durchaus nicht entsprechen würde, ersuche 
ich Euer Exzellenz, vorstehende Erläuterung unseres Standpunktes dem Herrn 
Minister des Äußern zur Kenntnis zu bringen.^) 

Nicht minder deutlich äußerte er sich spater Ober die Grflnde, 
die ihn zu dieser Weigerung veranlaßten: 

.Ein streifen von wenigen Kilometern Breite, der sich von Altserbien 
bis an die Adria zöge, wäre — selbst wenn er sich an die montenegrinische 
Grenze anlehnt — ein absolut künstliches Gebilde, welches ständig zu den 
verschiedensten Reibungen, Grenzkonflikten und so fort AnlaB bieten müßte. 

^) Rotbuch, Note Nr. 125 vom 24. November. 

Soinosky, Die Balkanpolltik Ötterrelch-Ungarai. II. 19 
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Ebensa wäre die Sicherung dieses Korridors gegen Raub- und Schmuggel- 
einfälle und dergleichen eine ständige Quelle der Unordnung. Was aber noch 
mehr ins Gewicht fällt, ist der Umstand, daß es höchst zweifelhaft erscheinen 
mufi, ob ein derartiger Qebietsstreifen, dessen Lage sich ja notgedrungen nach 
dem Zuge der neu zu bestimmenden montenegrinischen Grenze und nicht nach 
eisenbahntechnischen Rflcl(sichten richten mUfite, in einem Hochgebirgslande 
wie Nordalbanien den Bau einer Eisenbahn überhaupt gestatten würde. Wäre 
dies nicht der Fall, so würde Serbien nicht ohne eine gewisse Berechtigung 
in kürzester Zeit eine Verlängerung beziehungsweise Erweiterung des ihm zu- 
gesprochenen Territoriums anstreben — kurz, er würde der Keim zu neuen 
Komplikationen gelegt, die zu vermeiden der gemeinsame Wunsch unser aller ist.* ^) 

Durch die Haltung der Ententemächte, besonders aber durch 
die Rußlands, des offiziellen und noch mehr des inoffiziellen, in 
seinem OberselbstbewuBtsein noch bestärkt» kehrte sich Serbien 
nicht im geringsten an die warnende Bemerkung im Expose des 
Grafen Berchtold, und weit entfernt, der Monarchie für deren selbst- 
lose Zurückhaltung erkenntlich zu sein, der es vor allem seine 
raschen Erfolge zu danken hatte, machte es im Gegenteile Miene, 
sich auf albanesischem Gebiete häuslich niederzulassen, und strebte 
eilig der Adriaküste zu. 

Graf Berchtold hielt es daher für angezeigt, Serbien direkt zu 
warnen und liefi in Belgrad wissen, dafi er der Ausdehnung Ser- 
biens zwar kein Hindernis in den Weg legen wolle und die Be- 
rechtigung des Wunsches nach einem Handelsdebouchö am Meere 
anerkenne, dafi dies aber nicht auf Kosten Albaniens geschehen 
dürfe, sondern blofi auf dem Schienenwege, der von der serbischen 
Grenze durch Bosnien an die dalmatinische Küste führe, oder 
durch eine Bahn, die durch den Sandschak und Montenegro zu 
führen wäre, allenfalls auch durch den Ausbau der projektierten 
Donau-Adria-Bahn. 

Als Herr v. Ugron, der k. u. k. Gesandte in Belgrad, dem 
serbischen Ministerpräsidenten Pa§i£ diese Eröffnung machte, er- 
widerte dieser, Serbien könne auf einen Hafen an der Adria durch- 
aus nicht verzichten, er sei für das Land eine Existenzbedingung; 
worauf Herr v. Ugron erklärte, Serbien möge sich keinen Illu- 
sionen hingeben, der Standpunkt der Monarchie in dieser An- 
gelegenheit sei unabänderlich.') 

Aber das Selbstbewußtsein war in Serbien schon derart ge- 
steigert und die Zuversicht auf die Hilfe Rußlands so groß, dafi 



^) Rotbuch, Note Nr. 142, Graf Berchtold an die k. u. k. Botschafter in 
London und Paris, vom 29. November. 

*) Ebenda, Note Nr. 81 vom 8. November. 
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man auch diese neuerliche Warnung nicht berücksichtigte und sich 
im Gegenteil beeilte, durch die Besetzung Durazzos eine vollendete 
Tatsache zu schaffen, der gegenüber Österreich-Ungarn es, wie 
man glaubte, nicht wagen würde, auf seinem Willen zu bestehen. 
Man deutete nämlich die Zurückhaltung, die dieses hinsichtlich 
des Sandschaks bekundet hatte, als Schwäche und Ängstlichkeit und 
rechnete damit, daß die Monarchie, wie sie die Besetzung des 
Sandschaks zugelassen hatte, auch die der Adriaküste zulassen 
werde. In diesem siegessichern Glauben schlug die serbische 
Presse gegen jene immer dreistere Töne an und verstieg sich so- 
gar zur Drohung, wenn die Monarchie Schwierigkeiten mache, so 
werde sich Serbien nicht damit begnügen, Albanien zu besetzen, 
sondern ihr Bosnien und die Herzegovina wegnehmen. 

So wiederholte sich das ganze gefährliche und aufregende 
Schauspiel, das das Verhalten Serbiens vier Jahre früher während 
der Annexionskrise geboten hatte. 



VIII 
Die Affäre Prochaska 

1 

Die hartnäckige und herausfordernde Feindseligkeit Serbiens 
und die Unterstützung, die es in seinen Bestrebungen bei den 
Ententemächten, zumal bei Rußland fand, rief in der Monarchie 
Beunruhigung und Unsicherheit hervor ; um so mehr, als sich auch 
innerhalb ihrer Grenzen die Anzeichen mehrten, dafi sich ernste 
Dinge vorbereiteten. 

Die ganz ungewöhnliche Reise des Thronfolgers nach Buda- 
pest, wo der Kaiser zurzeit residierte, das Eintreffen des General- 
stabschefs, Feldmarschalleutnants Schemua daselbst — der Kriegs- 
minister, General der Infanterie R. v. Auffenberg, war schon wegen 
der Delegationen anwesend — , die militärischen Beratungen in 
der Hofburg, femer das Erscheinen der Botschafter Deutschlands 
und Italiens, des Henn v. Tschirschky und des Herzogs von 
Avama, sowie des bulgarischen Sobranjepräsidenten, Herrn Danew; 
die Audienzen, die dieser sowohl beim Kaiser als beim Thronfolger 
hatte, die zahlreichen Einberufungen von Reservisten und Ersatz- 
reservisten, die verrieten, daß trotz der gegenteiligen Versicherungen 
der Regierung eine wenigstens teilweise Mobilisierung im Gange 
war : all das beunruhigte die Bevölkerung und machte sie nervös. 
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Mehr als alle die eben aufgezählten Vorgänge trugen hierzu 
aber die dunkeln Gerüchte bei, die über das Schicksal der k. u. k. 
Konsuln in Mitrovitza und Prizren im Umlaufe waren. Von 
jenem, Herrn v. Tahy, wurde bekannt, dafi er von den serbischen 
Militärbehörden seiner Freiheit beraubt worden und heimlich ge- 
flohen sei. Weit bedenklicher lauteten die Nachrichten Aber den 
Konsul in Prizren, Dr. Prochaska. Und zwar hatte es mit diesem 
folgende Bewandtnis: 

Die serbische Regierung hatte sich darüber beschwert, dafi 
dieser Funktionär sich den serbischen Militärbehörden gegenüber 
Verstöße habe zuschulden kommen lassen. Als nun das k. u. k. 
Ministerium des Äußern von dem beschuldigten Konsul einen 
Bericht verlangte, erhielt es keine Antwort und konnte Wochen 
hindurch von ihm und über ihn nichts erfahren, sich mit ihm 
auch nicht in Verbindung setzen. Als es von der serbischen 
Regierung deshalb Aufklärung veriangte, gebrauchte diese vage 
Ausflüchte und schützte die Maßnahmen der Militärbehörden 
vor, die lediglich aus militärischen Rücksichten den Verkehr mit 
Prizren eingestellt hätten. Diese Antwort klang verdächtig und 
weckte die Vermutung, die serbische Regierung habe triftige 
Gründe, das Schicksal Prochaskas im Dunkeln zu lassen. Dieser 
Verdacht wurde durch ein Telegramm der .Vossischen Zeitung" 
bestärkt, wonach Prochaska von den Serben mißhandelt worden 
sein sollte. Diese Möglichkeit, die der Phantasie weiten Spielraum 
ließ und sie erregte, erschien dem Fassungsvermögen der Be« 
völkerung viel verständlicher, gewissermaßen greifbarer als die 
großen historischen und politischen Gegensätze, die durch die 
Vorgänge auf dem Balkan wieder lebendig geworden waren und 
den Frieden bedrohten. So kam es, daß sie in eine kriege- 
rische Stimmung geriet, die sich deutlich in den demonstrativen 
Beifallskundgebungen äußerte, mit denen kriegerische und patrio- 
tische Musikstücke, wie z. B. der Radetzky-Marsch und das Prinz- 
Eugen-Lied, in den Konzertlokalen vom Publikum aufgenommen 
wurden. Zwar fehlte es auch nicht an Kundgebungen für den 
Frieden, und zwar nicht nur von sozialdemokratischer Seite, son- 
dern auch von der Redaktion der »Neuen Freien Presse"; aber 
die kriegerische Stimmung behielt im ganzen doch die Oberhand, 
und da Tag um Tag verging, ohne daß man über das Schicksal 
Dr. Prochaskas Sicheres erfahren konnte , nahmen die Gerüchte 
über ihn immer abenteuerlichere Gestalt an. War früher bloß von 
einer Mißhandlung und Verietzung des Konsuls die Rede, so 
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sprach man jetzt von seiner Verstflmmelung, ja von seinem Tode 
und wufite von einem Blutbade zu erzählen, das die serbische 
Soldateska im Osteneichisch-ungarischen Konsulatsgebäude ver- 
anstaltet haben sollte. Diese Gerüchte alarmierten die Bevölke- 
rung natflrlich noch mehr, empörten ihr Mitgefühl und beleidigten 
ihr Selbstbewußtsein als Bürger einer Grofimacht. 

Eine telegraphische Anfrage der .Neuen Freien Presse* an 
die serbische Regierung nach dem Schicksal Prochaskas ergab 
zwar eine beruhigende Antwort, derzufolge sich der Konsul Wohl- 
befinden sollte, aber die Besorgnis und Erregung wurde dadurch 
nicht beschwichtigt, denn man mißtraute ihr um so mehr, da in 
Belgrad Schwierigkeiten gemacht wurden, als Graf Berchtold die 
Absicht kundgab, einen k. u. k. Beamten nach Prizren zu senden, 
der Licht in das Dunkel über dem Schicksale Prochaskas bringen 
soffte. 

Schliefilich blieb der serbischen Regierung aber doch nichts 
anderes übrig, als die Reise dieses Beamten — es war der k. u. k. Konsul 
Edl — zuzulassen. Am 20. November trat dieser die Fahrt an. Schon 
am nächsten Tag überraschte die »Neue Freie Presse" ihre Leser 
durch ein Telegramm Prochaskas, in dem dieser die an ihn ge- 
richtete Anfrage des Blattes dahin beantwortete, dafi er sich wohl- 
befinde. Doch vermochte diese Nachricht die Besorgnis um sein 
Schicksal noch nicht zu zerstreuen, da die amtliche Bestätigung 
einstweilen ausblieb. Erst fünf Tage später, am 26. November, 
vernahm man, dafi Konsul Edl mit Prochaska in Üsküb zu- 
sammengetroffen sei. Das war aber auch alles, was man über 
das Schicksal dieses Mannes erfuhr. Ober die Verfassung, in der 
er gefunden worden war, verlautete am Ballplatze kein Wort, und 
diese Dürftigkeit der Nachricht war nicht danach angetan, die 
Besorgnisse zu zerstreuen. Wufite man jetzt auch, dafi der Konsul 
noch am Leben war, so trat darum doch keine Beruhigung 
ein, denn man glaubte aus der knappen Mitteilung schliefien zu 
müssen, dafi es mit ihm doch irgendeine schlimme Bewandtnis 
haben müsse. 

2 

Auch die sonstigen Ereignisse trugen keineswegs zur Beruhi- 
gung bei. 

Ein Besuch des Thronfolgers bei Kaiser Wilhelm wurde, zu 
solcher Zeit unternommen, natürlich von niemand für den ein- 
fachen Jagdausflug gehalten, als den man ihn offiziell bezeichnete. 
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Und diese Zusammenkunft, die in Springe bei Hannover statt- 
fand, wirkte um so alarmierender, als bekannt wurde, daß sich 
der Chef des k. u. k. Generalstabs, Feldmarschalleutnant Schemua, 
zur selben Zeit, 23. November, inkognito in Berlin eingefunden 
und mit dem Generalstabschef des deutschen Heeres, General 
V. Moltke, eine Besprechung gehabt hatte. Was konnte im Hin- 
blick auf diese Tatsachen natürlicher sein, als daß alle Welt glaubte, 
in Berlin und Springe sei der von Österreich-Ungarn und Deutsch- 
land gemeinsam zu führende Feldzug gegen Rußland beschlossen 
und besprochen worden. An die mehr als naive offizielle Be- 
schwichtigungserklärung, der Besuch des Generalstabschefs habe 
nur einem alten Brauch im Verkehre der beiden verbündeten 
Armeen entsprochen, glaubte natürlich kein Mensch, denn ihre 
Unwahrheit lag auf der Hand. Das Inkognito des Generalstabs- 
chefs allein schon strafte diese Erklärung Lügen. 

Wenige Tage später, am 26. November, erfuhr man von einer 
langen Audienz, die der k. u. k. Botschafter in St. Petersburg, 
Graf Thurn-Valsassina, tags vorher beim Zaren gehabt hatte, über 
deren Inhalt aber nichts verlautete als die üblichen Beschwichtigungs- 
phrasen. 

Daß diese Audienz die Kriegsgefahr aber nicht gemindert 
hatte, zeigten die zwei Tage darauf von den Regierungen in Wien 
und Budapest vorgelegten Entwürfe eines Kriegsleistungsgesetzes, 
das für den Kriegsfall die Unterstützung der zurückbleibenden 
Angehörigen von Reservisten vorsah, ferner die Heranziehung der 
nicht oder nicht mehr zum Waffendienste verpflichteten männlichen 
Bevölkerung zu Kriegsdiensten persönlicher Art sowie zu Leistungen 
hinsichtlich des Transportwesens, der Unterbringung von Truppen 
und der Pferdebeschaffung. 

Das zur selben Zeit erfolgte Bekanntwerden der Besetzung 
Durazzos durch die Serben gab diesem Gesetzentwurfe noch ein 
sehr ernstes Relief. Auch die Entsendung des ehemaligen General- 
stabschefs und damaligen Armeeinspektors, Generals Freiherrn 
V. Conrad , nach Bukarest deutete auf den Ernst der Lage. Der 
offiziellen Erklärung zufolge hatte er zwar bloß die Aufgabe, dem 
König ein Beileidschreiben des Kaisers anläßlich des Todes seiner 
(des Königs) Schwester, der Gräfin von Flandern, zu überbringen, 
aber es lag auf der Hand, daß dies nur der Vorwand für seine 
Mission sein konnte und daß, wenn es sich bloß um diese harmlose 
Mission gehandelt hätte, doch wohl nicht gerade ein General mit 
ihr betraut worden wäre, der für den Kriegsfall allgemein als der 
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Höcbstkommandierende der ganzen Armee galt Die Hinfällig- 
keit der offiziellen Erklärung zeigte sich um so deutlicher, 
als bekannt wurde » daß General Conrad in Bukarest mit dem 
Chef des rumänischen Generalstabs, General Averescu, konferiert 
hatte. 

Nicht minder beunruhigend wirkte das gleich darauf, 30. No- 
vember, Verlautbarte Pferdeausfuhrverbot. 

Auch die Reichstagsrede Bethmann-HoUwegs vom 3. Dezember, 
in der er die Bereitschaft Deutschlands betonte, für Österreich- 
Ungarn einzutreten und an dessen Seite zu kämpfen, wenn dieses 
angegriffen werden sollte, klang nicht gerade beruhigend. Vollends 
auf Krieg deutete aber die Wiederemennung Conrads zum Chef des 
Generalstabs der gesamten bewaffneten Macht an Stelle Schemuas, 
der dafür mit dem wichtigen Kommando des XVI. Korps in Ragusa 
betraut wurde. 

So mehrten sich die Zeichen, die auf einen entscheidenden 
Schritt der Monarchie deuteten, und der Zeiger des politischen 
Manometers rflckte der Maximalspannung der Atmosphäre immer 
näher. Eine friedliche Lösung des Konflikts schien kaum mehr 
möglich. 

3 

Da trat nach Mitte Dezember ein jäher Umschwung ein. 
Am 17. Dezember erschien ein Communiqu^ des Ministeriums 
des Äußern, das nachstehenden Inhalt hatte: 

•Die vom k. und k. Ministerium des Äußern in der Angelegenheit des 
Konsuls Prochaska inPrizren durch einen von hier entsendeten Delegierten 
gepflogene Untersuchung, die sich infolge der großen Entfernungen und 
der durch die Kriegslage geschaffenen Verhältnisse einigermaßen in die Länge 
zog, ist nunmehr abgeschlossen. Auf Orund ihres Ergebnisses kann er- 
freulicherweise konstatiert werden, daß die in Umlauf gewesenen 
Gerüchte, wonach Konsul Prochaska serbischerseits auf seinem Posten förm- 
lich gefangengehalten, ja sogar mißhandelt worden wäre, ]eder 
Grundlage entbehren. 

Die seinerzeit von der serbischen Regierung gegen den genannten Kon- 
sularfunktionär mit dem Ersuchen um dessen Versetzung erhobene amtliche 
Anschuldigung, daß beim Einzug der serbischen Truppen in Prizren aus 
dem k. u. k. Konsulat auf dieselben geschossen worden wäre, 
haben sich als vollkommen grundlos erwiesen. 

Dagegen haben sich die serbischen Militärbehörden in Prizren 
allerdings unserem dortigen Konsulat und dessen Leiter und Personal gegen- 
über vom völkerrechtlichen Standpunkt aus mehrfach ins Unrecht 
gesetzt Die in dieser Beziehung vorgekommenen Verstöße werden der 
königlich serbischen Regierung mit dem Begehren um entsprechende Ge- 
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nugtuung bekanntgegeben werden.^) Es ist kein Grund zur Annahme, 
dafi die königlich serbische Regierung, welche sich der Mission des Delegierten 
des Ministeriums des Aufiern gegenüber durchaus entgegenkommend verhalten 
hat, diese Genugtuung verweigern wird/ 

Diese Erklärung wirkte auf die Öffentlichkeit wie ein eisiger 
Wasserstrahl. Obwohl sie eigentlich hatte darüber erfreut sein 
sollen , weil sie nun sicher wufite, dafi Prochaska , für dessen 
Schicksal sie sich so beunruhigt hatte, nichts Ernstliches wieder- 
fahren war und obwohl sie aus dem freundlichen Tone, den das 
Communiquä Serbien gegenüber anschlug, die Hoffnung schöpfen 
durfte, dafi der Konflikt sich ohne Krieg lösen werde, nahm sie 
diese Nachricht sehr ungünstig auf, denn sie hatte sich in die 
Idee, die Serben hätten sich gegen Prochaska schwerer Verletzungen 
des Völkerrechts schuldig gemacht, so tief eingelebt, dafi sie die 
günstige Aufklärung als eine peinliche Enttäuschung empfand und 
sich zum besten gehabt fühlte. Die ganze Erregung, die bisher 
Serbien gegolten hatte, kehrte sich nun mit einem Schlage gegen 
das Ministerium, dem man vorwarf, es hätte das Publikum über 
den wahren Sachverhalt mit Absicht im Dunkeln gelassen, um 
dadurch den aufregenden Gerüchten Gelegenheit und Zeit zu ge- 
währen, es in die kriegerische Stimmung hineinzuhetzen, in der 
man es augenscheinlich habe sehen wollen. Auch für die wirt- 
schaftliche Depression, die infolge der Kriegsgerüchte eingetreten 
war und eine ganze Reihe von Fallissements und Arbeitsein- 
stellungen nach sich gezogen hatte, machte man jetzt das Mini- 
sterium verantwortlich. 

So war denn die „Affäre Prochaska", die die Bevölkerung 
der Monarchie einen ganzen Monat hindurch in Atem gehalten 

') Diese Obergriffe der serbischen Militärbehörden wurden dann in einem 
Berichte des offiziösen .Fremdenblattes' in folgender Weise präzisiert: 

.Die am 24. Olctober erfolgte Anhaltung des von Prizren nach Verisovice 
abgegangenen Konsularpostlcawassen durch eine serbische Patrouille, die ihm 
einen an unser Konsulat in Oslcflb adressierten versiegelten Postsack abnahm ; 
die Umstellung der Konsularämter in Prizren und Mitrovitza mit serbischem 
Militär, welche Maßnahme einige Zeit hindurch derart gehandhabt wurde, 
dafi dadurch eine vollkommene Lahmlegung selbst der lokalen Amtstätigkeit 
der beiden Konsuln verursacht war; die am 24. November erfolgte Verhaftung 
und Festhaltung durch zwei Tage des Honorarbeamten des Konsulats in 
Prizren, Bekir Sami Efendi; die trotz wiederholter Vorstellungen fortgesetzte 
Aufierachüassung unseres Schutz- bezw. Assistenzrechtes gelegentlich der von 
den serbischen Militärbehörden vorgenommenen Durchsuchungen der unter 
unserem Protektorat stehenden katholischen Kirche in Prizren und deren 
Dependenzen und dergleichen mehr.' 



Die Balkan-Katastrophe 297 

hatte und dadurch zu einer Haupt- und Staatsangelegenheit auf- 
gebauscht worden war» wie eine Seifenblase zerplatzt und hatte 
nichts hinterlassen als einen dunkeln Flecken.^) 



HOOVER Y/AR 
COLLECTION 



IX 
Pourparlers 

1 

Durch die furchtbare Wucht ihrer Niederlagen zu Boden ge- 
schmettert, hatte die Pforte schon nach der Katastrophe von Lflle- 
Burgas, Anfang November, die Intervention der Mächte zur Ein- 
stellung der Feindseligkeiten nachgesucht. Aber dieselben Mächte, 
die wenige Wochen früher im selbstbewußten Brusttone der Über- 
legenheit die Erhaltung des Statusquo auf dem Balkan für ein 
unantastbares Dogma erklärt hatten, zögerten jetzt, dem Siegeszuge 
der Balkanstaaten in den Weg zu treten, und gerade Poincare, 
früher der eifrigste Anwalt der Statusquotheorie, lehnte jetzt eine 
Intervention ab. Blofi zu einer Vermittlung erklärte er sich bereit, 
worauf die Pforte um diese ansuchte. Da sich die Mächte über 
den einzuschlagenden Weg nicht rasch einigen konnten, die Lage 
der Türkei sich aber von Tag zu Tag verschlechterte — am 8. No- 
vember war Saloniki in die Hände der Griechen gefallen, und die 
bulgarische Armee bedrohte Konstantinopel — , verlor man am 
Bosporus die Geduld und wendete sich wegen eines Waffenstill- 
stands direkt an Bulgarien und durch dessen Vermittlung an die 
andern Balkanstaaten. Als die Mächte sich endlich Mitte No- 
vember zu einer Vermittlungsaktion entschlossen, kamen sie damit 
zu spät und holten sich sowohl bei der Pforte als bei den Balkan- 
staaten höflich dankende Ablehnungen. 

Die Verhandlungen zwischen den beiden Parteien gestalteten 
sich jedoch von Anbeginn schwierig, denn die Verbündeten in ihrem 
Siegesrausche wollten den von der Pforte verlangten Waffenstill- 
stand nur unter den härtesten Bedingungen gewähren. Sie ver- 
langten nämlich die Übergabe Adrianopels und der Tschataldscha- 
forts an die Bulgaren, Janinas an Griechenland, Dibras und Durazzos 

^) Ihren formellen Abschluß fand die Affflre Prochaska erst am 15. und 
16. Jänner 1913 durch die Ehrenbezeigungen, die die serbischen Behörden in 
Prizren und Mitrovitza nach längerem Zögern den Konsuln Prochaska und 
Wildener (diesem als Stellvertreter des erkrankten Konsuls v. Tahy) als Genug- 
tuung für die ihnen angetanen Beleidigungen leisteten. 
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an Serbien und Skutaris an Montenegro ; aufierdem die Zurflckziehung 
aller westlich der Tschataldschalinie stehenden türkischen Truppen. 

Die Pforte lehnte diese Waffenstillstandsbedingungen begreif- 
licherweise zwar ab, erklärte sich aber bereit, auch ohne Waffen- 
stillstand über einen definitiven Frieden zu verhandeln. 

Als man auf dem Wiener Ballplatze erfuhr, daß zwischen der 
Pforte und den Verbündeten über einen definitiven Frieden ver- 
handelt werde, verständigte Graf Berchtold die Botschafter der 
Monarchie bei den andern Mächten, dafi die k. u. k. Regierung 
einen Friedensschluß zwischen den beiden Parteien .»selbstverständ- 
lich nicht als definitiv anzusehen in der Lage wäre".^) 

Die Auffassung des Grafen Berchtold fand bei England, Frank- 
reich und Italien Zustimmung.') Sir Grey bemerkte dazu: .Man 
kann nicht erwarten, daß die größten Veränderungen der Land- 
karte Europas, die jemals plötzlich stattgefunden haben, vor sich 
gehen können, ohne daß die Großmächte, namentlich die zunächst 
interessierten, in dieser Sache mitzureden hätten, jedenfalls we- 
nigstens in gewissen Punkten."*) Poincarä aber kam bei dieser 
Gelegenheit wieder auf sein Konferenzprojekt zurück ; einen Stand- 
punkt, den Frankreich niemals verlassen habe.^) 

Während die Kabinette sich in solchen Pourparlers ergingen, 
hatte sich die Pforte mit ihren Gegnern so weit geeinigt, daß am 
3. Dezember ein Waffenstillstand abgeschlossen wurde, der nach- 
stehende Bedingungen enthielt: 

1. Die Truppen bleiben in ihren jetzigen Positionen. 

2. Die Festungen dürfen nicht verpflegt werden. 

3. Die bulgarische Armee vor Tschataldscha darf sich erst zehn Tage nach 
der Unterzeichnung des Waffenstillstands über das Schwarze Meer und Ober 
Adrianopel verpflegen. 

4. Die Friedensverhandlungen müssen bis zum 13. Dezember eröffnet werden. 

Als Zusammenkunftsort für die Delegierten wurde London aus- 
ersehen. Am 16. Dezember, also drei Tage nach dem anberaumten 
Termin, fand die erste Sitzung der Friedensdelegierten statt. 

2 

Als die Westmächte erkannten, dafi ihre Bemühungen, Öster- 
reich-Ungarn umzustimmen, vergeblich waren, sannen sie auf ein 

1) Rotbuch, Note Nr. 126 vom 24. November. 

') Ober die Aufnahme, die sie in Deutschland und Rußland fand, gibt 
das Rotbuch keine Auskunft. 

&) R 1 b u c h , Note Nr. 129, Graf Mensdorff an Graf Berchtold, 25. November. 
*) Ebenda, Note Nr. 131, Graf Sz^ch^n an Graf Berchtold, 26. November. 
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Mittel» dem Konflikte, der sich aus der Gegensätzlichkeit der Stand- 
punkte Österreich-Ungarns und Rußlands zu entwickeln drohte, 
wirksam vorzubeugen. In diesem Bestreben einig, waren sie es 
nicht auch in der Wahl des ihnen geeignet erscheinenden Mittels. 
Wahrend Poincarä dieses in einer Konferenz der Mächte sah und 
wieder auf sein abgelehntes Konferenzprojekt vom 15. Oktober 
zurückkam, hielt es Sir Grey für das zweckmäßigste, die wichtig- 
sten Fragen, die sich aus der Balkankrise ergeben hatten, in einem 
vertraulichen »Präliminarmeinungsaustausche'' zwischen den Mächten 
zu besprechen; ein Vorschlag, der die Zustimmung Sasonows fand, 
da dieser darin eine geeignete Vorbereitung des Terrains für eine 
allenfalls notwendig werdende Konferenz sah. 

Sir Grey verständigte hierauf auch die deutsche Regierung 
von seinem Plan und ersuchte sie in vertraulicher Weise, zu son- 
dieren, wie man ihn in Wien aufnehme. 

Der k. u. k. Botschafter in Berlin, Graf Szögy^ny, teilte dies 
Graf Berchtold mit, stellte den englischen Vorschlag aber irrtümlich 
so hin, als ob eine Konferenz geplant wäre. Als Sir Grey dies erfuhr, 
zeigte er sich darüber sehr ungehalten und erklärte mit Nachdruck, 
dafi er keine Konferenz vorschlage, sondern lediglich eine Be- 
sprechung der Botschafter in einer der europäischen Hauptstädte. 
Dabei sollten besonders solche Fragen erörtert werden, deren 
Lösung man nicht den Balkanverbündeten allein überlassen wollte. 

Graf Berchtold verhielt sich diesem Vorschlage gegenüber zu- 
nächst sehr reserviert. Von einer Konferenz wollte auch er nichts 
wissen, »da mehrere derzeit noch ungeregelte Fragen die Be- 
ratungen des internationalen Areopags scheitern machen könnten.^) 
Bloß auf »unverbindliche" Besprechungen könne er sich einlassen; 
im übrigen behalte er sich eine definitive Antwort vor. Vier Tage 
später, am 5. Dezember, gab er seine Zustimmung zum Vorschlage 
Sir Greys unter der ausdrücklichen Voraussetzung, daß die ge- 
planten Besprechungen unverbindlich seien. Außerdem knüpfte 
er eine Bedingung daran, über die er dem k. u. k. Botschafter in 
London, Grafen Mensdorff, folgende Verhaltungsmaßregeln gab: 

.Um jedem Mifiverständnisse vorzubeugen, wolle ich die Aufmerksamkeit 
Sir E. Oreys schon jetzt auf den Umstand lenken, daß Österreich-Ungarn und 
Italien die Autonomisierung Albaniens in ihr Programm aufgenommen haben 
und bereits in Athen, Belgrad und Cetinje einschlägige, die albanesische Küste 
betreffende Erklärungen abgegeben haben. Diesem von uns eingenommenen 
Standpunkte entsprechend, würde die Instruktion des k. u. k. Botschafters da- 

^) Rotbuch, Note Nr. 144 vom 1. Dezember. 
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hin lauten, dafl er sich, was den Accis Serbiens an die Adria anbelangt, nur 
an einem Gedankenaustausche darüber wird beteiligen können, wie fflr Serbien 
ein wirtschaftliches Debouch^ an die Adria sichergestellt werden könnte, 
wahrend er unter keinen Umstfinden an einer Diskussion werde teilnehmen 
können, welche die territoriale Ausbreitung des Königreiches bis an die Adria, 
respektive den Erwerb eines Hafens an derselben zum Gegenstande hat.' 

Im flbrigen empfahl Graf Berchtold, zu den Besprechungen 
aufier den Botschaftern der Mächte auch den Gesandten Rumäniens 
heranzuziehen, da dieser Staat durch seine geographische Lage 
an den Veränderungen auf dem Balkan interessiert sei und , durch 
seine korrekte, friedliche Haltung während des Krieges sich ein 
Anrecht erworben habe, seine Stimme im Rate der Grofimächte 
vernehmen zu lassen'.^) 

Da Sir Grey mit diesen Bedingungen einverstanden war und 
die , Atmosphäre" für die Besprechungen als günstig erachtete, 
empfahl er, sie möglichst bald beginnen zu lassen; doch sei er 
dafür, es sollten an ihr ausschließlich die fünf Botschafter und er 
selber teilnehmen. Als Ort der Reunion war nämlich London er- 
sehen worden, wo ja auch die Verhandlungen der Friedensdele- 
gierten stattfinden sollten. 

Vor Beginn der Besprechungen gab Graf Berchtold dem Grafen 
Mensdorff in London ausführliche Verhaltungsmaßregeln: 

Hinsichtlich Albaniens könne die Monarchie weder ]etzt noch in der Zu- 
kunft Machtverschiebungen an der Adria dulden und lege datier Wert darauf, 
dafl Albanien Grenzen erlange, die ihm eine gedeihliche Entwicklung sicherten. 
Ob es ganz unabhängig werden oder unter der Souverünitflt des Sultans bleit>en 
solle, sei nebensächlich, sofern nur seine Neutralisierung, sowohl vonseiten der 
Mächte als der Balkanstaaten anerkannt werde. 

Was den serbischen Wunsch nach einem Adriahafen anbelange, so dürfe 
der Botschafter, wie er ja schon wisse, an keiner Beratung teilnehmen, bei der 
diese Angelegenheit zur Sprache komme. Serbien ein wirtschaftliches 
Debouchd an der Adria zu sichern, sei die Monarchie jedoch gern bereit, und 
zwar durch eine Bahnverbindung aber Bosnien oder durch die Verwirklichung 
des Donau-Adria-Bahnprojekts. 

Betreffs der Agäischen Inseln rate er dem Botschafter, sich abwartend zu 
verhalten und erst die Ansichten der andern Mächte kennen zu lernen. Na- 
mentiich aber jede Erörterung hinsichtlich der noch von Italien besetzten Inseln 
zu vermeiden. 

Was Saloniki angehe, sei der Monarchie darum zu tun, sich den Handels- 
weg dahin offen und gesichert zu erhalten, gleichviel ob die Stad internatio- 
nalisiert werde oder in den Besitz eines Balkanstaates gelange, wogegen nichts 
einzuwenden sei. 

Für den Fall, als auch die Frage nach dem Schicksal der kleinen Donau- 
insel Ada-Kaleh zur Sprache kommen sollte, möge der Botschafter darauf ver- 



>) Rotbuch, Note 150. 
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weisen, daß sie im Einverständnisse mit der Pforte schon seit Jahrzehnten von 
Truppen der Monarchie besetzt gehalten werde, und dafi diese somit die Ein- 
verleibung in ihr Gebiet anstrebe.^) 

Mit dieser Instruktion ausgerüstet, begab sich Graf Mensdorff 
am 1 7. Dezember zur ersten Reunion der Botschafter. 



X 
Um Albanien 

1 

Gleich in der ersten Botschaftersitzung wurde die Autonomie 
Albaniens unter der Kontrolle der Großmächte und der Souve- 
ränität oder Suzeränität des Sultans beschlossen. Aufierdem wurde 
dem Vorschlage Rußlands zufolge bestimmt, daß Serbien einen 
Handelsweg an die Meeresküste erhalten solle, und zwar durch 
einen freien und neutralen Hafen Albaniens und durch eine inter- 
nationale, unter der Kontrolle Europas stehende Eisenbahn, die 
unter den Schutz einer internationalen Wache gestellt werden und 
auf der Serbien für seine Frachten, inbegriffen Kriegsmunition, 
volle Durchzugsfreiheit haben sollte. 

Die optimistische Deutung, die diesem Ergebnisse der Reunion 
von Seiten eines Teils der Presse zuteil wurde, war aber keines- 
wegs gerechtfertigt, denn die Schaffung eines selbständigen Alba- 
nien war ja schon lange vorher eine ausgemachte Sache gewesen, 
die jetzt bloß ihre offizielle Anerkennung gefunden hatte. Sie 
war um so selbstverständlicher, als die Albanesen auf einem in 
Valona abgehaltenen Kongresse ihr Land bereits selber in feier- 
licher Weise für unabhängig erklärt hatten, 28. November; ein Be- 
schluß, dem auch die Albanien abgeneigten Mächte schon im 
Hinblick auf das von ihnen anerkannte Nationalitätsprinzip ihre 
Zustimmung nicht versagen konnten. 

Über die heikle Frage der Grenzen Albaniens hatte man sich 
nach langer Diskussion einstweilen mit der dürftigen „Formel* 
begnügt, daß Albanien im Norden von Montenegro, im Süden 
von Griechenland begrenzt werden sollte; eine Bestimmung, die, 
auf den ersten Anblick hin scheinbar ein selbstverständlicher Ge- 
meinplatz, insofern doch bedeutsam war, als daraus hervorging, daß 
Albanien im Norden nicht durch den gewissen serbischen »Korridor* 
begrenzt sein, sondern unmittelbar an Montenegro grenzen sollte. 

^) Rotbuch, Depesche Nr. 166 vom 15. Dezember. 
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Das war aber auch alles, was Aber diese wichtigste Frage des 
Reunionprogramms ausgemacht worden war, und es ließ sich 
mit Sicherheit voraussehen, daß die Einigung über die genauen 
Grenzen Albaniens auf große Schwierigkeiten stoßen wtlrde, denn 
in diesem Punkte konzentrierten sich die Gegensätze in den Auf- 
fassungen Rußlands und Österreich-Ungarns. 

Dieses wollte für Albanien auch die Städte Ipek, Prizren, 
Djakova und ganz besonders Skutari haben; jenes hingegen war 
der Ansicht, diese Orte müßten an Montenegro und Serbien fallen; 
ganz besonders Skutari sei Montenegro zuzusprechen, da infolge 
der schweren Blutopfer, die die Belagerung dieser Stadt seinen 
Söhnen schon gekostet habe, die Stellung der Dynastie Njegusch 
gefährdet sei und durch die Erwerbung Skutaris gefestigt werden 
müsse.^) Graf Mensdorff schloß denn auch seinen Bericht aber 
den Veriauf der ersten Botschafterbesprechung mit der Bemerkung, 
daß die Frage von Skutari Schwierigkeiten bereiten werde.*) 

Diese Vermutung verwirklichte sich nur zu rasch, denn schon 
drei Tage später mußte er nach Wien melden, daß über die Grenzen 
Albaniens eine Einigung nicht zu erzielen sei, bevor sich Graf 
Berchtold und Sasonow über die Frage von Skutari verständigt 
hätten, und daß dieses Thema daher einstweilen von der Tages- 
ordnung abgesetzt worden sei. 

Daraufhin überreichte der k. u. k. Botschafter am russischen 
Hofe, Graf Thum, Herrn Sasonow ein Memorandum (Aide- 
memoire), in dem er ausführiich die Gründe auseinandersetzte, 
die die Monarchie zu ihrer Haltung bestimmten und die sich auf 
zwei Hauptfragen bezogen: auf den kommerziellen Zugang Ser- 
biens zur Adria und auf die Zukunft Skutaris. 

Hinsichtlich des ersten Punkts befaßte sich das Memorandum 
mit der in der ersten Botschafterreunion auf Antrag Rußlands 
gewählten Fassung, die folgenden Wortlaut hatte: 

.... un acc&s commercial sera r&erv6 ä la Serbie par un port Albanais 
Hbre et neutre desservi par un chemin de fer international sous le contröle 
europ^en et mis sous la garde d*une force speciale internationale avec libert^ 
de transit pour toutes les marchanchises y compris les munitions de guerre.* 

Das Memorandum erörterte die einzelnen Bestimmungen dieser 
Resolution in folgender Weise: 



^) Rotbuch, Note Nr. 169, Graf Berchtold an Qraf Thum in Petersburg, 
vom 16. Dezember. 

') Ebenda, Note Nr. 170 vom 17. Dezember. 
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1. Die Neutralisierung eines albanesischen Hafens allein wäre unnötig, 
da ja das ganze Land Albanien der getroffenen Vereinbarung zufolge neutral 
sein müsse, eine derartige Mafinahme somit den Wert dieser Vereinbarung 
fraglich machen wflrde. 

2. Den Ausdruck .internationale Eisenbahn" verstehe die k. u. k. Regierung 
nicht so, als ob die sechs Großmächte selbst den Bau und Betrieb übernehmen 
sollten; dies solle vielmehr durch eine internationale Bau- und Betriebsgesell- 
schaft erfolgen, die ebenso wie der Hafen unter der Garantie der Großmächte 
stehen solle. Falls die russische Regierung diese Auffassung teile, erhebe die 
österreichisch-ungarische keinen Einwand gegen den Ausdruck ,reserv6 ä la 
Serbie'. 

3. Graf Berchtold sei damit einverstanden, daß die Eisenbahn ebenso 
wie der Hafen unter der Kontrolle und dem Schutze der Mächte stehen 
solle. Dieser Schutz solle aber der albanesischen Gendarmerie anvertraut 
werden. 

4. Die Wahl der Bahntrasse müßte der Gesellschaft überlassen werden, 
die sich darüber mit Serbien ins Einvernehmen zu setzen hätte. 

5. Soweit Serbien an dieser Gesellschaft mitbeteiligt wäre, hätte es 
natürlich auch Einfluß auf das Unternehmen. In diesem Sinne möchte das 
Wiener Kabinett den in der dritten Reunion von russischer Seite vorgeschlagenen 
Satz: .le droit pour la Serble de participer au contröle international de la 
ligne et du port' verstanden wissen. 

6. Was die »Freiheit des Transits* auf der Eisenbahn anbelange, so wäre 
festzusetzen, daß diese Freiheit nicht ein Sondervorrecht Serbiens sein dürfe, 
sondern allen Staaten in gleicher Weise zugute kommen müsse. 

7. Betreffs des Ausdrucks .liberti des relations commerciales* sei Graf 
Berchtold der Ansicht, daß die freie Durchfuhr von Kriegsmaterial bloß für 
Friedenszeiten Geltung haben könne. 

Hinsichtlich Skutaris begrtlndete das Memorandum das Ver- 
langen der k. u. k. Regierung, dafi diese Stadt zu Albanien ge- 
hören müsse, durch nachstehende Argumente: 

1. Skutari sei fast ausschließlich von Albanesen bewohnt. 

2. Skutari sei das religiöse Zentrum für die Katholiken Nordalbaniens, 
die unter dem Protektorate der Monarchie stünden. 

3. Skutari sei die Hauptstadt Nordalbaniens, in der alle nordalbanesischen 
Stämme ihren Schwerpunkt sähen und ohne die daher ein lebensfähiges Albanien 
nicht denkbar sei. 

4. Falls Skutari für Albanien verloren ginge, würde die Mehrzahl der 
katholischen Bevölkerung Albaniens gegen ihren Willen an das ihr in nationaler 
und religiöser Beziehung fremde Montenegro fallen. 

5. Die heroische Verteidigung Skutaris sei nicht so sehr ein Verdienst 
der türkischen Truppen als vielmehr der Hartnäckigkeit, mit der die Albanesen 
für den Besitz dieser Stadt kämpften, da sie in ihr einen wesentlichen Teil 
ihres Vaterlandes sähen. 

6. Der Erwerb einer Stadt mit ganz fremder Einwohnerschaft würde für 
Montenegro keine Verstärkung seiner Macht bedeuten. 

7. Falls die Stellung der Dynastie Njegusch wirklich erschüttert sein 
sollte, wflrde die Erwerbung Skutaris sie keineswegs stützen, was nur durch 
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Angliederung eines Territoriums mit einer Bevölkerung derselben Rasse zu 
erreichen wäre. 

8. Die Monarchie habe ebenso ein vitales Interesse an der Schaffung 
eines lebensfähigen Albanien, wie es Rufiland an der Erhaltung der Dynastie 
Njegusch habe. In dieser Beziehung könne Rufiland auf die volle Mitwirkung 
Österreich-Ungarns zählen. 

In ihrer Antwort auf dieses Aide-memoire, die im denkbar 
verbindlichsten Tone gehalten war, ging die russische Regierung 
ausführlich auf die einzelnen Punkte der Denkschrift ein und 
äußerte sich dazu in folgender Weise: 

Hinsichtlich des Begriffs .chemin de fer internaUonal' schliefie sie sich 
der Auffassung des österreichisch-ungarischen Kabinetts an , empfehle jedoch 
eine schärfere Präzisierung dieses Begriffes, damit die albanesische Bahn tat- 
sächlich eine internationale werde und sich die europäischen Mächte sowie 
auch Serbien an ihrer Schöpfung beteiligen und einen Einflufi auf dieses Unter- 
nehmen sichern könnten. 

Auch betreffs der albanesischen Gendarmerie — unter europäischer Kon- 
trolle — stimme die russische Regierung der Ansicht des Grafen Berchtold 
zu, nur müsse man auch hier eine weniger allgemeine Foiimel wählen und 
diese Kontrolle nach der Art der Bestimmungen einrichten, die die Schiffahrt 
im Suezkanal regeln. Wenn die russische Regierung auch nichts gegen die 
Errichtung einer albanesischen Gendarmerie einzuwenden habe, so würde die 
Organisierung einer solchen Truppe doch viel Zeit beanspruchen; man müsse 
daher inzwischen zu einer internationalen Maßnahme greifen, um die Arbeiten 
auf der Bahnlinie zu schützen, wenn anders man nicht vorziehe, den Aufent- 
halt der serbischen Truppen in Albanien zu verlängern, wobei man deren Zahl 
ja begrenzen könnte. 

Gegen die Auffassung des Grafen Berchtold betreffs der Freiheit 
der Güterdurchfuhr auf der albanesischen Bahn erhebe Rufiland keinen 
Einwand. 

Nur hinsichtlich des letzten Punktes des österreichisch-ungarischen Pro- 
gramms, den kommerziellen Zugang Serbiens zur Adria betreffend, könne die 
russische Regierung nicht zustimmen. Das Wiener Kabinett habe sich über 
den exakten Sinn des Ausdrucks .en temps de paix' nicht genau ausgesprochen, 
es sei daher schwierig, dessen genaue Tragweite zu beurteilen. Anderseits 
würde es sich, da die in London gefaßten Beschlüsse keinen Rückhalt betreffs 
des freien Transports von Kriegsmaterial vorsähen, nicht empfehlen, in der 
Diskussion wieder auf diesen Punkt zurückzukommen. Das Interesse Österreich- 
Ungarns sei übrigens besser durch die Rechte geschützt, die jedem krieg- 
führenden Staate die Befugnis gäben, Kriegskonterbande auf hoher See mit 
Beschlag zu belegen. 

Betreffs der Skutarifrage enthielt die russische Antwort auf 
das Aide-memoire nachstehende Bemerkungen: 

Was die ethnischen und religiösen Bedenken gegen die Vereinigung 
Skutaris mit Montenegro anbelange, so bestünde ja den letzten Ereignissen 
zufolge zwischen den katholischen Albanesen und der montenegrinischen Re- 
gierung ein gutes Einvernehmen. Im übrigen seien die Rechte der katholischen 
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Albanesen ja kraft des Artikels XXVn des Berliner Vertrags geschützt, der den 
in Montenegro vertretenen Kulten Freiheit und Rechtsgleichheit sichere. 

Die russische Regierung teile den Wunsch der österreichisch-ungarischen, 
in Albanien bleibende Ordnung zu machen; aber unter den etwas künstlichen 
Verhältnissen, in denen sich die albanesische Frage zur Zeit befinde, verstehe 
sie nicht, warum ein autonomes Albanien ohne Skutari unmöglich sein solle. 

Was endlich die diplomatische Unterstützung anbelange, die die k. und k. 
Regierung Rußland hinsichtlich der Erhaltung des montenegrinischen Herrscher- 
hauses anböte, so würdige die kaiserliche Regierung die freundschaftlichen 
Gefühle, aus denen dieser Vorschlag hervorgegangen sei, zwar nach ihrem 
vollen Werte, aber ihrer Ansicht nach erwiese man jenem einen schlimmen 
Dienst, wenn man es nötigte, seine Stütze beständig bei der ausländischen 
Diplomatie zu suchen; auch könnte man die beklagenswerten Folgen nicht ver- 
hindern, die zu erwarten wären, falls Skutari bei Albanien bliebe.*) 

So verbindlich, ja freundschaftlich die russische Note aber 
auch klang, sie konnte mit all ihren Floskeln doch nicht den un- 
heimlichen Abgrund ^verdecken, der zwischen den Standpunkten 
Rußlands und Österreich-Ungarns klaffte. 

2 

Zu Beginn des Jahres 1913 überreichte die seit Ende No- 
vember bestehende provisorische Regierung Albaniens Sir Grey, 
gleichsam als NeujahrsgruB , ein Memorandum, worin ausgeführt 
wurde, dafi Albanien, wenn es das Element des Gleichgewichts 
und des Friedens sein solle, das zu werden sein Wille sei, seine 
nationale Homogenität durch eine lebensfähige, gerechte und dauer- 
hafte Organisation sichern müsse. Diese setze aber seine völlige 
Unabhängigkeit voraus, die allein imstande wäre, für die Zu- 
kunft alle durch schädliche Einflüsse verursachten Hemmnisse zu 
beseitigen. Da man sich zu dem Grundsatze »Der Balkan den 
Balkan Völkern'' bekehrt habe, sei nicht zu verstehen, warum man 
sich bei der Aufteilung der Türkei nicht danach richte. Die Ge- 
biete mit albanesischer Bevölkerung unter fremde Herrschaft stellen, 
heiße: die Keime zu beständigen Unruhen und Zwistigkeiten legen; 
die Albanesen verlangten daher als Grenzen ihres Staates eine 
Demarkationslinie, die, von den Grenzen des gegenwärtigen König- 
reichs Montenegro ausgehend, die Städte Ipek, Mitrovitza, Pri- 
schtina, Osküb und Monastir samt deren Hinterländern einschließe, 
bis Metzovo reiche, die bisherige (südliche) Grenze bis Prevesa 
aber beibehalte. 

^) Rotbuch, Note Nr. 203 vom 30. Dezember, mit zwei Beilagen, deren 
französischer Text hier gekflrzt, aber sinngetreu wiedergegeben worden ist. 

Soinoiky, Die Balkinpolitlk Österrelcb-Ungarnt. II. 20 
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So viel zu erreichen, als auf dieser Wunschliste stand, hofften 
die Albanesen wohl selber nicht ; aber der Abstriche gewärtig, die 
die Mächte daran vornehmen würden, hatten sie sie eben mög- 
lichst umfangreich gehalten. 

Noch weniger als sie selber natürlich konnte sich Graf 
Berchtold der Illusion hingeben, diese Wünsche könnten sich in 
auch nur annähernd vollem Umfange verwirklichen lassen. Daran 
war bei der Protektion, die die Gegner Albaniens in Rußland 
fanden, auch nicht entfernt zu denken. Aber immerhin mußte er 
trachten, ihnen so viel zu sichern, als eben möglich war. Da er 
durch die Ausschaltung der Skutarifrage aus den Londoner Be- 
sprechungen eine Verschleppung dieser für die Monarchie so 
wichtigen Angelegenheit besorgte, trug er dem Grafen Mensdorff 
in London auf, in diesem Sinne zu sprechen, und ließ den 
Grafen Thum in Petersburg wissen, er möge Sasonow nahelegen, 
auch seinerseits in diesem Sinne vorzugehen. Die Skutarifrage 
dürfe nicht von den andern albanesischen Grenzfragen getrennt 
behandelt werden. Im übrigen bestehe Österreich-Ungarn nacli 
wie vor auf der Belassung Skutaris bei Albanien ; doch sei er, da 
er den Wunsch der Montenegriner nach einer Vergrößerung ihres 
anbaufähigen Landes als berechtigt anerkenne, bereit, diesem Ver- 
langen durch eine Regulierung der Bojana entgegenzukommen, 
die ein beträchtliches Sinken des Niveaus des Skutarisees und 
damit das Freiwerden fruchtbarer Landstrecken zur Folge haben 
würde. Dieser Vorschlag möge auf der Reunion in London von 
russischer Seite gemacht werden. 

Sasonow antwortete ausweichend: er habe zwar nichts da- 
gegen einzuwenden, daß die Skutarifrage in London schon jetzt 
ventiliert werde, sei jedoch dafür, die Reihenfolge der zu erörternden 
Gegenstände der Wahl Sir Greys als des Vorsitzenden der Reunion 
zu überlassen. Hinsichtlich der Bojana-Regulierung sei diese wohl 
zu erwägen, doch könne die allenfalls auf diesem Wege gewonnene 
Landeserweiterung für Montenegro keinen vollwertigen Ersatz für 
Skutari bilden.') 

Nachdem die Albanesen den Mächten ihren Standpunkt mit- 
geteilt hatten , taten dies eine Woche später , 9. Jänner , auch die 
Serben, aber nicht wie jene in der Form eines ausführlichen Me- 
morandums, sondern in einer kürzern Note der serbischen Regie- 



1) Rotbuch, Note Nr. 214 vom 5. Jänner 1913. 
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rung. Diese gab darin Sir Grey als dem Vorsitzenden der Bot- 
schafterreunion zu wissen, dafi sie bereit sei, sich dem Willen 
Europas zu unterwerfen und ihre Truppen von der Adria zurück- 
zuziehen, sprach aber gleichzeitig die Erwartung aus, die Grofi- 
mächte würden die „unberechenbaren* Opfer berücksichtigen, die 
Serbien gebracht habe, und dieses nicht zu einem Verzweiflungs- 
schritte drängen, dessen Folgen unabsehbar wflren. 

Serbien befolgte in diesem Schriftstücke seine von der An- 
nexionskrise her sattsam bekannte Taktik, sich als Opferlamm hinzu- 
stellen und die Mächte durch eine scheinbare Demut gegenüber ihren 
Beschlüssen für sich zu gewinnen. Die letzte Bemerkung sollte 
für jene ein kräftiger Wink sein, Serbien zu der von ihm bean- 
spruchten Ausdehnung seiner Grenzen auf Kosten Albaniens zu 
verhelfen und ihm gegen Österreich-Ungarn beizustehen. 

Wie es in Wahrheit mit dieser Fügsamkeit Serbiens bestellt 
war, das zeigte dessen Presse, bezeichnenderweise auch die 
offiziöse, die noch knapp vor der Veröffentlichung dieser Note, 
gleichsam als Chorus zu ihr, ganz wie vier Jahre vorher gegen 
die Monarchie die herausforderndsten Töne anschlug und erklärte, 
Serbien müsse eher seine Existenz aufs Spiel setzen, als es zu- 
geben dürfe, daß die Städte Ipek, Prizren usw. an Albanien 
fallen (»Pravdu"). Man müsse den Forderungen der Monarchie 
mit gepanzerter Faust entgegentreten („Mali Journal*). 

Graf Berchtold tat darum sehr wohl daran, der so seltsam 
akkompagnierten Erklärung der serbischen Regierung nicht un- 
bedingt zu trauen, denn als Sir Grey anfragte, ob er diese wissen 
lassen solle, daß die Botschafterreunion ihre Mitteilung zur Kenntnis 
genommen habe, gab er seine Zustimmung nur unter dem aus- 
drücklichen Vorbehalte, die Mächte müßten Serbien zu wissen 
geben, daß es nicht bloß die albanesische Küste zu räumen habe, 
sondern das albanesische Gebiet überhaupt, sobald dessen Grenzen 
festgesetzt seien.^) 

Am selben Tage, an dem Graf Berchtold diese Note an Graf 
Mensdorff sandte, überreichte die montenegrinische Regierung der 
Botschafterreunion eine Denkschrift, die der krasse Widerpart des 
albanesischen Memorandums war. Sie erklärte darin unter dem 
Hinweise auf die von ihrem Volke gebrachten schweren Blut- und 
Geldopfer, auf dessen ruhmreiche Vergangenheit und — komischer- 
weise — auch auf die zivilisatorische Rolle Montenegros, daß es 



») Rotbuch, Note Nr. 243 vom 18. Jänner. 
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lieber aus der Reihe der Balkanstaaten verschwinden, als auf die 
Einverleibung Skutaris, Ipeks und Djakovas verzichten wolle. 

Der Antagonismus, der aus diesen zwei Denkschriften sprach, 
schien unaberbrückbar und verschärfte noch den Gegensatz, der 
zwischen ihren Anwälten, Österreich-Ungarn und Rußland, bestand. 
Gelang es den beiden nicht, wenigstens einen Notsteg zu zimmern, 
der Aber den klaffenden Abgrund zwischen ihnen ffihrte, so schien 
der Krieg unvermeidlich. 

In dieser Erkenntnis und Besorgnis dachte Graf Berchtold 
an die Herstellung dieser Verbindung in Gestalt eines Zugeständ- 
nisses. Der Gedanke an solche war ihm keineswegs mehr fremd, 
denn schon am 17. November 1912 hatte er San Giuliano durch 
den k. u. k. Botschafter in Rom, Herrn v. M6rey, seine Bedenken 
übermitteln lassen, ob es möglich sein werde, Ipek, Djakova und 
Prizren fflr Albanien zu erhalten, indem er bemerkte, die Einver- 
leibung dieser Städte in Albanien sei im Hinblick auf ihre ethno- 
graphische Zugehörigkeit zwar erwünscht und gerechtfertigt, in- 
dessen scheine es ihm »nicht möglich, auf der Einbeziehung dieser 
Gebiete unbedingt zu bestehen*. 

Aber wenn er auch schon damals mit der Möglichkeit dieses 
Verzichts gerechnet hatte, so war er jetzt — Jänner 1913 — doch 
noch weit davon entfernt, auf das ganze Gebiet zu verzichten, 
und dachte vorläufig nur daran, die Ebene um Ipek (Metoja) ab- 
zutreten, wenn es nicht anders ging, und er trug dem Grafen 
Mensdorff in London auf, zwar nicht selber die Initiative in diesem 
Sinne zu ergreifen, aber falls Sir Grey oder ein Botschafter einen 
derartigen Kompensationsvorschlag machen sollte, zu erwidern, 
daß er, Mensdorff, bereit sei, seiner Regierung die Ebene von 
Ipek als Kompensationsobjekt zu empfehlen.^) 

Bei der nächsten Sitzung der Botschafterreunion, am 22. Jänner, 
ergab sich aber noch keine Gelegenheit zu diesem Vorschlage, 
und Graf Mensdorff bemühte sich, den Widersinn zu zeigen, der 
darin liege, .de cr^er une Albanie an^mique, atrophi^e et ayant 
d&s sa naissance les germes de sa propre destruction, faisant jouer 
aux Puissances qui Tont cr^e un röle ridicule.") 

Aber das Argument verfing nicht; man sah seine Berechtigung 
nicht ein, so einleuchtend sie war, weil man sie nicht einsehen 
wollte, und Graf Benckendorff, der russische Botschafter, führte 

^) Rotbuch, Note Nr. 246 vom 20. Jänner. 
*) Ebenda, Note Nr. 247 vom 22. Jänner. 
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als Gegenargument neuerdings die Gefährdung der montenegrini- 
schen Dynastie ins Treffen. 

Graf Berchtold liefi diesen Einwand nicht gelten und wies in 
seiner Note vom 23. Janner den Grafen Mensdorff an, sich auf die 
kategorische Dementierung zu berufen, die die Gerüchte von der 
Erschütterung der Dynastie Njegusch von der montenegrinischen 
R^erung erfahren hätten. Die Bezeichnung Skutaris als des eigent- 
lichen ökonomischen Debouch^s Montenegros beruhe auf einem 
sachlichen Irrtum, denn die Bojana stelle das gemeinsame natür- 
liche Debouch^ sowohl für Montenegro als für Skutari dar, habe 
beiden Teilen bisher als solches gedient und werde dies nach der 
Regulierung des Flusses künftig noch mehr tun. 

In der am folgenden Tage, 24. Jänner, stattfindenden Unter- 
redung zwischen Sasonow und dem Grafen Czemin als Stellvertreter 
Thums blitzte zum erstenmal auf russischer Seite ein allerdings 
nur schwacher Hoffnungsschimmer auf, der ein Einlenken Rufi- 
lands in der Skutarifrage möglich erscheinen liefi. Sasonow 
deutete nämlich an, dafi, falls die Ostgrenze Albaniens dem russi- 
schen Vorschlag entsprechend gezogen werde, sich auch die Ein- 
verleibung Skutaris in Albanien durchsetzen liefie.^) 

Das war vorläufig alles, was sich für die Monarchie hatte 
erreichen lassen. Das vage Nebelbild eines Notstegs über den 
Abgrund, nicht mehr. 



XI 
Friedensverhandlungen 

Während die Reunion der Botschafter sich in dieser Weise 
mühsam und träge hinschleppte, hatte die Friedenskonferenz der 
kriegführenden Staaten schon zu Beginn des Jahres ein jähes 
Ende genommen. Der Gegensatz ihrer Standpunkte war zu schroff, 
als dafi sie sich auf einer gemeinsamen Grundlage einigen konnten. 
Die Verbündeten forderten 1. die Abtretung des ganzen Gebietes 
westlich einer Linie von Rodosto am Marmarameere bis zum Kap 
Malatra am Schwarzen Meere, 2. die Abtretung der Ägäischen 
Inseln und 3. den Verzicht auf alle Kreta betreffenden Ansprüche. 
Die Pforte aber erklärte, auf diese Bedingungen nicht eingehen 
zu können ; vor allem nicht auf die Abtretung Adrianopels (das 
aufierhalb jener von den Verbündeten ersonnenen Demarkationslinie 

^) Rotbuch, Note Nr. 253 vom 24. Jänner. 
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lag), da diese Stadt für die Mohammedaner ein Heiligtum sei, auf 
das sie unmöglich verzichten könnten. Ebensowenig sei ihr dies 
hinsichtlich der Ägäischen Inseln möglich, deren Besitz einerseits 
zum Schutze der Dardanellen, anderseits zu dem der kleinasiatischen 
Westküste unerläßlich sei. Nur zum Aufgeben Kretas zeigte sich 
die Pforte geneigt. 

Die Verbündeten aber waren im Bewußtsein ihrer Macht keines- 
wegs gewillt, die Wünsche der Türkei auch nur zum Teile zu 
berücksichtigen, und stellten ihr schon am S.Jänner 1913 ein 
Ultimatum mit dreitägiger Frist. Da die Pforte auf ihrer Weige- 
rung beharrte, erklärten sie die Konferenz für aufgehoben. Darauf- 
hin nahm sich nun die Botschafterreunion dieser Angelegenheit 
an und begann über eine gemeinsame „Demarche" bei der Pforte 
zu beraten. Gleichzeitig taten dies auch die Botschafter in Kon- 
stantinopel. Sowohl dort wie in London arbeitete man einen 
Text der für die Pforte bestimmten Note aus, bis man sich schließ- 
lich darüber einigte, die in London festgestellte Fassung zu be- 
nutzen. Der Pforte wurde darin empfohlen, den Forderungen der 
Verbündeten nachzugeben, da sie von keiner Seite Hilfe zu er- 
warten habe ; sie solle Adrianopel (das noch in ihrem Besitze war !) 
abtreten; die Mächte würden für die Respektierung der religiösen 
Interessen der Mohammedaner schon Sorge tragen. Ebenso möge 
die Pforte das Schicksal der Inseln den Mächten überlassen, die 
dabei die berechtigten Interessen der Türkei wahrnehmen würden. 

So gaben die Mächte, dieselben Mächte, die wenige Monate 
früher mit so viel Wichtigkeit die territoriale Integrität des türkischen 
Reichs als ein unantastbares Dogma hingestellt hatten, der von 
den Balkanverbündeten geforderten Amputation eben dieses Reichs 
ihre Sanktion . . . 

So bitter diese Zumutung für die Pforte aber auch war, so 
zeigte diese sich in Anbetracht ihrer völligen Verlassenheit doch 
nicht abgeneigt, sie anzunehmen, und berief für den 22. Jänner 
eine Ratsversammlung ein, die über diese Frage entscheiden sollte. 
Sie entschied sich für die Annahme der Bedingungen. 

Das gab den Jungtürken den willkommenen Anlaß, sich 
wieder als die Retter des Vateriandes aufzuspielen und einen Putsch 
auszuführen, der ihnen neuerdings ans Ruder verhelfen sollte. 
Sie stürmten die Pforte, töteten den Kriegsminister Nazim Pascha, 
zwangen den Großvesir Kiamil Pascha mit seinem Kabinette zur 
Demission und nötigten den schwachen Sultan, Mahmud Schefket 
Pascha zum Großvesir zu ernennen. 
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Da sich infolge dieses Umsturzes die Antwort der Pforte auf 
die Kollektivnote der Mfichte verzögerte, kündigten ihr die Ver- 
bündeten am 30. Jänner den Waffenstillstand. 

Am selben Tage erhielten die Botschafter die Antwort der Pforte, 
die ein gewisses Entgegenkommen zeigte. Hinsichtlich Adria- 
nopels erklärte sie zwar, auf den Besitz dieser mit dem türkischen 
Reich untrennbar verbundenen zweiten Hauptstadt nicht verzichten 
zu können ; doch sei sie, um ihren Friedenswillen zu bezeigen, be- 
reit, den auf dem rechten Ufer der Maritza gelegenen Teil Adrianopels 
abzutreten; nicht aber auch den auf dem linken, wo die moham- 
medanischen Heiligtümer, die Moscheen und Mausoleen, stünden, 
auf die sie nicht verzichten könne, ohne im ganzen Lande Em- 
pörung hervorzurufen. Die Lösung der Inselfrage wolle sie den 
Mächten überlassen, in der Voraussetzung, dafi sie es vermeiden 
würden, die Autorität der Pforte zu erschüttern und dadurch einen 
Zustand zu schaffen, der auch für die Ruhe Europas verderblich 
werden würde. Außerdem veriangte die Pforte von den Mächten 
Vorteile wirtschaftlicher Art sowie die Aufhebung der ausländischen 
Postanstalten und noch bestehenden Kapitulationen. 

Klang diese Note auch weit friedliebender, als man von dem 
neuen jungtürkischen Regiment hätte erwarten dürfen, so vermochte 
sie den Wiederausbruch der Feindseligkeiten doch nicht mehr 
hintanzuhalten, ja selbst nur zu verzögern, denn die Verbündeten 
beharrten auf ihren Forderungen, wiewohl der Krieg auch in ihre 
Reihen furchtbare Lücken gerissen hatte und der Friede mit der 
Türkei auch für sie um so willkommener hätte sein sollen, als das 
Einvernehmen zwischen ihnen immer mehr zu wünschen übrig ließ. 

Nichtsdestoweniger schien man sich in Sofia, also gerade 
dort, wo man die schwersten Opfer gebracht hatte, mit großen 
Plänen zu tragen, denn der „Mir", das Organ der bulgarischen 
Regierung, ließ sich anläßlich der Antwort der Pforte in folgender 
Weise vernehmen: 

.Wir verhehlen nicht, daß wir darüber zufrieden sind, dafi wir unsere 
volle Aktionsfreiheit wieder erlangt haben. Wir erwarten, dafi uns jetzt niemand 
mehr von Interessen reden wird, die es erheischen, dafi Konstantinopel in 
türkischen Händen verbleibe oder dafi die Dardanellen von dem Sultan behütet 
werden. Wir werden ein für allemal die Frage der Dardanellen 
und die Frage von Konstantinopel lösen, indem wir dabei die legi- 
timen europäischen Interessen wahren. Die Antwort der Jungtürken war in 
Wirklichkeit eine Einladung an unsere Truppen, nach Konstantinopel zu kommen. 
Unsere Armee wird dieser Einladung Folge leisten und einen seit Jahrhunderten 
gehegten Traum des bulgarischen Volkes verwirklichen.* 
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Eine Sprache, die mehr selbstbewußt als klug war, zumal für 
eine Regierung, die den Zaren als Schiedsrichter anerkannt hatte 
und daher ihren Arm nicht hätte nach einem Besitz ausstrecken 
dürfen, der seit zweihundert Jahren das heiSerstrebte Ziel des russi- 
schen Zarismus war • . . 

Der Krieg wurde also fortgesetzt. Das bedeutete aber nicht 
auch, daß die Friedensverhandlungen ganz abgebrochen wurden. 
Die Mächte fanden die Antwortnote vielmehr als Grundlage für 
weitere Verhandlungen geeignet, doch scheiterten diese vorläufig 
an der Frage von Adrianopel, das für die Friedensverhandlungen 
dasselbe bedeutete wie Skutari für die Botschafterreunion. 



XII 
„Entspannung^ 

1 

Die andauernde und gefährliche Ungewißheit der politischen 
Lage zog für die Monarchie empfindliche Schäden nach sich. Zu 
einer argen wirtschaftlichen Depression mit ihren Übeln Folge- 
erscheinungen, den Fallissements, Betriebseinschränkungen und 
Arbeiterentlassungen, gesellten sich die schweren finanziellen Lasten, 
die das dauernde militärische Bereitsein verursachte. Hierzu kamen 
noch die durch die teilweise Mobilisierung bedingten zahlreichen 
Einberufungen aus der Reserve und Ersatzreserve und das schon 
nach Monaten zählende Zurückbebalten dieser Leute bei den 
Fahnen, das sowohl sie als ihre Angehörigen insofern um so 
bitterer empfanden, als sie dadurch ihrem Beruf entrissen wurden, 
ohne daß dies durch einen Krieg bedingt wurde. 

AU dies zusammen trug natüriich dazu bei, die Verstimmung, 
die schon seit der Affäre Prochaska bestand, noch zu verschärfen 
und eine allgemeine Unzufriedenheit hervorzurufen, die durch den 
Wiederbeginn des Krieges auf dem Balkan insofern noch gefördert 
wurde, als hierdurch die Wiederkehr normaler Zustände noch weiter 
hinausgerückt wurde. 

Diese für die Monarchie ebenso gefährliche als kostspielige 
Situation bewog Kaiser Franz Josef, an den Zaren ein Hand- 
schreiben zu richten, dessen Zweck es war, diesem auf die Dauer 
unerträglichen Zustande ein Ende zu machen und mit Umgehung 
des durch alleriei Formalitäten und Intrigen verrammelten diplo- 
matischen Weges eine direkte Verständigung von Herrscher zu 
Herrscher zu suchen. Ober den Inhalt dieses Briefes wurde zwar 
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viel geschrieben, aber von Amts wegen nichts Näheres mitgeteilt. 
Mit der Oberbringung des Briefes wurde Oberstleutnant Prinz 
Gottfried Hohenlohe betraut, als der Schwiegersohn Erzherzog 
Friedrichs ein Verwandter des Kaiserhauses. 

Die Aufnahme, die er am Zarenhofe fand, war den Versiche- 
rungen der offiziösen Presse zufolge zwar die allerbeste, doch 
liefien sich auch ernste Stimmen vernehmen, die von den grofien 
Differenzen zwischen den Auffassungen beider Herrscher hinsicht- 
lich der politischen Situation zu berichten wufiten, und der Umstand, 
dafi auch über den Inhalt der Antwort des Zaren amtlich nichts 
veriautete, gab dieser ungtlnstigen Deutung eine gewisse Folie. 

So viel war jedenfalls sicher : von der ausgleichenden, beruhi- 
genden Wirkung, die sich Optimisten von dem Briefe des Kaisers 
versprochen haben mochten, war vorderhand nichts zu bemerken. 

2 

Zur selben Zeit, da Prinz Hohenlohe in Petersburg eintraf — 
3. Februar — liefi sich Graf Berchtold zu einer neuen Konzession 
herbei. Er verständigte nämlich den deutschen Botschafter in London, 
Fürsten Lichnowsky, durch Graf Mensdorff, daß er allenfalls bereit 
wäre, das Gebiet der albanesischen Stämme der Hoti und Gruda 
an Montenegro abzutreten, nicht aber auch das der Kastrati, 
Klementi u. a. m. ; ebensowenig Djakova bis auf das zu dessen 
Gebiet gehörende Kloster Visoki DeSani. ^) 

Auf Grund dieses Zugeständnisses machten drei Tage später, 
6. Februar, Fürst Lichnowsky und Sir Grey, die eine Vermittlung 
zwischen den Standpunkten der Monarchie und Rußlands bisher als 
aussichtslos erklärt hatten,') einen Vorschlag zur nordöstlichen Ab- 
grenzung Albaniens, der beiden Teilen entgegenzukommen suchte 
und demzufolge außer den von Graf Berchtold bereits zugestan- 
denen Gebieten der Stämme Hoti und Gruda auch Ipek und 
Prizren an Montenegro fallen, Djakova, das Gebiet der Kastrati, 
Klementi, Skreli sowie die Luma und Dibra dagegen bei Albanien 
bleiben sollten.*) 

In Petersburg ging man auf diesen Vorschlag jedoch nicht 
ein, sondern ließ in London einen andern machen, der zwar 
Skutari Albanien zugestand, nicht aber auch den See von Skutari, 
der ganz an Montenegro fallen sollte, und ebensowenig Djakova.^) 

^) Rotbuch, Note Nr. 268. 

*) Ebenda. 

s) Ebenda, Note Nr. 273, Graf Mensdorff an Qraf Berchtold, vom 6. Februar. 

<) Ebenda, Note Nr. 286, derselbe an denselben, vom 14. Februar. 
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In der albanesischen Frage trat nun abermals eine Pause ein, 
die durch die immer schärfer werdenden rumänisch-bulgarischen 
Differenzen und die wieder aufgenommenen Vermittlungsversuche 
zwischen den kriegführenden Parteien verursacht wurde; überdies 
aber auch durch die ausweichende Haltung der Tripelentente- 
mächte, wenigstens Rußlands und Frankreichs, die augenscheinlich 
bestrebt waren, Montenegro und Serbien dadurch Gelegenheit 
zu geben, sich früher in den Besitz Skutaris zu setzen, als die 
Abgrenzungsfrage entschieden war, und damit eine vollendete Tat- 
sache zu schaffen, der sich Österreich-Ungarn dann beugen sollte. 

Eben das aber, was diese beiden Mächte wollten, wollte Graf 
Berchtold begreiflicherweise nicht, denn was sie hofften, fürchtete 
er. Die lange Pause, die in dieser Angelegenheit neuerlich ein- 
getreten war, beunruhigte ihn daher, und er empfahl dem Grafen 
Mensdorff, dafür zu sorgen, daß die Grenzfrage bei der Botschafter- 
reunion wieder auf die Tagesordnung gesetzt werde. In dem 
Bestreben, die Sache wieder in Gang zu bringen, verstand er sich 
gleichzeitig dazu, auf das Rekatal und die Stadt Dibra zu ver- 
zichten, so daß nur mehr Djakova, das linke Bojanaufer und der 
See von Skutari strittig blieben. Noch am selben Tage, 4. März, 
ließ Graf Berchtold, durch Nachrichten über das Verhalten Serbiens 
und Montenegros beunruhigt, dieser Depesche nach London eine 
zweite folgen, worin er die Notwendigkeit betonte, sobald über 
die Nord- und Nordostgrenze Albaniens in London eine Einigung 
erzielt sei, Serbien und Montenegro wissen zu lassen, daß sie den 
Beschluß der Mächte zu respektieren und die von ihnen besetzten 
Gebiete Albaniens zu räumen hätten. Und zwar habe dieser 
Schritt noch vor der Entscheidung über die Süd- und Südost- 
grenze Albaniens zu erfolgen, die ja Serbien und Montenegro 
nichts anginge, sondern bloß Griechenland. 

Schon nach drei Tagen, am 7. März, wiederholte Graf Berch- 
told diese Mahnung in dringlicher Form; die Entscheidung über 
die Grenzfrage müsse in den „allernächsten" Tagen erfolgen, denn 
es bestehe die Gefahr, daß Serbien und Montenegro, wenn Skutari 
fallen sollte — eine Möglichkeit, die immer näher rückte — , die er- 
oberte Stadt ohne Anwendung von Pressionsmitteln nicht räumen 
würden, was zu Komplikationen führen könne, da die Monarchie 
unter allen Umständen auf der Zuweisung Skutaris an Albanien 
bestehe. 

Diese Besorgnis des Grafen Berchtold wurde noch gesteigert 
durch die Nachricht, daß eine beträchtliche serbische Streitmacht 
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aus Saloniki nach Albanien teils schon unterwegs auf hoher See 
sei, teils noch eingeschifft werde. 

Auf diese durch Graf Mensdorff Sir Grey übermittelten dringen- 
den Mahnungen entschloß sich dieser endlich, die Vertreter Ser- 
biens und Montenegros in dem von der Monarchie angeregten 
Sinne zu verständigen und sie außerdem in seinem eigenen Namen 
darauf aufmerksam zu machen, daß der Kampf um Skutari bloß 
zweckloses Blutvergießen wäre, da die Eroberung der Stadt an 
dem Beschlüsse der Mächte nichts mehr zu ändern vermöchte. 

3 

Während dieser langwierigen Verhandlungen begann sich das 
drohende Gewölk über Europa mit einem Male zu lichten, und 
es hatte den Anschein, als wollte die so heiß ersehnte Friedens- 
sonne endlich wieder durchdringen. Es tauchte nämlich die Nach- 
richt auf, Rußland habe mit Österreich-Ungarn die Demobilisierung 
vereinbart. Und diese Nachricht bewahrheitete sich, denn am 12. März 
erschien in Petersburg und Wien ein gleichlautendes Communique, 
das die Demobilisierung der in den Grenzbezirken dislozierten 
Truppen anordnete, und zwar als das Ergebnis der zwischen den 
beiden Menschern gewechselten Handschreiben. So war der Brief 
Kaiser Franz Josefs also doch nicht erfolglos geblieben. 

War diese Maßnahme aber auch ein unverkennbares Friedens- 
symptom, so durfte man in der Monarchie trotzdem noch nicht 
befreit aufatmen, denn der Alp, der sie nun schon so lange drückte, 
war nur schwächer geworden, aber keineswegs ganz gewichen. 
Die Demobilisierung blieb nämlich ausschließlich auf den Nord- 
osten beschränkt (also auf die drei galizischen Korps I, X und XI 
in Krakau, Premysl und Lemberg), wogegen den Reservisten im 
Südosten (vom XUL, XV. und XVI. Korps in Agram, Serajevo und 
Ragusa) die Stunde der Heimkehr noch immer nicht schlug. 

Dieser Umstand dämpfte die Freude über die Demobilisierungs- 
order bedeutend und sorgte dafür, daß man sich nicht allzu rosigen 
Hoffnungen überiieß.. 

Aber auch hinsichtlich Rußlands durfte man sich nicht zu 
viel versprechen und sich nicht der Illusion hingeben, die 
Korrespondenz der beiden Monarchen habe zwischen den beiden 
Reichen ein volles Einvernehmen hergestellt und damit jede Ge- 
fahr beseitigt ; das bewies der Zusatz, den die russische Regierung 
ihrem die Demobilisierung betreffenden Communiqu^ folgen ließ. 
Sie teilte darin nämlich mit, daß sich aus den von ihr mit dem 
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Wiener Kabinette gepflogenen Erörterungen ergebe, «daß die öster- 
reicliisch-ungarische Monarchie keine aggressive Absicht gegenüber 
ihren südlichen Nachbarn hege*". 

Auf dem Wiener Ballplatz empfand man diesen Zusatz sicht- 
lich höchst unangenehm, denn man beeilte sich, bekannt zu geben, 
dafi die Aufnahme dieser Erklärung in den von den beiden Kabi- 
netten getroffenen Vereinbarungen nicht inbegriffen gewesen sei, 
womit man freilich zugestand, daß man sie tatsachlich abgegeben hatte. 

Dieser tückische Rückenstofi der russischen Regierung, dessen 
offensichtlicher Zweck es war, die österreichisch-ungarische blofizu- 
stellen, ließ deutlich erkennen, wie wenig angebracht das laute 
Hosianna der offiziösen Presse der Monarchie war, die in vor- 
eiliger Zuversicht die politische Situation mit dem Schlagworte 
„Entspannung'' kennzeichnen zu dürfen glaubte. 



XIII 
Montenegro und Österreich-Ungarn 

W\t wenig Grund zu diesem Optimismus vorhanden war und 
wie weit man sich tatsächlich noch von der so ungeduldig vorweg- 
genommenen Entspannung befand, sollte sich nur zu bald zeigen. 

Hatte die Spannung auch im Nordosten der Monarchie etwas 
nachgelassen, so verschärfte sie sich dafür im Südosten von Tag 
zu Tag und machte dadurch auch den Wert der ohnehin nur 
äußerlichen Entspannung zwischen jener und Rußland noch frag- 
würdiger. 

Die Gefahr kam von Montenegro, das durch seinen Trotz 
die Blicke ganz Europas auf sich zog und im krassen Gegensatze 
zu seinem geringen Umfang und seiner spärlichen Bevölkerung 
mit einem Male die erste Rolle auf dem Balkan spielte. 

Am 28. Februar hatte Sasonow durch den russischen Bot- 
schafter in der Londoner Reunion den Vorschlag gemacht, die 
Mächte sollten sich dafür einsetzen, daß der Zivilbevölkerung der 
belagerten Festungen Adrianopel, Skutari und Janina freier Abzug 
gewährt werde. Für die letztgenannte Stadt wurde dieser Vor- 
schlag wenige Tage später, 6. März, durch ihren Fall gegen- 
standslos; hinsichtlich der beiden andern aber wurde die vor- 
geschlagene Demarche, allerdings erst elf, beziehungsweise vierzehn 
Tage später, in Sofia und Cetinje unternommen, an beiden Stellen 
jedoch abgelehnt. Die montenegrinische Regierung erklärte sich 
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zwar bereit, das Konsularkorps und die Fremden abziehen zu 
lassen, aber offenbar nur, um die ihr lästigen Zeugen loszuwerden, 
zumal die Angehörigen der Monarchie; keineswegs aus humani- 
tären Rflcksichten , denn sonst hätten die montenegrinischen -Be- 
lagerungstruppen ihre Geschütze blofi gegen die Festungswerke 
Skutaris gerichtet, nicht auch gegen die Stadt. Gerade diese aber 
wurde als Zielscheibe benutzt, was die Zerstörung des österreichisch- 
ungarischen Waisenhauses, eines katholischen Klosters und die 
Beschädigung des k. u. k. Generalkonsulats zur Folge hatte ; Schuß- 
treffer, die wohl kaum zufällige waren. 

Auf diese Nachricht hin erteilte Graf Berchtold dem dortigen 
Generalkonsul Weinzettel den Auftrag, den König von Montenegro, 
oder in dessen Abwesenheit seine Regierung, unverzflglich aufzu- 
fordern, er möge dem von der Londoner Reunion ausgesprochenen 
Veriangen nach Abzug der Zivilbevölkerung Skutaris Folge leisten 
und bis zur Durchführung dieser Maßnahme das Bombardement 
einstellen. Falls von montenegrinischer Seite der Wunsch ge- 
äußert werden sollte, daß auch die Belagerten das Feuer einstellen 
müßten, so würde der k. u. k. Militärattache zu Essad Pascha, dem 
Kommandanten von Skutari,^) gesandt werden, um diesen hierzu 
zu veranlassen. Die Antwort des Königs, der für den Gereuten 
nicht zu sprechen war, lautete negativ: er könne den Abzug der 
Zivilbevölkerung aus militärischen Gründen nicht gestatten. Daß 
das Bombardement so üble Folgen gehabt habe, bedauere er zu 
hören, um so mehr, als er ausdrücklich empfohlen habe, die 
fremden Einrichtungen zu schonen. Er habe indessen den Befehl 
gegeben, das Feuer nicht mehr auf die Stadt, sondern bloß auf 
die Befestigungen zu richten. Von der verlangten Einstellung der 
Beschießung enthielt die Antwort Nikitas aber kein Wort. 

Weit verletzender noch als diese Ablehnung waren für die 
Monarchie aber die Vorfälle, die zwar erst um diese Zeit bekannt 
wurden, sich aber schon früher zugetragen hatten. 

Der eine betraf das Protektorat Österreich-Ungarns über die 
katholische Bevölkerung Albaniens. Diese wurde nämlich überein- 
stimmenden Berichten zufolge von den montenegrinischen In- 
vasionstruppen in barbarischer Weise behandelt und unter Todes- 



1) Der frühere Festungskommandant Hassan Riza Pascha war am Abend 
des l. Februar, nachdem er das Haus Essad Paschas, in dem er zu Gast ge- 
laden gewesen war, verlassen hatte, ermordet worden. Ob auf Anstiftung und 
durch die Hand von Montenegrinern oder aber im Auftrag Essad Paschas, 
ist zurzeit noch unaufgeklärt. 
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drohungen gezwungen, zum orthodoxen Glauben überzutreten, 
bei fortgesetztem Wderstand aber massakriert. Unter den Todes- 
opfern befand sich auch ein katholischer Priester namens Pali(^, 
der am 7. März getötet worden war. 

Noch aufreizender war der zweite Fall, wenn auch dabei kein 
Menschenleben verloren gegangen war. Das ungarische Telegraphen- 
korrespondenzbureau gab von ihm am 20. März nachstehende 
Darstellung ; 

.Der Dampfer .Skodra* war unter dem Kommando des Kapitäns Blasid 
in San Giovanni di Medua eingetroffen, um dort seine Ladung zu löschen. 
Der Hafenkapitän und der Platzkommandant verboten ihm dies und verlangten 
von ihm, vor den Hafen zu fahren und von den dort verankerten sieben griechi- 
schen Transportschiffen serbischeMannschaften und Kriegsmaterial 
in den Hafen zu bringen. Blasid weigerte sich, dies zu tun, indem er 
darauf hinwies, dafi er von der Direktion der Ungaro-Croata keine Bevoll- 
mächtigung hierzu habe. Der Hafenkapitän drohte nun Blasid und wollte ihn 
zwingen, seinem Verlangen nachzukommen, als der türkische Kreuzer .Hamidije* 
herankam und das Bombardement auf den Hafen begann. Hierdurch wurden 
vier griechische Transportschiffe zum Sinken gebracht und drei schwer be- 
schädigt. Die , Skodra* erlitt keinen Schaden, da sie auf einem günstigen 
Platze vor Anker lag, Als die .Hamidije' wieder verschwunden war, verlangte 
der Hafenkapitän von Blasig, dieser möge mit seiner Mannschaft die 
ins Wasser gefallenen serbischen Soldaten retten. Blasig berief 
sich darauf, daß die Rettungsarbeit sehr gefährlich wäre, und wies das Ver- 
langen zurück. Hierauf kam der Platzkommandant und erklärte, daß er, wenn 
Blasid und die Bemannung der .Skodra' nicht gehorchen würden, sie alle 
zusammen füsilieren lassen würde. Gleich darauf erschien ein monte- 
negrinischer Gendarm auf dem Schiffe und zwang den Maschinisten 
mit vorgehaltenem Revolver, dasSchiff inVolldampf zu setzen. 
Der Kommandant der .Skodra' hatte sich inzwischen in das Hafenkapitanat 
begeben und um die Erlaubnis gebeten, nach Fiume abdampfen zu dürfen. 
Der Hafenkapitän gewährte diese Erlaubnis, doch mußte Blasig vorher eine in 
serbischer Sprache gehaltene Erklärung unterfertigen, wonach er in San 
Giovanni di Medua unbehelligt geblieben und ihm keinerlei 
Unrecht widerfahren sei. Kaum war der Erlaubnisschein betreffend die 
Abfahrt der .Skodra' unterfertigt, erschien der Platzkommandant, ein Monte- 
negriner, im Hafenkapitanat und nahm den Schein an sich. Nun machte 
Kapitän Blasid kurzen Prozeß. Er kehrte auf sein Schiff zurück und fuhr mit 
Volldampf aus dem Hafen. Von einer Verfolgung konnte natürlich keine Rede 
sein, da in San Giovanni di Medua kein einziges griechisches Kriegsschiff vor 
Anker lag, mit dem man die Veriolgung hätte aufnehmen können.' 

Selbstverständlich konnte man sich in Wien diese krassen In- 
sulten nicht bieten lassen und verlangte dafür in Cetinje Rechen- 
schaft .*) 

^) Ob dies gleichzeitig mit der Forderung nach Einstellung des Bom- 
bardements in dem bereits erwähnten Aide-memoire geschehen ist oder durch 
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Allein man gab sie nicht Hinsichtlich der Ermordung desP.Palid 
lehnte König Nikolaus die Forderung der Monarchie nach Zulassung 
eines k. u. k. Konsulatsbeamten zur Untersuchung dieser Angelegen- 
heit mit der Berufung auf seine Souveränitätsrechte ab, und betreffs 
der Affäre mit der „Skodra** gab er überhaupt keine Antwort. 

Man hätte nun glauben sollen, die Monarchie werde diesen 
Schlag ins Gesicht nicht ruhig hinnehmen und darauf so ant- 
worten, wie es ihrer Großmachtstellung und der Schwere der Be- 
leidigung entsprochen hätte: mit einem Ultimatum, das der Ant- 
wort Montenegros auf der Stelle gefolgt wäre. Auf dem Ballplatz 
aber dachte man darüber anders. Mit jener Selbstüberwindung 
und Geduld, in der man es daselbst durch jahrzehntelange Übung 
zu einer allzugroßen Virtuosität gebracht hatte, entschied man sich 
dazu, die unerfüllte Forderung in Cetinje zu wiederholen und 
der Beleidigung dadurch ihren sozusagen persönlichen Charakter 
zu nehmen, daß man sie auf das internationale Gebiet zu ver- 
legen trachtete, um hierdurch der Notwendigkeit einer Sonderaktion 
zu entkommen und gegen Montenegro gemeinsam mit den andern 
Mächten vorgehen zu können. In diesem Bestreben legte man 
das Hauptgewicht nicht auf die Skodra-Aff äre , die für die Mon- 
archie tatsächlich weitaus die schwerste Beleidigung war, sondern 
auf die Weigerung des Königs, die Zivilbevölkerung Skutaris ab- 
ziehen zu lassen und das Bombardement einzustellen, denn diese 
Angelegenheiten hatten eine internationale Bedeutung und gingen 
somit auch die andern Mächte an. Um sich nun deren Unter- 
stützung zu sichern und namentlich den Widerstand Rußlands 
zu entkräften, entschloß sich Graf Berchtold zu einem bedeut- 
samen Zugeständnisse. Er ließ Sir Grey nämlich wissen, daß 
er bereit sei, auf Djakova zu verzichten, wogegen endlich die 
Grenzfrage erledigt werden und die sofortige Einstellung der Feind- 
seligkeiten sowie die Räumung der für Albanien bestimmten Ge- 
biete von Seiten der Montenegriner und Serben erfolgen müsse; 
dies sei durch eine nachdrückliche Demarche der Mächte in Cetinje 
und Belgrad zu bewerkstelligen.^) 

einen besondem Schritt des k. u. k. Geschäftsträgers in Cetinje , ist aus dem 
Rotbuche nicht zu entnehmen , denn dieses enthält über die Angelegenheiten, 
die .Skodra' und die Ermordung Pali^s betreffend, ganz so wie über die 
Affäre Prochaska, keine Silbe, so daß eine aktenmäfiige Darstellung dieser 
Affären, deren volle Kenntnis man augenscheinlich der Öffentlichkeit vorent- 
halten will, leider nicht möglich ist. 

^) Rot buch, Note Nr. 333 vom 20. März. 
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Durch dieses wichtige Zugeständnis, das er freilich schon im 
November in Betracht gezogen hatte,^) hoffte Graf Berchtold augen- 
scheinlich den so gefährlichen Meinungsdifferenzen zwischen der 
Monarchie und Rußland hinsichtlich der Nordostgrenzen Albaniens 
ein Ende zu machen, denn die Frage, ob Djakova zu Albanien 
gehören solle oder nicht, bildete ja, nachdem Sasonow auf 
Skutari zugunsten Albaniens verzichtet hatte, anscheinend das 
letzte und einzige Hindernis für die Einigung der Mächte betreffs 
Albaniens. Durch dieses Zugeständnis mußte sich, so glaubte 
Graf Berchtold offenbar, Rußland wohl oder übel dazu bequemen, 
an einem gemeinsamen Schritt in Cetinje teilzunehmen, um so 
mehr, als die von Montenegro verweigerte Evakuation der Zivil- 
bevölkerung Skutaris ja der Initiative Rußlands entsprungen war. 
Graf Berchtold mag auch gehofft haben, Rußland werde nun 
seinen Einfluß in Montenegro geltend machen, um es zum Ver- 
zicht auf Skutari zu bewegen. 

So psychologisch gerechtfertigt dieser Kalkül aber auch war, 
so hatte Graf Berchtold dabei doch zu wenig bedacht, daß der 
Zeitpunkt für das Zugeständnis hinsichtlich Djakovas nicht eben 
glücklich gewählt war, denn zur selben Zeit, da sich Montenegro 
der Monarchie gegenüber die empörendsten Obergriffe heraus- 
zunehmen gewagt hatte, mußte die Befriedigung eines seiner 
Wünsche wie eine Belohnung dieser Invektiven erscheinen, als 
ein Akt, der gerade in Cetinje voraussichtlich nicht als ent- 
waffnende Großmut gedeutet wurde, sondern als aufreizende 
Schwäche. Das aber mußte auch den Ernst der Warnung ab- 
schwächen, die Graf Berchtold zwei Tage später — 22. März — 
nach Cetinje richtete. 

An diesem Tage gab er nämlich dem dortigen k. u. k. Ge- 
schäftsträger den Auftrag, dem König ungesäumt mitzuteilen, daß 
die Regierung Österreich-Ungarns nicht in der Lage sei, sich mit 
der Antwort Montenegros auf die erste Warnung der Monarchie 
zu bescheiden, sondern auf der Durchführung des Abzugs der 
Zivilbevölkerung sowie der Einstellung des Bombardements un- 
bedingt bestehen müsse, widrigenfalls sie sich genötigt sehen 
würde, zu Zwangsmitteln zu greifen. Solche würden ferner auch 
dann zur Anwendung kommen, wenn sich die Montenegriner bei 
dem etwa erfolgenden Falle Skutaris dort irgendwelche Aus- 
schreitungen zuschulden kommen lassen sollten. 

*) Rotbuch, Note Nr. 107 vom 17. November 1912. 
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Graf Berchtold ließ den Inhalt dieser Warnung auch in Belgrad 
bekanntgeben und dort wissen, daß sich die erwähnten Zwangs- 
maßnahmen auf den gesamten Raum der militärischen Aktion 
gegen Skutari erstrecken würden, also auch auf die serbischen 
Belagerungstruppen. Doch wäre er anderseits, falls diese sich 
künftig an dem Bombardement Skutaris nicht mehr beteiligen 
sollten, bereit, mit der serbischen Regierung zu verhandeln, um 
zu verhindern, daß die serbischen Truppen durch die sich aus der 
Weigerung Montenegros ergebende Situation in Mitleidenschaft 
gezogen würden.^) 

Auch die Mächte verständigte Graf Berchtold von seinem 
neuerlichen Schritt in Cetinje und teilte ihnen mit, daß Österreich- 
Ungarn sich genötigt sehe, »die erforderlichen Konsequenzen* zu 
ziehen, da man in Cetinje zu glauben scheine, daß niemand in 
der Lage sei, gegen Montenegro Zwangsmaßnahmen zu ergreifen. 
Zunächst wolle die Monarchie solche nur in den Grenzen an- 
wenden, die mit dem Friedenszustande vereinbar seien, und sie 
hoffe, daß es ihr die diplomatische Aktion der Mächte ersparen 
werde, darüber hinauszugehen.*) 

Am 23. März vollzog Generalkonsul Weinzettel in Cetinje den 
Auftrag Berchtolds, stieß jedoch beim König auf Widerstand, wo- 
gegen die serbische Regierung scheinbar mehr Entgegenkommen 
zeigte und versicherte, daß das Bombardement ihrerseits bis zur 
Evakuierung eingestellt werde. Einige Tage vorher hatte sie sogar 
erklärt, Montenegro den dringenden Rat geben zu wollen, es möge 
sich dem Beschlüsse der Mächte fügen. 

Am 25. März ließ die montenegrinische Regierung die Mächte 
wissen, daß sie sich aus humanitären Gründen entschlossen habe, 
beim Kommandanten von Skutari Schritte zu tun, um die Evakuie- 
rung der Zivilbevölkerung zu erleichtern. Dieses Zugeständnis 
Montenegros war jedoch anscheinend nicht die Folge der Drohung 
Östeneich-Ungams , sondern vielmehr der freundschaftlichen und 
dringlichen Vorstellungen, die Rußland und Italien in Cetinje hatten 
machen lassen. 

Die Spannung der Situation wurde durch diesen Schritt 
Montenegros aber kaum verringert, denn von der Einstellung des 
Bombardements ließ die montenegrinische Regierung kein Wort 
verlauten. 



^) Rot buch, Note Nr. 338 vom 22. März. 
*) Ebenda, Note Nr. 339 vom selben Tage. 

Sosnotky, Die Balluinpolitik Österrelch-Uagarns. 11. 2 1 
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Aber auch dieses partielle Zugeständnis sollte wirkungslos 
bleiben, denn Essad Pascha lehnte die Evakuierung der Zivil- 
bevölkerung Skutaris mit der Begründung ab, daß er hierzu nicht 
ermächtigt sei. 

Daraufhin wendete sich Graf Berchtold an die Pforte, da- 
mit diese Essad Pascha veranlasse, den Abzug der Zivil- 
bevölkerung zu gestatten. Der Großvesir war damit einver- 
standen, sofern die Order an Essad Pascha durch Parlamentäre 
aberbracht werde; er habe sonst keine Möglichkeit, ihn zu ver- 
ständigen. 

Da Markgraf Pallavicini aber befürchtete, Essad werde einem 
bloß mündlichen Befehle nicht Folge leisten, ersuchte er den Groß- 
vesir, die Weisung an den Kommandanten in Chiffem zu geben, 
was dieser auch tat. Gerade diese vermeintliche Vorsichtsmaß- 
regel erwies sich indes, wie sich bald zeigen sollte, als ein neues 
Hindernis für den geplanten Schritt. 

Inzwischen hatte man sich in London endlich dazu aufgerafft, 
die von Graf Berchtold angeregte Kollektivdemarche in Cetinje 
und Belgrad auszuführen. Wiewohl sie schon in der Reunion- 
sitzung vom 22. März beschlossen worden war, bedurfte es einer 
neuerlichen dringenden Mahnung aus ^^en, um die mit der kost- 
baren Zeit so verschwenderisch umgehenden Herren in London dazu 
zu veranlassen.*) 

Am 28. März erfolgte die Demarche in Cetinje, tags darauf 
in Belgrad. 

Die Antwort Montenegros lautete unbestimmt: betreffs der 
Aufhebung der Belagerung Skutaris müsse es sich erst mit seinen 
Verbündeten beraten. Die Einstellung der Feindseligkeiten könne 
aber nicht erfolgen, weil es sich noch im Kriege mit der 
Türkei befinde. Wegen der Evakuierung Albaniens und des 
Schutzes der Katholiken und mohammedanischen Bewohner in 
den von Montenegro besetzten Gebieten werde der Ministerrat 
antworten. 

Bevor dies geschah, wiederholte zuerst der k. u. k. Gesandte, 
Feldmarschalleutnant Freiherr v. Giesl, dann das gesamte diplo- 
matische Korps der Mächte das Verlangen wegen des Abzugs der 
Bevölkerung Skutaris. 

Am 1. April erfolgte die Antwort Montenegros auf beide 
Kollektivschritte. 

Rotbuch, Note Nr. 352 vom 26. März. 
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Betreffs der Nord- und Nordostgrenze Albaniens behielt sieb 
die montenegrinische Regierung darin vor, sich mit ihren Ver- 
bündeten zu beraten. Die Evakuierung Albaniens lehnte sie ab. 

Hinsichtlich des Schutzes der Katholiken und Muselmanen 
berief sie sich darauf, dafi nur der Friedensschluß mit der Türkei 
einen Rechtstitel für diese Gebiete bilde, in denen jene übrigens 
unter dem Schutze der montenegrinischen Regierung stünden. 

Was die beabsichtigte Obergabe einer Chifferdepesche an 
Essad Pascha anbelange, so könne diese nicht gestattet werden; 
allenfalls jedoch eine offene Mitteilung von selten der Pforte. 

Im selben Sinne war auch die erst am 6. April erfolgende 
Antwort Serbiens gehalten, wiewohl Herr PaSi(5 kurz vorher mit 
Herrn v. Ugron vereinbart hatte, dafi sich Serbien nicht in einen 
Gegensatz zu den Mächten bringen wolle. 



XIV 
Montenegro und „Europa^ 

1 

Die Flottendemonstration 

Da die Mächte sich diese doppelte Ablehnung ihres Beschlusses 
doch nicht leicht bieten lassen konnten, ohne ihrem eigenen An- 
sehen das beschämendste Armutszeugnis auszustellen, blieb ihnen 
nichts anderes übrig, als zu einem Mittel zu greifen, das ihrem 
Beschlüsse Nachdruck und Wirkung verleihen sollte. Sie wählten 
hierzu eine gemeinsame Flottendemonstration. Das fragwürdige 
Verdienst dieser Idee rührte von Sir Grey her, der sie schon am 
27. März dem Grafen Mensdorff gegenüber als das wirksamste 
Zwangsmittel für den Fall vorgeschlagen hatte, dafi Montenegro 
nicht nachgeben sollte. Dafi Sir Grey tatsächlich an diese Wirkr 
samkeit geglaubt haben soll, ist kaum anzunehmen, denn er mufite 
sich doch sagen, dafi eine Flottendemonstration nur dort Erfolg 
versprach, wo der damit zu strafende Staat sich einer reichen 
Küstenbesiedelung erfreute und demnach einen bedeutenden See- 
verkehr und Seehandel unterhielt, der durch eine Blockade völlig 
unterbunden werden konnte. Montenegro jedoch, das in Antivari 
und Dulcigno blofi zwei dürftige Plätze an der Adria besafi und 
so gut wie gar keinen Seehandel betrieb, konnte durch eine solche 
Mafinahme nicht ernstlich getroffen werden. Obwohl deren Un- 
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Wirksamkeit somit auf der Hand lag und die ganze Demonstration 
voraussichtlich ein Schlag ins Wasser war, fand die Proposition 
Sir Greys die Zustimmung aller Mächte; merkwürdigerweise auch 
die Österreich-Ungarns, trotzdem man in Wien im Gegensatz zur 
Tripelentente doch nicht bloß an ein Scheinmanöver dachte, son- 
dern an ein ernstes Zwangsmittel für den widerspenstigen Herrn 
der Schwarzen Berge. 

So wurde denn am 31. März in London die Entsendung eines 
Geschwaders an die montenegrinische Küste beschlossen. Rußland 
beteiligte sich jedoch bloß in formeller Weise daran, indem es 
dem Beschlüsse zustimmte, entsandte aber kein Kriegsschiff in 
die Adria, wobei ihm seine geographische Lage zustatten kam, 
denn die nähere Schwarze-Meer-Flotte konnte wegen der Meer- 
engensperre dafür nicht in Betracht kommen, die baltische Flotte 
aber war zu fern. So hatte es einen bequemen Vorwand, sich der 
Demonstration gegen den »einzigen Freund' nicht anschließen zu 
müssen. Es ließ sich durch Frankreich vertreten. 

Die Demonstrationsflotte setzte sich aus sechs österreichisch- 
ungarischen, zwei italienischen und je einem deutschen, englischen 
und französischen Schiffe zusammen. Den Oberbefehl sollte der 
rangälteste Schiffsoffizier übernehmen. Da die Monarchie zu der 
Demonstrationsflotte weitaus das stärkste Kontingent stellte, so 
wäre es nur natürlich gewesen, wenn der Oberbefehl des Ge- 
schwaders einem k. u. k. Seeoffizier übertragen worden wäre ; man 
hätte bloß einen rangshohen \^zeadmiral zum Kommandanten der 
österreichisch-ungarischen Eskader zu ernennen brauchen. Aber 
augenscheinlich scheute man auf dem Ballplatze die Verantwortung, 
und es war wohl nicht bloßer Zufall, sondern Absicht, daß mit 
dem Kommando über die sechs Schiffe der Monarchie bloß ein 
Konteradmiral betraut wurde. So fiel der Oberbefehl und damit 
die Hauptverantwortung an den britischen Vizeadmiral Cecil Bumey. 

Am 5. April versammelten sich die zur Demonstration be- 
stimmten Schiffe, nach längerem Hin und Her zwischen den Staats- 
kanzleien, an der montenegrinischen Küste, ohne diese jedoch vor- 
läufig zu blockieren. Ihr Kommandant verständigte die monte- 
negrinische Regierung bloß von ihrer Anwesenheit und verlangte 
von ihr die sofortige Erklärung, daß sie sich der Anordnung der 
Mächte füge. 

In seiner am nächsten Tage eintreffenden, ebenfalls telegraphi- 
schen Antwort berief sich Montenegro auf seine Note betreffs 
der Kollektivdemarche, sprach sein Bedauern über die Anwesenheit 
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des Geschwaders aus und bezeichnete dessen Aktion als einen 
Neutralitätsbruch. 

Es war wohl nicht oft geschehen, dafi ein britischer Admiral 
auf eine Warnung eine derartige Antwort erhielt, und sicherlich 
war es das erstemal, daß er sie hinnahm, ohne sie mit einem 
Bombardement zu erwidern, mit dem britische Admirale sonst 
rasch zur Hand zu sein pflegen. 

Er begnügte sich, über die montenegrinische Küste von 
Spizza bis zur Bojanamündung die Blockade zu verhängen, 
10. März. 

Ebenso ablehnend verhielt sich Montenegro gegen einen 
neuerlichen Versuch, den Abzug der Zivilbevölkerung aus Skutari 
zu bewerkstelligen. Der deutsche Gesandte hatte der monte- 
negrinischen Regierung nämlich eine von der Pforte an Essad 
Pascha gerichtete Depesche nebst einem Begleitschreiben zur 
Übermittlung an diesen übergeben. Er erhielt jedoch beides 
mit der B^ündung zurück, dafi das Oberkommando die Ober- 
gabe mit Rücksicht auf die im Zuge befindlichen Operationen 
ablehne. 

So unerhört dieser Trotz des kleinen Montenegro dem ver- 
einigten Willen der sechs Großmächte gegenüber auch erschien, 
so war er, bei Lichte besehen, von seinem Standpunkt aus sehr 
begreiflich. Es wufite ja, dafi ihm die Schiffe da draufien nichts 
anhaben und dafi sie es an der Weiterbelagerung Skutaris nicht 
hindern konnten. Vor einem Eingreifen zu Lande aber, das un- 
gleich wirksamer hätte werden können, fürchtete es sich deshalb 
nicht, weil es damit rechnete, dafi die Uneinigkeit der Mächte es 
nicht dazu kommen lassen werde; sollte Österreich-Ungarn aber 
auf eigene Faust vorgehen wollen, so würde der Zar seinen „ein- 
zigen Freund" sicher nicht im Stiche lassen. 

So kalkulierte Nikila und liefi ' sich in der Belagerung Skutaris 
nicht irremachen. Er mufite es erobern! Das stand bei ihm 
fest, um so mehr, als nun auch Adrianopel gefallen war, 26. März. 
Was den Griechen, Bulgaren und Serben gelungen war, mufite 
auch ihm mit seinen Crnagorzen gelingen. Er durfte hinter den 
Erfolgen seiner Verbündeten nicht zurückbleiben, und darum 
mufite Skutari sein werden. In dieser Stimmung mochte er die 
emphatischen Worte, die ihm die öffentliche Meinung in den 
Mund legte, wirklich gesprochen und gelobt haben, wenn er 
Skutari nicht erhalte, werde er nicht lebend in sein Land zurück- 
kehren. 
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2 
Montenegro und Rufiland 

So richtig aber der Gedanke König Nikolaus' hinsichtlich der 
Mächte war, so gab er sich, soweit er Rufiland betraf, doch einer 
Täuschung hin. Ganz so sicher, wie er glaubte, durfte er denn doch 
nicht auf den Beistand des Zaren rechnen, das sollte er bald erfahren. 

Sasonow stand als Russe mit seinen Sympathien auf selten 
Montenegros. Das hatte er bisher schon zur Genüge bewiesen, 
namentlich in dem heifien Ringen mit Berchtold um die Ab- 
grenzung Nordalbaniens, in dem er seinem Gegner fflr Monte- 
negro ein Zugeständnis um das andere abgenötigt und nur in der 
Skutarifrage nachgegeben hatte. Er durfte sich also mit Recht 
sagen, dafi er fflr Montenegro alles getan hatte, was er, ohne 
einen europäischen Krieg heraufzubeschwören, hatte tun können. 
Dafflr durfte er anderseits aber auch verlangen, dafi sich sein 
Schfltzling nicht ungebärdig zeige und ihn blofistelle. 

Das hatte Nikita aber schon zweimal getan: das erstemal, 
als er im Herbst 1912 auf eigene Faust und wider die Abmachung 
das Signal zum Kampfe gab; das zweitemal durch seine Wider- 
setzlichkeit gegen die Londoner Reunion, durch die diese kläglich 
blofigestellt wurde, und mit ihr auch Sasonow; dieser um so 
mehr, da der Vorschlag zur Evakuierung der Zivilbevölkerung 
ja von ihm ausgegangen war. Dafflr mufite Nikita einen Verweis 
erhalten. Der erfolgte denn auch in einer für die Öffentlichkeit 
bestimmten Mitteilung am 10. April, nachdem Sasonow über dieses 
Thema schon früher an zwei Teeabenden vor den hierzu geladenen 
Dumamitgliedem gewissermafien präludiert hatte. In diesem Com- 
muniquä rekapitulierte und rechtfertigte er die Haltung Rufilands 
während der Balkankrise und betonte die Notwendigkeit einer 
Revision der durch den Krieg geschaffenen Lage, die den Inter- 
essen der Grofimächte angepafit werden müsse. Er hob dann die 
Erwerbung Djakovas, Ipeks, Dibras und Prizrens hervor, die 
Rufiland für die Slawen durchgesetzt habe. Dagegen habe es 
Skutari der Erhaltung des Friedens zuliebe Albanien zugestanden, 
zumal da es eine reine albanische Stadt sei, die zu assimilieren 
Montenegro nicht imstande wäre . . . 

Wiewohl König Nikolaus die übernommene Verpflichtung, 
Rufiland im Fall eines Krieges zu verständigen, nicht eingehalten 
habe, sei ihm der Zar auch weiter zur Seite gestanden und habe 
ihn in der Skutarifrage auf die schwere Verantwortung aufmerksam 
gemacht, die er durch seinen von persönlichen Motiven beein- 
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flufiten VTiderstand auf sich nehme. Trotzdem habe er diesen 
fortgesetzt; offenbar in der Voraussetzung, dafi Rußland zu seinen 
Gunsten eintreten werde . . . Rußland werde es niemals an Opfern 
für seine slawischen Brüder fehlen lassen, aber diese seien dafür 
verpflichtet, auf dessen Ratschläge zu achten. Die kaiserliche Re- 
gierung dürfe keinen Tropfen russischen Blutes vergießen, wenn 
es nicht die Interessen des Vaterlandes erheischten, was hier nicht 
der Fall sei. Rußland wolle mit den andern Staaten im Frieden 
leben. Die Verschiedenheit der Rassen brauche keineswegs auch 
zu einem Gegensatze der Rassen zu führen.^) 

Das war ein kräftiger Wink für den allzu selbstbewußten Herrn 
der Schwarzen Berge, der so scharfe Worte von dieser Seite wohl 
noch nie vernommen hatte. 

Sasonow hatte diese Lektion aber nicht bloß an die Adresse 
König Nikolaus' gerichtet, sondern auch an die der Panslawisten, 
die ihm durch ihre wütenden Ausfalle gegen Österreich-Ungarn 
und ihre tolle Kriegshetze sein politisches Konzept zu verderben, 
ja seine Stellung zu erschüttern drohten.') 

^) Sasonow spielte damit auf eine Rede Bethmann-HoUwegs im Deutschen 
Reichstage an, in der von dem Gegensätze zwischen Germanen- und Slawentum 
die Rede gewesen war. 

*) Beim vierten .slawischen Bankette' unter dem Vorsitze des (spflter deshalb 
gemafiregelten) Generals A. P. Skugarjewsky wurde folgende Resolution gefafit: 

1. Rußland kann sich nie und nimmer mit dem Gedanken aussöhnen, 
daß zum Nachteile der historisch legitimen Rechte der Slawen ein in keiner 
Weise gerechtfertigter albanesischer Staat ins Leben gerufen werde. 

2. Die russische Gesellschaft legt entschieden dagegen Verwahrung ein, daß 
von dem siegreichen Bulgarien irgendein Teil des ihm gehörigen Gebietes losgelöst 
werde, insbesondere aber darf dies nicht mit Silistria der Fall sein, das ein den 
Namen des Großfflrsten Nikolaus Nikolajewitsch tragendes Regiment beherbergt. 

3. Die russische Gesellschaft kann auch nicht einmal den theoretischen 
Gedanken zulassen, daß Serbien von der Erwerbung des für dieses Land eine 
Existenzbedingung bedeutenden Adriahafens abgehalten werden sollte. 

4. Die russische Gesellschaft betrachtet die Zuweisung Skutaris an Monte- 
negro als eine Lebensnotwendigkeit für dieses Land und erachtet, daß die 
Einbeziehung dieser Stadt in den nicht existenten albanesischen Staat, in dem 
die Feinde des Slawentums herrschen sollen, eine schreiende Verletzung des 
Völkerrechts darstellen würde. 

5. Die russische Gesellschaft sieht ein, daß die russische Diplomatie die 
erwähnten Grundsätze nicht zu verwirklichen wünscht, und ist daher der An- 
sicht, daß der russische Minister des Äußern vor der Zukunft Rußlands und 
seiner Bedeutung unter den slawischen Völkern eine schwere Verantwortung 
auf sich lädt, wenn er den jetzigen Augenblick, der sich in der Geschichte 
nicht mehr wiederholen wird, ungenützt verstreichen läßt, statt ihn zu er- 
greifen, um die slawische Frage im Orient ein für allemal zu lösen. 
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Das Vorgehen der Mächte gegen Montenegro hatte nämlich die 
Wut der Panslawisten entfesselt, die sich bei den von ihnen arrangierten 
Slawenbanketten in den gehässigsten Angriffen und in den tollsten Be- 
schuldigungen gegen Österreich-Ungarn Luft machten und bei denen 
sich namentlich Graf Bobrinsky durch seinen Fanatismus hervortat.^) 
Da diese Kundgebungen auch gegen die russische Regierung gerich- 
tet waren und somit deren Autorität untergruben, riefen sie auch 
den Unwillen des Zaren hervor und veranlaßten ihn, ein strenges 
Verbot gegen weitere Demonstrationen zu erlassen und die Maß- 
regelung der an diesen beteiligten Amtspersonen anzuordnen. 

Durch seine bedeutsame Erklärung vom 10. März nun wollte 
Sasonow aller Welt kundtun, daß er sich in seinen Absichten von 
jenen Demonstrationen nicht beirren ließ und nicht gewillt war, 
um des unfügsamen Montenegros willen über Europa einen Krieg 
heraufzubeschwören. 

Wenn er sich aber der Hoffnung hingegeben haben sollte, 
jenes werde sich seine Rüge zu Herzen nehmen und endlich nach- 
geben, so befand er sich in einem argen Irrtum, denn in Cetinje 

6. Das Ablenken des russischen Ministeriums des Äußern von dem Rufi- 
iand historisch vorgezeichneten Kurse benimmt der russischen Gesellschaft die 
Zuversicht, dafi das russische Reich bei der Regelung der Fragen wegen Kon- 
stantinopel und der Dardanellen die erhabene Mission seiner tausendjährigen 
Geschichte erfüllen werde. 

^) Das Steckenpferd dieses Fanatikers bilden die »Leiden* der von der 
österreichischen Regierung verfolgten »galizischen Brüder*, die seiner Phantasie 
nach für ihren Glauben in den Gefängnissen schmachteten und die unmensch- 
lichsten Qualen erdulden mufiten. Eine scharfe Charakteristik dieses Treibens 
gab Fürst Metschersky, also ein Landsmann des Grafen, im .Grashdanin*, in dem 
es hiefi: .Da alle von den slawophilen Dekadenten gemachten Anstrengungen 
gegen die Entschlossenheit der Regierung, strenge Nichteinmischung in die 
slawischen Balkanangelegenheiten zu beobachten, sich als fruchtlos erwiesen und 
nicht zum Kriege mit Osterreich geführt haben, so erdachten Graf Bobrinsky 
und seine Kumpane ein geraderes und mehr Erfolg versprechendes provo- 
katorisches Beginnen — direkt einen Konflikt Österreichs mit Rufiland hervor- 
zurufen durch Erregung' der Gemüter der ganzen russischen Bevölkerung 
Galiziens und direkte Einmischung in die Innern Angelegenheiten Österreichs. 
Eine solche in ihrer Dreistigkeit verbrecherische Provokation , beseelt einer- 
seits von offener Mißachtung gegen die zarische Majestät und anderseits vom 
Durst nach russischem Blut, zur Belustigung der Suworins, Proppers und 
Bobrinskys, habe ich in meinem ganzen Leben nicht gesehen.* Der Fürst fragte 
femer, wie man es in Rußland wohl aufnehmen würde, wenn eine Gesellschaft 
in Wien gegen die Behandlung der Katholiken in Rufiland protestieren und 
diesen ihr Beileid wegen ihres »Martyriums* ausdrücken wollte. Er meine, 
daß sich ein Sturm der Entrüstung erheben müßte; darum solle man es ver- 
meiden, dieselben Gefühle in Wien zu wecken. 
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war man weit entfernt, Reue zu empfinden und Bufie zu tun. 
Die Welt sollte vielmehr die Dberraschung erleben, daß das kleine 
Montenegro, das man bisher als einen ergebenen Vasallen des 
großen Rußland anzusehen gewohnt war, sich gegen dieses auf- 
lehnte und dessen Rüge in scharfer Weise zurückwies. Das monte- 
negrinische Amtsblatt »Glas Crnogorca** vom 13. April wandte sich 
vor allem gegen die Behauptung des russischen Communiqu^s, 
die dem Könige die Verfolgung persönlicher Zwecke vorhielt, und 
schrieb sie dem »vollständigen Mangel an Informationen '^ zu, denn 
sonst müßte es in dieser Behauptung eine Aufreizung des Volkes 
gegen seinen Herrscher erblicken, die allen Gesetzen der Moral 
widersprechen würde. 

Was die Beschuldigung betreffe, der König wolle Rußland in 
einen europäischen Krieg hineinziehen, so sei just das Gegen- 
teil wahr: der König habe nie aufgehört, Rußland zu bitten, sich 
Montenegros wegen nicht in einen Krieg zu stürzen, das könne 
durch amtliche Dokumente bewiesen werden. Montenegro teile 
durchaus die Ansicht der russischen Regierung, daß kein Tropfen 
russischen Blutes vergossen werden dürfe, wenn es nicht das 
Wohl Rußlands erheische . . . 

So wagte Nikita sogar dem Zaren zu trotzen und machte 
nicht die geringste Miene, die Belagerung von Skutari aufzugeben, 
trotzdem die in der letzten Zeit wiederholten Stürme abgeschlagen 
worden waren. 

3 
Nikitas Triumph 



HOOYER V/AR 
COLLECTION 



Anders als Montenegro, schien Serbien, durch die Aktion der 
Mächte bewogen, einlenken zu wollen. Es hatte zuerst die Ab- 
sicht gehabt, die Belagerungstruppen vor Skutari durch Mann- 
schaften und Kriegsmaterial zu verstärken, da der serbische 
Kommandant vor Skutari die Eroberung des Platzes vor dem 
Eintreffen von Verstärkungen für unmöglich erklärt hatte. Zu 
diesem Zwecke ankerten 17 griechische Transportschiffe im Hafen 
von Saloniki, die Truppen und Material zur See nach Skutari 
befördern sollten. 

Da Graf Berchtold aber, hiervon unterrichtet, von den Mächten 
die Ausdehnung der Blockade bis Durazzo hinab verlangte, ^) um 

^) FQr die Verschleppungspolitik der Ententemächte ist es ungemein 
charakteristisch, daß zwischen dem Tage, an dem Qraf Berchtold dieses Ver- 
langen stellte — 8. April — und dem, an welchem die Ausdehnung der Blockade 
ausgeführt wurde — 25. April -— siebzehn Tage verstrichen ! 
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die Landung dieses Transports zu verhindern, hielt man es in 
Belgrad, durch die böse Erfahrung mit der „Hamidije* gewitzigt, 
für angezei^, die Ausladung dieser Schiffe anzuordnen, 8. April. 
Vier Tage später gab Serbien in Wien bekannt, daß es seine 
Truppen von Skutari zurückzuziehen wünsche. Um dies aber von 
den türkischen Truppen unbehelligt bewerkstelligen zu können, 
bedürfe es der Garantie, daß von Seiten Essad Paschas kein An- 
griff erfolge. Zu diesem Zwecke erbitte es die Vermittlung Öster- 
reich-Ungarns. 

Diese wurde ihm zugesagt. Ebenso wurde auf das Ansuchen 
Serbiens vom Admiralsrate der Blockadeflotte die Zulassung leerer 
griechischer Schiffe an die albanesische Küste zum Zwecke des 
Rücktransports der serbischen Truppen beschlossen. Es schien 
den Serben damit ernst zu sein, wofür die wachsende Spannung 
zwischen ihnen und den Bulgaren sprach, die von ihrem Stand- 
punkt eine rasche Sammlung ihrer Truppen an der bulgarischen 
Grenze wünschenswert erscheinen ließ. Da PaSid Herrn v. Ugron 
überdies die Versicherung gab, er habe General Bojeviö auf- 
getragen, die Feindseligkeiten gegen Skutari einzustellen, außer 
wenn er von den Türken angegriffen werden sollte, so glaubte 
man ernstlich an diese Absicht Serbiens, und Graf Berchtold, der 
diesen Glauben augenscheinlich teilte, bemühte sich, die hierdurch 
gebotene Gelegenheit zu benutzen und die Verproviantierung der 
Zivilbevölkerung Skutaris durch die serbischen Linien zu bewerk- 
stelligen, worüber er mit den Mächten verhandelte. 

Da er inzwischen erfuhr, daß ein neues Bombardement 
Skutaris bevorstehe und daß der Fall des Platzes schon infolge 
des daselbst herrschenden Elends^) nahe bevorstehe, empfahl er 
den Mächten eine Verschärfung der Blockade, weil sonst die ganze 
Flottendemonstration zwecklos werde. Während die beiden andern 
Dreibundmächte zustimmten, erhoben die Mächte der Tripelentente 
wie gewöhnlich Einwendungen, und der französische Minister des 
Äußern, Pichon, suchte den k. u. k. Botschafter Grafen Sz6cs6n so- 
gar glauben zu machen, Nikita wolle die Belagerung Skutaris auf- 
geben. Graf Berchtold sah sich daher veranlaßt, nochmals die 
Anwendung schärferer Maßnahmen anzuregen und den Mächten 



1) Siehe die anschauliche Schilderung der Schrecken während der Be- 
lagerung in dem .Tagebuch über die Belagerung von Skutari', 
Berlin 1913, SUlke, aus der Feder der Gattin des k. u. k. Generalkonsuls 
R. V. Zambaur, Frau H o r t e n s e v. Z a m b a u r , die die ganze Leidenszeit in der 
eingeschlossenen Stadt mitgemacht hatte. 
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dringend zu empfehlen, fflr den Fall, daß Skutari in die Hände 
Nikitas gerate, Vorsorge zu treffen, daß er den Platz räume. 

Diese neuerliche Anregung kam in der Botschafterreunion aber 
nicht mehr zur Beratung, denn schon am folgenden Tage traf die 
Nachricht vom Falle Skutaris ein, 23. April. 

So war denn das Unerhörte geschehen: der Herr der Schwarzen 
Berge hatte mit seinen Cmagorzen einen Triumph über die sechs 
Großmächte davongetragen, das winzige Montenegro über das 
gewaltige Europal 

Ein zweiter David, hatte Nikita den Goliath Europa in den 
Staub gestreckt, nicht mit einer Schleuder zwar, sondern mit einem 
Peitschenhieb übers ganze Gesicht. Dieser aus List und Gewalt 
zusammengesetzte Berghäuptling hatte sich all den wohlgeschulten 
Herren aus der hohen Diplomatie unendlich überlegen erwiesen. 
Während sie in London seit Monaten redeten und redeten, hatte 
er gehandelt; während sie mit bedächtiger Langsamkeit Noten 
drechselten und mit rabulistischer Kniffigkeit um einzelne Worte 
und Wendungen feilschten, hatte er drauflos gestürmt und bom- 
bardiert und zum Schluß auch mit Essad Pascha verhandelt, 
ohne sich bei all dem durch die großartigen Gesten „Europas** 
beirren und imponieren zu lassen. Er wußte ja nur zu gut, daß 
sich die Diplomaten der Mächte einer Falschmeldung schuldig 
machten, wenn sie stets als »Europa" auftraten; er wußte, daß sich 
hinter dem bombastischen Pseudonym dieses einheitlichen Sammel- 
namens sechs einander mißtrauende und widerstrebende, rivali- 
sierende Mächte bargen, die dadurch zu einer einzigen Ohnmacht 
zusammengeschweißt waren. In seinen Augen war dieses pom- 
pöse Europa nur ein politischer Spatzenschrecker, dazu bestimmt, 
den Balkanvölkern zu imponieren. Und darum machten er und 
seine Cmagorzen es genau so wie die Spatzen, wenn sie erkannt 
haben, daß das Schreckbild in Wahrheit nur ein Popanz ist: sie 
setzten sich munter darauf und bezeigten ihm ihre Verachtung . . . 



XV 
Montenegros Rückzug 

Nirgend in Europa empfand man den Fall Skutaris so schmerz- 
lich, nirgend fühlte man diesen Peitschenschlag Nikitas so brennend 
und beschämend wie auf dem VTiener Ballplatze, denn nirgend 
hatte man solche Anstrengungen gemacht, solche Opfer gebracht, 
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um dieses Ereignis hintanzuhalten. Stück um Stück des albanesi- 
schen Gebietes hatte Graf Berchtold hingegeben, um sich Skutari 
zu erhalten; seit nahezu einem halben Jahre standen die ihren 
Familien und ihrem Berufe entrissenen k. u. k. Reservisten zu vielen 
Tausenden unter den Fahnen; Handel und Arbeit in der Mon- 
archie lagen unter dem zermürbenden Drucke der politischen 
Spannung darnieder; Hunderte von Millionen hatte diese perma- 
nente Kriegsbereitschaft schon verschlungen: all das um Skutaris 
willen ; und all das war vergeblich gewesen ! Eben dieses Skutari 
war nun in den Händen des Gegners. Es war eine diplomatische 
Niederlage, wie sie die Monarchie seit Jahrzehnten nicht erlebt 
hatte, und man mußte sie auf dem Ballplatz um so peinlicher 
empfinden, als zum Schaden wie gewöhnlich auch noch der Spott 
kam, denn diese Niederlage entbehrte der den Spott entwaffnenden 
Tragik; es war bloß eine Tragikomödie.^) Daß auch die andern 
Mächte an ihr Teil hatten, nicht nur die Monarchie, vermochte 
dieser keinen Trost zu spenden, denn die andern empfanden sie 
nicht annähernd so schwer ; keine von allen hatte sich für Skutari 
ja so entschieden eingesetzt, und die Staaten der Tripelentente, 
wenigstens Rußland und Frankreich, waren über diese Wendung 
zweifellos sogar heimlich erfreut ; hatten sie sie durch ihre Hinter- 
hältigkeit und Verzögerungspraktiken ja doch selber herbeiführen 
geholfen. 

Für die Monarchie galt es nun, ihre Niederlage rasch wieder 
wettzumachen. Zu diesem Zwecke richtete Graf Berchtold noch 
am selben Tage — 23. April — eine Note nach London , in der 
er die Erwartung aussprach, daß die Mächte den ihnen angetanen 
Affront nicht ruhig hinnehmen und sofort Maßnahmen vereinbaren 
würden, um Montenegro zur Räumung Skutaris zu zwingen, 
widrigenfalls die Monarchie sich genötigt sähe, allein vorzugehen. 

In der an diesem Tage abgehaltenen Botschaftersitzung wurde 
daraufhin beschlossen, in Cetinje neuerdings einen Kollektivschritt 
zu unternehmen und wissen zu lassen, daß die Besetzung Skutaris 



^) Nicht genug an dem, was Montenegro der Monarchie schon Obles zu- 
gefügt hatte, war kurz vor dem Falle Skutaris in Wien auch die Nachricht 
eingetroffen, dafi der k. u. k. Militärattache in Cetinje, Hauptmann Hubka, auf 
der Fahrt von dort nach Cattaro nur durch die besondere Vorsicht seines 
Chauffeurs einem tückischen Anschlag entgangen war, den man durch ver- 
stecktes Abgraben der Straße gegen sein Leben geplant hatte. Überdies wurde 
er an der montenegrinischen Grenze drei Stunden lang widerrechUich fest- 
gehalten. 
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durch Montenegro an der Entscheidung der Mächte nichts ändern 
könne und dafi der Platz in kürzester Zeit wieder geräumt werden 
müsse« Gleichzeitig sollte König Nikolaus aufgefordert werden, 
bald zu antworten. 

Allein wie noch jedesmal, wenn die Reunion einen Beschluß 
in die Tat umsetzen sollte, schob sie diese von Tag zu Tag 
hinaus, so dafi Graf Berchtold, dadurch ungeduldig gemacht, 
abermals eine mahnende Depesche nach London sandte und für 
den Fall einer neuerlichen Verzögerung das selbständige Vorgehen 
der Monarchie in Aussicht stellte, 27. April. Daß diese Mahnung 
nicht blofi ein blinder Schreckschuß sein sollte, sondern sehr ernst 
gemeint war, und daß die Monarchie sich wirklich anschickte, sie 
zu verwirklichen, das zeigte die zweistündige Audienz, die am 
Abend vorher — 26. April — Graf Berchtold und der General- 
stabschef Baron Conrad beim Kaiser hatten und die sowohl durch 
ihre lange Dauer als die von der Tageseinteilung des Kaisers so 
sehr abweichende Stunde den Ernst der Lage mit nicht zu ver- 
kennender Deutlichkeit bekundete.^) 

Am 28. April endlich bequemten sich die Botschafter dazu, 
die Demarche in Cetinje auszuführen. Aber die Vertreter der 
Mächte fanden daselbst geschlossene Türen, denn die monte- 
negrinische Regierung nahm das orthodoxe Osterfest zum Vor- 
wand, um sich unter Berufung auf die traditionelle Feiertagsruhe 
zunächst einer Antwort zu entziehen und Zeit zu gewinnen. 

Auch dieser neuerliche Affront konnte die Mächte aber nicht 
zu rascherer Tätigkeit bewegen, und ihre Vertreter vermochten 
sich trotz des Drängens der Monarchie über die zu ergreifenden 
Maßnahmen nicht zu einigen. Graf Berchtold verständigte sie 
daher davon, daß er allein handeln werde. In dieser Absicht 
konnte ihn die tags darauf erfolgende Antwort Montenegros auf 
die Demarche der Mächte nur bestärken, denn sie lautete durch- 
aus ablehnend. Die montenegrinische Regierung erklärte, die 
Skutarifrage könne erst dann erledigt werden, wenn der Friede 
mit der Türkei zustande gekommen sei und die verbündeten 
Balkanstaaten mit den Großmächten zusammen die Grenzen 
Albaniens regeln würden. Das Vorgehen der Mächte in dieser 
Angelegenheit sei eine offenkundige Ungerechtigkeit und eine 
Verietzung der Neutralität. Die Annexion durch Montenegro könne 



^) Kaiser Franz Josef pflegt sich sonst schon um 8 Uhr abends zur Ruhe 
zu begeben. 
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Skutari nur zum Vorteile gereichen; dafür spräche auch die ein- 
mütig warme Aufnahme, die die montenegrinischen Truppen bei 
der Bevölkerung ohne Unterschied der Konfession gefunden hätten. 

Diese Ablehnung fand dadurch eine drastische Illustrierung, 
dafi Erbprinz Danilo Skutari in einer bombastischen Proklamation 
zur Hauptstadt Montenegros erklärte und die Montenegriner auch 
sonst alle Anstalten trafen, sich dauernd niederzulassen. 

Unter solchen Umständen schien der Monarchie nichts anderes 
mehr übrig zu bleiben, als ihre wiederholte Drohung endlich 
wahr zu machen, und es hatte in der Tat den Anschein, als hätte 
sie das beständige Hingehaltenwerden endlich satt bekommen und 
eingesehen, daB sie weit besser fahren würde, wenn sie, statt in 
der Tragikomödie „Europa"* mitzumimen, endlich einmal als 
Österreich-Ungarn aufträte. 

Die entschiedene Haltung der Monarchie begann auf Monte- 
negro aber doch Eindruck zu machen. Das ging aus dem Vor- 
schlage hervor, den dessen Vertreter in London Sir Grey unter- 
breitete und der den Mächten die Abtretung Skutaris gegen eine 
territoriale und pekuniäre Entschädigung in Aussicht stellte. Sir 
Grey sah in diesem Ansinnen eine Möglichkeit, noch in letzter 
Stunde eine bewaffnete Aktion gegen Montenegro hintanzuhalten 
und schlug in der Reunion eine neue Demarche in Cetinje vor, 
die Montenegro im Falle gutwilliger Räumung Skutaris eine 
finanzielle Entschädigung in Aussicht stellen sollte. 

Graf Berchtold zeigte sich jedoch, in der richtigen Erkenntnis, 
dafi sich die Monarchie auf einen derartigen Handel nicht ein- 
lassen dürfe, nicht gewillt, diesem Vorschlage zuzustimmen. Die 
Monarchie müsse auf der bedingungslosen Räumung Skutaris be- 
stehen. Erst dann könne eine finanzeile Unterstützung Monte- 
negros erwogen werden. Wenn Österreich-Ungarn sich auch vor- 
behalten habe, an den Beratungen darüber teilzunehmen, so sehe 
es sich doch nicht in der Lage, sich an einer Demarche zu be- 
teiligen, die eine solche Zusage an Montenegro plane; so er- 
wünscht es ihm übrigens auch wäre, wenn es den Mächten ge- 
länge, Montenegro zum Nachgeben zu veranlassen.^) 

Da endlich entschloß man sich in Cetinje, nachzugeben, und 
Erbprinz Danilo liefi dies Baron Giesl durch Vermittlung des 
deutschen Gesandten wissen und ihn ersuchen, eine etwa schon be- 
schlossene militärische Aktion um 48 Stunden aufzuschieben, 3. Mai. 



^) Rotbuch, Note Nr. 502 vom 2. Mai. 
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Graf Berchtold ließ diese Mitteilung zwar unbeantwortet, sah 
von einem kurzfristigen Ultimatum jedoch vorläufig noch ab, um 
Montenegro Gelegenheit zu geben, innerhalb der von ihm er- 
betenen Frist die Räumung Skutaris einzuleiten. 

König Nikolaus schien diese Kapitulation vor Österreich- 
Ungarn jedoch bald zu reuen, denn er ließ ihr noch in der Nacht 
zum 4. Mai eine Depesche an Sir Grey folgen, in der er erklärte, 
daß ihm seine und seines Volkes Würde verbiete, sich einer ver- 
einzelten Drohung zu fügen ; er lege das Schicksal Skutaris daher 
in die Hände der Mächte. 

Damit gab er der Monarchie zu verstehen, daß er nicht vor 
ihr allein die Segel gestrichen habe, sondern vor der Gesamtheit 
der Mächte. Nichtsdestoweniger bequemte er sich aber am fol- 
genden Tage doch dazu, ihrem Vertreter, Baron Giesl, die Er- 
füllung der von ihr gestellten Forderungen nach einer Sühne für 
die Erschießung des Priesters Palid zuzusagen, die er bisher hart- 
näckig verweigert hatte.*) 

Die Botschafteneunion nahm die Erklärung des Königs zur 
Kenntnis und setzte sich mit der montenegrinischen Regierung 
ins Einvernehmen hinsichüich der Modalitäten , unter denen die 
Räumung Skutaris vor sich gehen sollte. Zwischen dem monte- 
negrinischen »Zivilgouverneur** von Skutari, Peter Plamenatz, und 
dem Kommandanten des Blockadegeschwaders wurde ein Überein- 
kommen getroffen, das folgende, hier nur kurz angegebene Punkte 
enthielt : 

^) Diese Forderungen bezogen sich auf folgende Punkte : 

1. Die königlich montenegrinische Regiening errichtet an einem näher zu 
bestimmenden Orte des ihr zufallenden Gebietes ein auf den Tod des Paters 
PalK bezügliches Erinnerungskreuz; weiter trifft sie die nötigen Vorkehrungen, 
damit der seitens der österreichisch-ungarischen Regierung aus demselben Anlafi 
geplante Bau eines katholischen Gotteshauses unverzüglich in Angriff genommen 
werden könne, und wird sich bei der feierlichen religiösen Einweihung 
beider Kultusobjekte durch einen in Minister- oder Generalsrang stehenden 
Zivil- oder Militärfunktionär vertreten lassen. 

2. Die königlich montenegrinische Regierung trifft die notwendigen An- 
ordnungen für die Oberführung des Leichnams des Paters Pali£ nach Zumbi 
und wird sich bei der definitiven Beisetzungsfeier wie im früheren Falle ver- 
treten lassen. 

3. Da die zur Apostasie gezwungenen Katholiken im Falle ihrer Rückkehr 
zu ihrem alten Glauben an Leben und Sicherheit bedroht erscheinen, garantiert 
ihnen die montenegrinische Regierung in manifester Weise (durch Mauer- 
anschlag, öffentliche Verlautbarung usw.) die Freiheit der Wahl des Aufenthalts- 
ortes, beziehungsweise den unbehinderten Übertritt auf fremdes Gebiet. 
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1. Die montenegrinische Armee wird Stadt und Festung Skutari am 
14. Mai um 2 Uhr nachmittags verlassen. 

2. Die internationalen Truppen werden am selben Tag, ab 2 Uhr, die 
Stadt Skutari besetzen. 

3. Die montenegrinische Gendarmerie und Polizei werden zur Aufrecht- 
erhaltung der Ordnung bis zur Ankunft der internationalen Truppen in Skutari 
verbleiben. 

4. Die montenegrinische Regierung behält sich nach dem Erobererrechte 
vor, von allem Besitz zu ergreifen und darüber nach Belieben zu verfügen, 
was vorher türkischer Besitz gewesen ist. 

5. Da die montenegrinische Regierung nicht mehr Zeit hatte, bis zum 
Eintreffen der internationalen Truppen ein Inventar dieser ihr zukommenden 
sowie der von ihr dahin gebrachten Besitzstücke aufzunehmen, werden mit 
dieser Aufgabe Offiziere des internationalen Detachements betraut, die dies im 
Vereine mit montenegrinischen Offizieren besorgen werden. Das ganze In- 
ventar wird von den internationalen Truppen bewacht und seine Sicherheit 
von den Mächten garantiert werden. 

6. 1000 Mann des montenegrinischen Heeres werden auf dem rechten 
Bojanaufer kampieren und freien Eintritt in Skutari haben, um alles, was Monte- 
negro gehört, fortzuschaffen und zu verkaufen. 

7. Mit dem Einzüge der internationalen Truppen in Skutari hört die 
Blockade von Spizza bis zur Drinmündung auf. 

Dieser Konvention reihte sich noch ein Zusatz an, in dem der 
„Zivilgouvemeur*' von Skutari zur Vermeidung von Zwischenfällen 
anordnete : 

1. Dafi sich die montenegrinischen Truppen mit Ausnahme der in der 
Konvention genannten 1000 Mann auf eine Entfernung von 10 km von der 
Stadt Skutari zurückzuziehen hatten. 

2. Daß diese 1000 Mann, sobald sie ihre Aufgabe in Skutari (Wegschaffung 
des Materials usw.) erfüllt hatten, sich ebenfalls bis auf 10 km Entfernung von 
der Stadt zurückziehen sollten. 

Am 14. Mai, 3 Uhr nachmittags, erfolgte programmgemäß 
der Einzug des internationalen Marinedetachements in Skutari; 
am 16. Mai, morgens, wurden auf dem Kastell die Flaggen der 
ftlnf Interventionsmächte gehißt, die montenegrinische eingezogen. 

Damit schloß die Tragikomödie von Skutari, die Monate hin- 
durch alle Welt in Atem gehalten hatte, und mit ihr auch die für 
den Frieden Europas gefährlichste Phase der ganzen Balkankrise. 
Österreich-Ungarn hatte seinen Willen durchgesetzt und die böse 
Schlappe, die ihm der Fall Skutaris zugefügt, wieder wettgemacht. 
Es war zweifellos ein Erfolg, aber er war teuer, zu teuer erkauft 
worden, denn der Siegespreis stand in keinem Verhältnis zu den 
aufgewendeten politischen, militärischen und finanziellen Mitteln 
und war rein negativer Art. Mit einem Wort: es war ein 
Pyrrhussieg. 
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XVI 

Kriegspause 

1 

Die Interventionsfrage 

Hatte Österreich-Ungarn in der Skutarifrage seinen Willen 
endlich auch durchgesetzt, so durfte es trotzdem noch nicht sicher 
sein, daß ihm eine bewaffnete Intervention in Albanien erspart 
bleiben werde. Der Fall Skutaris hatte nämlich eine neue Kom- 
plikationsgefahr heraufbeschworen. Und zwar drohte diese von 
Seiten Essad Paschas, des Verteidigers von Skutari, der Miene 
machte, sich zum Fürsten von Albanien aufzuwerfen und mit seinem 
noch immer beträchtlich starken Heer einen Faktor darstellte, mit 
dem man ernstlich rechnen mußte. Er hatte sich mit seinen Truppen 
in die alte albanesische Fürstenstadt Tirana zurückgezogen, wo 
er begütert war, und erließ von dort aus eine Proklamation, in 
der er die Autonomie Albaniens unter dem Protektorate der Türkei 
verkündete. Er tat es im Einvernehmen mit seinem frühern 
Gegner König Nikolaus und bestätigte dadurch die Gerüchte, die 
gleich bei der Kapitulation aufgeflattert waren und ihn beschul- 
digten, er habe Skutari nicht so sehr durch Not gezwungen auf- 
gegeben als vielmehr infolge einer Abmachung mit Nikita, der 
ihm für die Übergabe Skutaris seine Hilfe zur Erlangung der Herr- 
schaft über Albanien in Aussicht gestellt habe. Auch die Jung- 
türken hatten dabei, wie ja bei allen Balkanintrigen, ihre Hand 
im Spiel und planten ein albanesisches Emirat unter der Ober- 
hoheit des Sultans. Der Umfang dieses andern Albanien sollte 
aber viel kleiner sein als der des in London beschlossenen. Da 
Österreich-Ungarn und Italien hiedurch somit ihr eigenes in London 
so mühsam geschaffenes Werk noch vor der Vollendung bedroht 
sahen, trafen sie Anstalten, ihrem Willen mit den Waffen Geltung 
zu verschaffen, und konzentrierten in Dalmatien und Apulien eine 
ansehnliche Truppenmacht, um diese gegebenenfalls gleich zur 
Hand zu haben. Die Aufgabe, die ihnen möglicherweise bevor- 
stand, erheischte ja eine um so stärkere Machtentfaltung, als sich 
außer dem Heer Essad Paschas auch noch die Reste der Armee 
Dschawid Paschas im Lande befanden, so daß man mit ansehn- 
lichen militärischen Kräften rechnen mußte, zu denen noch eine 
zwar unbestimmbare, aber vermutlich beträchtliche Zahl feindlich 
gesinnter Albanesen kommen mochte. 

Sosnosky, Die Balkanpolitik Österreich-Ungarns. 11. 22 
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Allein sei's nun, daS die militärische Verfassung der Streitkräfte 
Essad Paschas zu viel zu wünschen übrig ließ, oder aber, daß 
er den Kampf gegen die beiden Großmächte für aussichtslos hielt, 
kurz: er besann sich eines andern, verzichtete, wenigstens vor- 
läufig, darauf, seine Absichten auszuführen, und enüieß seine 
Truppen. Die Pforte aber ordnete an, daß die noch in Albanien 
stehenden ottomanischen Streitkräfte, soweit sie nicht aus ge- 
bürtigen Albanesen bestanden, das Land zu verlassen hatten, was 
denn auch nach und nach auf dem Seewege durchgeführt wurde. 

Damit entfiel für die beiden Adriamächte auch die Notwendig- 
keit der schon für unvermeidlich gehaltenen bewaffneten Inter- 
vention. Auf dem Wiener Ballplatze mag man nach dieser Wendung 
erleichtert aufgeatmet haben, denn die Aussicht auf die gemein- 
same Aktion mit Italien besaß für die Monarchie ganz und gar 
nichts Verlockendes, weil ihre führenden Persönlichkeiten sich 
sagen mußten, daß diese Gemeinsamkeit der rascheste Weg zur Er- 
füllung der Prophezeiung werden konnte, Albanien werde für die 
Monarchie zu einem zweiten Schleswig-Holstein werden. 

Aber auch in Rom dürfte man mit dieser Wendung der Dinge 
nicht unzufrieden gewesen sein, denn Tripolis nahm die Kräfte 
Italiens noch zu sehr in Anspruch, als daß ihm ein Konflikt mit 
Österreich-Ungarn zurzeit erwünscht sein konnte. Durch die nun 
glücklich abgewendete Gefahr gewitzigt, waren die beiden Adria- 
mächte noch während der Krise zu dem Entschlüsse gekommen, 
in der Londoner Botschafterreunion den Vorschlag zu machen, 
in dem von ihnen ausgearbeiteten Statut für Albanien solle die 
darin angenommene Suzeränität des Sultans über dieses Land fallen 
gelassen werden, da sie leicht Anlaß zu allerlei Schwierigkeiten 
geben konnte.^) Hiermit hoffte man in \^ien und Rom den jung- 
türkischen Aspirationen auf Albanien in Zukunft möglichst den 
Boden zu entziehen. 

2 
Der Weg zum Frieden 

Außer mit der Skutarifrage hatte sich die Botschafterreunion 
in London auch mit der Herstellung eines Einvernehmens zwischen 
der Pforte und deren alliierten Gegnern befaßt, und auch diese 
Verhandlungen schleppten sich nur langsam fort, da die Mächte 
sich nicht entschließen konnten, für die so schwer heimgesuchte 

>) Rot buch, Note Nr. 517, Qraf Berchtold an Qraf Mensdorff, vom 
7. Mai. Die Note zieht diese Schwierigkeiten ausführlich in Betracht. 
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Türkei einzutreten und deren verbündete Gegner mit ihren maß- 
losen Forderungen entsprechend nachdrücklich in ihre Schranken 
zurückzuweisen. 

Die Verbündeten hatten ihre Forderungen vom 13. März in 
folgende Punkte zusammengefaßt: 

1. Abtretung des gesamten bisher türkischen Gebietes nordwestlich der 
Linie Rodosto— Malatra, inbegriffen die (damals) noch belagerten Festungen 
Adrianopel und Skutari, aber ausgenommen die Halbinsel Gallipoli, die der 
Türkei verbleiben sollte. 

2. Abtretung der Agäischen Inseln. 

3. Verzicht auf Kreta. 

4. Prinzipielle Zustimmung der Türkei zur Zahlung einer Kriegsent- 
schädigung. 

5. Regelung der kommerziellen und nationalen Angelegenheiten ihrer 
Nationsgenossen in der Türkei. 

6. Keine Unterbrechung der militärischen Operationen.^) 

Eine derartige Amputation des Ottomanischen Reichs schien 
den Mächten aber doch zu weit zu gehen, und sie erwiderten die 
Bedingungen der Verbündeten mit einem Gegenvorschlage, der 
folgende Punkte aufstellte: 

1. Die Verbündeten erhalten das Gebiet westiich der Linie Enos— Midia, 
ausgenommen Albanien, über dessen Regierung und Grenzen die Mächte zu 
entscheiden haben. 

2. Die Regelung der Inselfrage bleibt den Mächten vorbehalten. 

3. Die Türkei verzichtet vollständig auf Kreta. 

4. Die Mächte können sich mit der von den Verbündeten verlangten 
Kriegsentschädigung nicht befreunden, sind jedoch bereit, die Regelung der 
finanziellen Fragen einer internationalen Kommission zuzuweisen, an der auch 
die Balkanstaaten und die Türkei teilnehmen sollen.*) 

Die Eroberung Adrianopels und der Fall Skutaris waren aber 
nicht danach angetan, die Ansprüche der Verbündeten herabzu- 
mindern, und diese erklärten, den Bedingungen der Mächte zwar 
zuzustimmen, aber nur unter gewissen Vorbehalten. Namentlich 
hinsichtlich der Abtretung der Agäischen Inseln an die Mächte 
(statt an sie), der Grenzen Albaniens und der Kriegsentschädigung.') 

Am 8. April erfolgte die Antwort der Mächte , die darin auf 
ihrem den Verbündeten schon bekannt gegebenen Standpunkte 
beharrten, wenn sie ihn auch anders formulierten als das erstemal. 

1) Rotbuch, Note Nr. 324, Oral Tarnowski (k. u. k. Gesandter in Sofia) 
an Graf Berchtold, vom 14. März. 

*) Ebenda, Note Nr. 332, Graf Berchtold an die k. u. k. Missionen in Athen, 
Belgrad, Cetinje, Konstantinopel und Sofia, vom 20. März. 

s) Ebenda, Note Nr. 393, Graf Tarnowski an Graf Berchtold, vom 5. April. 
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Zwischen Bulgarien, wo der Wunsch, mit der Türkei Frieden 
zu machen, am lebhaftesten war, und der Pforte kam noch vor 
der gemeinsamen Erwiderung der Verbündeten ein Waffenstillstand 
zustande. 

Am 21. April antworteten die Alliierten, sie seien mit den 
Bedingungen der Mächte einverstanden, behielten sich aber nichts- 
destoweniger vor, im Verlaufe der Verhandlungen die Fragen be- 
treffs der Ägäischen Inseln und der endgültigen Feststellung der 
Grenzen in Thrazien und Albanien zu erörtern.^) 

Graf Berchtold war indes nicht gewillt, die so mühsam zu- 
stande gekommene albanesische Grenzfrage neuerlich aufrollen zu 
lassen, und ließ die Mächte in bündiger Weise wissen, daB er diesen 
Vorbehalt der Alliierten nicht anzunehmen geneigt sei.^) 

In der tags darauf erfolgenden Reunionsitzung wurde be- 
schlossen, die Alliierten neuerdings zu verständigen, daß die 
Bestimmungen hinsichtlich der Abgrenzung Albaniens und der 
Inselfrage ausschließlich in den Kompetenzbereich der Mächte 
falle, und sie zur umgehenden Einstellung der Feindseligkeiten 
aufzufordern.®) 

Graf Berchtold war es auch, der auf eine Beschleunigung der 
Friedensverhandlungen drang und dadurch auch erreichte, daß 
Sir Grey am 2. Mai in Konstantinopel und Sofia den Entwurf 
eines Präliminarfriedensvertrags auf Grund der von den Mächten 
aufgestellten Bedingungen vorlegen ließ, der von der Pforte auch 
gleich angenommen wurde, S.Mai. Dieser Entwurf wurde aber 
durch einen anders formulierten des französischen Botschafters 
Cambon ersetzt, was Graf Berchtold veranlaßte, seine Zustimmung 
an die Bedingung zu knüpfen, daß der Monarchie das Recht ge- 
wahrt bleiben müsse, ihr Votum hinsichtlich der Verteilung der 
bevorstehenden territorialen Veränderungen auf dem Balkan abzu- 
geben, und daß die Mitwirkung der Balkanstaaten in der Finanz- 
kommission nur mit beratender, nicht mit entscheidender Stimme 
gedacht sei.*) 

Am 12. Mai erfolgte die Zustimmung der Alliierten, die jedoch 
in dieser Note neuerlich die Ansicht aussprachen, sie könnten 
nicht glauben, daß es ihnen verwehrt sein solle, in den Fragen, 

^) Rotbuch, Note Nr. 445, Qraf Tarnowski an Graf Berchtold, vom 
21. April. 

') Ebenda, Note Nr. 455 vom 22. April. 
*) Ebenda, Note Nr. 469 vom 25. April. 
«) Ebenda, Note Nr. 520 vom 7. Mai. 
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die die Grenzen Albaniens und das Schicksal der Inseln beträfen» 
mit zu Rate gezogen zu werden.^) 

An diesem Vorbehalte hatte Bulgarien jedoch lediglich formellen 
Anteil ; denn der bulgarische Ministerpräsident Geschow hatte den 
Grafen Tamowski schon am 13. April in privater Weise davon 
verständigt, daß Bulgarien die Vermittlung der Mächte auf Grund 
der vorgeschlagenen Bedingungen annehmen wolle. Die Vor- 
behalte rührten von Serbien und Griechenland her, von denen 
sich jenes noch immer auf Albanien Hoffnungen machte und 
dieses sich die Ägäischen Inseln sichern wollte. 

Die Friedensverhandlungen wurden abermals in London ge- 
führt, wohin die Türkei und die Alliierten wieder ihre Delegierten 
sandten. 

Die Serbiens und Bulgariens machten immer neue Einwände 
und Vorschläge, in der offensichüichen Absicht, die Entscheidung 
dadurch hinauszuschieben. Graf Berchtold zeigte sich auch 
hier wieder als das treibende Element und machte die Reunion 
darauf aufmerksam, dafi es gegen die Würde der Mächte ver- 
stoße, sich von den Balkanstaaten derart hinhalten zu lassen.*) 
Endlich verlor auch Sir Grey die Geduld und erklärte kurz und 
bündig, nur d i e Staaten könnten auf die Unterstützung Englands 
zählen, deren Vertreter bereit seien, den Friedensvertrag ungesäumt 
zu unterzeichnen. Die dies nicht tun wollten, würden gut daran 
tun, London zu verlassen, wo ihre längere Anwesenheit keinen 
Zweck mehr hätte.') 

Diese Deutlichkeit verfehlte denn auch nicht ihre Wirkung: 
drei Tage später war der Präliminaririede unterzeichnet, nachdem 
der Führer der bulgarischen Delegierten, Dr. Danew, der Ver- 
schleppungstaktik seiner serbischen und griechischen Kollegen 
müde, erklärt hatte, er werde den Präliminarfrieden auch dann 
unterzeichnen, wenn jene es nicht täten. 

Damit war der Balkankrieg, der tatsächlich schon seit Wochen 
geruht hatte, auch formell zu Ende und der Untergang der osma- 
nischen Vormacht auf dem Balkan besiegelt Die Türkei mufite 
froh sein, ein Stückchen Europas zu behalten , desselben Europa, 
das einst vor ihr gezittert hatte; ein Restchen des Reichs, dessen 
Grenzen einst erst vor den Toren Witns geendet hatten. 

1) Rotbuch, Note Nr. 535 vom 12. Mai. 
^ Ebenda, Note Nr. 565 vom 24. Mai. 
») Ebenda, Note Nr. 572 vom 27. Mai. 
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XVII 

Rumänien und Bulgarien 

Mit der Beendigung des Balkankriegs und der Erledigung 
der Skutari-Frage war die Ruhe auf dem Balkan aber noch bei 
weitem nicht hergestellt und die Aufgabe der Mächte somit keines- 
wegs gelöst Nicht nur daß die albanesische Angelegenheit noch 
nicht bereinigt war und ihnen voraussichtlich noch lange zu 
schaffen gab — noch immer besaß ja der neue Staat im Süden 
und Südosten keine Grenzen — , so galt es noch eine andere An- 
gelegenheit zu ordnen, die, im Laufe der Krise entstanden, einen 
bedrohlichen Charakter angenommen hatte und nicht minder 
schwere Konfliktsmöglichkeiten in sich barg als die schon er- 
ledigten Fragen: das waren die Differenzen zwischen Bulgarien 
und Rumänien. 

Die rumänisch-bulgarischen Gegensätze reichten bis zum Be- 
ginne des Balkankriegs zurück. Dessen Ausbruch hatte in Rumänien 
große Erregung hervorgerufen, denn in der richtigen Voraus- 
setzung, daß es sich da nicht bloß um einen Befreiungskrieg, einen 
Kreuzzug gegen den Halbmond, handle, wie die alliierten Balkan- 
staaten gleißnerisch vorgaben, sondern um einen Eroberungskrieg, 
besorgte man eine Machtverschiebung auf dem Balkan, die für 
Rumänien nicht gleichgültig seih und dessen Stellung als erster 
Balkanstaat gefährden konnte. Es machte sich daher schon damals 
in Rumänien eine starke Strömung geltend, die veriangte, dieses 
dürfe dem Kampfe gegen die Türkei nicht untätig zusehen, son- 
dern müsse vielmehr losschlagen. Allein so richtig diese Erkenntnis 
und so begreiflich dieser Wunsch auch war, so konnten sich König 
Carol und seine Berater doch nicht der Einsicht verschließen, daß 
ein bewaffnetes Eingreifen Rumäniens in den Balkankonflikt mit 
fast unbedingter Sicherheit auch ein Einschreiten Rußlands zur 
Folge haben mußte, das als Beschützer der Balkan verbündeten, 
ohne seinen Nimbus zu gefährden, nicht ruhig zusehen konnte, 
wenn diesen ein neuer und starker Gegner erstand. Dann aber 
würden sich auch die andern Mächte einmischen, und der von 
aller Welt gefürchtete europäische Krieg wäre da. Die Verantwortung, 
ein solches Unheil über Europa heraufzubeschwören, wollte König 
Carol jedoch nicht auf sich nehmen; um so weniger, als das Schick- 
sal seines Landes in diesem Falle höchst ungewiß war. 

In dieser Ansicht wurde er noch durch Österreich-Ungarn be- 
stärkt, das, von denselben Erwägungen geleitet, ihm dringend 
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empfahl, sich einstweilen ruhig zu verhalten.^) Er tat dies auch, 
wiewohl er sich dadurch der Gefahr aussetzte, bei dem kriegslustigen 
Teile der Bevölkerung seine Volkstümlichkeit einzubüfien. Nichts- 
destoweniger aber hielt er es für ratsam, wenn Rumänien sozu- 
sagen Gewehr bei Fufie blieb. Er ordnete darum die Zurück- 
behaltung der am l. Oktober zu entlassenden Mannschaften an 
und teilte dem k. u. k. Gesandten in Bukarest, Prinzen Fürsten- 
berg, mit, dafi er im Falle eines ,» eklatanten Sieges" der Alliierten 
die Besetzung einer strategischen Linie in der Dobrudscha für un- 
ausweichlich halte. 

Als dieser Fall Ende Oktober eintrat, liefi er Graf Berchtold 
wissen, daß er die Aufrechterhaltung des Statusquo auf dem Balkan 
für unmöglich halte und daher Gebietserweiterungen für unver- 
meidlich erachte. Diese würden wohl durch eine europäische 
Konferenz geregelt werden, an der auch Rumänien teilzunehmen 
berechtigt sei. Dieses werde dann eine Grenzregulierung in der 
Dobrudscha verlangen, ohne jedoch auf Varna und Rustschuk 
Anspruch zu erheben.') 

Graf Berchtold antwortete, daß er diesen Wunsch Rumäniens 
für sehr begreiflich halte und daß es auf seine Unterstützung 
rechnen könne. Ein näheres Eingehen auf diese Sache sei jedoch 
noch nicht angezeigt, da das Zustandekommen der Konferenz 
fraglich sei.') 

Daß die Zusicherung der Unterstützung durch die Monarchie 
nicht etwa bloß eine höfliche Redensart war, mit der Graf Berch- 
told Rumänien beschwichtigen wollte, das ging aus der Note 
Graf Berchtolds an Graf Szögyöny hervor, in der er unter den 
„legitimen Interessen" der Monarchie auch „die Befriedigung 
berechtigter Wünsche Rumäniens" anführte.*) Da er der von 
Rumänien angestrebten Grenzberichtigung seine Unterstützung zu- 
sagte, sah er in ihr offenbar einen dieser „berechtigten Wünsche". 



^) Das Rotbuch enthält zwar keine einzige Note solchen Inhalts, doch 
darf man mit Sicherheit annehmen, daß die in Rumänien allgemein feststehende 
Behauptung, die Monarchie habe Rumänien daran gehindert, schon damals 
zum Schwerte zu greifen, nicht bloß eine Erfindung ist. Das Fehlen ein- 
schlägiger Akten im Rotbuch ließe sich, wenn es sich nicht etwa um absichtlich 
unterdrückte Schriftstücke handeln soUte, auch dahin deuten, daß diese Rat- 
schläge nicht in offizieller Form oder nur mündlich vorgebracht worden sind. 

«) Rotbuch, Note Nr. 61, Prinz K. E. Fürstenberg an Graf Berchtold, vom 
31. Oktober. 

*) Ebenda, Note Nr. 62 vom 31. Oktober. 

*) Ebenda, Note Nr. 60 vom 30. Oktober. 
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Auch Sasonow zeigte sich diesem Wunsche Rumäniens geneigt 
und sprach sich dem k. u. k. Botschafter, Grafen Thum, gegenüber 
dahin aus, daß von Seiten der Mächte Vorsorge getroffen werden 
solle, Rumänien eine Kompensation zu geben, damit es nicht 
genötigt sei, sich sie mit den Waffen zu erzwingen.^) 

Diese Kompensationen konnten nach der geographischen 
Lage nur auf Kosten Bulgariens verwirklicht werden, das sich 
dafür ja an den von der Türkei eroberten Gebieten schadlos zu 
halten vermochte. Aber die Bulgaren wollten von irgendwelcher 
territorialen Abtretung nichts wissen, um so weniger, als ihre 
glänzenden militärischen Erfolge ihr Selbstbewußtsein über Gebühr 
gesteigert hatten. 

Für die Monarchie war dieser Gegensatz zwischen Bulgarien 
und Rumänien höchst unerwünscht, denn Rumänien war bisher 
ein entschiedener und kraftvoller Partisan des Dreibunds gewesen, 
und in Bulgarien hatte sie ein treffliches Gegengewicht gegen 
Serbien, oder glaubte es doch wenigstens zu haben (damals 
wußte sie ja noch nicht, daß der Balkanbund gegen sie gerichtet 
war). Ein Konflikt zwischen diesen zwei Staaten konnte sie somit 
in die unangenehme Lage versetzen, gegen einen von ihnen Stel- 
lung nehmen zu müssen und dadurch dessen Freundschaft zu ver- 
lieren. Das Bestreben des Grafen Berchtold war daher fortan 
darauf gerichtet, diesen Gegensatz auszugleichen und zwischen 
ihnen eine friedliche Vereinbarung zu erreichen. Es galt also, 
Bulgarien zur Abtretung der von Rumänien geforderten Kompen- 
sation zu bewegen. Am 2. November richtete er an den k. u. k. 
Gesandten in Sofia, Grafen Tarnowski, folgende Depesche, die 
hier ungekürzt und wörtlich wiedergegeben sei: 

.Die glänzenden bulgarischen Waffenerfolge haben uns in der hohen 
Meinung bestärkt, die wir seit langem von der militärischen Kraft und Lebens- 
fähigkeit Bulgariens gehegt und auch stets an den Tag gelegt haben. Die 
Situation, welche durch jene Erfolge geschaffen wurde, ändert nichts an dem 
Axiom, das bei uns immer gegolten hat, wonach unsere beiderseitigen Inter- 
essen an keinem Punkte kollidieren. 

Bulgarien möge aber nicht übersehen, dafi dessen Erfolge der ungeteilten 
Kraftentfaltung zu verdanken sind, die nur durch die ruhige Haltung des be- 
nachbarten Rumäniens möglich war. 

Sollte nun aber Bulgarien als Frucht seiner Siege einen bedeutenden 
Macht- und Gebietszuwachs erhalten, so müßte es unserer Ansicht nach Bul- 
garien nicht allzu schwer fallen, das Verhalten Rumäniens während des gegen- 
wärtigen Krieges durch territoriale Kompensationen zu honorieren und den 
Qrund zu einer Dauer versprechenden Verständigung zu legen. 

^) Rotbuch, Note Nr. 65 vom I.November. 
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Der rumänische Wunsch nach einer Kompensation erscheint mir berechtigt, 
und es wäre im Interesse Bulgariens gelegen, schon jetzt die Initiative zu 
einer bezüglichen direkten Aussprache mit Bukarest zu ergreifen.' ^) 

Diese Depesche eröffnete eine lange Reihe von Noten, die 
alle den Zweck verfolgten, den Zwist zwischen Rumänien und 
Bulgarien hintanzuhalten und einen Ausgleich herbeizuführen. 
Graf Berchtold wurde nicht müde, immer von neuem in Sofia und 
Bukarest einzuwirken, hier beruhigend und seine Bemühungen 
beteuernd, dort mahnend und warnend. Als der bulgarische 
Kammerpräsident Danew im November nach Budapest kam, be- 
nutzte Graf Berchtold diese Gelegenheit auch zu mündlicher Aus- 
sprache; allein er stieß auf Widerstand. Danew wollte sich bloß zu 
negativen Zugeständnissen herbeilassen, zu bindenden Erklärungen, 
daß Bulgarien nichts gegen die rumänische Dobrudschapläne ein- 
wenden und die Festungen an der rumänischen Grenze schleifen 
wolle; Zugeständnissen, die Graf Berchtold gleich als völlig un- 
genügend bezeichnete. 

Als die Botschafterreunion in London zustandekam, bekundete 
Graf Berchtold sein Interesse für Rumänien dadurch in deutlichster 
Weise, daß er für die Zuziehung des rumänischen Gesandten 
Mischu zur Reunion plädierte, was bei König Carol freudige 
Genugtuung hervorrief, bei den Vertretern der Tripelentente jedoch 
Widerspruch erweckte. Er ließ sich jedoch hiedurch nicht ab- 
schrecken, sondern fuhr fort, in diesem Sinne auf die Reunion 
einzuwirken und dem Grafen Mensdorff ans Herz zu legen, er möge 
trachten, zwischen Danew und Mischu eine Verständigung zu 
bewirken. 

Allein in Sofia blieb man nach wie vor intransigent und 
berief sich auf die Bevölkerung, die selbst von der kleinsten Ge- 
bietsabtretung nichts wissen wolle. Wenn Rumänien, wie es heiße, 
sogar Silistria veriange, so gäbe es in Bulgarien keine Regierung, 
die es wagen dürfte, dies vor der Sobranje zu vertreten, keine 
Sobranje, die es wagen würde, sie zu votieren.*) 

Vergeblich suchte Graf Berchtold in Sofia begreiflich zu machen, 
daß unter solchen Umständen eine Verständigung ausgeschlossen 
sei und daß Rumänien unbedingt auf der Abtretung Silistrias be- 
stehe und bei endgültiger Ablehnung dieser Forderung militärische 
Maßnahmen treffen würde. Vergeblich auch war es, daß der 

rumänische Gesandte in London Danew gegenüber durchblicken 

* 

») Rotbuch, Note Nr. 67. 

*) Ebenda, Note Nr. 201 vom 30. Dezember. 
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ließ, daß Rumänien gegebenfalls sogar bereit wäre, Bulgarien mit 
mehr als diplomatischer Hilfe gegen die Türkei entgegenzukommen. 

Danew blieb unzugänglich und erklärte, die Verhandlungen 
seinerseits nicht mehr fortführen zu können und einem andren 
Vertreter überiassen zu müssen. 

Dieser hartnäckige Widerstand erbitterte in Bukarest, und König 
Carol, gezwungen, auf die wachsende Erregung im Lande Rück- 
sicht zu nehmen, ließ die Mächte wissen, daß er sich durch das 
unfreundliche Verhalten Bulgariens genötigt sehe, energische Maß- 
nahmen zu treffen und mit 40—50000 Mann die Linie Turtukaja — 
Baltschik zu besetzen, um sich eines Faustpfands zu versichern. 
Als Prinz Fürstenberg und der russische Gesandte v. Schebeko zu 
dieser Eröffnung des rumänischen Ministers des Äußern, Majorescu, 
bemerkten, ein solches Vorgehen bedeute den Krieg, erwiderte 
dieser, Rumäniens Würde erheische einen entscheidenden SchritL^) 

Angesichts dieser ernsten Sachlage verständigte Graf Berchtold 
die rumänische Regierung, die Vertreter des Dreibundes in der 
Londoner Reunion gedächten dahin zu wirken, es sollten im Anschluß 
an die geplante Kollektivdemarche in Konstantinopel auch in Sofia 
gemeinsame Vorstellungen erhoben werden, um die bulgarische 
Regierung zum Nachgeben zu nötigen. Im Hinblick hierauf würde 
es sich daher empfehlen, wenn man in Bukarest den Erfolg dieses 
Schrittes noch abwarte, bevor man zu entscheidenden Maßnahmen 
schritte. Überdies wäre die Monarchie allein oder im Vereine mit 
Rußland bereit, in Sofia Vorstellungen zu erheben. Zu diesem 
Zwecke möge ihr Rumänien das Mindestmaß seiner Forderungen 
angeben. *) 

Die gemeinsame Demarche in Sofia fand jedoch nicht statt, 
da Rußland sie nicht für angemessen hielt; wohl aber versuchten 
die Gesandten des Dreibundes die bulgarische Regierung umzu- 
stimmen, erreichten damit jedoch nicht mehr, als daß Danew ver- 
anlaßt wurde, die unterbrochenen Verhandlungen mit Rumänien 
wieder aufzunehmen. 

Mehr Erfolg schien der russische Gesandte in Bukarest zu 
haben, der der rumänischen Regierung vier Punkte mitteilte, in 
denen Bulgarien zu Zugeständnissen bereit sei. Diese Punkte 
waren: Abtretung der Forts östlich Silistria und der strategisch 
wichtigen „Einbisse" in die Dobrudscha-Grenze ; die Verpflichtung 

*) Rotbuch, Note Nr. 226, Prinz K. E. Fürstenberg an Graf Berchtold, 
vom 8. Jänner. 

*) Ebenda, Note Nr. 230 vom 9. Jänner. 
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Bulgariens, an dieser Grenze keine Befestigungen zu errichten, 
während dies Rumänien seinerseits freistehen sollte; Autonomie 
der Mazedorumänen (Kutzowalachen) und Verzicht auf alle frühern 
Ansprüche auf die Dobrudscha. 

Majorescu bemerkte zu diesem Vorschlage zwar mit einer 
gewissen Genugtuung: »C'est la premiöre fois qu'on nous parle 
s^rieusement* ; aber dafi diese vier Punkte trotzdem nicht entfernt 
genügten, Rumänien zufriedenzustellen, das zeigte seine Antwort 
auf die Frage nach den Minimalforderungen Rumäniens. Sie 
lautete nämlich : Silistria-Kavama, beide Städte mitinbegriffen. Das 
Maximum dagegen, das im Falle einer militärischen Aktion ge- 
fordert werden würde, war die Linie Turtukaja— Baltschik. 

Obwohl der bulgarische Gesandte in Bukarest mitteilte, »que 
Mr. Geschow avait Tardent d^sir d'arriver ä un arrangement avec 
la Roumanie*, ^) wollte sich Danew doch bloß zu einer Abtretung 
eines 5 Kilometer breiten Landstreifens bei Mangalia herbeilassen. 

Da die Verhandlungen zu keinem Ergebnisse führten, fand in 
Bukarest am 25. Jänner ein Kronrat unter Vorsitz des Königs statt, 
in dem beschlossen wurde, die Verschleppung einer klaren Ant- 
wort durch Bulgarien nicht länger zu dulden, und wenn diese im 
Laufe einer Woche nicht erfolge, militärische Maßnahmen zu 
ergreifen. 

Daraufhin kamen Mischu und Danew in London überein, ein 
Protokoll aufzusetzen, in dem jeder den Standpunkt seiner Regie- 
rung feststellte. Rumänien verlangte darin die Linie Turtukaja— 
Baltschik. Bulgarien gestand eine Grenzregulierung durch Ab- 
schneiden der beiden einspringenden Dreiecke und einen 5 bis 
6 Kilometer breiten Streifen südlich der bestehenden Grenze zu; 
ferner die Garantien für die Kutzowalachen. 

Da die Londoner Friedenskonferenz infolge des Wiederaus- 
bruchs der Feindseligkeiten aufgehoben wurde, sollten die Ver- 
handlungen zwischen Rumänien und Bulgarien ihre Fortsetzung 
in Sofia finden, wohin Danew aus London zurückgekehrt war. 
In Bukarest war man aber nicht gewillt, noch länger zu warten, 
und drohte mit dem Abbruche der Verhandlungen, falls diese nicht 
binnen wenigen Tagen ein befriedigendes Ergebnis brächten. Und 
man beharrte dabei, wiewohl man die schwere Gefahr, die dadurch 
heraufbeschworen wurde, keineswegs verkannte. Sasonow hatte 



^) Rot buch, Note Nr. 235, Prinz K. E. Ffirstenberg an Qraf Berchtold, 
vom 11. Januar. 
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nämlich dem rumänischen Gesandten erklärt, wenn Rumänien gegen 
Bulgarien losschlüge , würde die russische Regierung der öffent- 
lichen Meinung nicht standhalten können. Dafi man dieser 
deutlichen und gefährlichen Drohung gegenüber in Bukarest fest 
zu bleiben wagte, bekundete überzeugender denn alles andere 
die daselbst herrschende Erbitterung gegen Bulgarien.^) 

Daraufhin liefi Graf Berchtold die bulgarische Regierung in 
dringender Weise warnen, indem er sie auf die Gefahren aufmerk- 
sam machte, die ihr auch von selten Serbiens und Griechenlands 
drohten, und es für sie um so ratsamer erscheinen liefien, sich 
mit Rumänien zu verständigen.*) 

Allein die Antwort, die der bulgarische Ministerpräsident dem 
Prinzen Fürstenberg auf diese wohlgemeinte und wohlbegründete 
Warnung gab, lautete durchaus ablehnend: i,Ce que la Roumanie 
nous demande, est impossible; nous ne c^derons aucune ville; 
c'est absolu.* Damit nicht genug, hielt er dem Gesandten noch 
vor, die Monarchie habe im Gegensatze zu den andern Mächten 
für Rumänien Partei ergriffen.^) 

Infolge dieser Halsstarrigkeit Bulgariens brach Rumänien die 
Verhandlungen in Sofia ab. 

Nun fand es die Londoner Reunion doch angezeigt, sich der 
Sache anzunehmen, und beschloß, in Bukarest und Sofia die Ver- 
mittlung der Mächte anzubieten. Dieser Entschluß wurde von deren 
Gesandten zwischen dem 14. und 19. Februar auch tatsächlich aus- 
geführt und von beiden Teilen auch angenommen ; von Rumänien 
allerdings mit dem Vorbehalte, dafi es wohl die Vermittlung der 
Mächte annehme, sich aber nicht auch ihrer Entscheidung 
unterwerfe. Aufierdem wünschte es, indem es sich auf den Artikel 6 
der Haager Konvention berief, die Festsetzung eines Termins für 
die Beendigung der Vermittlungsaktion. Und auf dieser Bedingung 
bestand es, wiewohl die Mächte es zu bestimmen suchten, sich 
ihrem Urteil ebenso zu unterwerfen wie Bulgarien. Als Ort der 
Vermittlungsaktion wurde von beiden Parteien Petersburg gewählt. 

In der Instruktion, die Graf Berchtold dem Grafen Thum 
für diese zweite Botschafterreunion erteilte, machte er darauf auf- 
merksam, dafi die Beschlüsse der Reunion nicht durch Majorität 
bestimmt werden dürften, sondern einstimmig gefafit werden 

^) Rotbuch, Note Nr. 276, Prinz E. F. Fürstenberg an Graf Berchtold, 
vom 8. Februar. 

•) Ebenda, Note Nr. 269. 
*) Ebenda, Note Nr. 270. 
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mafiten. Gegen die von anderer Seite verlangte Geheimhaltung 
der Vorgänge bei der Reunion erhob er kein Bedenken« Im 
übrigen wünschte er die möglichste Förderung der rumänischen 
Ansprüche und die Entschädigung Bulgariens für die an Rumänien 
abzutretenden Gebiete.^) 

Am 31. März fand die erste Sitzung der Reunion statt. 

Am 17. April konnte Graf Thurn nach Wien berichten, daß 
die Reunion den einstimmigen Beschlufi gefafit habe, Bulgarien 
habe Silistria an Rumänien abzutreten ; doch sollte dieser Beschluß 
vorläufig noch geheim gehalten werden, da Sasonow dies vor 
Abschluß des Präliminarfriedens zwischen der Pforte und den 
Alliierten im Interesse Bulgariens für geboten hielt. Erst dann 
sollten die Regierungen in Bukarest und Sofia von dem Inhalte 
des am 26. April unterzeichneten Mediationsprotokolls verständigt 
werden. 

Dieses enthielt folgende Bestimmungen: 

1. Die Stadt Silistria hat nebst einem 3 km breiten Landstreifen an Rumänien 
zu fallen. 

2. Die rumänische Regierung wird den in Silistria oder in dem abzu- 
tretenden Gebiete lebenden Bulgaren eine Entschädigung gewähren, sofern sie 
die Absicht äufiem, die Stadt oder dieses Gebiet zu verlassen. 

3. Bulgarien wird an der neuen Grenze von der Donau bis zum Schwarzen 
Meere keine Befestigungen anlegen. 

4. Bulgarien wird gemäB seiner schon am 29. Jänner in London gegebenen 
Erklärung den Schulen und Kirchen der Kutzowallachen in seinem künftigen 
Gebiete Autonomie gewähren und die Errichtung eines Bistums für sie sowie 
die Unterstatzung dieser Einrichtungen von selten Rumäniens gestatten. 

Eine bulgarisch-rumänische Kommission soll die Durchfflhrung der ersten 
drei Punkte überwachen. 

Wiewohl dieses Abkommen in der rumänischen Kammer auf 
starken )Mderstand stiefi, erhielt die Regierung doch die Zu- 
stimmung der Majorität zur Unterzeichnung des Protokolls. 

Nicht aber auch die der Bevölkerung, die sich mit dem Er- 
gebnis nicht zufriedengeben wollte, was mit Rücksicht darauf, 
daß Rumänien früher schon die Linie Turtukaja— Baltschik ge- 
fordert hatte, nicht unbegreiflich war. 

Am 28. Mai , also noch vor der offiziellen Veröffentlichung 
des Petersburger Protokolls, richtete Graf Berchtold an Graf Tar- 
nowski eine Depesche, in der er der bulgarischen Regierung 
dringend riet, »ohne weiteres Zuwarten" in Pourpariers mit 
Rumänien einzutreten, da die Volksstimmung daselbst einer Ver- 

1) Rot buch, Note Nr. 335 vom 21. März. 
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ständigung mit Bulgarien abgeneigt sei. Was immer jenes von 
diesem als Zugeständnis auch verlangen werde, es würde durch 
die Vorteile aufgewogen werden, die Bulgarien durch die Sicher- 
heit von rumänischer Seite erlange.^) 

So verständlich aber diese Mißstimmung der rumänischen 
Öffentlichkeit im allgemeinen auch war, so ganz ungerechtfertigt 
war es, dafi sie sich gegen Osterreich -Ungarn kehrte, gegen 
dasselbe Reich also, das von Anbeginn der Spannung zwischen 
Rumänien und Bulgarien unablässig bemüht gewesen war, für die 
Interessen Rumäniens zu wirken. Der Widersinn und der krasse 
Undank, der sich in dieser Gehässigkeit offenbarte, liefi sich nur 
aus einem völligen Desorientiertsein der Öffentlichkeit in Rumänien 
erklären; einer Unkenntnis der tatsächlichen diplomatischen Vor- 
gänge, die, durch die Geheimhaltung der Petersburger Verhand- 
lungen begünstigt, von den Feinden der Monarchie dazu benutzt 
worden war, dem leichtgläubigen Publikum diese als den Feind 
Rumäniens hinzustellen und ihrem Widerstände das Scheitern der 
über Silistria hinausgehenden rumänischen Ansprüche zuzuschreiben. 

Es gehörte freilich eine arge Leichtgläubigkeit dazu, diese Ver- 
leumdungen auch für wahr zu halten; und wohl auch ein nicht 
geringes Mafi von Übelwollen. 



XVIII 
Die Balkanbflndler untereinander 

Die einzige Klammer, die die Balkanverbündeten zusammen- 
hielt und somit auch ihre Grundlage bildete, war die Habsucht. 
Sie hatten zwar die Dreistigkeit gehabt, sich mit der Maske der 
nationalen Nächstenliebe zu drapieren; aber diese schimmernde 
Hülle konnte nur Kurzsichtige (die Diplomatie der Mächte) täuschen, 
denn sie safi schlecht, und zwischen ihren geplatzten Nähten kam 
überall die abstoßende Nacktheit zum Vorschein. 

Dafi ein Bündnis auf solcher Grundlage nicht von Dauer sein 
konnte und dafi sich die Habsucht der Verbündeten, sobald sie 
durch die Eroberung der türkischen Gebiete befriedigt sein würde, 
im eigenen Lager bemerkbar machen werde, das war leicht voraus- 
zusehen. 



») Rotbuch, Note Nr. 374. 
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Diese Wendung trat bei den raschen Erfolgen der Verbündeten 
denn auch sehr bald ein, und schon am 28. November 1912 konnte 
der k. u. k. Gesandte Freiherr v. Braun aus Athen nach Wien 
melden, da6 zwischen Griechen und Serben ein besseres Einver- 
nehmen herrsche als zwischen Griechen und Bulgaren, zwischen 
denen es zahlreiche Reibungsflächen gebe. Zehn Tage später, 
am 8. Dezember, berichtete der k. u. k. Generalkonsul Kral aus 
Saloniki, Griechenland wolle zwar auf Kavalla, Serres und Demir- 
hissar verzichten, nicht aber auf Saloniki, Monastir, die Halbinsel 
Chalkidike, und Gebiete, die gleich Ochrida und Korica, von Bul- 
garien beansprucht würden. Bei den alle Erwartungen übertreffenden 
Erfolgen der Verbündeten werde sich deren ursprünglicher Plan, 
eine neutrale Zone, ein autonomes Mazedonien, zu schaffen, nicht 
mehr verwirklichen lassen und eine gründliche Lösung der orien- 
talischen Frage vonnOten sein. Wieder einige Tage später, am 
14. Dezember, meldete Freiherr v. Braun, daß man in Athen 
schon mit der Möglichkeit eines Krieges gegen Bulgarien rechnete. 
Anfang Februar 1913 bezeichnete derselbe Funktionär den Bruch 
zwischen Griechenland und Bulgarien schon als . unvermeidlich ** 
und verwies auf den Besuch des griechischen Ministerpräsidenten 
Venizelos in Belgrad, der auf ein gemeinsames Vorgehen Griechen- 
lands mit Serbien deute. ^) 

In Belgrad war man um so mehr geneigt, mit Griechenland 
gegen Bulgarien gemeinsame Sache zu machen, als man um diese 
Zeit bereits mit der Wahrscheinlichkeit rechnen mußte, daß man 
infolge des Protestes der Monarchie auf das erhoffte Albanien werde 
verzichten müssen. Für dessen Entgang wollte man sich nun in 
Mazedonien entschädigen ; da Bulgarien dies aber gutwillig voraus- 
sichtlich nie zugeben würde, suchte man Bundesgenossen. 

Um einander gegen den gefürchteten gemeinsamen Gegner 
sicher zu sein, verständigten sich Griechenland und Serbien schon 
jetzt über die bevorstehende Aufteilung des eroberten türkischen 
Gebiets auf Kosten Bulgariens, wobei die Griechen, denen es vor 
allem um den Besitz Salonikis zu tun war, sich sogar zu Zu- 
geständnissen im Vilajet Monastir verstanden, das sie ursprünglich 

1) Rot buch, Note Nr. 272 vom 5. Februar 1913. — Venizelos selber 
leugnete jede derartige Absicht, bezeichnete die in diesem Sinne gehaltenen 
Nachrichten als .massiges Oerede' und versicherte dem ihn interviewenden 
Vertreter des .Neuen Wiener Tagblatts* , die Balkanstaaten gingen alle ganz 
offen vor, hätten keinerlei geheime Pläne, und der Balkanbund stünde so fest 
wie zu Beginn des Krieges (!) — «Neues Wiener Abendblatt* vom 5. Februar 1913. 
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zweifellos für sich selber ins Auge gefaßt hatten; Abmachungen, 
über die Generalkonsul Kral seine Regierung sehr ausführlich unter- 
richtete. ^) 

In Serbien wollte man sich aber nicht mit der Hilfe Griechen- 
lands allein begnügen, sondern suchte sich auch die Rumäniens 
zu verschaffen; desselben Rumäniens, das es im Balkanbundes- 
vertrage zum Gegner ersehen hatte I Am 19. April trat es an 
Rumänien mit einem derartigen Antrage heran, fand jedoch keine 
Gegenliebe. *) 

Um diese Zeit sprach man in Serbien schon ganz offen von 
der Unvermeidlichkeit eines Kriegs mit Bulgarien,') und als die 
Skutari-Frage ihre Lösung im Sinne Österreich-Ungarns fand und 
Serbien seine damit eng verbundenen Hoffnungen auf Albanien 
vereitelt sah, nahm man dies in Belgrad zum Anlaß, von Bulgarien 
die Revision des Vertrags zu verlangen, denn man sah sich durch 
den Ausfall der in diesem vorgesehenen Besitznahme des Gebietes 
westlich vom Schardagh, d. i. Albaniens, territorial empfindlich ge- 
schädigt und war durchaus nicht gewillt, Bulgarien gegenüber bei 
der Verteilung des vormals türkischen Besitzes zu kurz zu kommen. 
Am 25. Mai überreichte daher der serbische Gesandte Spalajkovid in 
Sofia eine Note, in der die Revision des Vertrags verlangt wurde. 
Ministerpräsident PaSid begründete diese Forderung dann des nähern 
in einer großen, aufsehenerregenden Rede, die er am 28. Mai in 
der Skupschtina hielt. Die Hauptgründe, die er dafür geltend 
machte, waren folgende: 

1. Der durch den Einspruch Österreich-Ungarns nötig ge- 
wordene Verzicht Serbiens auf Albanien, auf das es dem Vertrage 
zufolge Anspruch gehabt hätte. Für diesen im Vertrage nicht vor- 
gesehenen Ausfall müsse Serbien Ersatz beanspruchen. 

1) Rotbuch, Note Nr 350 vom 26. März. 

') .Man kann sich vorstellen," äufierte sich der rumflnische Minister- 
präsident Majorescu später, 3. Januar 1914, in der rumänischen Kammer, 
.welche Gedanken ich mir über diejenigen gemacht habe, die von uns ver- 
langten, wir sollten uns mit Serbien gegen Bulgarien verbanden, da Serbien 
damals noch der Verbündete Bulgariens war." Siehe den interessanten Aufsatz 
.Unsere Beziehungen zu Rumänien' von Vlndobonensis in der 
.Osterreichischen Rundschau', Bd. XXXVIII, Heft 3, vom I.Februar 1914. Der 
Verfasser erwähnt darin, daß sich Serbien schon im Februar mit demselben 
Ansinnen an Rumänien gewendet und diesem ein Bündnis angetragen habe, 
das sich aber nicht blofi gegen Bulgarien, sondern mehr noch gegen Österreich- 
Ungarn richten sollte. 

*) Rotbuch, Note Nr. 434, Bericht des k. u. k. Gesandten in Belgrad, 
Herrn v. Ugron, vom 17. April. 
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2. Die im Vertrage gleichfalls nicht vorgesehene Eroberung 
Thraziens durch Bulgarien, das hierdurch eine Aber die Vertrags- 
bestimmungen hinausgehende Gebietserweiterung erfahren habe, 
während Serbiens Neuerwerbungen wesentlich verkürzt worden 
seien. 

3. Die von Serbien zugunsten Bulgariens gebrachten mili- 
tärischen Opfer. Bulgarien sei vertragsmäfiig dazu verpflichtet ge- 
wesen, 100000 Mann in das Vardaigebiet zu senden, sei jedoch 
auf sein Verlangen dieser Verpflichtung enthoben worden, wogegen 
Serbien, ohne hiezu durch den Vertrag verpflichtet zu sein, Bul- 
garien 50000 Mann nach Thrazien zu Hilfe gesandt habe, da 
es trotz Aufbietung seiner ganzen Macht der Türkei gegenüber zu 
schwach gewesen sei. 

Durch diese und andere minder bedeutsame Tatsachen seien 
die Grundlagen des Bündnisvertrags zwischen Serbien und Bul- 
garien derart verschoben worden, dafi seine Bestimmungen hin- 
fällig geworden seien und infolgedessen einer gründlichen Revision 
bedürften. 

In Bulgarien riefen diese Ausführungen des serbischen Minister- 
präsidenten den übelsten Eindruck hervor. Man bestritt die Richtig- 
keit seiner Argumente und wollte von der Revision des Vertrags 
nichts wissen. Der Bruch und damit der Krieg zwischen den 
beiden »Verbündeten" wurde dadurch in bedenklichste Nähe ge- 
rückt. Eine wenige Tage nach der Rede Pa§ids zwischen diesem 
und Geschow erfolgende Zusammenkunft, bei der eine Konferenz 
zwischen den vier Balkanverbündeten vereinbart wurde, sollte 
dem vorbeugen. Als ultima ratio sollte zwar die Entscheidung 
des Zaren dienen, der ja laut Vertrag die höchste Instanz in 
allen strittigen Fragen dieses Bündnisses darstellte und sich jetzt 
auch dazu bereit erklärte, das Schiedsrichteramt zu übernehmen; 
aber das Vertrauen in seine salomonische Urteilsweisheit schien 
bei beiden Parteien nicht eben grofi zu sein, das bewiesen ihre 
Bemühungen, ohne diese Entscheidung miteinander ins reine zu 
kommen. Bulgarien fürchtete eben, sie werde zugunsten Serbiens 
ausfallen und dessen territoriale Ansprüche wenigstens teilweise 
zu befriedigen trachten ; Serbien aber besorgte, durch sie um den 
ungeschmälerten Besitz seiner Eroberungen in Mazedonien zu 
kommen. 

In Rußland sah man den sich so bedenklich gestaltenden 
Differenzen zwischen den Verbündeten mit wachsendem Un- 
behagen und Unwillen zu, denn man fürchtete den Zerfall des so 

Sotooiky, Die BalUnpoUtlk Österrelch-Uagtnit. n. 23 
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mühsam zustande gekommenen Balkanbundes, durch den man 
den Einfluß Osterreich-Ungams zu paralysieren gehofft hatte. Der 
Zar richtete daher am 8. Juni an die Könige von Bulgarien und 
Serbien ein Telegramm, worin er sein Befremden äußerte, daß die 
geplante Konferenz der vier Verbündeten noch nicht stattgefunden 
habe, sie daran erinnerte, ihren eingegangenen Verpflichtungen 
treu zu bleiben, und sich hinsichtlich seiner Haltung gegenüber 
dem Teile, der einen so verbrecherischen Krieg beginne, volle 
Freiheit vorbehielt. 

Bei der Überreichung dieser Depesche betonten die russischen 
Gesandten in Belgrad und Sofia die Notwendigkeit einer unver- 
züglichen Abrüstung beider Staaten. 

Die Wirkung des Zarentelegramms entsprach den Erwartungen, 
die man in Petersburg daran knüpfen mochte, nur sehr unvoll- 
ständig. In der bulgarischen Hauptstadt begann man zwar Hoffnung 
zu schöpfen, daß die Entscheidung des Zaren nun doch zugunsten 
Bulgariens ausfallen werde; aber es mischten sich scharfe Töne 
ein, die sich über den kategorischen, abkanzelnden Ton der De- 
pesche aufhielten. 

Noch viel ungünstiger war die Aufnahme, die diese in Belgrad 
fand. Die serbische Presse nahm, wie das nun einmal ihre Art ist, 
den Mund wieder sehr voll und eiferte gegen dasselbe Rußland, 
in dem es sonst seinen Beschützer sah. So nannte das Blatt 
.Mali Journal' Pa§id »den Finger der drohenden russischen Hand, 
die sich schwer auf das Serbentum lege*. Und auch in der 
Skupschtina beschwerte man sich darüber, daß die serbische Politik 
von Rußland gemacht werde. Es war eben wieder einmal einer 
jener flüchtigen Momente des Erwachens aus der «russischen 
Hypnose', wie sie in Serbien von Zeit zu Zeit einzutreten pflegen, 
um bald wieder spurlos zu vergehen . . . 

Das offizielle Serbien freilich setzte eine friedfertige Miene 
auf und schlug Bulgarien eine Demobilisierung der Armeen auf 
ein Viertel ihres gegenwärtigen Standes vor ; ein Entgegenkommen, 
das jedenfalls ehrlicher aussah, als es gemeint war. Auch unter- 
ließ man einstweilen das schon geplante Ultimatum an Bulgarien» 
in dem man eine unverzügliche Antwort auf den Revisionsvorschlag 
zu fordern gedacht hatte. 

Die Antworten der beiden Balkankönige an den Zaren sprachen 
zwar deren Dank für die Fürsorge Rußlands aus, beharrten aber 
auf ihren verschiedenen Standpunkten. König Ferdinand betonte 
mit besonderem Nachdruck, daß Bulgarien nicht nur Rechte auf 
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Mazedonien habe, sondern auch Pflichten gegen dieses, und es 
war eine ebenso kräftige als kluge Wendung des Königs, dafi er 
seine Depesche mit den Worten schlofi: »Eure Majestät werden 
sich zu erinnern geruhen, dafi diese Pflichten durch lange Jahre 
hindurch von Rußland selbst anerkannt worden sind.* 

Die Antwort König Peters auf das Zarentelegramm wurde 
nicht veröffentlicht, was in Bulgarien einen Übeln Eindruck machte 
und den Verdacht weckte, es bestünden zwischen dem König und 
dem Zaren geheime Abmachungen. 

In Petersburg hielt man es für angezeigt, sich mit diesen 
Antworten zufrieden zu stellen, sowenig man esi in Wahrheit auch 
sein konnte, und beschied die Ministerpräsidenten der vier Balkan- 
staaten an die Newa. 

Bezeichnend für die Spannung zwischen Bulgarien und Serbien 
war es auch, dafi Geschow in so schwerer Zeit seine Demission 
gab, worauf Danew an die Spitze des neuen Kabinetts trat. 

Die Antwort, die er auf den serbischen Demobilisierungs- 
vorschlag gab, war keineswegs geeignet, diese Spannung zu ver- 
mindern. Bulgarien erklärte sich darin zur Abrüstung bereit, 
wenn das strittige Gebiet als Kondominium behandelt und von 
Truppen beider Staaten besetzt werde; ein Verlangen, dessen 
Ablehnung durch Serbien vorauszusehen war und das von Bul- 
garien offenbar nur gestellt wurde, weil es nicht intransigent er- 
scheinen wollte. 

Noch weniger geeignet, die Spannung zu beseitigen, war die 
bisher zurückgehaltene Antwort, die Bulgarien nun endlich auf 
das Revisionsveriangen Serbiens gab. Es bestritt darin die von 
diesem ins Treffen geführten Argumente Punkt für Punkt, verwies 
darauf, dafi es im Kriege die schwerste Aufgabe durchgeführt und 
doppelt so grofie Verluste eriitten habe als die drei andern Ver- 
bündeten zusammengenommen, und berief sich auf das geheime 
Zusatzabkommen, demzufolge die durch gemeinsame Aktion ge- 
machten territorialen Erwerbungen ein Kondominium beider Staaten 
zu bilden hätten. Schliefilich erinnerte es Serbien an ein von 
diesem an seine Vertreter im Ausland erlassenes Geheimzirkular, 
aus dem hervorgehe, dafi Serbien schon vor Beginn des Balkan- 
kriegs die Erwerbung mazedonischer Gebiete ins Auge gefafit 
habe ; die Behauptung, es sei hierzu erst durch den Ausfall Albaniens 
bestimmt worden, sei somit nicht wahr. 

Eine Replik Serbiens hierauf liefi nicht lange auf sich warten, 
und die Nachrichten über einen blutigen Zusammenstofi, zu dem 
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es am Flusse Zlotovo gekommen war, zeigten, daß die Spannung 
zwischen beiden Staaten bis zur Explosion gesteigert war. 



Nicht besser als zwischen Serbien und Bulgarien stand es um 
das Verhältnis zwischen diesem und Griechenland; im Gegenteil: 
die gemeinsame Besetzung Salonikis und seines Hinterlandes ge- 
staltete sich zu einer Quelle fortwährender Reibungen, die eine 
steigende Erbitterung zur Folge hatten und sehr bald zu blutigen 
Zusammenstößen führten. Der erste fand schon am 19. Februar 
bei Nigritta statt, und Anfang Mai kam es bei Leftera und Pang- 
haion zwischen beiden Teilen zu regelrechten Gefechten mit an- 
sehnlichen Menschenverlusten. 

Ein Demobilisierungsvorschlag Venizelos' hatte ebensowenig 
Erfolg wie der von serbischer Seite ergangene, und die Noten 
zwischen Griechenland und Bulgarien bekundeten nur die Un- 
vereinbarkeit der beiden Standpunkte und daher auch die Un- 
vermeidlichkeit einer kriegerischen Auseinandersetzung* 



XIX 
Bulgarien in Not 

1 

Österreich-Ungarn verhielt sich dem Zwiste der Balkanstaaten 
gegenüber sehr reserviert, befolgte somit gewissenhaft die neue 
politische Tagesparole »Der Balkan den BalkanvOlkem*. Nur 
einmal trat es aus dieser Zurückhaltung hervor: anläßlich des 
Zarentelegramms. Dieser Kundgebung gegenüber hielt es der 
ungarische Ministerpräsident, Graf Tisza, für geboten, Rußland in 
deutlicher Form zu verstehen zu geben, daß es sich im Irrtum 
befinde, wenn es glaube, daß es auf dem Balkan als Schiedsrichter 
auftreten und die Verhältnisse daselbst nach seinem Belieben regeln 
könne. In seiner am 19. Juni im ungarischen Reichstage gehaltenen 
großen Rede ließ er Europa und in erster Linie Rußland wissen, 
daß die Monarchie nicht gewillt sei, die Balkanangelegenheiten 
über ihren Kopf hinweg ordnen zu lassen, und sich vorbehalte, 
dabei selber ein Wort mitzusprechen. 

So wenig sie sich aber in die bulgarisch-serbischen und 
bulgarisch-griechischen Differenzen mengte, so eifrig nahm sie 
dagegen an denen zwischen Bulgarien und Rumänien teil, um 
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dem auch daher drohenden, fär sie selber so unerwünschten Kon- 
flikte vorzubeugen. Doch alle Versuche, Bulgarien zur Befrie- 
digung der rumänischen Wünsche zu bewegen, scheiterten an der 
Verblendung Danews, der von Zugeständnissen, die über Silistria 
hinausgingen, nichts wissen wollte, da er in dem festen Glauben 
lebte, Rußland werde eine Schmälerung Bulgariens nicht zulassen ; 
einem Glauben, in dem er durch das bisher durchaus ablehnende 
Verhalten Rufilands gegenüber den rumänischen Ansprüchen be- 
stärkt worden war. 

Zu spät für ihn und sein Land sollte er erkennen, daß diese 
Hoffnung nur ein verhängnisvoller Wahn gewesen war, in den ihn 
seine Russophilie eingelullt hatte. Am 26. Juni erteilte nämlich der 
russische Gesandte in Bukarest, Herr v. Schebeko, der rumänischen 
Regierung den Rat, unverzüglich zu mobilisieren und die be- 
anspruchte Linie Turtukaia— Baltschik zu besetzen ; ein Rat, der von 
französischer Seite eindringlich unterstützt wurde. 

Jetzt erst erkannte Danew, wie sehr er sich in Rußland ge- 
täuscht hatte, und wohl auch, welche Motive dieses zu einer so 
erstaunlichen Wendung seiner Politik bewogen hatten. Diese Be- 
weggründe waren allerdings nicht ganz einfach: 

Vor allem wollte man es in Rußland mit Serbien nicht ver- 
derben, denn man bedurfte seiner als eines stets willfährigen 
Werkzeugs gegen Österreich-Ungarn ; man mußte es daher für den 
Entgang Albaniens entschädigen. Und zwar auf Kosten Bulgariens, 
auf das man sich der Monarchie gegenüber nicht veriassen konnte 
und das den Meerengen in eine Nähe gerückt war, die man mit 
großem Unbehagen betrachtete. Da jedoch nicht zu erwarten war, 
daß Bulgarien die von ihm beanspruchten Gebiete gutwillig an 
Serbien abtreten werde und der Balkanbund darüber zerfallen konnte, 
was man durchaus hintanhalten wollte, so mußte man auf Bulgarien 
einen Druck ausüben, der es einschüchtern und zum Nachgeben 
bewegen sollte. Dazu aber wollte man sich Rumäniens bedienen. 
Wenn man diesem, gleichfalls auf Kosten Bulgariens, das von ihm 
verlangte Gebiet bis zur Linie Turtukaia— Baltschik verschaffte, so 
konnte man es vielleicht dem Dreibund abtrünnig machen und 
für den Balkanbund gewinnen. Mit diesem konnte es sich dann 
gegen Osteneich-Ungarn wenden; der lockende Preis dafür sollte 
Siebenbürgen sein. Hatte man die Monarchie einmal zertrümmert, 
so erhielt Serbien Albanien, und dann konnte es einen Teil seines 
mazedonischen Besitzes an Bulgarien abtreten und dieses für die 
ihm jetzt auferiegten Einbußen entschädigen. 
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Das war so ungefähr der Grundgedanke, von dem sich die 
russische Politik leiten ließ und der anscheinend mehr dem Kopfe 
des Herrn v. Hartwig, des russischen Gesandten in Belgrad, als 
dem Sasonows entsprungen war.^) 

Angesichts dieser für Bulgarien so gefährlichen Situation hätte 
Danew, wenn er sich Rumänien, als den mächtigsten Gegner, vom 
Leibe halten wollte, diesem unverzüglich das von ihm beanspruchte 
Gebiet bis Turtukaia—Baltschik anbieten müssen, wie ihm dies von 
Österreich-Ungarn dringend empfohlen wurde. 

Doch Danew schien den Ernst der Lage seines Vaterlandes 
noch immer nicht ganz zu erfassen, denn er gab dem Ratschlage 
des Grafen Berchtold auch jetzt noch kein Gehör, sondern ließ 
es auf den Kampf mit Serbien und Griechenland ankommen, ohne 
vorher die Differenz mit Rumänien zu bereinigen. Und zwar 
waren es die bulgarischen Truppen, die, mutmaßlich nicht ohne 
seine Zustimmung, in der Nacht zum 30. Juni einen Oberfall auf 
die serbischen Linien unternahmen. Damit kam die Lawine ins 
Rollen, und es gab keinen Halt mehr. Aus den Gefechten wurden 
alsbald Schlachten, sowohl zwischen den Serben und Bulgaren, 
als zwischen diesen und den Griechen. Ohne daß eine formelle 
Kriegserklärung vorausgegangen wäre, war der Krieg bald in 
vollem Gange. 

2 

• 

Es ist bereits erwähnt worden, daß man in Rumänien mit 
dem Ergebnisse der Petersburger Silistria-Konferenz sehr unzufrieden 
war und daß sich diese Mißstimmung, ganz unberechtigterweise, 
gegen Österreich-Ungarn kehrte, trotzdem dieses unablässig für 
die Wünsche Rumäniens eingetreten war. Die natürliche Folge 
dieser seltsamen Wendung war, daß die öffentliche Meinung ihre 
Sympathien Rußland zuwandte, demselben Rußland, das wenige 
Monate früher Rumänien mit Krieg gedroht hatte, wenn es sich 
in den Balkankrieg mische, und das bei der Petersburger Konferenz 
zusammen mit Frankreich sich den Versuchen der Monarchie, 
Rumänien zu dem von diesem beanspruchten Gebietszuwachse zu 

^) Hartwig soll sich nach der Katastrophe, die über Bulgarien herein- 
gebrochen war, einem Bulgaren gegenflber in folgender Weise geflufiert haben : 
.Wir brauchen ein starkes Serbien ; nach der Türkei kommt die Osterreichische 
Frage an die Reihe und Serbien wird unser bestes Werkzeug sein. Ihr Bul- 
garen werdet Mazedonien an dem Tage bekommen, an dem Serbien sein Bosnien 
und die Herzegovina zurücknehmen wird." Vindobonensis, .Unsere Be- 
ziehungen zu Rumänien*. 
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verhelfen, hartnäckigen Widerstand entgegengesetzt hatte. Die 
Aufforderung Rußlands, in Bulgarien einzurücken, schien aber in 
Rumänien die Erinnerung an das frühere Verhalten des Zarenreichs 
ganz ausgelöscht zu haben . . . 

Die rumänische Regierung befolgte den Rat des neuen Freundes 
zunächst aber doch noch nicht, sondern begnügte sich einstweilen 
damit, Bulgarien davon zu verständigen, daß sie sich für den Fall 
eines Krieges ihre Entschließungen vorbehalte. Das war ein Wink, 
der an Deutlichkeit nichts mehr zu wünschen übrig ließ und Bul- 
garien das Unheil ankündigte, das ihm nun auch von Rumänien 
drohte. 

Als fast unmittelbar darauf der Krieg ausbrach, war Rumänien 
nicht mehr zu halten. Selbst wenn König Carol noch nicht geneigt 
gewesen sein sollte, gegen Bulgarien einzuschreiten, was nicht un- 
denkbar ist: er hätte nicht anders können, wenn er sich nicht um 
alle Volkstümlichkeit bringen wollte ; so sehr drängte die öffentliche 
Meinung in Rumänien zum Kriege. Am 3. Juli erfolgte die 
Mobilisierung des rumänischen Heeres, und am selben Tage kam 
es bezeichnenderweise zu stürmischen Demonstrationen gegen 
Österreich-Ungarn, gegen das die Rufe »Jos Austria periida!"" 
(Nieder mit dem falschen Österreich!) laut wurden. 

Kurz bevor die Depesche Prinz Fürstenbergs über die erfolgte 
Mobilisierung in Wien eintraf, hatte Graf Berchtold noch einen 
letzten Versuch gemacht, den Zusammenstoß zwischen Rumänien 
und Bulgarien zu verhindern, und dem Grafen Tamowski die 
telegraphische Anweisung gegeben, er möge Danew dazu bewegen, 
nach Bukarest unverzüglich das Angebot der von Rumänien ge- 
forderten Gebietsabtretung zu machen; das sei für Bulgarien die 
einzige Möglichkeit, den Krieg zu verhindern.^) 

Allein auch die Mobilisierung Rumäniens vermochte den 
Starrsinn Danews nicht zu brechen. Anstatt diesem Rate Folge zu 
leisten, beschwerte er sich Tamowski gegenüber, daß die Monarchie 
auf Rumänien zu wenig einwirke, worauf ihm jener zur Antwort 
gab, ebensowenig wie die Monarchie Bulgarien habe zum Einlenken 
bewegen können, ebensowenig sei sie imstande, Rumänien daran 
zu hindern, aus dieser Haltung Bulgariens die Konsequenzen zu 
ziehen.*) 



^) Rotbuch, Note Nr. 655, vom 3. Juli. 

*) Ebenda, Note Nr. 669, Oral Tamowski an Qraf Berchtold, vom 
8. Juli. 
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Diese Konsequenzen zog es am 11. Juli, an dem die rumänische 
Regierung der bulgarischen die telegraphische Mitteilung machte» 
daß sie sich genötigt sehe, die Linie Turtukaia— Baltschik zu be- 
setzen. Sie begründete diese Mafinahme mit drei Punkten : 1 . habe sie 
die bulgarische Regierung rechtzeitig verständigt, dafi sie angesichts 
eines neuen Krieges nicht untätig zusehen könne; 2. habe Bul- 
garien den Krieg begonnen, ohne diese Mitteilung zu beantworten ; 
3. habe die bulgarische Silistria-Kommission die Ansprüche Ru- 
mäniens nicht beachtet. 

Noch am selben Tage betrat die rumänische Armee bulgarischen 
Boden. 

Für Bulgarien kam nun, was kommen mufite : die Katastrophe. 

Nachdem es sich bisher in erbitterten, überaus blutigen Kämpfen 
mit den serbischen und griechischen Truppen erschöpft hatte, sah 
es sich völlig aufierstande, dem zahlreichen, unverbrauchten und 
wohlgeschulten Heere Rumäniens auch nur mit entfernter Aussicht 
auf Erfolg entgegenzutreten, und zog es daher vor, ihm keinerlei 
Widerstand zu leisten. Unbehindert rückten die rumänischen 
Truppen vor, besetzten die Linie Turtukaja— Baltschik und darüber 
hinaus Vama und Rustschuk. 

Damit war der Leidenskelch Bulgariens aber noch nicht ge- 
leert. Seinen vier Gegnern gesellte sich nämlich als fünfter auch 
noch die Türkei zu. Diese hatte, als sie Bulgarien so von allen 
Seiten bedrängt sah, erkannt, daB sich ihr eine Gelegenheit bot, 
ihr an Bulgarien verlorenes thrazisches Gebiet wenigstens zum 
Teile wieder zurückzugewinnen, vor allem Adrianopel, und sie zögerte 
nicht, diese in solcher Gunst wohl nie wiederkehrende Gelegenheit 
nach Kräften zu benutzen. Ein Vorwand dazu war bald gefunden : 
die noch nicht vollständig durchgeführte Zurückziehung der bul- 
garischen Truppen vor Tschataldscha und auf dem thrazischen 
Chersones. 

Um ihrer Absicht aber ein korrektes Mäntelchen umzuhängen, 
richtete die Pforte an Österreich-Ungarn ein Memorandum, in dem 
sie sich über das vertragswidrige Verbleiben der bulgarischen 
Truppen auf türkischem Gebiete beschwerte und die Monarchie 
bat, in Sofia auf deren unverzügliche Zurückziehung zu dringen, 
widrigenfalls sie sich genötigt sähe, entsprechende Maßnahmen zu 
ergreifen. 

Graf Berchtold sagte dem türkischen Botschafter die erbetene 
Vermittlung zu, machte ihn aber auf die möglichen Folgen eines 
eigenmächtigen Vorgehens aufmerksam. 
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Die Pforte kehrte sich indes nicht an diese Warnung. Sie 
liefi ihre Truppen vielmehr schon in den nächsten Tagen vorrücken 
und zeigte keine Lust, bei der Linie Enos— Midia, wie sie zuerst 
versichert hatte, haltzumachen, sondern ließ ihre bisher vorgehaltene 
Maske fallen und erklärte offen, sie fflhle sich, da der Balkanbund, 
mit dem sie den Vorfrieden in London geschlossen habe, nicht 
mehr bestehe, auch nicht mehr gebunden und beanspruche die 
seinerzeit von ihr verlangte, für die Sicherheit Konstantinopels not- 
wendige Grenze bis zur Maritza, einschließlich Adrianopels. 

Noch vor dieser für Bulgarien so schmerzlichen Eröffnung 
hatte Danew, niedergeschmettert von der Wucht der durch seinen 
Starrsinn heraufbeschworenen Schicksalsschläge, seine Demission 
gegeben, nachdem er vorher noch die Vermittlung von Rußland 
erbeten hatte. Noch selten hatte sich das alte Sprichwort : »Wen die 
Götter verderben wollen, den strafen sie vorher mit Blindheit** an 
einem Staatsmann in solchem Umfange bewährt wie bei ihm. 



XX 
Der zweite Balkankiieg und die Mächte 

Der Wiederausbruch des Kriegs auf dem Balkan rief unter den 
Mächten lebhafte Besorgnisse hervor, und es entstand eine all- 
gemeine Verwirrung und Unklarheit, die deutlich bekundete, daß 
das berühmte »Konzert* der Mächte wieder einmal aus dem Takte 
geraten war und nichts weniger als harmonisch wirkte. 

In der Tripelentente befürchtete man neuerdings, Österreich- 
Ungarn könne sich in den Konflikt der Balkanstaaten mischen, 
und in dieser Besorgnis verfiel man in Paris abermals auf das 
alte Hausmittel des »D^sinteressements**, wiewohl es schon einmal 
völlig versagt hatte. Am 6. Juli teilte der französische Botschafter 
in Wien, Dumaine, dem Grafen Berchtold den Wunsch seiner 
Regierung mit, die Monarchie möge ihre Zustimmung zum D^s- 
interessement geben. Wie nicht anders zu erwarten war und wie 
man es auch in Paris hätte voraussehen können, war die Antwort 
ein entschiedenes Nein, wenn auch in verbindlichster Form. 

Gerade jetzt mußte die Monarchie volle Bewegungsfreiheit 
haben , denn die Lage , in die sie geraten war , ließ zu wünschen 
übrig. Einerseits war sie im Begriffe, die Freundschaft Rumäniens 
zu verlieren; anderseits bestand für sie die Gefahr, ihr Ansehen 
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in Bulgarien einzubüßen; beides eigentlich ohne ihre Schuld, 
lediglich durch ihr Bemühen, es jedem möglichst recht zu machen 
und es mit keinem zu verderben. 

Der Einmarsch der rumänischen Armee in Bulgarien kam ihr 
darum keineswegs erwünscht, und wenn sie auch versicherte, dafi 
sie dem „durch die günstigen Umstände ermöglichten bedeutendem 
Macht- und Gebietszuwachse Rumäniens sympathisch gegenüber- 
stehe'', so konnte sie doch nicht umhin, zu bemerken, daß sie es 
„im Interesse der künftigen bulgarisch-rumänischen Beziehungen 
vorgezogen hätte, wenn die Gebietserweiterung Rumäniens sich 
im Rahmen einer Vereinbarung mit Bulgarien vollzogen hätte". 
Und mit einem deutlichen Winke setzte sie noch dazu: „Aus 
demselben Grunde können wir dem Entschlüsse Rumäniens, sich 
auf die Okkupation des beanspruchten Gebietes zu beschränken 
und sodann eine abwartende Haltung einzunehmen, nur zu- 
stimmen.*^) 

In der Besorgnis, Bulgarien könnte durch das gewaltige Ober- 
gewicht seiner Feinde völlig zermalmt werden, was keineswegs 
im Interesse der Monarchie gewesen wäre, trachtete Graf Berchtold 
nun, das Verderben von ihm abzuwenden. Da er aber Rumänien 
nicht in den Arm fallen wollte, schlug er in einer Zirkulamote 
den Mächten vor, durch ihre Vertreter in Belgrad, Athen und Sofia 
die Einstellung der Feindseligkeiten und die Aufnahme von Friedens- 
verhandlungen dringend anzuraten und die dortigen Regierungen 
gleichzeitig wissen zu lassen, daß die Mächte sich vorbehielten, 
„das Ergebnis eventueller direkter Verhandlungen zu überprüfen*. 
Außerdem sollten die Mächte auch der Pforte raten, ihre Truppen 
nicht über die Linie Enos—Midia hinausrücken zu lassen.*) 

Graf Berchtold begnügte sich aber nicht mit diesem «inen 
Schritte, sondern wandte sich auch an König Ferdinand und 
empfahl ihm angelegentlichst, direkt an König Carol zu appellieren, 
ihm die Abtretung des von Rumänien geforderten Gebietes bis zur 
Linie Turtukaia— Baltschik anzubieten und ihn zu fragen, ob er 
geneigt wäre, den Vormarsch seiner Truppen einzustellen, sowie 
seinen Einfluß in Belgrad und Athen zur Einstellung der Feind- 
seligkeiten aufzubieten.') 

^) Rotbuch, Note Nr. 681, Graf Berchtold an Prinz K. E. Farstenberg, 
vom 11. JuU. 

*) Ebenda, Note Nr. 686, vom 15. Juli. 

*) Ebenda, Note Nr. 690, Graf Berchtold an Graf Tarnowski, vom 
16. Juli. 
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Diese Zirkularnote des Grafen Berchtold fand zwar bei den 
Dreibundmächten Zustimmung , auch bei Frankreich, nicht aber 
bei England und Rußland. Sir Grey fürchtete, jede Aufforderung 
zur Einstellung der Feindseligkeiten werde unfehlbar zur Aufrollung 
der territorialen Fragen führen. Sasonow aber war der Ansicht, 
dafi zu einer Kollektivdemarche unmittelbar kein Anlafi voriiege, 
da zwischen den kriegführenden Parteien eben in Nisch direkte 
Verhandlungen angebahnt würden. 

Rußland befand sich in einer ähnlich unangenehmen Lage 
wie Österreich-Ungarn, nur war es durch seine eigene Schuld 
hineingeraten. Es begann die Geister zu verwünschen, die es 
heraufbeschworen hatte, und suchte ihrem Treiben vergeblich 
Einhalt zu tun. So gern es auch die Demütigung Bulgariens 
sah, so wenig erbaut war es von dessen Zusammenbruche, denn 
je schwerer dieses getroffen wurde, desto geringer wurde die Aus- 
sicht auf Wiederherstellung des Balkanbundes, desto größer die Ge- 
fahr, den eigenen Einfluß auf dem Balkan zu vertieren. Als Pro- 
tektor der slawischen Idee mußte es Rußland zudem äußerst peinlich 
empfinden, daß es die Hand dazu geboten hatte, zwei nichtslawische 
Staaten wie Griechenland und Rumänien gegen einen Slawenstaat 
zu unterstützen ; eine Handlungsweise, die seinem Ansehen in der 
slawischen Welt keineswegs förderlich sein konnte. Es hatte darum 
auch den Appell Danews an seine Vermittlung bei den Bedrängern 
Bulgariens nicht unbeachtet lassen wollen und in Athen und Belgrad 
Versuche gemacht, die Einstellung der Feindseligkeiten durch- 
zusetzen, aber nichts ausgerichtet, so daß es schließlich von 
weitem Bemühungen abstand und Bulgarien riet, direkt mit den 
Gegnern zu verhandeln. Daher denn auch die Ablehnung der 
von Berchtold gemachten Anregung durch Sasonow. 

Vielleicht noch peinlicher als durch diesen Mißerfolg fühlte man 
sich in Rußland durch das Vorgehen Rumäniens berührt, wiewohl 
man dieses doch selber dazu ermuntert hatte. Mit steigendem 
Unbehagen sah man nun zu, wie es, ohne einen einzigen Mann 
zu verlieren, lediglich durch das Gewicht seiner militärischen Kraft, 
erreichte, was es wollte, und sich das Prestige der Vormacht auf 
dem Balkan erwarb; ein Erfolg, der ganz und gar nicht zum 
Balkanprogramm Rußlands paßte. 

Man wollte in Petersburg daher nicht länger müßiger Zu- 
schauer bleiben; um so weniger, als man sah, daß Österreich- 
Ungarn sich Bulgariens lebhaft annahm, und somit besorgen mußte, 
es könnte Rußland in Sofia den Rang ablaufen. Man hielt es 
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darum für geboten, wieder den Anwalt Bulgariens zu spielen, 
und sandte am 17. Juli den russischen Geschäftsträger zum 
rumänischen Ministerpräsidenten mit dem Auftrage, Rumänien mit- 
zuteilen, daß Bulgarien auf die Linie Turtukaia— Baltschik verzichte 
und die von Rumänien veriangte Mitwirkung bei der territorialen 
Regelung auf dem Balkan anerkenne. 

Majorescu antwortete, solange die Feindseligkeiten nicht ein- 
gestellt seien, könne auch der Vormarsch nicht sistiert werden. 
Diese Antwort scheint in Petersburg aber nicht befriedigt zu haben, 
denn noch am selben Abend sprach Herr v. Schebeko ein zweites 
Mal bei Majorescu vor und verlangte geradezu die Einstellung 
des rumänischen Vormarsches. 

Majorescu liefi sich indes nicht einschüchtern und entgegnete, 
Rumänien könne, wiewohl mit Serbien und Griechenland keine 
Abmachungen bestünden, nicht einseitig vorgehen; doch sei es 
bereit, in Belgrad und Athen auf Einstellung der Feindseligkeiten 
zu dringen. 

An demselben Tage hatte die rumänische Regierung eine 
Zirkularnote an die Mächte gesandt, in der sie ihr Vorgehen recht- 
fertigte und kundtat, dafi sie weder eine Eroberungspolitik treiben, 
noch die bulgarische Armee vernichten, sondern sich blofi eine 
strategische Grenze sichern wolle. Als solche sehe sie die Linie 
Turtukaia— Dobritsch—Baltschik an. Die Note schlofi mit der Er- 
klärung, daß Rumänien die Pflicht habe, an der endgültigen 
Regelung der Balkanfragen teilzunehmen, und die Bemühungen der 
Mächte um den Frieden unterstützen wolle. 

Mittlerweile hatte König Ferdinand den Rat Berchtolds befolgt 
und sich direkt an König Carol gewendet; desgleichen hatte der 
neue bulgarische Minister des Äußern, Ghenadiew — nach Danew 
war Radoslawow Ministerpräsident geworden — durch Vermittlung 
des italienischen Gesandten der rumänischen Regierung die Ab- 
tretung des veriangten Gebiets angeboten und den Wunsch nach 
Einstellung des rumänischen Vormarsches sowie nach freundschaft- 
lichen Beziehungen zwischen beiden Ländern ausgesprochen. 

Allein die Antworten König Carols und der rumänischen 
Regierung auf diese beiden Angebote lauteten kühl, denn man 
war in Bukarest darüber verstimmt, daß Bulgarien keine Zusage 
betreffs Waffenstillstandes machen wollte, und fand, daß Bulgarien 
den Ernst seiner Lage noch immer nicht ganz erfasse. 

Daraufhin richtete Graf Berchtold eine sehr nachdrückliche 
Mahnung nach Sofia, Rumäniens Wünsche voll zu befriedigen, da 
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er sonst nicht in der Lage wäre, die Sache Bulgariens weiter zu 
unterstützen. ^) 

Tags vorher, 18. Juli, hatte er in Belgrad und Athen möglichst 
rasche Einstellung der Feindseligkeiten empfehlen lassen. 

In der verzweifelten Lage, in der man sich in Sofia angesichts 
der fünf heranrückenden Gegner befand — die türkische Armee 
hatte die Linie Enos — Midia schon überschritten — , war man für 
die Ratschlage der Monarchie empfänglicher geworden als früher, 
und König Ferdinand richtete an König Carol abermals ein Tele- 
gramm , worin er alle Bedingungen Rumäniens annahm und die 
Garantie anbot, daß Bulgarien gegen Serbien und Griechenland 
keine kriegerischen Absichten hege. Eine Depesche desselben 
Inhalts richtete Ghenadiew an Majorescu, 21. Juli. 

Diese beiden Kundgebungen fanden in Bukarest günstige 
Aufnahme. Die Antwort König Carols war im liebenswürdigsten 
Tone gehalten, und die rumänische Regierung nahm die Zugeständ- 
nisse Bulgariens an, indem sie zugleich den Wunsch nach einem 
Waffenstillstand unter Beteiligung aller Kriegführenden aussprach. 
Diesem sollten dann die Friedensverhandlungen folgen, und zwar 
auf rumänischem Boden. 

Damit war der Weg zum Frieden eröffnet. Aber schon nach 
den ersten Schritten stiefi Bulgarien auf ein schweres Hindernis: 
die Weigerung Serbiens und Griechenlands, einen Waffenstillstand 
vor Abschluß eines Präliminarfriedens zu bewilligen. 

Graf Berchtold hatte mit seinen am 18. Juli unternommenen, 
die Einstellung der Feindseligkeiten bezweckenden Schritten in 
Belgrad und Athen dieselbe üble Erfahrung gemacht wie vor ihm 
Sasonow. PaSid antwortete nach seiner Art ausweichend und 
hinterhältig ; Venizelos mit kategorischen Forderungen härtester Art. 

Auf Ansuchen der bulgarischen Regierung wiederholte Graf 
Berchtold dieses Verlangen vier Tage später — 22. Juli — in Athen 
und Belgrad; mit demselben negativen Ergebnisse. Ebensowenig 
Erfolg hatten die Schritte der rumänischen Regierung und die 
beiden Telegramme König Carols an die Könige von Serbien und 
Griechenland. Beide Staaten beharrten darauf, daß zuerst der 
Präliminarfriede zustande kommen müsse. Da auch die Zusammen- 
kunft der Abgesandten der kriegführenden Parteien keinen Erfolg 
hatte, ließ die rumänische Regierung nach Athen, Belgrad und 
Sofia die dringende Aufforderung zur umgehenden Entsendung 

») Rotbuch, Note Nr. 715, vom 19. Juli. 
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ihrer Delegierten zur Friedenskonferenz in Bukarest ergehen, und 
dieser Aufforderung leisteten auch alle Teile Folge. Bulgarien ent- 
sandte den Finanzminister Tontschew und General Fitschew; aus 
Serbien und Griechenland aber begaben sich die Ministerpräsidenten 
PaSiö und Venizelos in eigener Person nach Bukarest. 

Graf Berchtold gab dem Prinzen Fürstenberg vor Beginn der 
Friedensverhandlungen folgende Verhaltungsmaßregeln : 

.Es liegt im allgemeinen Interesse, am Balkan möglichst stabile Zustände 
zu schaffen, damit einer neuerlichen Friedensstörung für längere Zeit vorgebeugt 
werde. Zu diesem Zwecke ist es erforderlich, die territorialen Grenzen den 
gegebenen ethnographischen Verhältnissen möglichst anzupassen und, was 
speziell Bulgarien anbelangt, zu verbaten, dafi das Königreich in seinen Lebens- 
bedingungen und seinen berechtigten nationalen Ansprüchen zu sehr beein- 
trächtigt werde. Der Tatsache der militärischen Erfolge Serbiens und Griechen- 
lands muß natürlich Rechnung getragen werden. Auf die künfUgen Grenzen 
Bulgariens, um die es sich ja in erster Linie handeln wird, angewendet, führen 
diese Grundprinzipien zu der Konklusion, dafi Bulgarien aus Mazedonien nicht 
ganz verdrängt werden sollte, dafi ihm eine Küste und Häfen am Agäischen 
Meere, speziell Kavalla als natürliches Ausfalltor, sowie eine entsprechende 
Verbindung des Litorales mit dem Innern erhalten bleiben müfiten, und dafi 
eine möglichst unveränderte Aufrechterhaltung der Bestimmungen des Londoner 
Präliminarfriedens über die türkisch-bulgarische Grenze anzustreben wäre. Dafi 
Bulgarien im Besitze wenigstens eines Teiles von Zentralmazedonien bleibe, 
scheint mir nicht allein billig, sondern auch im allgemeinen Interesse des 
Friedens gelegen.* *) 

Graf Berchtold erteilte dem Gesandten diese Instruktionen, weil 
er nach seinen bisher gemachten Erfahrungen alle Ursache hatte, 
mit der Maßlosigkeit und Halsstarrigkeit Serbiens und Griechenlands 
zu rechnen, und damit den Standpunkt kennzeichnen wollte, von 
dem aus er allenfalls eine Revision des Friedensvertrags verlangen 
konnte. Auf das Recht dieser Überprüfung hatte er von An- 
beginn besondern Nachdruck gelegt und dafür auch die Zu- 
stimmung der andern Mächte gefunden, was Sir Grey in der 
Reunionsitzung vom 21. Juli ausdrücklich mit den Worten be- 
kundete: „Les arrangements ä intervenir seront soumis ä l'examen 
et ä l'approbation des Puissances qui s*entendront ä cet effet.*" 

Auch Rußland schien um das Schicksal Bulgariens besorgt und 
fürchtete namentlich, daß diesem die wichtige Hafenstadt Kavalla am 
Agäischen Meere genommen werde, da Griechenland dessen Besitz- 
nahme als unerläßliche Bedingung bezeichnete. Sasonow hatte 
sich in dieser Angelegenheit schon am 21. Juli an Österreich- 
Ungarn gewendet, und da da dieses gleich ihm Kavalla für Bul- 

») Rotbuch, Note Nr. 753 vom 25. Juli. 
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garien zu erbalten wünschte, ergab sich daraus und aus dem Ent- 
schlüsse beider Mächte eine gewisse Annäherung zwischen beiden 
Staaten, die nach all den vorausgegangenen Differenzen etwas 
seltsam anmutete. 



XXI 
Der Friede von Bukarest 

Am 30. Juli fand die erste Sitzung der Friedensdelegierten 
statt. Und in dieser gelang es den Vertretern Rumäniens endlich, 
bei denen Serbiens und Griechenlands die Einwilligung in eine 
fünftägige Waffenruhe zu erwirken, worauf der, übrigens mißlungene. 
Versuch der Serben, sich noch in letzter Stunde der bulgarischen 
Festung Widdin zu bemächtigen, eingestellt wurde. 

Die Forderungen der Verbündeten waren sehr hochgespannt: 
Serbien verlangte Ostmazedonien mit Kotschana und Istip, Griechen- 
land Kavalla und die ägäische Küste bis Makri. Da man sich 
über den wichtigen Hafenort Kavalla nicht einigen konnte, beschloß 
man, um dadurch nicht die ganze Friedenskonferenz zu gefährden, 
die vorläufige Ausscheidung dieser Frage aus dem Komplexe der 
übrigen Angelegenheiten. 

Österreich-Ungarn erklärte sich damit einverstanden, betonte 
aber sein Recht, auch diese Angelegenheit später der Revision zu 
unterziehen. 

Nach Ausscheidung der Kavallafrage machte die Konferenz 
rasche Fortschritte. Schon am 3. August kam es zwischen Ru- 
mänien und Bulgarien zur vollen Einigung. Die Forderungen 
Serbiens und Griechenlands stießen dagegen bei Bulgarien noch 
auf \^derstand, so daß sich eine Veriängerung der Waffenruhe 
notwendig erwies, wenn es nicht neuerdings zum Kampfe kommen 
sollte, während man in Bukarest über den Frieden verhandelte. 

Da Serbien und Griechenland hartnäckig auf ihren Ansprüchen 
beharrten, so bestand, wenn Bulgarien nicht nachgab, die Gefahr,, 
daß die Verhandlungen scheiterten und der Krieg fortgesetzt wurde; 
eine Gefahr, der sich Bulgarien mit Rücksicht auf seine äußerst 
schwierige Lage nicht aussetzen durfte, wenn es nicht auf Unter- 
stützung von außen rechnen konnte. Es fragte daher, bevor es 
sich zur Unterzeichnung so überaus ungünstiger Bedingungen 
entschloß, bei Graf Tamowski an, ob es tatsächlich zu der 
von den Mächten beschlossenen Revision des Friedensvertrags 
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kommen werde, und ob es den Vertrag vorbehaltlos unterzeichnen 
oder hinsichtlich Istips, Kotschanas und Kavallas Vorbehalte machen 
solle. 1) 

Die Antwort klang nicht sehr ermutigend. Graf Berchtold 
erklärte zwar, an dem Prinzipe der Überprüfung festhalten zu 
wollen, doch hinge es nicht von der Monarchie ab, ob es tat- 
sächlich zur Revision kommen werde. Er müsse die Entscheidung 
daher Bulgarien überlassen, da er keinerlei Garantien übernehmen 
könne.*) 

Daraufhin unterzeichneten die bulgarischen Delegierten am 
7. August den Vorfriedensvertrag, in dem sie auf Kotschana, Istip 
zugunsten Serbiens, auf Kavalla zugunsten Griechenlands ver- 
zichteten, wogegen ihnen von Serbien Struma und RadoviSte zu- 
gestanden wurde. Sie taten es jedoch unter Protest, den sie in 
der letzten Sitzung der Konferenz, am 9. August, zu Protokoll 
gaben. Sie erklärten dabei, daß sie eine Aufteilung der eroberten 
Gebiete nach nationalen Gesichtspunkten angestrebt und sich nur 
dem Zwange unterworfen hätten; doch hofften sie bei den Mächten 
Berücksichtigung ihres Standpunktes zu finden. Bei der Formu- 
lierung des Vertrags lehnten sie die Ausdrücke „gerechtes Gleich- 
gewicht" und „volle Harmonie" ab. 

Am 10. August erfolgte die Unterzeichnung des eigentlichen 
Friedensvertrags. Er umfaßte zehn Artikel, deren Inhalt im folgen- 
den, kurz gefaßt, wiedergegeben sei: 

1. Zwischen dem König von Bulgarien und den andern Herrschern 
sowie ihren Nachfolgern wird Friede und Freundschaft herrschen. 

2. Die Grenze zwischen Rumänien und Bulgarien wird von der Donau 
oberhalb Turtukaia bis ans Schwarze Meer südlich von Ekrene gehen. Die 
Festungswerke von Schumla und Rustschuk sowie in einer Zone von 20 km 
um Baltschik sind binnen längstens zwei Jahren zu schleifen. 

Eine gemischte Kommission wird binnen 14 Tagen die Grenze an Ort 
und Stelle festsetzen. Bei Meinungsverschiedenheiten soll ein Schiedsrichter 
entscheiden. 

3. Die Grenze zwischen Serbien und Bulgarien wird vom Partarizaberge 
an der alten Grenze beginnen , der alten türkisch-bulgarischen Grenze und 
der Wasserscheide zwischen Vardar und Struma folgen, ausgenommen das 
obere Strumitzatal , das bei Serbien bleiben wird, und sich beim Belasiza- 
gebiete der griechisch-bulgarischen Grenze anschliefien. 

Eine gemischte Kommission wird binnen 14 Tagen die Grenze fest- 
setzen. 

^) Rotbuch, Note Nr. 775, Graf Tamowski an Graf Berchtold, vom 
2. August. 

*) Ebenda, Note Nr. 788 vom 5. August. 
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4. Die Fragen betreffs der alten serbisch-bulgarischen Grenze werden gemäß 
den im Annezprotokoll festgesetzten Vereinbarungen geregelt werden. 

5. Die Grenze zwischen Griechenland und Bulgarien wird von der neuen 
serbisch-bulgarischen Grenze ausgehen, Aber den Kamm des Belasizagebirges 
ziehen und bei der Mündung des Mestaflusses am Agäischen Meere enden. 

Bulgarien verzichtet auf jeden Anspruch auf Kreta. 
Eine gemischte Kommission, allenfalls Schiedsspruch, bestimmt die 
genaue Abgrenzung. 

6. Die bulgarische Regierung verpflichtet sich, schon am nächsten Tag 
abzurflsten. Die Truppen, die in der Okkupationszone einer kriegführenden 
Armee disloziert sind, werden auf einen andern Punkt des alten bulgarischen 
Gebietes dirigiert und dürfen erst nach Räumung der Okkupationszone zurück- 
kehren. 

7. Die Räumung des bulgarischen Gebietes wird sofort nach der De- 
mobilisierung der bulgarischen Armee beginnen und in längstens 14 Tagen 
beendet sein. 

8. Während der Okkupation bulgarischer Gebiete behalten die Armeen 
das Recht zu Requisitionen gegen Barzahlung und werden die Eisenbahnen 
frei benutzen. Die Kranken und Verwundeten stehen unter dem Schutze der 
genannten Armee. 

9. Sämtliche Kriegsgefangenen werden baldmöglichst ausgetauscht. Die 
Verrechnungen der Auslagen für ihren Unterhalt werden gegenseitig überreicht 

10. Der Vertrag wird binnen 14 Tagen oder noch früher ratifiziert und 
der Austausch der Ratifikationen in Bukarest vorgenommen. 

Mit dem Frieden von Bukarest schien die Krise aber noch 
nicht beendet zu sein, denn noch stand die Revision des Vertrags 
durch die Mächte als grofies Fragezeichen am politischen Horizont. 
Diese Angelegenheit zeigte das „Konzert" der Mächte in vollster 
Disharmonie. Nicht einmal innerhalb der beiden Mächtegruppen 
herrschte Obereinstimmung. 

Im Dreibunde legte Deutschland eine durchaus andere Auf- 
fassung als Österreich-Ungarn an den Tag: während dieses vom 
Revisionsrechte Gebrauch machen wollte, gab Kaiser Wilhelm durch 
ein Glückwunschtelegramm an König Carol und durch die Er- 
nennung König Konstantins von Griechenland zum deutschen Feld- 
marschall deutlich zu verstehen, dafi er die durch den Bukarester 
Vertrag geschaffene Neuordnung durchaus billige ; eine Auffassung, 
bei der verwandtschaftliche Rücksichten und momentaner Balkan- 
überdruß wohl mehr mitgesprochen haben als die tatsächliche 
Oberzeugung, dafi in Bukarest alles aufs beste bestellt worden sei. 

Auch Italien zeigte sich der Revision abgeneigt. 

In der Tripelentente aber standen sich die sonst so einträchtigen 
Freunde Rufiland und Frankreich gereizt gegenüber — jenes für, 
dieses gegen die Revision. Rufiland, weil es sich bemüfiigt fühlte, 

Sotnotky, Die BalkAnpoUtik Öiterrdch-Ungamt. H. 24 
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Bulgarien wenigstens den Besitz Kavallas zu verschaffen; Frank- 
reich, weil es Griechenland als Gegengewicht gegen die Macht 
Italiens im Mittelmeer fflr sich zu gewinnen und zu stärken trachtete. 
Dieser Gegensatz der Standpunkte führte zwischen den beiden 
verbündeten Mächten zu einer so überaus heftigen Zeitungspolemik, 
dafi man sie hätte fflr ausgesprochene Gegner halten können. 

Die Folge dieser Divergenzen innerhalb des Dreibunds und 
der Tripelentente war eine stärkere Annäherung der beiden für 
die Revision eintretenden Mächte: Osteneich-Ungams und Ruß- 
lands, und es hatte den Anschein, als sollte es tatsächlich zu 
einem gemeinsamen Vorgehen dieser beiden einander so lange 
feindlich gewesenen Staaten kommen. Allein, wie fast noch immer, 
wenn die Monarchie mit Rußland gemeinsame Sache machte, 
nahm auch diesmal die Gemeinsamkeit für sie ein schlimmes Ende: 
Rußland schwenkte mit einem Mal ab und erklärte, die Revision 
des Bukarester Vertrags sei wegen des Widerstandes der andern 
Mächte aussichtslos, so wünschenswert sie auch wäre. 

Die Monarchie, die sich von Anbeginn für das Revisionsrecht 
so nachdrücklich eingesetzt hatte, stand somit ganz allein da 
und sah sich daher, wenn sie nicht die schwersten Verwicklungen 
heraufbeschwören wollte, genötigt, auf die Anwendung dieses 
Rechts stillschweigend Verzicht zu leisten und sich der Neuordnung 
auf dem Balkan zu fügen, so fragwürdig diese auch war. 

Es war zweifellos eine peinliche Niederlage, die Graf Berchtold 
da erlitten hatte; aber er durfte sich damit trösten, daß es eine 
jener Niederiagen war, die Ehrlichkeit und Gerechtigkeit so oft 
erleiden müssen. Sie vermochte an der vollen Wahrheit dessen, 
was er über den Bukarester Frieden gesagt hatte, nicht das ge- 
ringste zu ändern. In seiner an Graf Thum in Petersburg ge- 
richteten Note vom 12. August hatte er sich nämlich über diese 
Angelegenheit folgendermaßen geäußert: 

»Die Bestimmungen des Bukarester Vertrages sind kaum geeignet, eine 
längere Periode des Friedens zu gewährleisten. Bulgarien, dessen Grenzen 
über das Mafi dessen eingeschränkt wurden, was das Königreich mit Rflcksicht 
auf seine Erfolge im Kriege gegen die Türkei und auf Grund der Stammesver- 
wandtschaft mit der in den ehemals türkischen Gebieten lebenden Bevölkerung 
beanspruchen durfte, wird sich mit dem Ergebnisse des Friedensschlusses auf 
die Dauer nicht zufrieden geben. 

Die in Bukarest fixierte serbisch-bulgarische Grenze trägt den Mangel an 
sich, dafi der größte Teil der in Mazedonien lebenden Bulgaren Serbien in- 
korporiert wird. Wenn auch mit Rücksicht auf den Ausgang des letzten Krieges 
die Zuerkennung der größten und wertvollsten Teile Mazedoniens an Serbien 
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gerechtfertigt erscheint, mflBten wir es Im Hinblick auf die zukünftige friedliche 
Entwicklung der Dinge am Balkan bedauern, daß Bulgarien aus Mazedonien 
gänzlich hinausgedrängt werde. 

Bezüglich der bulgarisch-griechischen Grenze wäre zu konstatieren, dafi 
Bulgarien in Bukarest nicht einmal der Besitz des Mestatales ganz zugesprochen 
wurde. Die Konstruktion eines Aber diesen Flufl in das bulgarische Gebiet 
hineinreichenden griechischen Dreiecks ist eine unnatflrliche und danach 
angetan, Bulgarien an der Entwicklung seines Handels durch Unterbindung 
eines Verkehrsweges zum Agäischen Meer zu hindern.' ^) 

In der Tat war für niemand , der sehen konnte und auch 
sehen wollte, der geringste Zweifel möglich , dafi dieser Vertrag 
nicht nur keine endgültige Regelung der Balkanverhaltnisse be- 
gründen konnte, sondern im Gegenteil nur die Keime zu neuer 
Zwietracht und neuen Kämpfen gel^ hatte, die früher oder später 
als schlimme Drachensaat aufgehen würden. 



XXII 
Finale 

Die Ruhe auf dem Balkan war mit dem Bukarester Frieden noch 
durchaus nicht hergestellt, denn die Türkei gebärdete sich, durch 
ihre mühelosen Erfolge nach so schweren Niederiagen übermütig 
geworden, äufierst kriegerisch. Sie hatte sich, wie bereits erwähnt, 
keineswegs mit der Grenzlinie Enos— Midia begnügt, bis zu der 
sie ursprünglich vorzugehen erklärt hatte, sondern war, die Ohn- 
macht des allerseits bedrängten Bulgarien benützend, darüber hinaus- 
gegangen und hatte sich am 22. Juli wieder Adrianopels be- 
mächtigt, das natürlich von Anbeginn das Ziel ihrer Aktion ge- 
wesen war. 

Die Mächte zeigten sich von diesem eigenmächtigen Vor- 
gehen der Türkei, das die an sich schon so schwierige Situation 
auf dem Balkan noch mehr komplizierte, wenig erbaut und gaben 
der Pforte mehr oder weniger apodiktisch zu verstehen, dafi sie 
den Londoner Vertrag unbedingt zu respektieren habe; es sei 
vollkommen ausgeschlossen, dafi sie im Besitz Adrianopels bleibe. 
Namentiich Rufiland trat kategorisch auf und sparte nicht mit be- 
deutsamen Drohungen. 

Am Bosporus lieS man sich aber dadurch nicht einschüchtern. 
Man kannte daselbst „Europa** nur zu gut, und selbst das 

>) Rotbuch» Note Nr. 806. 
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russische Sfibelrasseln verfing nicht Weder der angedrohte Ein- 
marsch in Armenien, noch die Drohung mit einer internationalen 
Flottendemonstration, noch selbst der in Aussicht gestellte finanzielle 
Boykott vermochte die Pforte abzuschrecken. Ein eigenmächtiges 
Vorgehen Rufilands in Kleinasien, das wufite sie, wflrde auf den 
Widerstand Englands und Deutschlands stofien ; und welchen Wert 
eine internationale Flottendemonstration besafi, das hatte sie in 
der Skutarifrage erfahren; was aber den finanziellen Boykott be- 
traf, so konnte Frankreich, das in der Tflrkei Milliarden investiert 
hatte, einer solchen Zwangsmafiregel kaum zustimmen. 

So kalkulierte man am Goldenen Hom, und wenn man dort 
auch vielleicht doch schliefilich nachgegeben hätte, so war Enver 
Bei, der jetzt an der Spitze der türkischen Feldarmee stand, nicht 
der Mann, sich von »Europa* ins Bockshorn jagen zu lassen. 
Er blieb ruhig, wo er war. Die Mächte aber, des ewigen Balkan- 
haders flberdrflssig und miteinander uneinig, vermochten sich nicht 
zu einer gemeinsamen energischen Tat aufzuraffen und fanden 
sich mit der von der Türkei geschaffenen Änderung des Londoner 
Vertrags schliefilich ab, so wenig das zu dem von ihnen zuerst 
angeschlagenen kategorischen Ton auch pafite. 

Als der Friede zwischen der Pforte und Bulgarien am 29. Sep- 
tember endlich zustande kam, behielt jene nicht nur Adrianopel, 
sondern auch das ebenfalls besetzte Kirkilisse. 

Die klare Logik des J'y suis, j'y reste hatte allen Noten, De- 
marchen und Drohungen gegenüber das Feld behauptet. 

Während auf dem Balkan der zweite Krieg tobte, hatte die 
Botschafterreunion in London weiter getagt und sich endlich über 
die Lebensbedingungen des von ihr geschaffenen albanesischen 
Staates geeinigt. Zwar hatten Österreich-Ungarn und Italien, dessen 
eigentliche Schöpfer, schon am 16. April ein Statut darüber vor- 
gelegt; aber dieses mufite sich einige Veränderungen gefallen 
lassen, vor allem die bereits erwähnte, von der Monarchie selber 
vorgeschlagene Ausschaltung der Souveränität oder Suzeränität 
des Sultans. So kam die endgültige Textierung erst am 29. Juli 
zustande. Das Statut enthielt folgende Bestimmungen: 

1. Albanien ist unter der Garantie der sechs Mächte als ein autonomes, 
sottverflnes und erbliches Fflrstentum mit Erstgeburtsthronfolge konstituiert 
worden. Der Fürst wird durch die Mächte bestimmt werden. 

2. Jedes Suzeränitätsverhältnis zwischen der Türkei und Albanien ist 
ausgeschlossen. 
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3. Albanien wird unter der Garantie der Machte neutralisiert. 

4. Die Kontrolle der Verwaltung und der Finanzen Albaniens ist einer 
internationalen Kommission anvertraut, die aus Delegierten der sechs Mächte 
und einem solchen aus Albanien besteht* 

5. Die Vollmacht dieser Kommission dauert zehn Jahre und kann im Be- 
darfsfalle erneut werden. 

6. Diese Kommission ist beauftragt, ein genaues Organisationsprojekt für die 
Verwaltung Albaniens zu entwerfen, und hat den Mächten nach sechs Monaten 
einen Bericht über das Ergebnis ihrer Arbeiten vorzulegen sowie ihr Out« 
achten über die administrative und finanzielle Organisation des Landes. 

7. Der Fürst wird binnen sechs Monaten oder später ernannt. Bis dahin 
und bis zur Schaffung einer nationalen Regierung stehen die einheimischen 
Behörden sowie die Gendarmerie unter Aufsicht der internationalen Kommission. 

8. Die öffentliche Sicherheit und Ordnung wird durch die internationale 
Organisation der Gendarmerie besorgt Diese wird fremdländischen Offizieren 
anvertraut, die auch das Höchstkommando der Gendarmerie innehaben werden. 

9. Diese Offiziere sind aus der schwedischen Armee zu wählen. 

10. Die Mission der ausländischen Instruktionsoffiziere wird sich weder 
auf die Einheitlichkeit des Dienstes noch auf die Anstellung der Offiziere, 
Unteroffiziere und Gendarmen beziehen. 

11. Die Besoldung dieser Offiziere wird aus den Einnahmen des Landes 
unter Garantie der Mächte bestritten. 

Dieses Statut erfuhr abrigens nachträglich insofern noch eine 
Änderung, als statt der schwedischen Offiziere, die die dortige 
R^erung nicht bewilligte, holländische mit der Organisation und 
Leitung der Gendarmerie betraut wurden. 

Am selben Tage , 29. Juli , wurde in der Londoner Reunion 
auch die von der Monarchie und Rußland vereinbarte Fassung 
der Mafinahmen zum Schutze der albanesischen Minoritäten unter 
montenegrinischer und serbischer Herrschaft festgesetzt; femer 
die Interpretation der den wirtschaftlichen Zugang Serbiens zur 
Adria regelnden Bestimmungen. Sie hatte folgenden Inhalt: 

1. Hinsichtlich der .neutrallsation speciale du port*: Der hierzu be- 
stimmte Hafen darf nicht befestigt werden, worQber eine besondere Behörde 
wachen soll. 

2. HinsichUich der internationalen Eisenbahn: Die sechs Mächte sowie 
Albanien und Serbien werden sich finanziell an der Schaffung einer inter- 
nationalen Kompagnie beteiligen , die fflr den Bau und die Ausnutzung der 
Bahn zu sorgen hat. Die Mächte werden das Recht der Einflufinahme auf die 
Unternehmung besitzen. Die freie Benutzung von Bahn und Hafen wird von 
den Signatarmächten allen Staaten in derselben Weise zu denselben Be- 
dingungen und jederzeit garantiert 

3. Hinsichtlich der Kontrolle und Überwachung der Eisenbahn : Die Kon- 
trolle wird von den Vertretern der sechs Mächte, ferner Albaniens und Serbiens 
nach dem Muster der Suezkonvention von 1888 mit entsprechend angepafiten 
Änderungen ausgeübt. Die Überwachung der Bahn wird der Gendarmerie, 
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Miliz oder einem andern staatlichen Machtiaktor Albaniens unter der Kontrolle 
der Mächte anvertraut 

4. Hinsichtlich der Durchfuhr von Kriegsmaterial : Gegen die Freiheit der 
Durchfuhr von Kriegsmaterial wird grundsätzlich kein Einwand erhoben. Den 
Kriegführenden steht das Recht zu, alle Handelsschiffe vor deren Einfahrt in 
den Hafen zu durchsuchen und mit Beschlag zu belegen. 

Auch die so lange zurückgestellte sfldliche und sfldOstliche 
Abgrenzung Albaniens sowie die heikle Inselfrage wurden von 
der Reunion nun endlich erledigt; spät genug, denn es geschah 
erst in der Schlußsitzung am 11. August. Mit Bezug auf die erste 
Frage, deren Lösung wegen des Gegensatzes zwischen Italien und 
Frankreich, das die Sache Griechenlands vertrat, sehr schwierig 
gewesen war, wurde festgesetzt, dafi die Stadt Koritza samt Gebiet 
sowie Kap Stylos und die Insel Saseno zu Albanien gehören 
sollten. Die genauen Grenzen sollten von einer hierzu bestimmten 
Kommission geregelt werden, die ihre Tätigkeit am 1. September 
zu beginnen und am 30. November zu beenden hatte. Spätestens 
einen Monat danach waren die für Albanien bestimmten Gebiete 
von den griechischen Truppen zu räumen. Der Kanal von Korfu 
sollte neutralisiert werden. 

Hmsichtlich der Ägäischen Inseln brachte es die Reunion 
nur zu einer provisorischen Entscheidung: Die von den griechi- 
schen Truppen besetzten Inseln, mit Ausnahme der zum Schutze 
der Dardanellen für die Pforte notwendigen Inseln Tenedos und 
Imbros sollten Griechenland zufallen. Betreffs des Dodekanesos 
wollten die Mächte erst einen gemeinsamen Beschluß fassen, so- 
bald der Friede von Lausanne von beiden Kontrahenten voll- 
kommen durchgeführt sein werde, d. h. wenn die türkischen 
Truppen die Cyrenaika vollständig geräumt hatten. 

Außer über die albanesische Südostgrenze und die Ägäischen 
Inseln fand in der letzten Sitzung der Botschafterreunion auch 
noch eine dritte von selten der Monarchie angeregte Frage ihre 
Eriedigung: die Garantie für die Zulassung der albanesischen 
Grenzbewohner zu den Märkten von Djakova und Dibra, auf die 
sie angewiesen waren, weil diese ihnen die einzige Möglichkeit 
boten, sich mit Lebensmitteln zu versorgen; eine Verfügung, 
die sich als dringend notwendig erwies, da diesen Leuten von 
serbischer Seite die größten Hindemisse in den Weg gelegt 
wurden. 

Damit war das Werk der Botschafterreunion getan, und diese 
löste sich auf, nachdem sie die Geduld Europas nahezu acht 
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Monate hindurch auf die härteste Probe gestellt und zur Unsicher- 
heit der politischen Lage sowie zur allgemeinen wirtschaftlichen 
Depression reichlich das Ihre beigetragen hatte. 



Auch das furchtbare Balkandrama war nun zu Ende; das auf- 
regendste vielleicht von allen, die sich auf dieser blutgedflngten 
Bahne bisher abgespielt hatten; gewifi nicht auch das letzte. Ein 
Drama nur, keine Tragödie, trotz all dem Grauenhaften, das sich 
dabei zugetragen hat, denn für eine Tragödie enthält es zu wenig 
des Erhabenen, zu viel des Niedrigen und Widerwärtigen ; auch die 
gedrängteste Falle blutrünstiger Scheufilichkeiten gibt noch keine 
Tragödie. 

Wohl aber ist dieser Krieg far die gesamte Kulturwelt ein 
furchtbares Menetekel gewesen, das ihren entsetzten Blicken mit 
vernichtendem Hohne zeigte, wie wenig Ursache sie hat, sich 
immer mit ihrem Fortschritt und ihrer Humanität zu brüsten, wie 
nahe sie sich noch immer den Greueln des Dreifiigjährigen Kriegs 
befindet, trotzdem seither mehr als ein Vierteljahrtausend ver- 
flossen ist. 

Nun sind diese Schandtaten freilich nicht von den Völkern 
des Abendlandes verübt worden, sondern von denen des Balkans, 
deren ethische Kultur sich auch heute noch nicht viel von der 
der Menschenjäger und Kopfabschneider auf Bomeo und Sumatra 
unterscheidet. Allein damit sind die Abendländer kaum entschul- 
digt, denn sie haben nicht nur nichts getan, diese Greuel zu ver- 
hindern, sondern sie durch ihre heimliche Hetze noch gefördert 
und sich dadurch zu deren Mitschuldigen gemacht. Und wenn 
sie auch nicht Mord und Brandstiftung, Schändung und Vandalismus 
begingen wie die Balkanvölker, so haben dafür unter ihnen Lüge 
und Zwietracht, Neid und Bosheit wahre Orgien gefeiert: es sei 
nur an die Skutarifrage erinnert. 

Vernichtender als durch die Erscheinungen der letzten Balkan- 
krise konnten die naiven Phantasien der Utopisten und Pazifisten 
von den in brüderiicher Liebe geeinten, mit ewigem Frieden be- 
glückten .Vereinigten Staaten von Europa" nicht mehr ad absurdum 
geführt werden. Diese Krise ist ein moralisches D^bftcle der 
Menschheit gewesen. 
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XXIII 

Die Balkanpolitik des Grafen Berchtold 

Selten dflifte ein leitender Staatsmann bei seinem Amtsantritte 
so schwierige Verhältnisse vorgefunden haben wie Graf Berchtold. 
Das erste halbe Jahr seiner Regierung ging allerdings ohne größere 
Erschfltterung der Monarchie vorüber, so unsicher die allgemeine 
politische Lage auch schon damals war; vom Herbste 1912 an 
jedoch begann für ihn eine Periode der Aufregungen und Spannung» 
die fast ununterbrochen die ganze Zeit seiner Amtstätigkeit hin- 
durch bis zum heutigen Tag andauerte. Waren es nicht die 
äußern Ereignisse, die ihn in Atem hielten, so mußte er in den 
Delegationen Spießruten laufen, denn seine Politik stieß auch 
innerhalb der Monarchie auf zahlreiche Gegner und fand mit Aus- 
nahme der offiziösen Kreise überhaupt nur wenig Beifall. 

Zwischen dem Urteile seiner äußern und seiner innem 
Gegner bestand aber ein wesentlicher Unterschied: die äußern 
groUten ihm, weil er ihnen in den Weg getreten war und ihre 
Absichten vereitelt oder doch beeinträchtigt, kurz: weil er ihrer 
Ansicht nach mit seiner Balkanpolitik Erfolg gehabt hatte; die 
innem Gegner aber griffen ihn just aus dem entgegengesetzten 
Grund an: weil er in ihren Augen keine Erfolge aufzuweisen 
vermochte. 

Will man aus diesen zwei einander so schroff widersprechenden 
Urteilen die zur Wahrheit führende Resultierende ziehen, so ge- 
langt man wohl am sichersten zu diesem Ziele, wenn man die in 
den Delegationen und in der Presse gegen Berchtold erhobenen 
Vorwürfe nüchtern prüft und mit den Ergebnissen seiner diplo- 
matischen Tätigkeit vergleicht. 

Diese Vorwürfe haben sich auf vier Punkte konzentriert: 
1. auf die Nichtbesetzung des Sandschaks Novibazar; 2. die 
Schaffung Albaniens; 3. die Politik gegenüber Rumänien; 4. die 
Affäre Prochaska. 

1 
Die Nichtbesetzung des Sandschaks 

In diesem Vorwurfe verdichtete sich die tiefe, bis zur Er- 
bitterung anschwellende Unzufriedenheit, die die passive Haltung 
der Regierung während des Balkankriegs in weiten Kreisen 
der Monarchie hervorgerufen hatte, zumal in der Armee. Man 
begriff nicht, daß sie schweigend und regungslos mit ver- 
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schrankten Armen zusehen konnte, wie Serbien und Montenegro 
sich hart an den Reichsgrenzen des Sandschaks bemächtigten, 
der Monarchie das Tor nach Saloniki sozusagen vor der Nase 
zuschlugen und sie von Cattaro bis Orsova mit einem feindlichen 
Ring einschnürten. Diese Untätigkeit erschien um so unbegreif- 
licher und verderblicher, als 'eine Ausdehnung und Festigung 
der Balkanstaaten auf Kosten der Tflrkei ganz und gar nicht im 
Interesse' der Monarchie gelegen sein konnte. 

Solange sich diese noch zur Statusquotheorie bekannte, 
bestand allerdings noch die Hoffnung, sie werde erst dann ein- 
greifen, wenn die Türkei ihrer Gegner nicht Herr werden sollte. 
Als diese aber auf allen Linien triumphierten und die Türkei zer- 
schmettert auf dem Boden lag, ohne dafi man in Wien Miene 
machte, den Siegern ein ,,Bis hierher und nicht weiter!" zuzurufen, 
sondern im Gegenteil das Mäntelchen nach dem Winde drehte 
und mit einem Male die »Formel": »Der Balkan den Balkan- 
vOlkernl" als alleinseligmachendes Dogma verkündete: da brachen 
alle Hoffnungen auf eine Änderung der eigenen Balkanpolitik 
zusammen, und aus ihren Trümmern hervor erhoben sich von 
tiefster Erbitterung, ja Empörung getragene Anklagen wider eine 
Regierung, die das Reich durch ihre Schwäche und Zaghaftigkeit 
um sein ganzes Ansehen auf dem Balkan gebracht und den Bank- 
rott seiner Balkanpolitik herbeigeführt habe. Man hatte die Emp- 
findung, nun habe die Monarchie ihre Rolle auf dem Balkan 
endgültig ausgespielt, und die beharrlich fortgesetzte Duldung der 
immer dreistem Insulten und Provokationen Montenegros und 
Serbiens war keineswegs danach angetan, diese Erbitterung zu 
dämpfen. 

Graf Berchtold hat seine Haltung ein Jahr später, am 21. No- 
vember und 15. Dezember 1913, vor den beiden Delegationen zu 
rechtfertigen gesucht. 

Die Monarchie habe, so erklärte er, die »sehr odiose Rolle* 
vermeiden müssen, zu der sie sich gezwungen gesehen hätte, wenn 
sie den christlichen BalkanvOlkern bei ihrem Befreiungskampf in 
den Arm gefallen wäre; und sie habe eine solche Einmischung 
um so mehr unterlassen müssen, als sie nicht darüber im Zweifel 
sein konnte, daß jene entschlossen gewesen seien, ihre Absichten 
auch gegen den Wültn Österreich-Ungarns ins Werk zu setzen. 
Mit andern Worten: er habe erstens auf die Gefühle der Südslawen 
im eigenen Lande Rücksicht nehmen müssen und zweitens einen 
Krieg vermeiden wollen. 
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Was aber den Sandschak betraf, so berief sich Graf Berchtold 
auf den »dogmatischen Charakter*^) seiner Rückstellung durch 
Graf Ährenthal und führte, wie dies im Verlaufe dieser Darstellung 
schon gezeigt worden ist, die Argumente an, die seinen Vorgänger 
zum Verzicht auf den Sandschak bewogen hatten. Diesen Argu- 
ihenten habe auch er selber sich nicht verschließen können und 
daraus gefolgert, dafi es »diplomatisch eine Verlegenheit, militärisch 
ein Hemmnis und ökonomisch ein Schaden gewesen wäre, den 
Sandschak wieder zu besetzen". 

Man täte unrecht, wollte man die von Graf Berchtold an- 
geführten Motive seines passiven Verhaltens kurzerhand als nicht 
stichhaltig verurteilen. 

Namentlich der erste Grund verdient dies nicht, die Rücksicht 
auf die Südslawen, die eine Parteinahme für die Türkei gegen 
ihre Stammverwandten übelgenommen hatten. DaB Graf Berchtold 
mit dieser Annahme recht hatte, steht aufier Frage. Aber diese 
an sich begreifliche Rücksicht auf einen Bruchteil der Bewohner 
eines so vielvölkerigen Reichs wie die Monarchie mufite dem 
Interesse des Gesamtreichs unbedingt untergeordnet werden, und 
diesem Interesse hat eine Ausbreitung und Stärkung der Balkan- 
staaten auf Kosten der Türkei zweifellos nicht entsprochen. 

Ähnlich verhält es sich mit dem zweiten Motiv, das Graf 
Berchtold zu seiner Rechtfertigung angeführt hat, mit der Besorgnis 
vor einem Kriege. Auch diese war vom Standpunkt der Humanität 
an sich gerechtfertigt, durfte aber kein Hindernis sein, wenn es sich 
um das Wohl des Reichs handelte. Ob eine kriegerische Intervention 
der Monarchie in diesem Falle notwendig gewesen wäre, mag An- 
sichtssache sein; keinesfalls aber durfte die Besorgnis vor einem 
Kriege als ein zureichender Grund für die Unterlassung der Inter- 
vention angesehen werden. 

Nicht so einfach liegen die Dinge beim dritten Motiv des 
Grafen Berchtold, dem .dogmatischen Charakter'' des Verzichts 
auf den Sandschak. Er hat darauf verwiesen, daß ihm Ährenthal 
durch die Rückstellung des Sandschaks die Haltung in dieser 
Frage gewissermaßen »präjudiziert'' habe. Er hat damit sagen 
wollen, daß ihm hiedurch die Hände gebunden seien, da er sich 
verpflichtet fühle, die von seinem Vorgänger für die Monarchie 



1) Dieser Ausdruck ist zuerst nicht von Oral Berchtold, sondern vom 
Delegierten Freiherm v. Beck gebraucht und dann von Jenem als ein sehr 
bezeichnendes Wort wiederholt worden. 
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gewissermaSen zum Dogma erhobene Enthaltsamkeitspolitik zu 
respektieren und fortzusetzen. 

Dieser Standpunkt verdient sicherlich Achtung, denn ein ge- 
wisser Konservatismus in der Politik soll von jedem Staate be- 
wahrt werden, und ein häufiger Wechsel der politischen Ziele und 
Methoden erschüttert das Vertrauen zu ihm ebenso wie zu einem 
launischen, unverläßlichen Menschen. Allein dieser Konservatismus 
darf nie zum Dogma erstarren und mufi sich den Zeitverhaltnissen 
tunlichst anpassen ; sonst läuft der Staat Gefahr, brüchig zu werden 
und im allgemeinen Wettkampfe der Völker zu erliegen. Eine 
zweckmäßige Politik darf darum nie dog^natischen Charakter haben 
und keine andern Dogmen kennen als die nie veraltenden des 
Rechts und des Anstands. Ein. Meister der Politik wie Bismarck 
hat sich in seinen Entschließungen zeitlebens nie durch Dogmen 
behindern lassen und mit souveräner Skrupellosigkeit jedes Dogma 
sofort über Bord geworfen, wenn er es auch nur im geringsten 
als Ballast empfand. 

Auch fflr Graf Berchtold hätte demnach kein Zwang bestanden, 
an dem Enthaltsamkeitsprogramm seines Vorgängers festzuhalten, 
und es wäre sein gutes Recht gewesen, dieses Programm bloß als 
dessen subjektive Ansicht aufzufassen und nicht als kategorischen 
Imperativ. 

Es war übrigens — und das ist das Bedeutsamste dabei — 
keineswegs bloß dieses »Dogma', durch das Graf Berchtold in 
der Sandschakfrage seine Hände gebunden fühlte, sondern es war 
noch eine zweite, stärkere Fessel vorhanden, die er aber nicht 
zeigen wollte : der Bundesvertrag mit Italien, der diesem das Recht 
gab, sobald Österreich-Ungarn auf dem Balkan einen Schritt auf 
türkisches Gebiet machen sollte, seinerseits eine Kompensation 
zu beanspruchen, als die im besondem der Hafen von Valona 
in Albanien gedacht war.^) Die Festsetzung Italiens auf dem 
Ostlichen Adriaufer wäre für die Monarchie aber ein Ereignis ge- 
wesen, dem gegenüber Graf Berchtold die Vereinigung Serbiens 
mit Montenegro Im Sandschak offenbar immer noch für das 
kleinere Übel hielt. Es war demnach letzten Endes nicht, wie 
man allgemein glaubte, die Besorgnis vor einem Zusammen- 
stoße mit Serbien und Montenegro, die ihn zu einer für ihn 
so wenig schmeichelhaft gedeuteten Reserve veranlaßt hatte, 
sondern vielmehr die Besorgnis vor einem Konflikte 

^) H. Friedjung, .Der Inhalt des Dreibunds' im •Greif, S. 21. 
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mit Italien. Nicht bei den Gegnern der Monarchie war also 
das entscheidende Motiv fflr seine folgenschwere Zurflckhaltung 
zu suchen, sondern bei ihrem Verbündeten. Das Netz, das Crispi 
fünfundzwanzig Jahre früher dem Grafen Kälnoky mit Bismarcks 
Hilfe über den Kopf geworfen hatte, war, da es inzwischen von 
Visconti-Venosta mit neuen, festen Maschen versehen worden, noch 
stark genug, auch den Grafen Berchtold zu umstricken und seine 
Bewegungsfreiheit auf dem Balkan zn lähmen. 

Von diesem Hindernis aber ließ Graf Berchtold aus Rücksicht 
auf Italien vor den Delegationen keine Silbe verlauten, wiewohl er 
den gegen seine Politik gerichteten Vorwürfen dadurdi hatte wirk- 
samer begegnen können als durch den Hinweis auf die gebundene 
Marschroute, die ihm sein Vorgänger als Erbteil hinterlassen hatte. 

Außer durch die Rücksicht auf Italien scheint die Bewegungs- 
freiheit des Grafen Berchtold aber noch durch eine zweite heim- 
liche Fessel eingeschränkt worden zu sein: durch die Abneigung 
Deutschlands, sich durch die Monarchie in die Balkankrise ver- 
wickeln zu lassen ; eine Abneigung, aus der man dem Verbündeten 
gegenüber kein Hehl gemacht zu haben scheint. Man hat besonders 
die Unterredung, die am 23. November in Springe zwischen 
Kaiser Wilhelm und dem Erzherzog-Thronfolger stattgefunden, in 
diesem Sinne gedeutet und die Ansicht ausgesprochen, daß sich 
der Erzherzog bei diesem Anlaß einen Korb geholt habe.^) Ob 
diese Auffassung auch den Thatsachen entspricht, sei allerdings 
dahingestellt.*) 

^) Siehe den Interessanten Artikel .österreichisch-deutsche 
Meinungsverschiedenheiten* von Heinrich Friedjung in der .Vossi- 
schen Zeitung* vom 28. August 1913 und den mehrerwähnten Artiltel desselben 
Autors im .Greif, sowie die gegen diese beiden Aufsätze polemisierende Arbeit 
.Ein Märchen vom Dreibund' von Hans F. Helmolt im .März* vom 
18.01ctober 1913. Beide Historiker sind trotz ihres verschiedenen Standpunkts darin 
einig, daß der Besuch des österreichischen Thronfolgers in Springe ein negatives 
Ergebnis gehabt habe. Helmolt ist der Ansicht, man habe damals dem Thron- 
folger freundschaftlich erklärt: .Das, was Du — reichlich zu spät — beabsichtigst 
und von dem du wünscht, dafi wir es eventuell mit den Waffen unter- 
statzen, das bedeutet unfehlbar den Krieg, einen frivolen Krieg, dessen 
Berechtigung vor Deutschland zu begründen einfach unmöglich ist* 

*) Die Maßnahmen, die Österreich-Ungarn nach der Rückkehr des Thron- 
folgers aus Springe getroffen hat — Kriegsleistungsgesetze, Pferdeausfuhr- 
verbot, Entsendung General Conrads nach Bukarest — haben keineswegs auf 
eine friedliche Lösung des Konflikts gedeutet, im Gegenteil; und ebensowenig 
die Ernennung General Conrads zum Generalstabschef, die am 9. Dezember 
erfolgte, so dafi man um diese Zeit augenscheinlich noch mit der Wahrschein- 
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Sei dem nun wie immer: jedenfalls kann als sicher angenommen 
werden , daß Graf Berchtold von Berlin alles eher denn ermuntert 
worden ist, auf dem Balkan energisch aufzutreten. Diese Ab- 
neigung der deutschen Regierung, sich in die Balkanwirren hinein- 
ziehen zu lassen, war ja im Hinblick auf die gefährlichen Kon- 
sequenzen — Doppelkrieg gegen Rußland und Frankreich — an 
sich gewiß nicht unbegreiflich ; aber anderseits hätte man in Berlin 
doch erkennen sollen, daß es sich da keineswegs um eine private 
Zwistigkdt Österreich-Ungarns handelte, sondern auch um das 
Interesse des Deutschen Reichs. Man hatte dort eben dieselbe 
Unterlassungssflnde begangen wie in Wien und nicht bedacht, 
daß man, indem man die Türkei ihrem grausamen Schicksal über- 
ließ, ohne fflr sie einen Finger zu rühren, dem Panslawismus und 
der Triple-Entente in die Hände arbeitete. 

Man sieht demnach: die beharrliche und unbegreiflich er- 
scheinende Reserve, die Graf Berchtold in der Sandschakfrage 
und in der Balkankrise überhaupt beobachtete, ist keineswegs bloß 
Schwäche und Tatenscheu gewesen, wie es den bösen Anschein 
hatte, sondern Gründen entsprungen, die, wenn sie auch nicht un- 
bedingt zwingender Art waren, so doch schwer ins Gewicht fielen. 

2 
Die Schaffung Albaniens 

Man hat dem Grafen Berchtold auch voigeworfen, daß er die 
Monarchie um Albaniens willen über ein halbes Jahr hindurch in 
Atem gehalten, in ungeheure Kosten gestürzt und besonders in 
der Skutarifrage hart an den Abgrund eines schweren Krieges ge- 
bracht habe. Und all dies für ein Land, das dessen in keiner Hinsicht 
wert sei und auch in Zukunft für die Monarchie keinerlei Vorteile 
verspreche. Diese habe sich dadurch nur eine drückende Last auf- 
gebürdet, und wenn jemand von ihren Opfern dereinst Nutzen haben 
werde, so sei es nicht sie, sondern Italien. 

llchkeit eines Waffenganges rechnete. Man dürfte demnach den Umschwung 
in der Stimmung des Auswärtigen Amts, der sich im Communiqu^ vom 
16. Dezember so auffaUend äufierte, zumindest nicht als eine unmittelbare 
Folge der Zusammenkunft in Springe zu deuten, sondern spätem Einwirkungen 
zuzuschreiben haben, über die erst die Zukunft Aufschluß geben wird. Damit 
würde auch eine Aufierung stimmen, die mir gegenüber eine Persönlichkeit 
getan hat, die von den Absichten des Thronfolgers unterrichtet sein mufite 
und die es als voraussichtlich bezeichnete, dafi man, der ewigen Heraus- 
forderungen müde, in Serbien einmarschieren werde. Dieses Gespräch hat 
aber am 6. Dezember 1912 stattgefunden, also etwa zwei Wochen nach Springe. 
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AU diese Einwände gegen Albanien sind zweifellos auch mehr 
oder weniger berechtigt, und der klägliche Verlauf, den die Ent- 
wicklung dieses jüngsten Staatswesens bisher genommen hat und 
der die Revolution in Permanenz bedeutet, kann diese Bedenken 
nur bekräftigen: dennoch darf man Berchtold aus der Schaffung 
dieses Unglflcksstaates keinen Vorwurf machen, denn er hat so 
handeln müssen. In dieser Frage hat der kategorische Imperativ, 
den man in der Sandschakfrage nicht unbedingt gelten lassen kann, 
wirklich gesprochen. Und auch hier ist es wieder das ver- 
bündete Italien gewesen, das ihn dazu gezwungen hat. 
Da dieses der Monarchie den Besitz Albaniens nicht gönnen wollte 
und sie ihn Italien nicht gönnen konnte, so war, wie schon ge- 
zeigt worden ist, beiden eben nichts anderes übrig geblieben, als 
sich dahin zu einigen, gegebenenfalls ein unabhängiges Albanien 
ins Leben zu rufen. Dieser Fall war mit dem Zusammenbruche 
der Türkei tatsächlich eingetreten, und so hatten denn die beiden 
Adriamächte, ihrer Abmachung und ihrer Einsicht getreu, wohl 
oder übel den albanischen Staat geschaffen. Dafi er schon als 
Krüppel zur Welt kam, einen bedenklichen Grad von Atemschwäche 
zeigte und auch für die Zukunft nur wenig verspricht, das ist 
nicht die Schuld Berchtolds — und ebensowenig die San Giulianos — , 
sondern, abgesehen von den haltlosen Zuständen des Landes, bloB 
die der Tripelentente , die mit Hilfe ihrer Schergen Serbien und 
Montenegro alles aufgeboten hat, den jungen Staat schon in der 
Wiege zu erwürgen. 

Es liegt eine tragische Ironie darin, dafi die Monarchie somit 
ein Staatswesen ins Leben rufen mufite, von dem sie voraussichtlich 
nur Übles erwarten konnte. 

3 
Die Politik gegenüber Rumänien 

Ganz ähnlich steht es um die Vorwürfe, die Graf Berchtold 
Rumäniens wegen über sich hat ergehen lassen müssen. Solange 
man keinen Einblick in die in dieser Angelegenheit gewechselten 
diplomatischen Akten hatte, so lange konnte man noch an eine 
Sdiuld seinerseits glauben. Seit aber das Rotbuch erschienen, ist 
von dem Verhalten Berchtolds Rumänien gegenüber auch jeder 
Schatten geschwunden, und wenn es ihm feindlich gesinnte Blätter 
trotzdem zuwege gebracht haben, ihm gerade aus diesen Akten 
einen Henkerstrick zu drehen, so beweist das nur, daß man mit 
dem entsprechenden Mafie von Skrupellosigkeit und Rabulistik 
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SO ziemlich jede Sache in ihr Gegenteil verdrehen kann. FOr 
jeden unvoreingenommenen und billig denkenden Leser bildet das 
Rotbuch aber eine glänzende Rechtfertigung der von Berchtold 
hinsichtlich Rumäniens befolgten Politik. Von Anfang bis zu Ende 
zeigt sich darin sein nimmermüdes Bestreben, Rumänien zur Ver- 
wirklichung seiner Wünsche zu verhelfen und Bulgarien zu diesem 
Zwecke gefügig zu machen. Dafi er diesem gegenüber dabei 
nicht schroff aufgetreten war, sondern seine unablässig wiederholten 
Ratschläge immer in freundschaftlichem Ton erteilt hatte, war 
vom Standpunkte der Monarchie nur selbstverständlich, denn er 
mufite trachten, Bulgarien dem russischen Einflüsse zu entziehen 
und für die Monarchie zu gewinnen, um ihr ein Gegengewicht 
gegen Serbien zu schaffen. Ihm dieses Verhalten übelzunehmen, 
hatte man demnach in Rumänien kein Recht. Und ebensowenig 
durfte man ihm dort einen Vorwurf daraus machen, daB er 
Rumänien beim Ausbruche des ersten Balkankriegs an einer 
Intervention gehindert hatte (wovon im Rotbuche allerdings nichts 
enthalten ist). Diese Behinderung mochte vom Standpunkte der 
Monarchie anfechtbar sein, denn durch ein rechtzeitiges Ein- 
greifen Rumäniens wäre der Zusammenbruch der Türkei vielleicht 
hintangehalten worden; aber vom Standpunkte Rumäniens aus 
hatte man kerne Ursache, der Monarchie deshalb zu grollen, 
denn die Intervention Rumäniens hätte wahrscheinlich auch die 
Rußlands zur Folge gehabt, die für jenes hätte sehr übel aus- 
gehen können. Dadurch aber, dafi Rumänien sich auf den Rat 
der Monarchie zuerst zurückgehalten hatte, konnte es später, was 
es wollte, mühelos einstreichen, ohne dabei auch nur einen ein- 
zigen Mann im Kampfe zu verlieren. 

Ebenso ungerecht hat man Berchtold wegen seines Protests 
gegen den Frieden von Bukarest angegriffen. Sein beharrliches 
Verlangen nach der Revision dieses mit Keimen der Zwietracht 
geschwängerten Vertrags mag diplomatisch ein Mißgriff gewesen 
sein; jedenfalls aber war es eine ehrliche und mannhafte Tat. 
Übrigens hat die Feindseligkeit, die in Rumänien gegen die 
Monarchie Platz gegriffen hatte, nicht erst von diesem Proteste 
her datiert, sondern ist durch ihn blofi verschärft worden. 

Den Grafen Berchtold für diese Feindseligkeit verantwortlich 
zu machen, wie dies in Pariament und Presse geschehen ist, hiefi 
ihm bitter unrecht tun und schnöden Undank billigen; denn 
nichts anderes als Undank ist es, dafi man sich in Rumänien 
just gegen die Politik eines Mannes kehrte, der die Befriedigung 
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der berechtigten Wünsche Rumäniens zu den »legitimen Interessen* 
der Monarchie rechnete und sowohl auf der Londoner als auf der 
Petersburger Botschafterreunion nicht mflde wurde, für die rumä- 
nische Sache zu wirken. 

Dieser widersinnige und selbst im politischen Leben nicht all- 
tägliche Undank läßt sich nur aus dem tiefen Grolle erklären, den 
man in Rumänien gegen die Magyaren hegt, unter deren hartem 
Joche die Rumänen Ungarns und Siebenbürgens seit Jahrzehnten 
seufzen. Dieser Groll ist fraglos begründet und berechtigt, aber 
es war ungerecht, ihn die ganze Monarchie entgelten zu lassen, 
und es war töricht, ihm just dann Ausdruck zu geben, wenn hiezu 
am wenigsten Anlaß war, und just dort, wo man an den Be- 
drückungen ganz unschuldig war. Nicht Graf Berchtold oder sonst 
ein österreichischer Staatsmann trägt ja schuld daran, sondern bloß 
die unselige Magyarisierungsmanie der Machthaber in Ungarn. 

4 
Die Affäre Prochaska 

Bekanntiich hat man das Auswärtige Amt beschuldigt, diese 
Angelegenheit künstiich aufgebauscht zu haben, um unter der 
Bevölkerung Kriegsstimmung zu machen; ein Vorwurf, der sich 
in erster Linie gegen den Chef des »Literarischen Bureaus* im 
Ministerium, C. v. Kanya, richtete. Graf Berchtold hat jedoch 
vor den Delegationen die volle Verantwortung für diesen Beamten 
übernommen und die Angriffe gegen ihn als unberechtigt zurück- 
gewiesen. Daß die öffentiiche Meinung mit ihren Angriffen gegen 
das Ministerium über das Ziel hinausgeschossen hat, steht außer 
Frage; aber so ganz aus der Luft gegriffen sind diese Vorwürfe 
denn doch nicht gewesen. Wenn die Regierung in ihrem Com- 
muniqu6 vom 21. Dezember 1912 (dem zweiten in dieser Angelegen- 
heit) ihr langes Schweigen damit zu rechtfertigen suchte, daß man 
erst habe , absolut unangreifbares Tatsachenmaterial' sammeln 
wollen, so wäre das an sich ja gewiß nur zu billigen gewesen; 
aber das hätte sie doch nicht abhalten dürfen, auf die begreifliche 
Ungeduld der Offentiichkeit Rücksicht zu nehmen und sie wenig- 
stens darüber zu beruhigen, daß Prochaska nichts Emstiiches zu- 
leide geschehen sei; denn das zumindest mußte man auf dem 
Ballplatze doch schon wissen, seit Konsul Edl mit ihm in Osküb 
zusammengetroffen war, und es erscheint ganz unglaubwürdig, 
daß Edl innerhalb der drei Wochen, die zwischen jenem Zusammen- 
treffen und dem Erscheinen des ersten Communiqu^s lagen, gerade 
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flber diesen wichtigsten Punkt nichts berichtet haben sollte. Un- 
begreiflich muß es ferner auch erscheinen, daß das Ministerium 
von Procbaska so lange keine Nachricht erhalten haben soll, die 
telegraphische Anfrage der »Neuen Freien Presse ** aber, wenn 
auch erst nach einigen Tagen, von Prochaska selber beantwortet 
worden ist.*) 

Wie dem auch sei: jedenfalls bleibt diese Angelegenheit ein 
dunkler Punkt, und sie ist dadurch keineswegs besser geworden, 
daß das Rotbuch sie ganz übergangen hat, als hatte sie nie existiert; 
ein unbegreiflicher Mißgriff der Regierung, der den Verdacht, sie 
habe etwas Schlimmes zu verbergen, geradezu herausfordert. Im 
übrigen freilich hat die Affäre Procbaska bloß symptomatische 
Bedeutung gehabt, keineswegs auch historische, und die Vorwürfe, 
die ihretwegen gegen Graf Berchtold erhoben worden sind, können 
für die Beurteilung seiner staatsmSnnischen Kunst nicht ernstlich 

in Betracht kommen. 

* 

Weit scharfem Widerspruch als in diesen vier Angelegenheiten 
würde Graf Berchtold in einem .andern Punkte verdienen, falls 
der dahin gehende Verdacht sich als begründet erweisen sollte. 
Dieser Verdacht betrifft die Frage der Geldentschädigung, die die 
Mächte auf den Vorschlag Englands Montenegro gewähren sollten, 
um es für den Entgang Skutaris schadlos zu halten. Ob diese 
Aktion tatsächlich erfolgt ist und ob sich die Monarchie an ihr 

• 

beteiligt hat, darüber besteht bis heute noch keine Gewißheit. 
Eine entschiedene Verneinung ist das Auswärtige Amt der Öffent- 
lichkeit bisher jedenfalls schuldig geblieben, was den Verdacht, 
es habe dies getan, nicht eben abschwächt; um so weniger, als 
hierüber auch im Rotbuch eine Stelle zu finden ist, die auf eine 
solche Möglichkeit deutet. Graf Berchtold hat den hierauf Bezug 
nehmenden Vorschlag Sir Greys nämlich mit folgenden Worten 

erwidert : 

.Die von der Reunion beschlossene Demarche in Cetinje stellt Montenegro 
Iflr den Fall der gutwilligen Räumung Skutaris eine ökonomische Kompensation 

^) Ganz ausgeschlossen erscheint es übrigens nicht, dafi man sich im 
Ministerium flber das Schicksal Prochaskas tatsächlich lange Zeit im unklaren 
befunden hat, so schwer es auch fällt, dies zu glauben. Für diese Möglichkeit 
spricht es wenigstens, dafi man noch am 6. Dezember, also zehn Tage nach 
der ersten Meldung Edls, an einer Stelle, die man unbedingt hätte verständigen 
müssen, nichts Näheres über das Schicksal Prochaskas zu wissen schien und 
es für wahrscheinlich hielt, dafi er irgendwie .diminuiert' — ich wiederhole den 
mir gegenüber gebrauchten Ausdruck — worden sei. 

Sosnotky, Die BtlkanpoUttk Öfttmich-Ungarnt. H. 25 
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in Aussicht, während unser Standpunkt dahin geht, daß Montenegro sich jetzt 
bedingungslos den Beschlüssen Europas fügen müsse, wobei es den Mächten 
allerdings unbenommen bliebe, nach erfolgter Unterwerfung Montenegros unter 
ihren Willen eine finanzielle Hilfe für das Land in Erwägung zu ziehen. Wenn 
wir uns auch vorbehalten haben, an seinerzeitigen einschlägigen Konversationen 
der Mächte über diesen Gegenstand teilzunehmen, ist es uns doch un- 
möglich, eine Demarche mitzumachen, die eine diesbezügliche Zusage an 
Montenegro enthält.*^) 

Das ist allerdings eine Ablehnung; aber sie läßt die Möglich- 
keit der Beteiligung der Monarchie an der geplanten 20-Millionen- 
Spende für Montenegro jedenfalls offen und trägt eher dazu bei» 
diesen Verdacht zu bestärken, als ihn zu entkräften. Sollte Graf 
Berchtold sich wirklich hiezu verstanden haben, so wäre das ein 
Fehler, für den man eine Entschuldigung vergebens suchen würde, 
denn Montenegro unterstützen heißt den eigenen Feind bezahlen. 

Sieht man von di&ser Sache jedoch ab, weil sie noch un- 
geklärt ist, so erweist sich die Balkanpolitik des Grafen Berchtold 
bei eingehender Prüfung durchaus nicht so fehlerhaft, als sie, 
bloß nach den Ereignissen beurteilt, erscheinen muß. Namentlich 
die Lektüre des Rotbuchs zwingt zu einer Revision des Urteils 
über sie, denn die darin veröffentlichten Akten — es sind an 1000 — 
sprechen entschieden zugunsten Berchtolds, dessen Noten mit 
ihrer maßvollen, klaren und festen Sprache im Leser einen durch- 
aus vorteilhaften Eindruck erwecken. Ihr charakteristisches Merk- 
mal ist eine zähe Beharrlichkeit, die sich durch nichts von ihren 
Zielen abbringen läßt und diese trotz aller Hindernisse, wenn- 
gleich oft nur auf weiten Umwegen, meist auch erreicht. Diese 
unbeirrbare Zähigkeit war es denn auch, die gegen die Ränke der 
Tripelentente die Erhaltung Skutaris für Albanien und die Säube- 
rung dieses Landes von den Montenegrinern und Serben durch- 
setzte. Damit aber hatte Graf Berchtold, ohne daß dies aller- 
dings seine klare Absicht gewesen sein dürfte, den Balkanbund 
gesprengt und den von Rußland gegen die Monarchie geplanten 
Schachzug mattgesetzt, so daß diese trotz empfindlicher Teil- 
niederlagen am Ende der Balkankrise doch das Feld zu behaupten 
vermochte, was gerade in Rußland und Serbien, wenn auch zähne- 
knirschend, ausdrücklich zugestanden wurde. 

FreUich war es nur ein Pyrrhussieg, an dem man in der Mon- 
archie keine Freude haben konnte, weil sie aus dem Kampf in 
ihrem Prestige und in ihren Finanzen arg mitgenommen hervor- 



^) Rotbuch, Note Nr. 502 vom 2. Mai 1913. 
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gegangen war und die Gelegenheit, die Rechnung mit Serbien 
endlich zu begleichen, abermals versäumt hatte. Oberhaupt läßt 
sich nicht leugnen, daß zwischen den bescheidenen, ja dürftigen 
Ergebnissen der Balkanpolitik Berchtolds und seiner bestimmten 
Sprache im Rotbuch ein gewisser Gegensatz besteht, der darauf 
zurückzuführen ist, daß er im entscheidenden Augenblicke doch 
oft davor zurückschreckte, seinen energischen Worten auch die 
energische Tat folgen zu lassen. Beharrlichkeit und Geduld 
allein, so anerkennenswert diese Eigenschaften an sich auch sind, 
genügen eben doch nicht, die Aufgaben zu bewältigen, die es 
für die Monarchie auf dem Balkan zu lösen gilt. Dazu bedarf 
es rascher Entschlossenheit und eines kräftigen Verantwortungs- 
muts. Die aber sind dem Grafen Berchtold nun einmal nicht ge- 
geben. Seine Politik deshalb jedoch kurzerhand als tatenscheu 
und schwächlich zu verurteilen, wäre trotzdem nicht billig, denn 
man darf bei ihrer Bewertung nicht vergessen , daß er während 
der letzten Balkankrise ein Opfer der unseligen Enthaltsamkeits- 
politik seines Vorgängers gewesen ist und mehrfach gebundene 
Hände gehabt hat, deren Fesseln zu sprengen er sich nicht ent- 
schließen konnte. Daß er im äußersten Fall aber doch den Mut 
und die Kraft besitzt, einen entscheidenden Schritt zu tun, das hat 
das Ultimatum an Serbien bewiesen, das an Wucht und Energie 
wahrlich nichts zu wünschen übrig ließ und darum alle Welt über- 
raschen mußte. Freilich hat das Reich erst seinen Thronerben 
verlieren müssen, bevor er sich zu diesem Schritt aufzuraffen 
vermochte.^) 

^) Man hat die Stilisiernng des Ultimatums übrigens dem Oralen Tisza 
zugeschrieben. Ist dies nachher auch dementiert worden, so läfit sich doch 
nicht bestreiten, daß diese Vermutung viel für sich hatte, denn die scharfe 
Sprache dieser Note entspricht mehr dem schneidigen Naturell Tiszas als der 
konzilianten Art Berchtolds. 



Nachwort 

Rückblick und Ausblick 

Rfickblick 

Hält man, bei unsern Tagen angelangt, in der Geschichte 
der Balkanpolitik des Habsbuigerreichs inne und verfolgt sie mit 
gewendetem Blicke durch die lange Kette der historischen Ereig- 
nisse bis zu den fernen Tagen des Prinzen Eugen zurück, so 
wird man an ihr allmählich drei charakteristische Merkmale er- 
kennen : 1 . ein auffallendes Mißverhältnis zwischen den Absichten 
der leitenden Staatsmänner und den ihnen zur Verfflgung stehen- 
den Machtmitteln, kurz: zwischen ihrem Wollen und Können; 

2. eine oft damit zusammenhangende Verkennung entscheidender 
politischer Momente und Versäumnis günstiger Gelegenheiten; 

3. eine verhängnisvolle Neigung zu halben Maßnahmen. Drei 
Merkmale übrigens, die keineswegs blofi der Balkanpolitik des 
Habsburgerreichs eigen waren und sind, sondern seiner Politik 
überhaupt. 

Das Mißverhältnis zwischen Wollen und Können tritt nament- 
lich im 17. und 18. Jahrhundert auffällig hervor. Der starke Ehr- 
geiz, die weitverzweigten Familienverbindungen und die hieraus 
entstehenden Erbansprüche der habsburgischen Dynastie hatten 
deren Interessensphäre ins Ungeheure ausgedehnt. Außer den 
Erbländem und denen der ungarischen Krone umspannte sie 
auch Deutschland, Spanien, die Niederlande, Mailand, Sardinien 
und Neapel; dazu kam noch der Balkan. Das war, zumal bei 
den primitiven Verkehrsverhältnissen jener Zeiten, eine Aufgabe, 
die die Kräfte des Reichs bei weitem überstieg und bleibende 
Erfolge auf dem Balkan auch dann vereitelt hätte, wenn die öster- 
reichischen Heerführer nach des Prinzen Eugen Hingang nicht so 
unfähig gewesen wären, wie sie's tatsächlich waren. 

Ein gewaltiges Wollen und ein trotz glänzender Siege doch 
dahinter weit zurückbleibendes Können: das war die Signatur 
der Balkanpolitik von Kaiser Leopold I. bis zum Tode Kaiser 
Josephs II. Und sie war so suggestiv, daß sich selbst ein Staats- 
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mann vom Rang eines Kaunitz ihr nicht entziehen konnte und 
seine und des Reiches Krflfte in einem aufreibenden Hinundher 
zwischen Okzident und Orient zersplitterte. 

In dieser Divergenz zwischen Wollen und Können trat im 
letzten Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts ein tiefgreifender Umschwung 
ein : das aktive Wollen schrumpfte nahezu völlig ein, und an seiner 
Stelle blieb nur mehr ein passives Wollen: der Selbsterhaltungs- 
trieb. Dieser passive Charakter teilte sich natflriich auch der Balkan- 
politik mit 

Angesichts der steten Bedrohung durch Napoleon dachte man 
in Wien nicht mehr an Eroberungen auf dem Balkan, und darum 
ließ man sich auch die Gelegenheit entgehen, Serbien zu annek- 
tieren, wiewohl die Anregung dazu von diesem selber gekommen 
war und wiewohl man dafflr eine ganze Reihe von Jahren Zeit 
gehabt hätte (1804—11). Allerdings war das Können Österreichs 
damals nicht eben grofi gewesen; aber das Wollen, früher immer 
so viel größer als das Können, war jetzt kleiner geworden als 
dieses. 

Der Sturz Napoleons vermochte an diesem Verhältnisse nicht 
viel zu ändern, höchstens dafi es symmetrischer wurde und einem 
mäßigen Wollen ein mäßiges Können entsprach. Mettemich be- 
trieb, wie überall, so auch auf dem Balkan, eine durchaus konservative 
Politik. Alles sollte, so lang es nur ging, bleiben, wie es war. 
Nur keinen Umsturz, keine Erschütterung! 

Unter Felix Schwarzenberg schnellte das Wollen Österreichs 
mit einem Male wieder gewaltig hinauf ; aber die Balkanpolitik im 
besondern nahm an diesem Aufschwünge nicht teil, denn Deutsch- 
land und Italien bedeuteten für ihn zunächst mehr als der Balkan. 
Und wenn er sein Augenmerk später vermutlich auch diesem 
zugewendet hätte und auch da nach seiner Art energisch auf- 
getreten wäre, so sollte es ihm doch nicht beschieden sein, dies 
auch zu erleben. 

Sein Nachfolger Buol hatte zwar den Willen, eine aktive Balkan- 
politik zu machen, aber sein Können blieb hinter seinem Wollen 
weit zurück, und zwar in diesem Falle sein eigenes Können, nicht 
das des Staates. Er war der Minister der halben Maßnahmen, 
die sich für das Reich gerade unter seiner Regierung besonders 
verhängnisvoll erweisen sollten. Der kostspielige Aufmarsch der 
Armee in Galizien und die Besetzung der Donaufürstentümer zogen 
Österreich die Feindschaft Rußlands zu, ohne ihm dafür die Freund- 
schaft der Westmächte zu gewinnen. Und auch die versäumte 
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Gelegenheit fehlte nicht: die unterlassene Annektierung der Donau- 
fürstentümer. 

In den folgenden Jahren trat der Balkan hinter den deutschen 
und italienischen Interessen Österreichs völlig zurück. 

Mit dem Jahre 1866 vollzieht sich im Habsburgerreich ein 
gewaltiger, grundstürzender Wandel. Es verliert mit einem Schlage 
seine Stellung in Deutschland und Italien. Nur der Balkan bleibt 
ihm noch als Feld für seine politische Tätigkeit übrig. Nach 
einem sehr unglücklichen Intermezzo daselbst, in dem sich das 
Wollen des leitenden Staatsmanns, Beust, auf dem Nullpunkt 
zeigt — Bocche- Aufstand — , ergreift Andrässy das Steuer des 
Staatsschiffes und nimmt den neuen Kurs nach Osten. Er ver- 
meidet vorsichtig und geschickt die gefährlichen Untiefen und 
Klippen dieses Fahrwassers und befolgt dabei — er, der einstige 
Revolutionär! — , sich dessen vielleicht selber nicht bewußt, den 
Grundsatz des Erzreaktionärs Metternich: auch er will das tür- 
kische Reich möglichst lang erhalten wissen und geduldig warten, 
bis dessen Todesstunde schlägt, um dann erst auf den Plan zu 
treten und seinen Teil vom Erbe einzustreichen. In dieser An- 
sicht befangen, .bleibt er für die Winke und Bitten, die aus der 
Herzegovina und Bosnien kommen und die Besetzung dieser 
Länder durch die Monarchie anstreben, hartnäckig blind und taub, 
und so geht wieder eine günstige Gelegenheit für diese ungenützt 
vorüber. Erst als sich Rußland in San Stefano anschickt, die 
Türkei nach seinem Gutdünken aufzuteilen, fällt ihm Andrässy in 
den Arm, rettet diese vor dem Untergang und nimmt sich nun 
doch Bosnien und die Herzegovina, die er früher leichter hätte 
haben können. Aber er will es nicht ganz tun, lehnt die ihm 
vorgeschlagene Annexion vielmehr ab und begnügt sich mit der 
Okkupation, ja er verpflichtet sich heimlich der Pforte gegenüber, 
die eroberten Gebiete nur provisorisch zu besetzen. So vergeht 
für die Monarchie neuerdings eine günstige Gelegenheit. Andrässy 
denkt wohl an eine Erweiterung ihrer Machtsphäre über Bosnien 
hinaus — das blaue Meer von Saloniki schimmert verführerisch 
in seine Träume — ; aber er fürchtet, das Können des Reichs 
werde mit seinen Wünschen nicht Schritt halten können, und wagt 
es darum nicht, mehr zu wollen. Er läßt die Sandschakfrage somit 
offen und bescheidet sich mit einer teilweisen Besetzung. Wieder 
eine halbe Maßnahme! 

Unter seinen Nachfolgern Haymerie, Kälnoky und Goluchowski 
kommt über die Balkanpolitik der Monarchie eine Art fortschreiten- 
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der Paralyse. Zumal unter Goluchowski schwindet das Wollen 
völlig. Die Monarchie denkt nicht mehr an eine Erweiterung der 
habsburgischen Macht. Sie kennt nur mehr ein Bestreben: den 
Frieden zu erhalten, den Frieden um jeden Preis; nur mehr einen 
Ehrgeiz : der gemütliche beliebte Allerweltsonkel zu sein, der allen 
gefällig ist, allen Platz macht und für sich nichts mehr beansprucht, 
sondern mit freundlichem Lächeln zusieht, wie sich's die andern 
auf seine Kosten Wohlergehen lassen.^) 

Da tritt Ährenthal auf den Plan, und mit ihm scheint eine 
neue Ära fflr die Balkanpolitik zu kommen. Aber es scheint eben 
nur so ; in Wahrheit kommt sie nicht. Ahrenthal weckt die Mon- 
archie zwar aus der dumpfen Lethargie, in der sie Jahrzehnte 
hindurch hingedämmert hat, und das angeblich altersmorsche 
Reich überrascht alle Welt durch seine ungebrochene Lebenskraft. 
Aber er macht von diesem Kapitale nur passiven Gebrauch, be- 
treibt mit ihm nur eine negative Politik. Er kauft der Türkei 
Bosnien und die Herzegovina um teures Geld ab und folgt ihr 
überdies freiwillig den Schlüssel des Tors zum Ägäischen Meer 
aus. Die Gelegenheit, in Serbien endgültig reinen Tisch zu 
machen, ist so günstig, wie sie voraussichtlich nie wieder sein 
wird: Rußlands Schwert ist von Pappe,*) es ist ohnmachtig; 
niemand kann die Monarchie daran hindern, mit Serbien abzu- 
rechnen. Die Armee wartet voll Ungeduld auf den Ruf des 
Kaisers. Aber sie wartet vergebens. Ährenthal läßt die Gelegen- 
heit ungenützt vorübergehen. Damit nicht genug, verkündet er 
feierlich aller Welt, daß Österreich-Ungarn saturiert sei und keinen 
Territorialbesitz mehr anstrebe. Ein Ausspruch, den sich allen- 
falls ein britischer oder russischer Staatsmann erlauben dürfte — 
tatsachlich aber nicht eriaubt — , keinesfalls jedoch ein österreichisch- 
ungarischer. Die Monarchie, die nicht ein einziges Stückchen über- 
seeischen Landes ihr eigen nennt, für die — traurig genug! — 
der Balkan die Welt bedeutet, soll saturiert sein! Damit wird das 
Nichtwollen zum Balkanprogramm der Monarchie erhoben und 
diese klaglich bloßgestellt. Alle Welt muß glauben, hinter dieser 
selbstgefälligen Uneigennützigkeit trachte sich krasse Ohnmacht 
zu verbergen, was in Wahrheit keineswegs der Fall ist. Es ist 
geradezu das Todesurteil für die Zukunft der Monarchie im Orient; 

^) Siehe hierzu die trefflichen AusfUhningen L Freiherrn v. Chlumeckys 
in seinem Buche .Osterreich und Italien", S. 69— 74. 

s) Fürst O. Trubetzkoi, .Rufiland als Grofimacht% Stuttgart, 
Deutsche Verlags-Anstalt 1913, S. 3. 
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denn da sie durch die Ereignisse von 1866 gezwungen worden 
ist, ihre Zukunft auf dem Balkan zu suchen, so kann die Ein- 
stellung ihrer Fortentwicklung ebendaselbst nichts anderes be- 
deuten als den Anfang von ihrem Ende überhaupt Wenn sich 
die Monarchie nicht auf dem Balkan fortentwickeln soll, wo denn 
sonst? *) 

Das alte Mißverhältnis zwischen Wollen und Können hat seinen 
Tiefpunkt erreicht; nur im umgekehrten Sinne von einst: ein 
tatenscheues Nichtwollen paart sich mit einem starken Können. 

Ährenthal ist zu früh gestorben, um die verhängnisvolle Tor- 
heit dieses Verzichts am eigenen Leibe zu spüren und sie zu 
bereuen. 

Seinem Nachfolger Berchtold bleibt dies aber nicht erspart. Er 
muß die Sünden nicht nur Ährenthals, sondern aller seiner Vorgänger 
bis Andrässy zurück büßen. Er soll Balkanpolitik machen und darf 
keinen Schritt vorwärts tun, glaubt wenigstens, es nicht zu dürfen. 
Das geht noch an, solange die Statusquo-Theorie den Ton angibt 
Als diese aber von den Balkanstaaten blutig ad absurdum geführt 
wird , da muß er — so meint er — ruhig und tatenlos zusehen, 
wie sie das Erbe der Türkei unter sich aufteilen, und läßt gleich 
seinem Vorgänger die Gelegenheit, endlich mit Serbien abzu- 
rechnen, ungenützt verstreichen. Sie ist freilich nicht mehr so 
günstig wie während der Annexionskrise, denn Rußland erholt 
sich; aber immerhm: je länger man damit wartet, desto kräftiger 
wird es werden, desto schwerer also der Kampf mit ihm, der un- 
abwendbar erscheint. 

Und auch hier wieder zur versäumten Gelegenheit die halben 
Maßnahmen: die Schaffung eines verstümmelten Albanien und 
beim Bukarester Frieden ein energischer Protest, dem keine Tat 
folgt. 

Eine Rückschau auf die Balkanpolitik des Habsburgerreiches 
bietet demnach, wie man sieht, keinen sonderlich erfreulichen An- 
blick, denn der Weg von den Zeiten des Prinzen Eugen bis zu 
unsem Tagen führt entschieden abwärts, und daran tragen die 

^) O. Ha notaux bemerkt in seinem Buche .La Guerre des Balkans 
et TEurope* zu diesem Verzichte Ahrenthals : ,A partir dujour ou le comte 
Ahrenthal d^clara que TAutriche renon^it au district de Novi-Bazar pour 
obtenir l'annexion gratuite de la Bosnie et Herz^govine, ä partir de ce jour, 
le sort en 6tait jetö: ce sont \k de ces paroles qui ne se reprennent 
pas.- S. 287. 
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bewußten drei Merkmale dieser Politik schuld« Ein beständiges 
Schaukelspiel zwischen Wollen und Können ; eine Kette versäumter 
Gelegenheiten ; ein Konglomerat halber Maßnahmen, halber Erfolge 
und ganzer Mißerfolge: das ist, summarisch gesprochen, die Ver- 
gangenheit unserer Balkanpolitik« 

Ausblick 

Und die Zukunft der Monarchie auf dem Balkan? . . . 

Sie wird es mit zwei .Fragen* zu tun haben, die sie lösen 
muß, und von dem Wit dieser Lösung wird ihre kflnftige Entwick- 
lung abhängen. Diese zwei Fragen sind die albanesische und 
die serbische. 

Die albanesische Frage 

Der Verlauf der Dinge in Albanien ist für die Monarchie 
bisher nichts weniger als befriedigend gewesen. In bösen Kriegs- 
zeiten erzeugt, unter schweren Wehen geboren und seither von 
furchtbaren Krämpfen gerüttelt, läßt dieser jüngste Staat Europas 
für die Zukunft nicht viel hoffen ; um so mehr aber fürchten, denn 
das Verhältnis zwischen der Monarchie und Italien, als den beiden 
Schutzmächten Albaniens, ist äußerst heikel und könnte durch 
diese V^rren, die das gemeinsame Programm so empfindlich 
stören, leicht Schaden leiden. Jede Gemeinsamkeit zwischen 
Staaten ist zweischneidig, und aus den Freunden von heute können 
im Handumdrehen die Feinde von morgen werden. Das Beispiel 
östeneichs und Preußens im Jahre 1864 drängt sich mit zwingender 
Suggestion auf, und Albanien könnte für die beiden Adriamächte 
zu einem zweiten Schleswig-Holstein werden.^) 

Trotz dieser Gefahr bedeutet das albanesische Problem für 
Österreich-Ungarn ungleich weniger als das serbische, denn es hat 
einen rein exterritorialen Charakter und läßt den Organismus der 
Monarchie unberührt. 

Die serbische Frage 

Ganz anders verhält es sich mit der serbischen Frage, die tief 
in das Innenleben der Monarchie eingreift, weil sie ein Kapitel 
des großen südslawischen Problems bildet, das für die Monarchie 
geradezu eine Lebensfrage ist. 

^) Der erste, der auf diese Möglichkeit verwiesen und damit einen Ver- 
gleich geschaffen hat, der seither fast schon zum Gemeinplätze geworden, 
ist Leopold Freiherr v. Chlumecky in seinem ausgezeichneten Werke 
»Osterreich und Italien* gewesen. 
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Auf dieses Problem kann hier nicht näher eingegangen werden, 
da es in erster Linie die innere Politik Österreich-Ungarns betrifft, 
die nicht in den Bereich dieser Darstellung gehört. 

Nur folgendes sei hier über dieses Thema gesagt: 

Die Annexion Bosniens und der Herzegovina hat der nationalen 
Bewegung unter den Südslawen neue Nahrung gegeben und nament- 
lich deren altes Verlangen nach territorialer Vereinigung gefördert. 
Bosnien und die Herz^ovina sollten mit Kroatien-Slawonien und 
Dalmatien, womöglich auch mit den slawischen Gebieten des 
Küstenlandes und der Alpenländer, zu einem Ganzen vereinigt werden 
und zur Gesamtmonarchie in ein ähnliches Sonderverhältnis treten 
wie Ungarn. An Stelle des Dualismus sollte künftig der Trialismus 
treten. Diese Bestrebungen waren und sind im Grunde nichts 
anderes als eine neue Auflage der alten „illyrischen'' Bewegung 
aus den dreifiiger und vierziger Jahren des vorigen Jahrhunderts, 
nur mit anspruchsvollerer nationaler Couleur. 

In Ungarn stoßen sie naiüriich auf den heftigsten Widerstand, 
denn ihre Erfüllung würde das Ende der magyarischen Präponderanz 
bedeuten. Aber auch in östeneich haben sie bisher wenig Sym- 
pathien gefunden. Man verschließt sich zwar nicht dem Vorteile, 
daß dieses Projekt ein Gegengewicht gegen Ungarn bieten würde; 
aber man übersieht auch nicht, daß sich dieser dritte Staat der 
Monarchie ebensogut auch einmal mit Ungarn zusammen gegen 
Österreich kehren könnte, und in jedem Falle würde der ohnehin 
schon so schwer zu handhabende Regierungsapparat der Mon- 
archie dadurch noch komplizierter werden. Man kann sich daher 
in \^rien nicht entschließen, die dahin zielenden Wünsche der Süd- 
slawen zu erfüllen. Anderseits aber weiß man nicht, was man 
mit dem Annexionsgebiete beginnen soll. Es Ungarn anzugliedern, 
das darauf Anspruch erhebt, wagt man nicht; weniger vielleicht aus 
Rücksicht auf die österreichische Reichshälfte als auf die wahr- 
scheinlichen Folgen, die dieser Schritt bei allen Südslawen nach 
sich ziehen würde. So hängt denn Bosnien mit der Herzegovina 
als ein staatsrechtliches Neutrum zwischen Österreich und Ungarn 
sozusagen in der Luft; wieder ein markantes und warnendes Bei- 
spiel der landesüblichen halben Maßnahmen. 

Daß der dadurch geschaffene Zustand der Ungewißheit und 
die gereizte Stimmung der unzufriedenen Südslawen einen frucht- 
baren Nährboden für die Giftkeime der großserbischen Propaganda 
abgibt, liegt in der Natur der Sache. Diese Keime sind denn auch 
mit unheimlicher Üppigkeit in die Halme geschossen, und die 
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Blicke der Sfldslawen haben sich immer häufiger von Wien ab 
nach Belgrad, als der künftigen Residenz des erträumten süd- 
slawischen Reichs, gewendet. 

Durch seine grofien Erfolge in der jüngsten Balkankrise hatte 
Serbien in den Augen der Südslawen einen verführerischen Nimbus 
und eine mächtige Anziehung erhalten. Dem jugendlichen, stürmisch 
aufstrebenden Serbien schien die Zukunft zu gehören, das alte, 
»morsche" Habsburgerreich dagegen nur mehr eine Vergangenheit 
zu haben. In Serbien selbst aber hatten die kriegerischen Erfolge 
einen wilden Taumel hervorgerufen, ein bis zum Größenwahn 
gesteigertes Selbstgefühl, das keine Grenzen mehr kannte und der 
Monarchie mit herausforderndem Hohne begegnete. 

Hand in Hand damit ging die immer dreister auftretende 
grofi^erbische Propaganda. Mit welchem Erfolge, das hat der 
furchtbare Doppelmord in Serajevo gezeigt, der wie ein greller 
Blitz in die finstem Abgründe der serbischen Propaganda hinein- 
leuchtete. 

Jetzt erst besann man sich in Wien und tat, was man schon 
vor Jahren hätte tun sollen : man machte Serbien gegenüber Ernst 
und verlangte von ihm Rechenschaft. 

Aber auch da wieder wollte man sich zuerst mit einer halben 
Maßnahme begnügen: Es sollte bloß eine Strafexpedition werden 
und Serbien im vollen Besitze seines Territoriums bleiben. Nichts 
wäre verfehlter als ein solches Vorgehen, denn mit unfehlbarer 
Sicherheit würde Serbien, sobald es sich von seinem Schrecken 
erholt hätte, das alte Spiel von neuem beginnen. ^lU die Mon- 
archie endlich Ruhe haben — und sie muß es wollen, weil sie sonst 
finanziell verbluten müßte — , so gibt es nur ein Mittel: Serbien 
muß von der Landkarte verschwinden. Ein radikales Mittel, 
sicherlich, aber das einzige, das den großserbischen Umtrieben ein 
für allemal ein Ende machen^ zumindest sie der großen Gefährlich- 
keit entkleiden würde, die ihnen zurzeit innewohnt. Solange sich 
unmittelbar an den Grenzen der Monarchie ein großserbischer Agi- 
tationsherd befindet, der unablässig geschürt wird, und zwar unter 
Aufsicht und Mithilfe der serbischen Regierung, so lange wird 
auch dessen Gluthauch die Atmosphäre in den Nachbargebieten 
der Monarchie bis zur Unerträglichkeit erhitzen ; so lange werden 
seine Funken unaufhaltsam über die Grenzen sprühen und immer 
wieder Brände und Explosionen verursachen; Brände und Explo- 
sionen, die, wie das Attentat in Serajevo gezeigt hat, unberechen- 
bare Folgen haben und den Bestand des Reichs gefährden können. 
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Es wäre somit keineswegs frivole Eroberungspolitik, wenn die 
Monarchie diesen Herd endlich zerstörte und den Grund, auf dem 
er gestanden, in Besitz nähme, sondern nur ein Akt des Selbst- 
erhaltungstriebs , zu dem sie frflher oder später doch genötigt 
sein würde. 

Dem naheliegenden Vorwurfe der Ländergier und des ge- 
störten Gleichgewichts auf dem Balkan könnte sie aber dadurch 
begegnen, dafi sie Serbien nicht ganz fflr sich behielte, sondern 
dessen erst in den letzten Kriegen erworbene Gebiete nach ethno- 
graphischen Gesichtspunkten an Bulgarien, Albanien und Griechen- 
land verteilte, den nordöstlichen, von Rumänen bewohnten Winkel 
des eigentlichen Serbien aber König Carol antrüge und bloß den 
Rest behielte. So würden alle Balkanstaaten zu einer Vergrößerung 
kommen und das Gleichgewicht wäre gewahrt. Die Mon^trchie 
aber würde dann alle Serben — auch Montenegro müßte, wenn 
gründlich Ordnung gemacht werden sollte, Serbiens Schicksal 
teilen — unter dem habsburgischen Szepter vereinigt haben, womit 
der alte Wunsch der Südslawen nach territorialer Vereinigung und 
staatlicher Einheit erfüllt wäre. In welcher Form dies zu ge- 
schehen hätte, das zu erörtern gehört nicht hierher. Jedenfalls 
müßte man in Wien aber auch dafür sorgen, daß es die Serben 
aus dem ehemaligen Königreich unter Habsburgs Herrschaft 
besser hätten als unter dem blutigen Mörderregiment der Kara- 
georgevid. 

Merkwürdigerweise hat es trotz allem noch immer Leute ge- 
geben, die des naiven Glaubens waren, die serbische Frage ließe 
sich auf friedlichem Wege lösen, oder die doch zumindest so taten, 
als ob sie dies glaubten, und es im übrigen für die höchste 
Staatsweisheit hielten, diese heikle Angelegenheit als ein Noli 
me tangere zu betrachten und ihr sorgsam aus dem Wege zu gehen. 

Nun, die Weltgeschichte hat diese Kurzsichtigen und Leise- 
treter gründlichst ad absurdum geführt und ihnen mit nieder- 
schmetternder Wucht bewiesen, daß Fragen von der Art der ser- 
bischen Frage nicht am grünen Tische gelöst werden, sondern auf 
dem Schlachtfelde, nicht mit der Feder, sondern mit dem Schwerte, 
nicht mit Tinte, sondern mit Blut. Jeder historische Erfolg ist 
ja — es sei hier nochmals gesagt. — letzten Endes doch nur 
der blutige VTiderschein des Glanzes siegreicher Bajonette und 
Schwerter* 
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